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1.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Einwendungen: 
Allgemeines 
•Der Verordnungsgeber verkennt, dass die Arbeitshilfe des NLWKN zur Siche-
rung von Natura 2000-Gebieten (2018-02-20_Muster-V0_4_aktualisiert.pdf) 
für Naturschutzgebiete angefertigt wurde und im Rahmen von Landschafts-
schutzgebieten einen unverhältnismäßig hohen Schutzmaßstab statuiert. In 
LSGV0en sind diese stets an den besonderen Schutzzweck anzuknüpfen. Dem 
wird es nicht gerecht, wenn die für NSGV0en konzipierten Schutzmaßnahmen 
des Ministeriums „entsprechend" angewandt werden beziehungsweise aus 
der Muster-VO übernommen werden. 

•Sämtliche Regelungen müssen sich am Verschlechterungsverbot messen 
lassen. Der Maßstab für die Beurteilung der Frage, ob eine Gebietsbeeinträch-
tigung vorliegt, verlangt nach einer Ausgangsgröße: Pläne, Projekte und Vor-
haben sind die adressierten Erscheinungsformen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL 
angeordneten Verschlechterungsverbots. Dies dient nach überwiegender An-
sicht der Erhaltung des Zustandes, in dem sich die von dem Schutzgebiet um-
fassten Lebensräume im Zeitpunkt der Eintragung in die Gemeinschaftsliste 
befinden. Gemäß Art. 4 Abs. 5 FFH-RL ist ein Gebiet nämlich erst ab dem Zeit-
punkt geschützt, in dem es in die Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung aufgenommen worden ist. Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken können, von vornhe-
rein vom Verschlechterungsverbot nicht erfasst. Die bereits bei Unterschutz-
stellung des Gebiets bestehenden Vorhaben wirken sich (prägend) auf die 
zeitlich nachfolgend ausgewiesenen Schutzgebiete aus und bestimmen so den 
Erhaltungszustand der Lebensräume und Arten mit (Beier, NVwZ 2016, 575, 
577). Sie sind daher in der Regel bereits im Rahmen des Prozesses der Ge-

Die Arbeitshilfe kann auch für die LSG-VO als Orientierungshilfe/Grundlage 
dienen. Die Regelungen des LSG-VO leiten sich aus dem Schutzzweck, mit re-
pressiven und präventiven Verboten ab. 

Die unionsrechtlichen Vorgaben der FFH-RL und V-RL etablieren lediglich Min-
deststandards, während es den Mitgliedstaaten nicht versagt ist, strengere 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen (Art. 193 AEUV; Art. 14 V-RL). Davon abgese-
hen begrenzt das Verschlechterungsverbot nicht die Regelungsmöglichkeiten 
des Verordnungsgebers. Das Verbot bezieht sich auf Handlungen und Maß-
nahmen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-
Gebietes führen können. Der Verordnungsgeber gehört daher von vornherein 
nicht zu den Adressaten des Verbots; stattdessen hat er aus Gründen des § 32 
Abs. 3 S. 3 BNatSchG durch geeignete Ge- und Verbote sicherzustellen, dass 
der Regelungsvorgabe des Art. 6 Abs. 2 (i.V.m. Art. 7) FFHRL entsprochen wird. 
§ 32 Abs. 3 S. 4 BNatSchG lässt aber keinen Zweifel daran, dass es ihm auch 
gestattet ist, weitergehende Schutzvorschriften zu erlassen. Die Vorstellung, 
dass eine zur Unterschutzstellung von FFH- und/oder Vogelschutzgebieten 
dienende nationale Schutzverordnung lediglich Verschlechterungen des Zu-
standes verhindern dürfte, findet in den einschlägigen Rechtsnormen keinen 
Rückhalt. 
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bietsausweisung entsprechend berücksichtigt worden (VGH München, Urt. v. 
30.10.2007 — 8 A 06.40024; bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 05.12.2008 — 
9 B 28/08; VGH München, U. v. 19.02.2014 — 8 A 11.40040 u. a.; wiederum 
bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 22.06.2015 — 4 B 59/14). Der Maßstab für 
die Beurteilung der Frage, ob eine Beeinträchtigung vorliegt, verlangt zunächst 
nach einer Ausgangsgröße. Fraglich ist nämlich, ob der naturschutzrechtliche 
„Idealzustand" die Ausgangsgröße bildet oder ob bereits ein vorgefundener 
Zustand (Vorbelastung) Ausgangspunkt ist. Man wird von folgendem ausgehen 
müssen: Die Vorhaben, Maßnahmen und Veränderungen sind Erscheinungs-
formen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL angeordneten Verschlechtungsverbots. 
Letzteres dient nach überwiegender Ansicht der Erhaltung des Zustandes, in 
welchem sich die von dem Schutzgebiet umfassten Lebensräume im Zeitpunkt 
der Eintragung in die Gemeinschaftsliste befinden (Gellermann, Natura 2000-
Europäisches Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepub-
lik Deutschland, 2. Aufl. 2001, S. 72). Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken, von vornherein vom 
Verschlechterungsverbot nicht erfasst (Gellermann, Natura 2000-Europäisches 
Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepublik Deutsch-
land, 2. Aufl. 2001, S. 72). Anders formuliert: Soweit Art. 6 Abs. 2 FFH-RL ne-
ben dem Unterlassen beeinträchtigender Handlung ein aktives Tätigwerden 
des Mitgliedstaats fordert, handelt es sich um eine konservierende, nicht um 
eine optimierende Maßnahme (Erbguth/Schubert, DVBI. 2006, 591, 596). 

In Anbetracht des konservierenden Charakters müssen aber alle Maßnahmen 
der Bewirtschaftung zulässig bleiben, die zum Zeitpunkt der Unterschutzstel-
lung bereits vorgenommen wurden und die nicht dazu geführt haben, die 
Schutzbedürftigkeit und die Schutzwürdigkeit in Frage zu stellen. Es geht da-
rum, einen Zustand zu konservieren, so dass Maßstab für die Einschränkungen 
der Zustand der Ausgangsgröße ist, der zum Zeitpunkt der Unterschutzstellung 
herrschte. Deshalb sind die Einschränkungen auf die Aspekte zu begrenzen, 
die über diesen Rahmen hinausgehen und die zu einem Verstoß gegen das 
Verschlechterungsverbot führen können. Das gefundene Resultat entspricht 
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG 146, 145 ff. — 

Im Übrigen zur Kenntnis genommen. 

Das Verschlechterungsverbot bezieht sich, wie oben dargestellt auf den Zeit-
punkt der Meldung des Gebietes als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung, nicht der hier vorgenommenen Überführung in nationales Recht.  
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BAB Waldkappel, erster Leitsatz). Mit Blick auf den Kammmolch hat das Ge-
richt festgestellt, eine ihn betreffende Schadensvermeidungsmaßnahme sei 
rechtlich zulässig, wenn nach Durchführung der Maßnahme mindestens der 
gleiche (oder bessere) Schutz für die Art erreicht wird. 

•Die Fläche des geplanten Landschaftsschutzgebietes korrespondiert nicht mit 
der Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete (vgl. Über-
sichtskarten/ Anlage 1.2 und 1.3). Die Einbeziehung der nicht als FFH-Gebiet 
ausgewiesenen Flächen kommt jedoch nur dort in Betracht, wo diese im Hin-
blick auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebietes schutzwürdig und schutzbedürf-
tig sind. Beides wurde vom Verordnungsgeber nicht dargelegt. 

•Der Standdarddatenbogen enthält veraltete Daten. Die Lebensraumtypen 
und die Arten sind weit vor 2017 das letzte Mal kartiert worden — die Biotop-
kartierung des Fehntjer Tief-Niederung für die FFH-Basiserfassung erfolgte im 
Jahr 2002. In der Begründung wird sich auf keine aktuellere Erfassung bezo-
gen. In zeitlicher Hinsicht ist eine solche Überprüfung und Nachkartierung 
jedenfalls dann erforderlich, wenn die nationale Unterschutzstellung mehr als 
sechs Jahre nach Aufstellung der Standarddatenbögen erfolgt. Dies folgt aus 
den Vorgaben der FFH-Richtlinie und der dazu ergangenen Rechtsprechung 
(vgl. Art. 4 Abs. 4 FFH-RL, Art. 9 FFH-RL; VGH Kassel, B. v. 02.01.2009 — 11 B 
368/08.T — juris, Rn. 398). 

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Im Hoheitsgebiet des 
Landkreises Aurich wurden ansonsten keine weiteren Flächen als die des Na-
tura-2000 Gebietes verordnet. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume 
in den letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung 
mit den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die 
Meldung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrecht-
lich zwingend. 

In der Begründung des Verordnungsentwurfs wird eine Basiserfassung thema-
tisiert, deren Ergebnisse im Standard-Datenbogen des NLWKN dokumentiert 
sind. Die Erstmeldung des FFH-Gebietes „Fehntjer Tief und Umgebung' erfolg-
te im Dezember 2004, indessen wurde der Meldebogen im Juli 2018 aktuali-
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Schutzzweck - § 3 
Einwendung 

siert. Das Vogelschutzgebiet „Fehntjer Tief' wurde im Dezember 1999 gemel-
det, während das Update im August 2018 erfolgte.“ Daraus folgt, dass die 
Datenlage in Ansehung des vorliegenden Falles hinreichend aktuell ist. 

Die Lebensraumtypen (6230, 6410, 7140, stichprobenartig 3150, 3130) und 
Arten sind im Rahmen der Managementplanung 2019 und 2020 kartiert wor-
den. Borstgrasrasen und Pfeifengraswiesen sind stichprobenartig durch das 
Land Niedersachsen im Rahmen der Berichtspflicht kartiert worden. Seit 2009 
erfolgt im Landkreis Leer ein Monitoring im Rahmen der Umsetzung von Maß-
nahmen zur Entwicklung und Erhaltung der LRT 6230 und 6410. Die Gewässer 
des LRT 3130 werden regelmäßig durch das Land Niedersachsen (Luronium) 
untersucht. Zudem erfolgt eine jährliche Revierkartierung seit 1994 (bis auf 
2015/2016) durch die Naturschutzstation Fehntjer Tief. 

Unabhängig davon findet die These, dass nach Ablauf von sechs Jahren eine 
Neukartierung erfolgen müsste, in Art. 4 Abs. 4 FFH-RL keine Stütze. Die Vor-
schrift, die nur für FFH-Gebiete gilt, verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Unter-
schutzstellung der in die Gemeinschaftsliste aufgenommenen Gebiete inner-
halb einer Frist von sechs Jahren. Die Rechtsfolge, dass nach Ablauf dieser 
Frist nachkartiert werden müsste, lässt sich der Vorschrift nicht entnehmen, 
zumal dies darauf hinausliefe, die Unterschutzverpflichtung zu relativieren. 

Schließlich verfängt der Hinweis auf Rechtsprechung zur Datenaktualität bei 
Eingriffsvorhaben nicht. Eine Übertragung auf Verfahren der Unterschutzstel-
lung verbietet sich schon deshalb, weil § 26 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG keinen 
Zweifel daran lässt, dass ein LSG auch um der „Wiederherstellung der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes“ willen ausgewiesen wer-
den kann. Es ist daher nicht entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter 
im Gebiet noch vorkommen, und daher ist die Aktualität der Daten keine Vo-
raussetzung der Unterschutzstellung. 
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Der besondere Schutzzweck gemäß § 3 Abs. 2 sollte sich auf folgende Punkte 
beschränken: 
•Die Erhaltung und Entwicklung der weitläufigen, offenen, von Grünland ge-
prägten Landschaft sowie ihrer charakteristischen Arten. 
•Die Erhaltung und Entwicklung der im Gebiet vorkommenden Gewässer als 
Lebensraum für 
zahlreiche Tier- und Pflanzenarten. 
•Die Erhaltung und Entwicklung 
beruhigter, ungestörter großflächiger Brut-, Rast- und Nahrungshabitate der 
im Gebiet vorkommenden Vogelarten. 
Der Schutz, die Pflege und die Entwicklung von Lebensräumen und Habit-
tatstrukturen wild lebender Tier-und Pflanzenarten, soweit sie europäisch 
geschützt sind und in signifikantem Umfang im Gebiet vorkommen. 

Absatz 4 sollte von einer „Kann" in eine „Soll"-Bestimmung umgewandelt 
werden. 
Die Umsetzung der Erhaltungsziele insbesondere auf landwirtschaftlichen 
Flächen sowie von Pflege-und Entwicklungsmaßnahmen soll aufbauend auf 
die nachfolgenden Schutzbestimmungen auch durch Angebote des vertrags-
naturschutzes unterstützt werden. 

Verbote - § 4 Abs. / 
Einwendung: 
Die Betretungs- und Befahrungsrechte sind 
auszuweiten (§ 4 Abs. 1 Nr. 1, 2 LSG-VO-E) 

Es muss zumindest ausnahmsweise und im Rahmen einer Bewirtschaftung 
nach § 5 BNatSchG möglich sein, den Pudde-, Hamm-, Kielweg in der 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 

Wenn diese Vorschrift in eine „Soll“-Regelung umgewandelt werden würde, 
hätte die zuständige Naturschutzbehörde keinen Ermessensspielraum bei der 
Entscheidung, ob Vertragsnaturschutz durchgeführt werden muss. Diese jetzt 
geltende Regelung dient der Wahrung der Eigentumsrechte.  

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen.  

Die hier angesprochene Sperrung der Wege erfolgt auf dem Hoheitsgebiet des 
Landkreises Leer und findet sich in der Verordnung des Landkreises Aurich 
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Zeit vom 15.03. bis zum 15.07. eines jeden Jahres zu betreten, zu befahren 
oder auf sonstige Art und Weise aufzusuchen (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 LSG-VO-E). 

§ 4 Abs. 1 Nr. 3 LSG-VO ist zu ungenau. Zudem wird vorgeschlagen, auf die 
Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erforderlichen 
Regelungen zum Schutz wilder Tiere bereits enthält. 
Ausweislich der Begründung zum Verordnungsentwurf (S. 5) bezweckt die 
Regelung insbesondere, einer Beunruhigung wild lebender Tiere vorzubeugen. 
Die Regelung lehnt sich an § 39 Abs. 1 BNatSchG an, geht jedoch über diesen 
hinaus. 
Abgesehen davon, dass § 39 BNatSchG bereits hinreichenden Schutz für wild 
lebende Tiere und Pflanzen bietet und es einer darüber hinausreichenden 
Regelung nicht bedarf, ist der weiter reichende Teil auch zu unbestimmt. Denn 
es wird für den Normadressaten nicht hinreichend deutlich umgrenzbar, ab 
wann wild lebende Tiere durch Lärm gestört sind. Diese unbestimmte Formu-
lierung kann in dieser Form zu uferlosen Beschränkungen führen. Verwiesen 
sei hier auf die zahlreichen Geräuschquellen, die der Fremdenverkehr als Teil 
der Gebietsnutzung im öffentlichen Interesse bietet, etwa durch Besucher mit 
ihren Kindern, Radfahrer auf den zugelassenen Wegen oder auch nur Pilzsu-
cher im Wald (vgl. § 39 Abs. 3 BNatSchG). 
Unklar bleibt ebenso, was „auf andere Weise" bedeutet. 
Es wird daher vorgeschlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 
BNatSchG die erforderlichen Regelungen zum Schutz wilder Tiere bereits ent-
hält. Tiere sind hinsichtlich ihrer Lärmempfindlichkeit vielfach sensibler als der 
Mensch, sodass auch insofern die Regelung des § 39 Abs. 1 BNatSchG hinrei-
chend Schutz bietet. 

Es muss zulässig sein, Pflanzstrukturen zu verändern, wenn diese nicht land-
schaftsprägend sind und keine Beeinträchtigung wertbestimmender Tier- und 
Pflanzenarten zu befürchten ist 4 Abs. 1 Nr. 4 LSG-VO-E). Auch wenn man et-
wa eine Beeinträchtigung seltener Tier- und Pflanzenarten im Einzelfall an-
nehmen mag,so ist damit noch keine Aussage darüber getroffen, ob im Hin-
blick auf die besondere Bedeutung einer natur- und landschaftsverträglichen 

nicht wieder. 

Der 4. Senat des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg hat in seinem Urteil vom 
04.03.2020, 4 KN 390/17 u.a. festgestellt, dass diese Regelung mit höherrangi-
gem Recht vereinbar und damit nicht zu unbestimmt ist. 

Die Aufnahme des Verbotes in die Verordnung stellt sicher, dass in einem 
dadurch notwendig werdenden Ausnahmeverfahren der Schutzzweck des LSG 
beachtet wird. Dieser würde bei einem Verfahren gem. § 39 BNatSchG keine 
Berücksichtigung finden. Zulässig sind gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 LSG-VO Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung des Gebietes mit vorheriger 
Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde. Eine natur- und land-



7 

Land- und Forstwirtschaft (§5 Abs. 1 BNatSchG) eine Entnahme jedenfalls im 
Einzelfall zuzulassen ist.Daher würden auch diese Erwägungen jedenfalls den 
Zustimmungsvorbehalt nicht rechtfertigen. Dies gilt umso mehr vor dem Hin-
tergrund, dass das der Zustimmungsvorbehalt nach dem Verordnungstext 
gerade nicht auf wertgebende Lebensraumtypen oder besonders geschützte 
Arten beschränkt ist, sondern unter anderem auf alle im Verordnungsgebiet 
vorzufindenden Hecken, Baumreihen und Feldgehölze Anwendung finden soll. 
Selbst wenn der Verordnungsgeber zudem möglicherweise davon ausgeht, 
Pflanzen vor der Beeinträchtigung oder Zerstörung durch Laien schützen zu 
müssen, so könnte dieser an sich nicht zu beanstandende Begründungsansatz 
jedoch nicht verfangen, wo es um Eingriffe der Grundeigentümer und Nut-
zungsberechtigten und ihr fachlich geschultes Personal geht. Denn diese sind 
darüber im Bilde, welche Arten besonders schützenswert sind, so dass die 
Regelung unter diesem Blickwinkel nicht gerechtfertigt ist. 
Das Verbot ist daher zumindest auf diejenigen Pflanzen zu beschränken, bei 
denen der Schutz der vorkommenden LRT oder Arten es erfordert. Zudem ist 
auch für diese ein Anspruch der Eigentümer und Nutzungsberechtigten auf 
Ausnahmeerteilung im Einzelfall vorzusehen. 
Es wird daher vorgeschlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 
BNatSchG die erforderlichen Regelungen zum Schutz von Tier- und Pflanzenar-
ten bereits enthält. 

Drohnenflüge müssen auch zu land- und forstwirtschaftlichen 
Zwecken ohne vorherige Zustimmung der Landkreise als Naturschutzbehörde 
erlaubt sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 6 LSG-VO-E); die 
Anzeigepflicht bei den Freistellungen (§ 7 Abs. 2 Nr. 7 LSG-VO) ist nicht prakti-
kabel und zudem ist die Freistellung zu eng gefasst; 

schaftsverträgliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis ist gemäß § 7 
Abs. 2 Nr. 11 LSG-VO ebenfalls möglich. 

Bereits zum jetzigen Zeitpunkt gilt nach § 21b Abs. 1 Nr. 6 der Verordnung zur 
Regelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten (LuftVO) ein Verbot für 
den Betrieb unbemannter Luftfahrtsysteme in FFH-Gebieten. Nach der Unter-
schutzstellung gilt dieses gesetzliche Verbot unabhängig von der Schutzge-
bietskategorie auch für Europäische Vogelschutzgebiete. Von unbemannten 
Luftfahrtsystemen/Flugmodellen/Luftfahrzeuge (z. B. Modellflugzeuge, Dra-
chen, Drohnen) oder bemannten Luftfahrzeugen gehen insbesondere auf die 
Vogelwelt erhebliche Beeinträchtigungen aus. Flugkörper verursachen unab-
hängig von ihrer Form psychischen Stress (z. B. Ducken, verstärkte Rufaktivi-
tät, unruhiges Hin- und Hergehen), der in physischen Stress münden kann (z. 
B. panikartiges Auffliegen, Verlassen des Gebietes). Darüber hinaus werden 
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Es muss erlaubt sein, land- forstwirtschaftliche Abfälle zu lagern, aufzuschüt-
ten oder einzubringen (§ 4 Abs. 1 Nr. 9 LSG-VO-E)  
Es ist nicht nachvollziehbar, inwiefern natürliche nichtgefährliche forstwirt-
schaftliche Materialien wie Pflanzenreste sowie natürliche nicht gefährliche 
Hölzer aus der Landschaftspflege geeignet sind, durch Verwendung als Dünger 
oder in Form des Verbleibs und späteren Unterpflügens tatsächlich geeignet 
sind, Flora und Fauna sowie den Naturhaushalt zu beeinträchtigen. 
Dem Verbot sind daher natürlich abbaubare und durch Landwirtschaft und 
Forstwirtschaft produziertes organisches Material zu entnehmen. 

Es muss erlaubt sein, Weihnachtsbaum-, 
Schmuckreisigkulturen und Kurzumtriebsplantagen anzulegen (§ 4 Abs. 1 Nr. 
10 LSG-VO-E) 
Das Verbot ist als Verbot mit Erlaubnisvorbehalt 
auszugestalten. 

Drohnen mit speziellen Kameras zur Ermittlung von Schäden durch lokal be-
dingte Hagelschauer, Windhosen, Sturmböen etc. in Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft und Naturschutz eingesetzt, um eine aufwändige Begehung der be-
troffenen Schläge zu vermeiden. Nach § 6 Nr. 3 LSG-VO ist der Einsatz von 
unbemannten Luftfahrtsystemen oder unbemannten Luftfahrzeugen zur Wild-
tierrettung, Bestands- und Ertragserfassung durch qualifizierte Anwender 
nach vorheriger schriftlicher oder mündlicher Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde freigestellt. Darüber hinaus kann nach § 4 Abs. 4 der LSG-
VO die zuständige Naturschutzbehörde in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, 
soweit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. 
Darüber hinaus ist ggf. eine Erlaubnis nach der LuftVO bei der Niedersächsi-
schen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLStbV) zu beantragen. 
Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme. Die Anzeige kann sowohl mündlich als auch schriftlich erfol-
gen und stellt keine unzumutbare Beeinträchtigung dar. 

Das Einbringen von Stoffen, insbesondere die Lagerung von land- und forst-
wirtschaftlichen Abfällen oder die illegale Entsorgung von Gartenabfällen auf 
einem begrenzten Raum, führt zur lokalen Anreicherung von Nährstoffen und 
Bodenverdichtung. Es besteht zudem die Gefahr, dass sich ausgehend von 
Gartenabfällen Zier- und Gartenpflanzen im Gebiet verbreiten und etablieren. 
Hierdurch können charakteristische Tier- und Pflanzenarten verdrängt wer-
den.  

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
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Nadelhölzer und andere gebietsfremde oder invasive Pflanzen einzubringen 
sowie gebietsfremde oder invasive Tiere auszusetzen, sollte zumindest für die 
ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft, möglich bleiben (§ 4 Abs. 1 Nr. 
11 LSG-VO-E). 
Am stärksten wiegen jedoch die negativen Auswirkungen dieser Regelungen in 
Hinblick auf die unaufhaltsamen Klimaveränderungen. Die Waldumbaube-
schränkungen werden den Schutzzweck in Zukunft in erheblichem Maße nega-
tiv beeinflussen. Aufgrund der Klimaverschiebung und dem damit verbunde-
nen Eschen- und Buchensterben ist eine gewisse genetische Flexibilität erfor-
derlich. Es ist abzusehen, dass sich diese und andere Laubbäume nicht mehr 
positiv entwickeln können. Die positive ökologische Entwicklung der Waldflä-
chen in dem Schutzgebiet setzen daher weiterhin eine ökonomische Nutzung 
voraus. Um angemessen auf die Klimaänderungen reagieren zu können, ist es 
zwingend erforderlich, dass in die Verordnung eine Öffnungsklausel aufge-
nommen wird, die eine Beimischung nicht-lebensraumtypischer Baumarten 
zulässt. 

Die Befahrung der Gewässer muss unter Würdigung des Verschlechterungs-
verbots möglich sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 17 LSGVO-E). Die Aufweichungen in den 
Freistellungen (§ 7 Abs. 2 Nr. 9 LSGVO-E) sind zu eng gefasst. 

4 der LSG- VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG-VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Gemäß § 40a BNatSchG sind die zuständigen Behörden verpflichtet Maßnah-
men zu treffen, die eine Einbringung oder Ausbreitung von invasiven Arten zu 
verhindern oder zu minimieren. 

Die Forstwirtschaft ist von der Verordnung nicht betroffen. 

Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 16 verboten. Freigestellt 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, und Sengelsieltief. Ein Verbot besteht nur für Stehpaddel, Kites und Was-
serfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen montiert sind. Die natur-
schutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind der Begründung zur 
LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt Tourismus zu und ermöglicht die 
Wahrnehmung von Natur und Landschaft. 
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Die Errichtung von Anlagen aller Art, gerade wenn hierfür keine Genehmigung 
erforderlich ist, muss erlaubt sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 18 LSGVO-E). Zumindest muss 
diese Regelung im Erlaubnisvorbehalt verankert werden. 
Das Bauverbot dürfte in dieser Form rechtswidrig sein. Denn ein solches Ver-
bot findet keine Stütze im Gesetz. Weder unionsrechtliche noch nationale 
Vorgaben sehen ein generelles Bauverbot in Schutzgebieten vor. Ein generel-
les Bauverbot in einem Landschaftsschutzgebiet setzt danach voraus, dass 
aufgrund der Eigenart der Landschaft jeder Bauunabhängig von Zweck, Um-
fang und Gestaltung den Gebietscharakter schlechthin verändern oder dem 
besonderen Schutzzweck der Verordnung generell zuwiderläuft (OVG Lüne-
burg, U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01— juris, Rn. 45 f.; Albrecht, in BeckOK 
Umweltrecht Giesberts/Reinhardt, 50. Edition 2019, § 26 BNatSchG Rn.27). Als 
denkbare Landschaft, in der jeder Bau dem Schutzzweck zuwiderläuft und in 
der deshalb ein absolutes Bauverbot zulässig wäre, nannte das Bundesverwal-
tungsgericht — im U. v. 12.07.1956 — I C 91.54 —juris, Rn. 10— eine „Dünen-
landschaft am Meeresstrand". Damit ein Verbot baulicher Anlagen aller Art 
zulässig ist, muss vielmehr feststehen, dass diese gerade „in jedem Bereich 
des unter Schutz gestellten Gebiets" den Gebietscharakter schlechthin verän-
dert (OVG Lüneburg, U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01 — juris, Rn. 47; OVG Lü-
neburg U. v. 04.12.2018 —4 KN 77/16 — juris, Rn. 102). Vor allem bei sehr 
großen Landschaftsschutzgebieten kann dies zweifelhaft sein. Das Oberver-
waltungsgericht Lüneburg hat dazu sogar in seinem Leitsatz — im U. v. 
24.08.2001 — 8 KN 41/01 — juris — erklärt: 
„Ein repressives Verbot, bauliche Anlagen aller Art zu errichten, ist in Land-
schaftsschutzgebieten, die bebaute Grundstücke und Siedlungen umfassen, in 
der Regel unzulässig." 
Das Verbot ist daher zumindest abzuschwächen und mit einem entsprechen-
den Erlaubnisvorbehalt zu versehen. 

Mit der Errichtung von Anlagen aller Art können Beeinträchtigungen entste-
hen, die dem Schutzzweck entgegenstehen. So können sensible Rast- und 
Brutplätze, typische Landschaftsteile und Pflanzenarten betroffen sein. Sie 
stellen eine Veränderung des betroffen Landschaftsraumes dar. Sie werden 
visuell als Fremdkörper wahrgenommen und fungieren als Störungspotential. 
Dies gilt gerade auch für Anlagen, für die keine Genehmigung erforderlich ist, 
wie Schilder oder Tafeln. Diese Maßnahmen stellen Projekte dar. 
Gemäß § 7 Abs. 3 der LSG-VO sind Pläne und Projekte, die einer behördlichen 
Entscheidung oder einer Anzeige bedürfen, freigestellt, wenn im Rahmen ei-
ner Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 26 NAGBNatSchG 
bzw. nach § 1a Abs. 4 BauGB in Verbindung mit §§ 34, 36 BNatSchG nachge-
wiesen wird, dass der in § 2 genannte Schutzzweck dieser Verordnung weder 
einzeln noch im Zusammenwirken mit anderen Plänen oder Projekten nachtei-
lig berührt werden oder die in § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG genannten Voraus-
setzungen erfüllt sind. Kommt also eine sogenannte FFH-
Verträglichkeitsprüfung zu dem Ergebnis, dass das geplante Projekt FFH-
verträglich ist, bedarf es keiner weiteren Befreiung oder sonstigen Prüfung 
durch die zuständige Naturschutzbehörde. Diese Prüfung ist, auch ohne Aus-
weisung eines LSG, bereits jetzt erforderlich. 

Es dürfen repressive Verbote ohne Erlaubnisvorbehalt nur dann erlassen wer-
den, wenn von vornherein feststeht, dass die verbotenen Maßnahmen den 
Charakter des unter Schutz gestellten Gebietes schlechthin (d. h. ungeachtet 
ihrer Art, Zweckbestimmung, Gestaltung und Größe sowie ihres Standortes) 
verändern oder dem besonderen Schutzzweck schlechthin zuwiderlaufen. Dies 
ist hier der Fall, da der Gebietscharakter oder die Schutzgüter des Gebietes 
beeinträchtigt werden  
Der „Gebietscharakter“ besteht hierbei aus den Gesamteigenschaften und 
dem Gesamteindruck des LSG, also die natürlichen Eigenarten des gesamten 
Landschaftsensembles. Diesen Gebietscharakter verändern alle Handlungen, 
die negative Auswirkungen auf die Gesamteigenschaften und den Gesamtein-
druck des Gebietes haben und dadurch den Gesamtwert für den Landschafts-
schutz herabmindern. 
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Einschränkungen der Landwirtschaft - § 4 Abs. 2, 3 
Einwendung 
Die Grünland- und Narbenerneuerung muss zulässig bleiben (§ 4 Abs. 2 Nr. 2 
LSG-VO-E) 

Es muss eine Abweichung von der vorgegebenen Saatgutmischung möglich 
sein (§ 4 Abs. 2 Nr. 3 LSG-VO-E) 
Die vorgeschlagene Saatmischung für Über- und 
Nachsaaten entspricht offenbar der Vorgabe aus dem Landesumweltministe-
rium anlässlich der Genehmigung von Neuansaaten im Zusammenhang mit 
den Dürre- und Mäuseschäden im Frühjahr 2020. In der Praxis müsste, damit 
eine solche Mischung überhaupt erst in dieser Zusammensetzung auflaufen 
kann, das Grundstück nach chemischer Beseitigung der Altnarbe, gründlicher 
Pflugfurche und Saatbettbereitung ganz neu angesät werden. Wie sich diese 
Pflanzengesellschaft dann entwickelt, hängt insbesondere von der Witterung 
und von der Nutzungsfrequenz ab. Sinn und Zweck einer Nachsaat ist jedoch, 
gerade solche Umbrüche mit ihren negativen Konsequenzen, nämlich (Zer-

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
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)Störung des Bodenlebens und Gefüge, Nährstoffpufferfunktion, Tragfähigkeit 
des Bodens, Regenerationsfähigkeit der Grasnarbe etc. zu vermeiden. Genau 
aus diesem Grund wird die Nachsaat in Wasserschutzgebieten gefördert, näm-
lich um den Grünlandumbruch zu verhindern. Sie unterschätzen die Konkur-
renzfähigkeit der Altnarbe, die sich auf mittlere Sicht immer wieder durch-
setzt. Die Praxiserfahrungen aus dem diesjährig trockenen Frühjahr haben 
gezeigt, dass auch bei scheinbar großflächig vernichteten Grasbeständen die 
Nachsaat mit der geringstmöglichen Bodenbearbeitung die beste Wirkung 
hatte. 

Das Liegenlassen von Mähgut (§ 4 Abs. 2 Nr. 5 LSG-VO-E) muss möglich sein,  
Das Liegenlassen von Mähgut ist keine fachliche Praxis, jedoch in Einzelfällen 
auf Feuchtgrünland unvermeidlich, um bei ungünstiger Witterung Bodenschä-
den zu vermeiden. 

umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Gemäß § 40 BNatSchG ist regionales Saatgut zu verwenden, um eine Ausbrei-
tung von gebietsfremden Arten zu verhindern. Diese Regelung dient insbe-
sondere dem Schutz der innerartlichen Vielfalt gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG. 

Ziel einer Mahd ist die Gewinnung von Futter, so dass Mähgut von der Fläche 
abgefahren wird. Das Liegenlassen von Mahdgut kann zur Veränderung der 
Pflanzenzusammensetzung einer Fläche führen. Auch bei erschwerten Bedin-
gungen aufgrund ungünstiger Witterungsverhältnisse ist das Mahdgut abzu-
fahren. Bei offensichtlicher Unmöglichkeit, z. B. unvorhergesehener extremer 
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Die weiteren Einschränkungen der Landwirtschaft in § 4 Abs. 3 LSGVO-E recht-
fertigen sich nicht. 
Die Regelungen sind zu streichen. Die Thematik der Gewässerabstände ist 
schon ausreichend durch Gesetz (NWG, WHG) geregelt und die erneute und 
erweiterte Regulierung daher überflüssig. Zudem ist durch die gesetzlich vor-
gesehenen Maßnahmen in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 NAGBNatSchG der Gelegeschutz 
sichergestellt. Damit ist ein Verstoß gegen artenschutzrechtliche Verbotstat-
bestände ausgeschlossen. Zudem wird bisher nicht dargestellt, warum das 
Fachrecht, das bei der ordnungsgemäßen Landwirtschaft zu beachten ist, im 
Hinblick auf die naturschutzrechtlichen Belange defizitär sein soll. 
Im Einzelnen: 
Absatz 3 regelt insbesondere die Gewässerabstände bei der Düngung, die 
bereits im NWG bestimmt sind. Die fachliche Notwendigkeit von Abständen, 
die über diese gesetzlichen Vorgaben hinaus gehen, haben Sie bislang nicht 
schlüssig dargelegt. Die in der Begründung aufgeführte Auswertung von 
ZHANG et. al. von der University of California aus 2010 ist in diesem Fall nicht 
geeignet, die Wirksamkeit von Gewässerrandstreifen zu belegen. Wörtlich 
heißt es in der Ausarbeitung: „This paper aggregated many of these results 
and performed a meta-analysis to quantify the relationships between pollu-
tant removal efficacy and buffer width, buffer slope, soll type, and vegetation 
type." Die Klima- und Bodenverhältnisse in Kalifornien sind mit denen am 
Fehntjer Tief nicht im entferntesten zu vergleichen. Die Hangneigung zum 
Gewässer ist ebenfalls nicht zu berücksichtigen. Zudem haben wir es hier aus-
schließlich mit Grünland zu tun. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nach 
den jüngsten Änderungen im NAGBNatSchG in Natura 2000-Gebieten auf 
Grünland verboten. Sedimenteinträge sind auf Grünland im Gegensatz zu 
Acker ausgeschlossen. Die Zufuhr von Nährstoffen im Uferbereich dagegen 
steigert das Pflanzenwachstum, die Durchwurzelung des Bodens und damit 

Witterungseinflüsse, kann das Mahdgut ausnahmsweise auf den Flächen ver-
bleiben. Eine natur- und landschaftsverträgliche Nutzung sollte diesen Grund-
satz berücksichtigen. Nach der Beweidung überständige Futterreste auszumä-
hen und der Verbleib der Reste auf der Fläche ist gute fachliche Praxis. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
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die Retentionsleistung und die Filterfunktion des
Gewässerrandstreifens. Die Eintragspfade Oberflächenwasserabfluss und 
Grundwasser wirken unabhängig von der Entfernung zum Gewässer. Hier spie-
len Faktoren wie Bodenart, Kulturzustand, Niederschlagsmenge, Hangneigung 
etc. eine ungleich größere Rolle. Direkte Nährstoffeinträge sind also wegen 
der überwiegend angrenzenden intensiven 
Grünlandbewirtschaftung, des ganzjährigen Graswachstums im atlantischen 
Klima, des ebenen Geländes und der inzwischen mehrfach novellierten Dün-
geverordnung weitestgehend ausgeschlossen. Abgesehen davon, dass eine 
völlige Unterbindung von Nährstoffeinträgen aus diffusen Quellen illusorisch 
wäre, ist dieser Schutzzweck bereits umfassend in der Wasserrahmenrichtlinie 
(WRRL) bzw. auf nationaler Ebene in der Oberflächengewässerverordnung 
(OGV) geregelt. Angesichts der letzten Verschärfung dieser Verordnung aus 
2016 ist sichergestellt, dass die aktuell geltenden Grenzwerte den Vorsorge-
grundsatz mehr als übererfüllt haben. Erfahrungsgemäß wird in diesem Zu-
sammenhang die Retentionsleistung von intensivem Grasland notorisch un-
terschätzt. Extensivgrünland hat wegen seiner geringeren Entzüge eine we-
sentlich geringere Nährstoffpufferkapazität. N-min-Untersuchungen in den 
Wasserschutzgebieten in Leer haben ergeben, dass Grünland bei steigenden 
Nutzungsfrequenzen vielfach bessere Werte aufweist als beispielsweise Wald. 
Das ist auch das Ergebnis einer Auswertung des Umweltbundesamtes (UBA 
nach Angaben LAWA/Dr. Wolter am 24.09.2014). In diesem Zusammenhang 
hat das Grünlandzentrum Niedersachsen-Bremen in einer fachgutachterlichen 
Stellungnahme vom 05.11.2019 die Vorteile von Grünland hinsichtlich der 
Speicherkapazität von Nährstoffen und Kohlenstoff umfassend belegt. Dem-
nach ist bei Schnittnutzung unabhängig von der Düngung kein Unterschied im 
Nitrataustrag zwischen der Nullvariante und 480 kg N/ha festzustellen (PAASS 
et al.1991). Da der Eintrag über diffuse Quellen und nicht der direkte Eintrag 
als Hauptursache für die Gewässergefährdung gilt, stünde die Schutzwirkung 
ungenutzter bzw. extensiv bewirtschafteter Gewässerrandstreifen in keinem 
Verhältnis zu ihren Nachteilen für Bewirtschafter und Eigentümer. 
Der wiederholte Hinweis auf die Vollzugshinweise des NLWKN aus 2011 schei-
det zur Begründung ebenfalls aus, weil inzwischen die Düngeverordnung 

Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens–
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar.  

Die Wirkung von Gewässerrandstreifen für den Stoffrückhalt nimmt nach Lite-
raturauswertungen mit zunehmender Breite zu. Auf die Abb. von Zhang et. al. 
wird in diesem Zusammenhang in der Begründung verwiesen. Text und Abbil-
dung sind der „Allianz für Gewässerschutz: Empfehlungen für die Einrichtung 
von breiten Gewässerrandstreifen, Herausgegeben vom Ministerium für Ener-
giewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume Schleswig-Holstein in 
Allianz mit dem Bauernverband Schleswig-Holstein e. V., Juli 2014“ entnom-
men. Mit der Abbildung von Zhang werden grundsätzliche Prinzipien darge-
stellt. 

§ 25 a NAGBNatSchG regelt die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln inner-
halb von Landschaftsschutzgebieten, soweit sie Natura-2000-Gebiete sind. In § 
25 a Abs. 4 NAGBNatSchG ist dargelegt, dass weitergehende Vorschriften in 
Naturschutzgebiets- und Landschaftsschutzgebietsverordnungen von den 
Regelungen der Absätze 1 bis 3 unberührt bleiben. Dies weist darauf hin, dass 
weitergehende Regelungen möglich sind, wie sie im Rahmen dieser Verord-
nung zur Umsetzung des Schutzzweckes festgelegt werden. 

Im Nitratbericht 2016 wird die Verteilung der Nitratgehalte im Grundwasser in 
Abhängigkeit der Landnutzung dargelegt. Das Grundwasser in als Grünland 
genutzten Bereichen hatte im Vergleich zum Wald einen höheren Anteil der 
Nitratklasse < 1 mg/l. Allerdings lag der Anteil der untersuchten Grünlandbe-
reiche mit einer Nitratklasse oberhalb 10 mg/l bei ca. 50 %, bei Wald lag der 
Anteil bei ca. 34 %. Im Bericht wird auch dargelegt, dass ein Teil des N-
Austrages in das Grundwasser und als Direkt-abfluss in die Oberflächengewäs-
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zweimal novelliert wurde, jedes Mal mit schärferen Auflagen zum Gewässer-
schutz. Damit nicht genug, hat der niedersächsische Landtag am 10. Novem-
ber 2020 einstimmig einer gesetzlichen Regelung zum Gewässerabstand zuge-
stimmt, die zuvor zwischen Landesregierung, Landwirtschaftskammer, Land-
wirtschaft und Naturschutzverbänden ausgehandelt wurde. Es wäre ein fata-
les Signal, wenn unverbindliche fachliche Hinweise von der Verwaltung höher 
gewichtet würden als ein 
historisch einmaliger politischer Beschluss auf Landesebene. Umweltminister 
Olaf Lies und Frau Alexandra Stück, Leiterin des Referats 27 Natura 2000, ha-
ben anlässlich eines Gesprächs am 9. Juli 2020 mit dem Ortsrat Simonswolde 
ausdrücklich bestätigt, dass es sich bei den Vollzugshinweisen des NLWKN um 
unverbindliche Hilfestellungen handelt. 
Das Argument, bei den gesetzlichen Vorgaben handele es sich um Regeln, die 
für das ganze Land gelten, geht fehl. Die Rahmenvereinbarung zum „Nieder-
sächsischen Weg" bezieht sich ausdrücklich in erster Linie auf Grünland, Natu-
ra 2000 und gewässerreiche sowie Moorgebiete, ist also passgenau zuge-
schnitten auf diese Gebietskulisse. Zudem ist darzulegen, weshalb die Fortfüh-
rung der bisherigen Bewirtschaftung gegen das habitatschutzrechtliche Ver-
schlechterungsverbot verstößt, da schließlich unter dem Einfluss der Bewirt-
schaftung die LRT entstanden sind. 
Im Hinblick auf die Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung 
fehlt bisher der Nachweis, dass die verordnungsgebenden Landkreise die An-
forderungen des Art. 2 Abs. 3 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 
1992 beachtet haben. 

ser erfolgt. Es ist in dem Bericht außerdem dargelegt, dass sich die Nitratbelas-
tung des Grundwassers in Deutschland von 2008/2011 bis 2012/14 praktisch 
nicht verändert hat, obwohl in diesem Zeitraum zahlreiche Maßnahmen zur 
Verminderung der Nitratbelastung durchgeführt worden sind. Aus dem Nit-
ratbericht 2020 geht hervor, dass die Nitratgehalte 2016-2018 im landwirt-
schaftlich beeinflussten Grundwasser nur leicht abgenommen haben, insge-
samt ist die Nitratbelastung jedoch weiterhin als zu hoch einzustufen. 

Die Fortführung der bisherigen Bewirtschaftung ist in Bezug auf die Lebens-
raumtypen, die zum Erhalt eine Bewirtschaftung benötigen, zu sehen. Die 
Kartierungen der Lebensraumtypen 2002 belegen schon einen deutlichen 
Rückgang im Vergleich zur Vegetationskarte von PREISING (1949). Auf den 
damals noch periodisch überschwemmten und nur extensiv nutzbaren Flächen 
im Bereich des Fehntjer Tiefs haben diese Lebensraumtypen/Biotope deutlich 
abgenommen. Die Erfassung der Brutvögel im Rahmen der Aufstellung des 
Pflege- und Entwicklungsplanes Flumm/Fehntjer Tief (ALAND 1992) sowie die 
regelmäßigen Revierkartierungen belegen ebenfalls einen deutlichen Rück-
gang. Die Intensität der landwirtschaftlichen Nutzung hat in den letzten Jahr-
zehnten zugenommen. Sie trägt zum Rückgang bei und lässt sich durch die 
Datenlage belegen. Dort wo eine extensive Bewirtschaftung, teilweise schon 
seit den 1970er Jahren, weiterhin sichergestellt worden ist, sind entsprechen-
de Bestände auch heute noch vorhanden.  
In Art. 2 Abs. 3 der FFH-Richtlinie heißt es, dass die getroffenen Maßnahmen 
den Anforderungen von Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur sowie regionalen 
und örtlichen Besonderheiten Rechnung tragen. Der Wirtschaft wird ausrei-
chend Rechnung getragen. In Bezug auf die landwirtschaftlichen Einschrän-
kungen in der LSG-VO sind diese entsprechend den Wertigkeiten des Gebietes 
und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erforderlich. Sie 
wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass trotz dieser 
Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nutzung bleibt.  

Die Vollzugshinweise für Arten und Lebensraumtypen sind Teil der Nieder-
sächsischen Strategie zum Arten- und Biotopschutz. Für Niedersachsen wur-
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Regelung in § 4 Abs. 5 
Einwendung 
Absatz 5 ist wie folgt umformulieren: 
„Die zuständige Naturschutzbehörde kann einer von den Verboten des § 4 
Abs. 2 und 3 abweichenden Flächen bewirtschaftung 
zustimmen, soweit dies dem Schutzzweck nicht entgegensteht." 
Diese Sprachregelung wurde am 08.07.2020 im Gespräch mit den Landkreisen 
in Leer abgestimmt. 

Erlaubnisvorbehalte — § 5 
Einwendung 
Die Instandhaltung, Instandsetzung und der Ausbau vorhandener, dem öffent-
lichen Verkehr gewidmeten Straßen und Wege muss ohne 
Erlaubnisvorbehalt und allein mit einem Anzeigevorbehalt möglich sein (Nr. 1).

Die Veränderung von Gewässern im Zusammenhang mit der ordnungsgemä-
ßen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft muss ohne Erlaubnisvorbehalt mög-
lich bleiben (Nr. 2), 

ordnungsgemäße fischereiliche Nutzung - § 6 Abs. 1 Nr. 7 
Einwendung 
Die Einschränkungen der ordnungsgemäßen Fischerei rechtfertigen sich nicht. 

den die Vogelarten, weitere Tier- und Pflanzenarten sowie Lebensraumty-
pen/Biotope mit besonderem Handlungsbedarf benannt. Für viele dieser Ar-
ten wurden Steckbriefe (Vollzugshinweise) erarbeitet, die neben Angaben zur 
Lebensweise der Arten bzw. zu den Kennzeichen der Lebensraumty-
pen/Biotope auch Vorschläge für Maßnahmen und geeignete Instrumente für 
deren Erhaltung und Entwicklung umfassen. Die für das Gebiet relevanten 
Steckbriefe wurden berücksichtigt. Es ist in der Begründung nicht dargelegt, 
dass es sich um gesetzliche Vorgaben handelt. Weitergehende Regelungen 
über Bewirtschaftungsabstände zu Gewässern in einer Schutzgebietsverord-
nung stehen Regelungen zum „Niedersächsische Weg“ nicht entgegen. 

Als Ergebnis des Gespräches am 08.07.2020 wurde der Begriff „naturschutz-
fachliche Notwendigkeit“ gestrichen. Die Regelung wurde im Verordnungs-
entwurf entsprechend angepasst.  

Die Instandhaltung und Instandsetzung ist nach Überarbeitung der Verord-
nung ohne Erlaubnis- und Anzeigevorbehalt möglich. Insoweit wird dem Ein-
wand gefolgt. Der Ausbau unterliegt weiterhin einem Erlaubnisvorbehalt, da 
die Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem Schutzzweck sicherzustellen ist.  

Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme 

Die Röhrichtbereiche sowie die Wasser- und Uferpflanzenvegetation sind Le-
bensraum vieler Tierarten und sind deshalb bei der zulässigen ordnungsgemä-
ßen fischereilichen Nutzung zu schonen. Zudem sollen keine festen Angelplät-
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Weder nach europarechtlichen Vorgaben noch nach dem BNatSchG bedarf es 
bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die über das BFischG 
hinaus die ordnungsgemäße Fischerei regeln. Vielmehr ist anerkannt, dass die 
Fischerei einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des Naturschutzes leistet. 
So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG anerkannt, dass die Fische-
rei als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell invasiver Arten einge-
setzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen Vorgaben zur Fische-
rei, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restriktive Regelung der 
Fischerei rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG bleiben die Re-
geln des Fischereirechts grundsätzlich unberührt. 

... 
Jagd, Jagdschutz — § 6 Abs. 1 Nr. 8 
Einwendung 
Die Einschränkungen der ordnungsgemäßen Jagdausübung rechtfertigen sich 
nicht. 
Die Vorgaben sind an die Musterverordnung vom 
20.02.2018 angelehnt und gehen teilweise sogar erheblich darüber hinaus. 
Diese hat aber keinerlei rechtliche Grundlage. Weder nach europarechtlichen 
Vorgaben,noch nach dem BNatSchG bedarf es bei der Ausweisung von Schutz-
gebieten Regelungen, die über das BJagdG hinaus die ordnungsgemäße Jagd 
regeln. Vielmehr ist anerkannt, dass Jagd und Jagdschutz einen wesentlichen 
Beitrag zur Wahrung des Naturschutzes leisten. So ist etwa im Rahmen der §§ 
40 a, 40 e BNatSchG anerkannt, dass die Jagd als Unterstützung gegen die 
Ausbreitung potentiell invasiver Arten eingesetzt werden kann. Auch gibt es 
keine landesrechtlichen Vorgaben zur Jagd, dem Tier- Arten- oder Land-
schaftsschutz, die eine restriktive Regelung der Jagd rechtfertigen würde. Ge-
mäß § 37 Abs. 2 BNatSchG bleiben die Regeln des Jagdrechts grundsätzlich 
unberührt. Insoweit ist festzustellen, dass auch der Landkreis in seiner Be-
gründung (S. 16, 17) die sich auf den Schutzzweck positiv auswirkende Hege-
funktion der Ausübung der Jagd betont. Nach dem niedersächsischen Erlass 

ze wie beispielweise durch zusätzliche Befestigungen oder Steganlagen einge-
richtet werden. Durch das Niedersächsische Fischereigesetz (NFischG) ist ge-
regelt, dass die Fischerei auf die natürlichen Lebensgemeinschaften im Ge-
wässer und an seinen Ufern, insbesondere auf seltene Pflanzen- und Tierar-
ten, angemessen Rücksicht zu nehmen hat. Durch die Nennung konkreter 
Vorgaben werden die gesetzlich geforderten Fischereipflichten, u. a. der Ver-
ordnung über die Fischerei in Binnengewässern (Binnenfischereiordnung), 
beispielhaft nachgezeichnet. Eine Störung im Vorfeld des Angeltermins ohne 
Angelabsicht hat aufgrund der Präsenz störungsempfindlicher Tierarten zu 
unterbleiben. Maßnahmen, die zu einer naturschutzfachlichen Aufwertung 
des Gebietes beitragen und den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten 
Tierarten Vorteile bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Na-
turschutzbehörde umgesetzt werden.  

Die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd ist nach der LSG-VO, unter Beach-
tung von Vorgaben, freigestellt, sofern sie nicht über die Kernfunktion gemäß 
§ 1 Abs. 4 des Bundesjagdgesetzes hinausgeht. 
Diese Vorgaben ergeben sich nach § 9 Abs. 5 NJagdG i.V.m. dem Erlass „Jagd 
in Schutzgebieten“ vom 03.12.2019 (406-22220-21), wonach die Jagdbehör-
den und Naturschutzbehörden durch Verordnung die Jagdausübung in Schutz-
gebieten gemäß deren Schutzzweck für bestimmte Zeiträume beschränken 
oder teilweise verbieten können. Im Schutzgebiet kann das Jagdausübungs-
recht unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes insoweit 
eingeschränkt werden, als dies zu Verwirklichung des Schutzzweckes erforder-
lich ist. 

Die ordnungsgemäße Jagd im Landschaftsschutzgebiet „Fehntjer Tief und Um-
gebung“ wird in ihrer Kernfunktion nicht eingeschränkt. Bestimmte Maßnah-
men, die den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten Tierarten Vorteile 
bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde 
umgesetzt werden.  
Dies stellt eine Prüfung der Standorte sicher, um besonders schützenswerte 
Biotope oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigun-
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zur Jagd in Schutzgebieten (Gern. RdErl. d. ML u. d. MU v. 7. 8. 2012 -
404/406-22220-21 - VORIS 79200 - (Nds. MBI. 2012 Nr. 29, S. 662), geändert 
durch Gern. RdErl. d. ML u. d. MU v. 20.11.2017 - 404/406-22220-21 - VORIS 
79200 - (Nds. MBI. 
 2017 Nr. 46, S. 1549); im Folgenden: Jagderlass 2017) in der seit dem 
20.11.2017 geltenden Fassung heißt es in Punkt 1.5: 
„Allein [...1 die Lage im Natura-2000-Gebiet reicht nicht als Grund zur Be-
schränkung der Jagd aus. Vielmehr ist für solche Gebiete zu prüfen, ob der 
Schutzzweck jagdliche Einschränkungen u. a. zu Kirrungen, Wildäckern und 
zum Schutz besonders störanfälliger Tierarten erfordert." 
Dass eine solche einzelfallbezogene Prüfung hier erfolgte, geht aus dem LNS-
GVO-E sowie ihrer Begründung nicht hervor. Eine solche hätte angesichts der 
Gegebenheiten vor Ort eine Nicht-Erforderlichkeit jedweder Jagdbeschrän-
kungen ergeben. Eine Erforderlichkeit ist jedoch Voraussetzung zur Beschrän-
kung der Jagd durch Vorgaben einer Schutzgebietsverordnung. Dazu heißt es 
im Jagderlass 2017 in Punkt 1.4 ausdrücklich: „Jagdrecht und Jagdausübungs-
recht genießen den verfassungsrechtlichen Schutz des Eigentums. Beschrän-
kungen sind nur zulässig, soweit sie geeignet und erforderlich sind, den 
Schutzzweck zu erreichen. Nach dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist das 
öffentliche Interesse am Schutzzweck abzuwägen sowohl mit dem Jagdrecht 
und dem Jagdausübungsrecht als auch mit den Zielen des Bundesjagdgeset-
zes, nämlich einer grundsätzlich flächendeckenden Jagdausübung, einer nach-
haltigen Nutzung, der Erhaltung eines artenreichen, 
gesunden Wildbestandes sowie der Wildschadensverhütung." 

Anordnungsbefugnis - § 9 

gen zu bewahren.

Es ist weiterhin die Anlage von Wildäckern, Wildäsungsflächen und Futterplät-
zen auf tatsächlich genutzten Ackerflächen gestattet. Dies ergibt sich teilweise 
auch schon aufgrund der notwendigen Bewirtschaftung Die Anlage ist nur auf 
bereits genutzten Ackerflächen gestatten, da die Umwandlung von Grünland 
in Acker oder andere Nutzungsformen mit dem Schutzzweck der Verordnung 
nicht vereinbar ist. Die Erhaltung von Grünlandflächen dient der Entwicklung 
und der Erhaltung einer extensiv geprägten und artenreichen Grünlandvegeta-
tion, welches essentielle Grundlage für Brut-, Rast und Nahrungshabitate der 
vorkommenden Tierarten ist. Die Neuanlage von Futterplätzen außerhalb von 
Ackerflächen bedarf einer Anzeige, um besonders schützenswerte Biotope 
oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigungen zu 
bewahren. Durch Futterplätze können Störungen sensibler Arten und Vegeta-
tionsveränderungen nicht ausgeschlossen werden. An dieser Stelle wird auf § 
8 LSG-VO hingewiesen 

Als besonders sensibel sind das Landschaftsbild und die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes hinsichtlich der Anlage von Hegebüschen einzustufen. Da 
auch kleinflächige Gehölzbestände Habitate für verschiedene Prädatoren bie-
ten, ist damit auch eine Beeinträchtigung der Funktion des Raumes als Brut-
gebiet für bodenbrütende Vogelarten verbunden. 

Im Rahmen des Verfahrens zur Erstellung des Verordnungsentwurfes hat hin-
sichtlich der jagdlichen Beschränkungen eine einzelfallbezogene Prüfung unter 
Anhörung der unteren Jagdbehörden stattgefunden. Die Prüfung erfolgte an-
hand des Schutzzwecks i.S.d. 1.3 des Erlasses „Jagd in Schutzgebieten“ vom 
03.12.2019 (406-22220-21).  
Die Erforderlichkeit wurde jedoch nicht ausreichend in der Begründung darge-
legt, daher wird die Begründung entsprechend ergänzt. 



19 

Einwendung
Die Wiederherstellung des bisherigen Zustands kann nur angeordnet werden, 
wenn gegen die Verbote des § 3 verstoßen oder keine Erlaubnis nach § 4 ein-
geholt und Natur oder Landschaft rechtswidrig zerstört, beschädigt oder ver-
ändert worden sind. Das alleinige Einwirken auf die Natur kann dafür nicht 
ausreichen. 

Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen - § 10 Abs. 1 
Einwendung 
Diese generalklauselartige Formulierung nimmt die gem. § 32 Abs. 5 BNatSchG 
erst im Managementplan zu treffenden Maßnahmen vorweg und wirkt fak-
tisch als „Ermächtigungsgesetz", 
das Eigentümer und Nutzer zur vorauseilenden Duldung von künftig zu tref-
fenden Ideen und Vorschlägen zwingt, deren Auswirkungen noch gar nicht 
abzusehen sind. Hier ist stattdessen auf den Managementplan zu verweisen 
und falls nötig, das Procedere im Einzelnen zu beschreiben (Nr. 1). 

Gelege- und Kükenschutz ist inzwischen umfassend in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 
NAGBNatSchG geregelt (Nr. 2). 

Umsetzung von Erhaltungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen - § 11 Abs. 
2 
Einwendung  
Hinsichtlich der Wiederherstellung geben wir zu bedenken, dass zunächst die 
Angaben in den Standarddatenbögen das Maß aller Dinge sind. Es kann dabei 
nicht darum gehen, prähistorische Zustände wiederherzustellen, wie es bei-
spielweise derzeit seitens des NLWKN mit auen- und ästuartypischen Lebens-
räumen an der Ems versucht wird. Auch hier gilt es, zunächst aufbauend auf 

Diese Regelung richtet sich wortgleich nach § 2 Abs. 2 NAGBNatSchG.  

Diese Regelungen sind vor dem Hintergrund des Mahnschreibens der EU, der 
Klage der europäischen Kommission vor dem EuGH gegen die Bundesrepublik 
Deutschland und der daraus hervorgehenden fehlenden Verbindlichkeit der 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Erhaltungsziele unerlässlich. Des Weiteren 
wird auf § 15 NAGBNatSchG hingewiesen. Die Maßnahmen beschränken sich 
auf diejenige, die die Nutzung des Grundstücks nicht unzumutbar beeinträch-
tigen.  

Die Durchführung des Küken- und Gelegeschutzes ist nicht im NAGBNatSchG 
geregelt. Es findet sich lediglich eine Entschädigungsregelung für den Fall, 
wenn die zuständige Naturschutzbehörde eine Anordnung trifft, dass die be-
treffenden Flächen, auch außerhalb eines Naturschutzgebietes, zum Schutz 
der Gelege erst später befahren werden dürfen. 

§ 26 BNatSchG lässt keinen Zweifel daran, dass das LSG zur Erhaltung, Ent-
wicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushaltes, einschließlich des Schutzes von Lebensstätten und Lebens-
räumen bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten ausgewiesen ist. 
Die Angaben des Standarddatenbogens sind daher, genauso wie Vorgaben des 
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prioritären Arten und bewährten Konzepten wie dem Gelegeschutz Maßnah-
men zu entwickeln, die dort ansetzen, wo tatsächlich Arten und LRT vorhan-
den sind. 

Weitere Einwendungen 
Einwendung  
Einwendung gegen das Landschaftschutzgebiet 
Die Definition der Landwirtschaft: 
Als Landwirtschaft oder Agrarkultur wird ein Wirtschaftsbereich der Urproduk-
tion bezeichnet. Das Ziel der Urproduktion ist die zielgerichtete Herstellung 
pflanzlicher oder tierischer Erzeugnisse auf einer zu diesem Zweck bewirt-
schaftete Fläche. 
Wenn ich nun aber lese was ihr Vorhaben ist, verstehe ich nicht wie, so noch 
Landwirtschaft gemacht werden soll. Wenn sie die Flächen nun alle unter 
Schutz stellen mit den ihrerseits gewünschten Auflagen, wird mir daraus nicht 
mehr schlüssig wie noch normal gewirtschaftet werden kann. Mit dieser Ver-
ordnung Greifen wir extrem in das Leben der Pflanzen und Tiere die sich über 
Jahrzehnte hier angesiedelt haben ein. Dies ist keine in Schutzstellung sondern 
eher ein Vertreibung und Vernichtung von Lebensräume. Außerdem wird in 
das Landschaftsbild von Ostfriesland stark eingegriffen was meiner Meinung 
nach nicht im Interesse vom Tourismusverband liegt. Uns Bürger aber auch 
Touristen muss es möglich sein problemlos Wege und Gebiete zu befahren um 
unser psychisches und körperliches Wohl zu erhalten. Wenn ich bedenke, dass 
dieses Gebiet verwahrlost wird und immer mehr Ungeziefer sich breit macht 
ist dieses nicht im Sinne des Bürgers. Außerdem mache ich mir starke Sorgen 
um die Volksgesundheit. Es wird vermehrt dafür gesorgt, dass sich Ungeziefer 
wie Stechmücken Zecken Ratten... sich breit machen und unsere Gesundheit 
stark gefährden. Von den Steckmücken können unterschiedliche Vieren über-
tragen werden wie z.B Malaria und Zikavirus. Dies scheint ihnen vielleicht gar 
nicht so bewusst zu sein aber sie nehmen mit diesem Projekt billigend in Kauf, 
dass Menschen hierdurch schwer erkranken. Malaria war vor Jahrhunderten 
schon mal hier vorhanden und wurde durch unsere Vorfahren verdrängt da 
die Sumpfgebiete trocken gelegt wurden. Der Virus kann zu jeder Zeit aus dem 

Landes aus dem Netzzusammenhang zu berücksichtigen. Es ist dabei nicht 
entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter im Gebiet noch vorkommen. 

Zur Kenntnis genommen. 

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen. Vor allem in der Brut-, Setz- und Auf-
zuchtzeit befinden sich störungsempfindliche Arten, insbesondere wertbe-
stimmende Vogelarten, im Gebiet. Die Einschränkung dient der Realisierung 
des Schutzzweckes, nämlich der Erhaltung und Entwicklung beruhigter, unge-
störter großflächiger Brut-, Rast- und Nahrungshabitate der im Gebiet vor-
kommenden Vogelarten. 
Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 16 verboten. Freigestellt 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, und Sengelsieltief. Ein Verbot besteht nur für Stehpaddel, Kites und Was-
serfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen montiert sind. Die natur-
schutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind der Begründung zur 
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Ausland zurückkommen und innerhalb kürzester Zeit verbreitet werden. 
Durch das Vorhaben schaffen sie optimale Bedingungen, dass sie sich fleißig 
vermehrt und durch die Klimaverschiebung und immer tropischere Sommer 
die Möglichkeit sehr hoch ist sich als Mensch wieder zu infizieren. Außerdem 
kann der Zikavirus verursachen, dass Schwangere Frauen einen Abort erleiden 
oder missformte Kinder bekommen. Ich weiß nicht ob sie dies mit ihrem Ge-
wissen vereinbaren können. 
Auch Borreliose oder Meningitis sollte man nicht vergessen das zu schwersten 
Behinderungen oder sogar zum Tod führen kann. 
Ich habe eine 6 Jährige Ausbildung zum Landwirten und Betriebswirten abge-
schlossen mich stätig weitergebildet um immer mit voller Stolz und gewissen 
Lebensmittel für unsere Bevölkerung zu produzieren. Deutschland ist nur zu 
50% selbstversorgend mit Lebensmittel die die Bevölkerung braucht. Für jeden 
ha die in Deutschland extensiviert wird oder aus der Produktion genommen 
wird, wird Urwald gerodet. Damit machen sie sich schuldig, dass etliche Hek-
taren Natur zerstört wird und auch dort wichtige Lebensräume zerstört wer-
den. Hierdurch werden auch seltene Tierarten ausgerottet. Dadurch dass sie 
auch noch uns in Ostfriesland als Landwirte verdrängen wollen obwohl es 
kaum Gebiete auf der Welt vorhanden sind wo man Landwirtschaft betreiben 
kann ist für mich absolut unverständlich. 
Wollen sie wirklich Lebensmittel essen die mit widrigen Umständen Produziert 
wurden oder unsere Lebensmittel die mit hohen Qualitätsstandarts produziert 
werden und man wirklich weiß wo es weg kommt. Außerdem sollten sie be-
denken das der CO2 Fußabdruck 
den sie verursachen enorm ist. 
Ich bewirtschafte mit meinen Eltern und meiner Schwester unseren Milch-
viehbetrieb mit voller Stolz und gutem Gewissen. Seit ich 15 Jahre alt bin ar-
beite ich schon voll mit im Betrieb und mir war schon immer klar, dass ich 
Landwirtin werden möchte und habe dementsprechend meinen Bildungsweg 
eingeschlagen. Ich habe 6 Jahre eine Ausbildung absolviert um genau zu erfah-
ren wie man ein Milchviehbetrieb auf diesem Standort führt. Mir ist nicht klar, 
weshalb sie nun kommen und meine Lebensgrundlage zerstören. Ich sehe 
keine fachlich Notwendigkeit und ob eine derartige Einstufung gerechtfertigt 

LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt Tourismus zu und ermöglicht die 
Wahrnehmung von Natur und Landschaft. Im Übrigen zur Kenntnis genom-
men.  

Das Gebiet ist nicht nur als Vogelschutzgebiet, sondern auch als FFH-Gebiet 
gemeldet. Nach § 32 Abs. 2 BNatSchG sind die Natura 2000-Gebiete grund-
sätzlich zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft zu erklären. Diese 
Anforderung ist gemeinschaftsrechtlich zwingend und nicht zu umgehen. Die 
EU-Kommission hat in einem Vermerk vom 14.05.2012 ergänzend dargelegt, 
welche Anforderungen sie an die Unterschutzstellung von FFH-und Vogel-
schutzgebieten stellt. Dies sind neben anderem eine Drittverbindlichkeit, eine 
verbindliche kartenmäßige Darstellung des Schutzgebietes, die Einbeziehung 
der Erhaltungsziele in die Schutzvorschrift und die Durchführung eines Verfah-
rens mit Beteiligung der Betroffenen. 
Vor diesem Hintergrund kann die eingangs dargelegte gesetzliche Verpflich-
tung in aller Regel nur durch eine Schutzgebietsausweisung erfüllt werden; 
dies entspricht auch der einschlägigen Rechtsprechung. 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
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ist. Ich betrachte die Ausweisung nach meinem jetzigen Kenntnisstand als 
willkürlich. Mein Vater hat 2004 eine feste Zusage vom Umweltministerium 
bekommen, das alle Flächen südlich der Autobahn keine schützenswerte Le-
bensräume vorhanden sind und nur die Gewässerkörper betroffen sind. Mit 
diesem schreiben haben wir uns drauf verlassen das es so bleibt und somit 
haben wir unseren Betrieb zukunftsorientiert weiter geführt und stätig inves-
tiert um den Betrieb für uns interessant zu gestalten. Unser Betrieb ist ein 
reiner Grünland Standort wir erwirtschaften 70% unserer Milch aus reinem 
Grundfutter. Wenn sie es uns nicht mehr möglich machen Flächen mit guten 
Gräsern nach zu sähen, ist dieses nicht mehr möglich. Aber so wie wir unseren 
Betrieb führen, wünscht es sich der Verbraucher. Der sieht nämlich gerne die 
Kühe auf der Weide grasen und freuen sich, dass es noch Betriebe gibt die sich 
diesen Arbeitsaufwand auf sich nehmen. Außerdem ist es auch für die Kuhge-
sundheit sehr wichtig, dass der Auslauf auf den Weiden ermöglicht wird. Un-
sere Kühe laufen 200 Tage im Jahr auf der Weide und dies wollen sie unseren 
Tieren nun nehmen? Wenn sie könnten würden unsere Kühe sofort Be-
schwerde einreichen. Aber auch die Touristen freuen sich jedes Jahr wieder zu 
sehen, das unsere Kühe noch grasen dürfen es ist mittlerweile eine Touristi-
sche Attraktion um zu sehen wie sehr sich die Kühe freuen wenn sie im Früh-
jahr wieder auf die Weide dürfen. Immer wieder kommen wir mit den Leuten 
ins Gespräch wo wir die Zustimmung bekommen was wir tun und sie können 
nicht nachvollziehen das dieses Gebiet derartig verändert werden soll. 
Die Einschränkungen für unseren Familienbetrieb sind enorm und können 
wirtschaftlich nicht verkraftet werden. Für mich persönlich ist ihr geplantes 
Vorhaben Existenzgefährdend. Des Weiteren stehe ich unter einem klaren 
Wettbewerbsnachteil gegenüber meinen Berufskollegen. Außerdem mache 
ich mir vermehrt immer größere Sorgen, das unsere Tiere gesundheitlich stark 
gefährdet werden. Nun schon verlieren wir jährlich 4 Färsen durch eine 
Stechmücke die Trueperella pyogenes überträgt. Dadurch haben wir extreme 
Einbußen wenn man bedenkt, dass dieses Tier für 1800€ hätte verkauft wer-
den können und nun im Endeffekt nichts mehr wert sind. Dies ist nur ein Prob-
lem aber auch Schmallenbergvirus oder Blauzungenkrankheit tritt dann ver-
mehrt auf (Missgebildete Kälber oder Aborten) aber auch das Zikavirus oder 

Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Betroffenheiten durch die geplante Unterschutzstellung wurden in einer durch 
die Landkreise Aurich und Leer beauftragten Betroffenheitsanalyse betrachtet. 
Diese diente der Ermittlung der wesentlichen Grundlagen. Während der Er-
stellung der landwirtschaftlichen Betroffenheitsanalysen haben sich jedoch 
bereits wesentliche Änderungen der geplanten Verordnungsinhalte ergeben, 
unter anderem aufgrund von Gesprächen mit Landwirten. Soweit möglich, 
wurden Problempunkte somit bereits im Erstellungsprozess berücksichtigt und 
die Verordnungsinhalte dementsprechend angepasst. Die Betroffenheitsana-
lysen beziehen sich auf einen überholten Stand der Verordnung und sind so-
mit nicht Gegenstand des formellen Beteiligungsverfahrens zur Ausweisung 
des geplanten Landschaftsschutzgebietes. 
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Mallaria sollte man nicht vergessen was sehr gefährlich für den Menschen ist. 
So lange man selbst nicht betroffen ist und in dem Gebiet nicht wohnt ist es 
einem oft egal es ist ja weit genug weg. Aber wenn es dann mal soweit ist und 
sie schauen sich mal an was sie mit diesem Gebiet verursacht haben und eine 
Zecke beißt sie unbewusst und sie würden Borreolose oder Meningitis be-
kommen, dann heißt es auf einmal oh man hätten wir man... 
Ich teile ihre Meinung nicht und möchte nochmals deutlich an sie appellieren 
ihr Vorhaben zu überdenken. Brüssel reicht es vollkommen aus, wenn sie das 
Gebiet unter Landschaftsschutz ohne Auflagen stellen würden. Somit machen 
sie das was Brüssel von ihnen verlangt und wir haben die Möglichkeit unseren 
Betriebe weiter zu führen und an unserer nächsten Generation zu übergeben. 

Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. C-137/14) zulässig. 

Zur Kenntnis genommen. 
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2.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich bin Eigentümer von Grundstücken im Gebiet des geplanten Landschafts-
schutzgebietes in der Gemeinde Bagband, konkret: 

 Ich betreibe einen landwirtschaftlichen Betrieb im Haupterwerb. 
Die von mir bewirtschafteten Flächen stellen sich wie folgt dar: 
Acker: 36 ha 
Grünland: 80 ha, davon 13,5 ha im NSG 
Gesamt: 116 ha 
Davon Eigentum : 41 ha 
Davon gepachtet: 75 ha 
Der gehaltene Viehbestand gliedert sich wie folgt auf: 
Milchkühe: 87
Kälber: 40 
Weibl. Nachzucht: 50 
Bullen: 2 
Sonstige: 7 
Gegen den genannten Entwurf der Verordnung über das Landschaftsschutz-
gebiet erhebe ich die 
Folgenden Einwendungen: 

Allgemeines: 
Der Verordnungsgeber verkennt, dass die Arbeitshilfe des NLWKN zur Siche-
rung von Natura 
2000-Gebieten (2018-02-20_Muster-V0_4_aktualisiert.pdf) für Naturschutz-
gebiete angefertigt wurde und im Rahmen von Landschaftsschutzgebieten 
einen unverhältnismäßig hohen Schutzmaßstab statuiert. In LSGV0en sind 
diese stets an den besonderen Schutzzweck anzuknüpfen. Dem wird es nicht 
gerecht, wenn die für NSGV0en konzipierten Schutzmaßnahmen des Ministe-
riums „entsprechend" angewandt werden beziehungsweise aus der Muster-
VO übernommen werden. 

Zur Kenntnis genommen.

Die Arbeitshilfe kann auch für die LSG-VO als Orientierungshilfe/Grundlage 
dienen. Die Regelungen des LSG-VO leiten sich aus dem Schutzzweck, mit re-
pressiven und präventiven Verboten ab. 
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•Sämtliche Regelungen müssen sich am Verschlechterungsverbot messen 
lassen. Der Maßstab für die Beurteilung der Frage, ob eine Gebietsbeeinträch-
tigung vorliegt, verlangt nach einer Ausgangsgröße: Pläne, Projekte und Vor-
haben sind die adressierten Erscheinungsformen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL 
angeordneten Verschlechterungsverbots. Dies dient nach überwiegender An-
sicht der Erhaltung des Zustandes, in dem sich die von dem Schutzgebiet um-
fassten Lebensräume im Zeitpunkt der Eintragung in die Gemeinschaftsliste 
befinden. Gemäß Art. 4 Abs. 5 FFH-RL ist ein Gebiet nämlich erst ab dem Zeit-
punkt geschützt, in dem es in die Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung aufgenommen worden ist. Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken können, von vornhe-
rein vom Verschlechterungsverbot nicht erfasst. Die bereits bei Unterschutz-
stellung des Gebiets bestehenden Vorhaben wirken sich (prägend) auf die 
zeitlich nachfolgend ausgewiesenen Schutzgebiete aus und bestimmen so den 
Erhaltungszustand der Lebensräume und Arten mit (Beier, NVwZ 2016, 575, 
577). Sie sind daher in der Regel bereits im Rahmen des Prozesses der Ge-
bietsausweisung entsprechend berücksichtigt worden (VGH München, Urt. v. 
30.10.2007 — 8 A 06.40024; bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 05.12.2008 — 
9 B 28/08; VGH München, U. v. 19.02.2014 — 8 A 11.40040 u. a.; wiederum 
bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 22.06.2015 — 4 B 59/14). Der Maßstab für 
die Beurteilung der Frage, ob eine Beeinträchtigung vorliegt, verlangt zunächst 
nach einer Ausgangsgröße. Fraglich ist nämlich, ob der naturschutzrechtliche 
„Idealzustand" die Ausgangsgröße bildet oder ob bereits ein vorgefundener 
Zustand (Vorbelastung) Ausgangspunkt ist. Man wird von folgendem ausgehen 
müssen: Die Vorhaben, Maßnahmen und Veränderungen sind Erscheinungs-
formen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL angeordneten Verschlechtungsverbots. 
Letzteres dient nach überwiegender Ansicht der Erhaltung des Zustandes, in 
welchem sich die von dem Schutzgebiet umfassten Lebensräume im Zeitpunkt 
der Eintragung in die Gemeinschaftsliste befinden (Gellermann, Nature 2000-
Europäisches Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepub-
lik Deutschland, 2. Aufl. 2001, S. 72). Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken, von vornherein vom 
Verschlechterungsverbot nicht erfasst (Gel/ermann, Natura 2000-

Die unionsrechtlichen Vorgaben der FFH-RL und V-RL etablieren lediglich Min-
deststandards, während es den Mitgliedstaaten nicht versagt ist, strengere 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen (Art. 193 AEUV; Art. 14 V-RL). Davon abgese-
hen begrenzt das Verschlechterungsverbot nicht die Regelungsmöglichkeiten 
des Verordnungsgebers. Das Verbot bezieht sich auf Handlungen und Maß-
nahmen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-
Gebietes führen können. Der Verordnungsgeber gehört daher von vornherein 
nicht zu den Adressaten des Verbots; stattdessen hat er aus Gründen des § 32 
Abs. 3 S. 3 BNatSchG durch geeignete Ge- und Verbote sicherzustellen, dass 
der Regelungsvorgabe des Art. 6 Abs. 2 (i.V.m. Art. 7) FFHRL entsprochen wird. 
§ 32 Abs. 3 S. 4 BNatSchG lässt aber keinen Zweifel daran, dass es ihm auch 
gestattet ist, weitergehende Schutzvorschriften zu erlassen. Die Vorstellung, 
dass eine zur Unterschutzstellung von FFH- und/oder Vogelschutzgebieten 
dienende nationale Schutzverordnung lediglich Verschlechterungen des Zu-
standes verhindern dürfte, findet in den einschlägigen Rechtsnormen keinen 
Rückhalt. 

Im Übrigen zur Kenntnis genommen. 
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Europäisches Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepub-
lik Deutschland, 2. Aufl. 2001, S. 72). Anders formuliert: Soweit Art. 6 Abs. 2 
FFH-RL neben dem Unterlassen beeinträchtigender Handlung ein aktives Tä-
tigwerden des Mitgliedstaats fordert, handelt es sich um eine konservierende, 
nicht um eine optimierende Maßnahme (Erbguth/Schubert, DVBI. 2006, 591, 
596).  

In Anbetracht des konservierenden Charakters müssen aber alle Maßnahmen 
der Bewirtschaftung zulässig bleiben, die zum Zeitpunkt der Unterschutzstel-
lung bereits vorgenommen wurden und die nicht dazu geführt haben, die 
Schutzbedürftigkeit und die Schutzwürdigkeit in Frage zu stellen. Es geht da-
rum, einen Zustand zu konservieren, so dass Maßstab für die Einschränkungen 
der Zustand der Ausgangsgröße ist, der zum Zeitpunkt der Unterschutzstellung 
herrschte. Deshalb sind die Einschränkungen auf die Aspekte zu begrenzen, 
die über diesen Rahmen hinausgehen und die zu einem Verstoß gegen das 
Verschlechterungsverbot führen können. Das gefundene Resultat entspricht 
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG 146, 145 ff. — 
BAB Waldkappel, erster Leitsatz). Mit Blick auf den Kammmolch hat das Ge-
richt festgestellt, eine ihn betreffende Schadensvermeidungsmaßnahme sei 
rechtlich zulässig, wenn nach Durchführung der Maßnahme mindestens der 
gleiche (oder bessere) Schutz für die Art erreicht wird. 

•Die Fläche des geplanten Landschaftsschutzgebietes korrespondiert nicht mit 
der Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete (vgl. Über-
sichtskarten/ Anlage 1.2 und 1.3). Die Einbeziehung der nicht als FFH-Gebiet 
ausgewiesenen Flächen kommt jedoch nur dort in Betracht, wo diese im Hin-
blick auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebietes schutzwürdig und schutzbedürf-
tig sind. Beides wurde vom Verordnungsgeber nicht dargelegt. 

Das Verschlechterungsverbot bezieht sich, wie oben dargestellt auf den Zeit-
punkt der Meldung des Gebietes als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung, nicht der hier vorgenommenen Überführung in nationales Recht.  

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Im Hoheitsgebiet des 
Landkreises Aurich wurden ansonsten keine weiteren Flächen als die des Na-
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•Der Standdarddatenbogen enthält veraltete Daten. Die Lebensraumtypen 
und die Arten sind weit vor 2017 das letzte Mal kartiert worden — die Biotop-
kartierung des Fehntjer Tief-Niederung für die FFH-Basiserfassung erfolgte im 
Jahr 2002. In der Begründung wird sich auf keine aktuellere Erfassung bezo-
gen. In zeitlicher Hinsicht ist eine solche Überprüfung und Nachkartierung 
jedenfalls dann erforderlich, wenn die nationale Unterschutzstellung mehr als 
sechs Jahre nach Aufstellung der Standarddatenbögen erfolgt. Dies folgt aus 
den Vorgaben der FFH-Richtlinie und der dazu ergangenen Rechtsprechung 
(vgl. Art. 4 Abs. 4 FFH-RL, Art. 9 FFH-RL; VGH Kassel, B. v. 02.01.2009 — 11 B 
368/08.T — juris, Rn. 398). 

tura-2000 Gebietes verordnet.

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume 
in den letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung 
mit den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die 
Meldung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrecht-
lich zwingend. 

In der Begründung des Verordnungsentwurfs wird eine Basiserfassung thema-
tisiert, deren Ergebnisse im Standard-Datenbogen des NLWKN dokumentiert 
sind. Die Erstmeldung des FFH-Gebietes „Fehntjer Tief und Umgebung' erfolg-
te im Dezember 2004, indessen wurde der Meldebogen im Juli 2018 aktuali-
siert. Das Vogelschutzgebiet „Fehntjer Tief' wurde im Dezember 1999 gemel-
det, während das Update im August 2018 erfolgte.“ Daraus folgt, dass die 
Datenlage in Ansehung des vorliegenden Falles hinreichend aktuell ist. 

Die Lebensraumtypen (6230, 6410, 7140, stichprobenartig 3150, 3130) und 
Arten sind im Rahmen der Managementplanung 2019 und 2020 kartiert wor-
den. Borstgrasrasen und Pfeifengraswiesen sind stichprobenartig durch das 
Land Niedersachsen im Rahmen der Berichtspflicht kartiert worden. Seit 2009 
erfolgt im Landkreis Leer ein Monitoring im Rahmen der Umsetzung von Maß-
nahmen zur Entwicklung und Erhaltung der LRT 6230 und 6410. Die Gewässer 
des LRT 3130 werden regelmäßig durch das Land Niedersachsen (Luronium) 
untersucht. Zudem erfolgt eine jährliche Revierkartierung seit 1994 (bis auf 
2015/2016) durch die Naturschutzstation Fehntjer Tief. 

Unabhängig davon findet die These, dass nach Ablauf von sechs Jahren eine 
Neukartierung erfolgen müsste, in Art. 4 Abs. 4 FFH-RL keine Stütze. Die Vor-
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Schutzzweck § 3 
Einwendung: 
Der besondere Schutzzweck gemäß § 3 Abs. 2 sollte sich auf folgende Punkte 
beschränken: 
•Die Erhaltung und Entwicklung der weitläufigen, offenen, von Grünland ge-
prägten Landschaft sowie ihrer charakteristischen Arten. 
•Die Erhaltung und Entwicklung der im Gebiet vorkommenden Gewässer als 
Lebensraum für 
zahlreiche Tier- und Pflanzenarten. 
•Die Erhaltung und Entwicklung 
beruhigter, ungestörter großflächiger Brut-, Rast- und Nahrungshabitate der 
im Gebiet vorkommenden Vogelarten. 
Der Schutz, die Pflege und die Entwicklung von Lebensräumen und Habit-
tatstrukturen wild lebender Tier-und Pflanzenarten, soweit sie europäisch 
geschützt sind und in signifikantem Umfang im Gebiet vorkommen. 

schrift, die nur für FFH-Gebiete gilt, verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Unter-
schutzstellung der in die Gemeinschaftsliste aufgenommenen Gebiete inner-
halb einer Frist von sechs Jahren. Die Rechtsfolge, dass nach Ablauf dieser 
Frist nachkartiert werden müsste, lässt sich der Vorschrift nicht entnehmen, 
zumal dies darauf hinausliefe, die Unterschutzverpflichtung zu relativieren. 

Schließlich verfängt der Hinweis auf Rechtsprechung zur Datenaktualität bei 
Eingriffsvorhaben nicht. Eine Übertragung auf Verfahren der Unterschutzstel-
lung verbietet sich schon deshalb, weil § 26 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG keinen 
Zweifel daran lässt, dass ein LSG auch um der „Wiederherstellung der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes“ willen ausgewiesen wer-
den kann. Es ist daher nicht entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter 
im Gebiet noch vorkommen, und daher ist die Aktualität der Daten keine Vo-
raussetzung der Unterschutzstellung. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 
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Absatz 4 sollte von einer „Kann" in eine „Soll"-Bestimmung umge-wandelt 
werden. 
Die Umsetzung der Erhaltungsziele insbesondere auf landwirtschaftlichen 
Flächen sowie von Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen soll aufbauend auf 
die nachfolgenden Schutzbestimmungen auch durch Angebote des Vertrags-
naturschutzes unterstützt werden. 

Verbote §4 Abs. 1 
Die Betretungs- und Befahrungsrechte sind auszuweiten (§ 4 Abs. 1 Nr. 1, 2 
LSG-VO-E) 

Es muss zumindest ausnahmsweise und im Rahmen einer Bewirtschaftung 
nach § 5 BNatSchG möglich sein, den Pudde-, Hamm-, Kielweg in der Zeit vom 
15.03. bis zum 15.07. eines jeden Jahres zu betreten, zu befahren oder auf 
sonstige Art und Weise aufzusuchen (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 LSG-VO-E). 

§ 4 Abs. 1 Nr. 3 LSG-VO ist zu ungenau. Zudem wird vorgeschlagen, auf die 
Norm zu verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die Regelungen zum Schutz wil-
der Tiere bereits enthält 
Ausweislich der Begründung zum Verordnungsentwurf (S.5) bezweckt die Re-
gelung insbesondere, einer Beunruhigung wild lebender Tiere vorzubeugen. 
Die Regelung lehnt sich an §39 Abs. 1 BNatSchG an, geht jedoch über diese 
hinaus. Abgesehen davon, dass §39 BNatSchG bereits hinreichenden Schutz 
für wild lebende Tiere und Pflanzen Bietet und es einer darüber hinausrei-
chenden Regelung nicht bedarf, ist der weiter reichende Teil auch zu unbe-
stimmt. Denn es wird für den Normadressaten nicht hinreichend deutlich um-
grenzbar, ab wann wild lebende Tiere durch Lärm gestört sind. Diese unbe-
stimmte Formulierung kann in dieser Form zu uferlosen Beschränkungen füh-
ren. Verwiesen sei hier auf die zahlreichen Geräuschquellen, die der Fremden-
verkehr als Teil der Gebietsnutzung im öffentlichen Interesse bietet, etwa 
durch Besucher mit ihren Kindern, Radfahrer auf den zugelassenen Wegen 
oder auch nur Pilzsucher im Wald (vgl. § 39 Abs. 3 BNatSchG). 

Wenn diese Vorschrift in eine „Soll“-Regelung umgewandelt werden würde, 
hätte die zuständige Naturschutzbehörde keinen Ermessensspielraum bei der 
Entscheidung, ob Vertragsnaturschutz durchgeführt werden muss. Diese jetzt 
geltende Regelung dient der Wahrung der Eigentumsrechte.  

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen.  

Die hier angesprochene Sperrung der Wege erfolgt auf dem Hoheitsgebiet des 
Landkreises Leer und findet sich in der Verordnung des Landkreises Aurich 
nicht wieder.  

Der 4. Senat des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg hat in seinem Urteil vom 
04.03.2020, 4 KN 390/17 u.a. festgestellt, dass diese Regelung mit höherrangi-
gem Recht vereinbar und damit nicht zu unbestimmt ist. 
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Unklar bleibt ebenso, was „auf andere Weise" bedeutet.Es wird daher vorge-
schlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erfor-
derlichen Regelungen zum Schutz wilder Tiere bereits enthält. Tiere sind hin-
sichtlich ihrer Lärmempfindlichkeit vielfach sensibler als der Mensch, sodass 
auch insofern die Regelung des § 39 Abs. 1 BNatSchG hinreichend Schutz bie-
tet. 

Es muss zulässig sein, Pflanzstrukturen zu verändern, wenn diese nicht land-
schaftsprägend sind und keine Beeinträchtigung wertbestimmender Tier- und 
Pflanzenarten zu befürchten ist (§ 4 Abs. 1 Nr. 4 LSG-VO-E). 
Auch wenn man etwa eine Beeinträchtigung seltener Tier-und Pflanzenarten 
im Einzelfall annehmen mag, so ist damit noch keine Aussage darüber getrof-
fen, ob in Hinblick auf die besondere Bedeutung einer natur- und landschafts-
verträglichen Land- und Forstwirtschaft (§ 5 Abs. 1 BNatSchG) eine Entnahme 
jedenfalls im Einzelfall zuzulassen ist. Daher würden auch diese Erwägungen 
jedenfalls den Zustimmungsvorbehalt nicht rechtfertigen. Dies gilt umso mehr 
vor dem Hintergrund, dass das der Zustimmungsvorbehalt nach dem Verord-
nungstext gerade nicht auf wertgebende Lebensraumtypen oder besonders 
geschützte Arten beschränkt ist, sondern unter anderem auf alle im Verord-
nungsgebiet vorzufindenden Hecken, Baumreihen und Feldgehölze Anwen-
dung finden soll. 
Selbst wenn der Verordnungsgeber zudem möglicherweise davon ausgeht, 
Pflanzen vor der Beeinträchtigung oder Zerstörung durch Laien schützen zu 
müssen, so könnte dieser an sich nicht zu beanstandende Begründungsansatz 
jedoch nicht verfangen, wo es um Eingriffe der Grundeigentümer und Nut-
zungsberechtigten und ihr fachlich geschultes Personal geht. Denn diese sind 
darüber im Bilde, welche Arten besonders schützenswert sind, so dass die 
Regelung unter diesem Blickwinkel nicht gerechtfertigt ist. 
Das Verbot ist daher zumindest auf diejenigen Pflanzen zu beschränken, bei 
denen der Schutz der vorkommenden LRT oder Arten es erfordert. Zudem ist 
auch für diese ein Anspruch der Eigentümer und Nutzungsberechtigten auf 
Ausnahmeerteilung im Einzelfall vorzusehen. 
Es wird daher vorgeschlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 

Die Aufnahme des Verbotes in die Verordnung stellt sicher, dass in einem 
dadurch notwendig werdenden Ausnahmeverfahren der Schutzzweck des LSG 
beachtet wird. Dieser würde bei einem Verfahren gem. § 39 BNatSchG keine 
Berücksichtigung finden. Zulässig sind gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 LSG-VO Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung des Gebietes mit vorheriger 
Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde. Eine natur- und land-
schaftsverträgliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis ist gemäß § 7 
Abs. 2 Nr. 11 LSG-VO ebenfalls möglich. 
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BNatSchG die erforderlichen Regelungen zum Schutz von Tier- und Pflanzenar-
ten bereits enthält. 

Drohnenflüge müssen auch zu land- und forstwirtschaftlichen Zwecken ohne 
vorherige Zustimmung der Landkreise als Naturschutzbehörde erlaubt sein (§ 
4 Abs. 1 Nr. 6 LSG-VO-E); die Anzeigepflicht bei den Freistellungen (§ 7 Abs. 2 
Nr. 7 LSG-VO) ist nicht praktikabel und zudem ist die Freistellung zu eng ge-
fasst; 

Es muss erlaubt sein, land- und forstwirtschaftliche Abfälle zu lagern, aufzu-
schütten oder einzubringen (§ 4 Abs. 1 Nr. 9 LSG-VO-E) 

Bereits zum jetzigen Zeitpunkt gilt nach § 21b Abs. 1 Nr. 6 der Verordnung zur 
Regelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten (LuftVO) ein Verbot für 
den Betrieb unbemannter Luftfahrtsysteme in FFH-Gebieten. Nach der Unter-
schutzstellung gilt dieses gesetzliche Verbot unabhängig von der Schutzge-
bietskategorie auch für Europäische Vogelschutzgebiete. Von unbemannten 
Luftfahrtsystemen/Flugmodellen/Luftfahrzeuge (z. B. Modellflugzeuge, Dra-
chen, Drohnen) oder bemannten Luftfahrzeugen gehen insbesondere auf die 
Vogelwelt erhebliche Beeinträchtigungen aus. Flugkörper verursachen unab-
hängig von ihrer Form psychischen Stress (z. B. Ducken, verstärkte Rufaktivi-
tät, unruhiges Hin- und Hergehen), der in physischen Stress münden kann (z. 
B. panikartiges Auffliegen, Verlassen des Gebietes). Darüber hinaus werden 
Drohnen mit speziellen Kameras zur Ermittlung von Schäden durch lokal be-
dingte Hagelschauer, Windhosen, Sturmböen etc. in Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft und Naturschutz eingesetzt, um eine aufwändige Begehung der be-
troffenen Schläge zu vermeiden. Nach § 6 Nr. 3 LSG-VO ist der Einsatz von 
unbemannten Luftfahrtsystemen oder unbemannten Luftfahrzeugen zur Wild-
tierrettung, Bestands- und Ertragserfassung durch qualifizierte Anwender 
nach vorheriger schriftlicher oder mündlicher Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde freigestellt. Darüber hinaus kann nach § 4 Abs. 4 der LSG-
VO die zuständige Naturschutzbehörde in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, 
soweit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. 
Darüber hinaus ist ggf. eine Erlaubnis nach der LuftVO bei der Niedersächsi-
schen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLStbV) zu beantragen. 
Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme. Die Anzeige kann sowohl mündlich als auch schriftlich erfol-
gen und stellt keine unzumutbare Beeinträchtigung dar. 

Das Einbringen von Stoffen, insbesondere die Lagerung von land- und forst-
wirtschaftlichen Abfällen oder die illegale Entsorgung von Gartenabfällen auf 
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Es ist nicht nachvollziehbar, inwiefern natürliche
nichtgefährliche forstwirtschaftliche Materialien wie Pflanzenreste sowie na-
türliche nicht gefährliche Hölzer aus der Landschaftspflege geeignet sind, 
durch Verwendung als Dünger oder in Form des Verbleibs und späteren Un-
terpflügens tatsächlich geeignet sind, Flora und Fauna sowie den Naturhaus-
halt zu beeinträchtigen. Dem Verbot sind daher natürlich abbaubare und 
durch Landwirtschaft und Forstwirtschaft produziertes organisches Material 
zu entnehmen. 

Es muss erlaubt sein, Weihnachtsbaum-, 
Schmuckreisigkulturen und Kurzumtriebsplantagen anzulegen (§ 4 Abs. 1 Nr. 
10 LSG-VO-E) 
Das Verbot ist als Verbot mit Erlaubnisvorbehalt 
auszugestalten. 

Nadelhölzer und andere gebietsfremde oder invasive Pflanzen einzubringen 
sowie gebietsfremde oder invasive Tiere auszusetzen, sollte zumindest für die 
ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft, möglich bleiben (§ 4 Abs. 1 Nr. 
11 LSG-VO-E). 
Am stärksten wiegen jedoch die negativen Auswirkungen dieser Regelungen in 
Hinblick auf die unaufhaltsamen Klimaveränderungen. Die Waldumbaube-
schränkungen werden den Schutzzweck in Zukunft in erheblichem Maße nega-
tiv beeinflussen. Aufgrund der Klimaverschiebung und dem damit verbunde-
nen Eschen- und Buchensterben ist 
eine gewisse genetische Flexibilität erforderlich. Es ist abzusehen, dass sich 
diese und andere Laubbäume nicht mehr positiv entwickeln können. Die posi-
tive ökologische Entwicklung der Waldflächen in dem Schutzgebiet setzen 

einem begrenzten Raum, führt zur lokalen Anreicherung von Nährstoffen und 
Bodenverdichtung. Es besteht zudem die Gefahr, dass sich ausgehend von 
Gartenabfällen Zier- und Gartenpflanzen im Gebiet verbreiten und etablieren. 
Hierdurch können charakteristische Tier- und Pflanzenarten verdrängt wer-
den.  

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG- VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG-VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 
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daher weiterhin eine ökonomische Nutzung voraus. Um angemessen auf die 
Klimaänderungen reagieren zu 
können, ist es zwingend erforderlich, dass in die Verordnung eine Öffnungs-
klausel aufgenommen wird, die eine Beimischung nicht-lebensraumtypischer 
Baumarten zulässt. 

Die Befahrung der Gewässer muss unter Würdigung des Verschlechterungs-
verbots möglich sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 17 LSGVO-E). Die Aufweichungen in den 
Freistellungen (§ 7 Abs. 2 Nr. 9 LSGVO-E) sind zu eng gefasst. 

Die Errichtung von Anlagen aller Art, gerade wenn hierfür keine Genehmigung 
erforderlich ist, muss erlaubt sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 18 LSGVO-E). Zumindest muss 
diese Regelung im Erlaubnisvorbehalt verankert werden. 
Das Bauverbot dürfte in dieser Form rechtswidrig sein. Denn ein solches Ver-
bot findet keine Stütze im Gesetz. Weder unionsrechtliche noch nationale 
Vorgaben sehen ein generelles Bauverbot in Schutzgebieten vor. Ein generel-
les Bauverbot in einem Landschaftsschutzgebiet setzt danach voraus, dass 
aufgrund der Eigenart der Landschaft jeder Bau unabhängig von Zweck, Um-
fang und Gestaltung den Gebietscharakter schlechthin verändern oder dem 
besonderen Schutzzweck der Verordnung generell zuwiderläuft (OVG Lüne-
burg, U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01 — juris, Rn. 45 f.; Albrecht, in BeckOK 
Umweltrecht Giesberts/Reinhardt, 50. Edition 2019, § 26 BNatSchG Rn. 27). 
Als denkbare Landschaft, in der jeder Bau dem Schutzzweck zuwiderläuft und 
in der deshalb ein absolutes Bauverbot zulässig wäre, nannte das Bundesver-
waltungsgericht — im U. v. 12.07.1956 — I C 91.54 — juris, Rn. 10 — eine 
„Dünenlandschaft am Meeresstrand". Damit ein Verbot baulicher Anlagen 
aller Art zulässig ist, muss vielmehr feststehen, dass diese gerade „in jedem 
Bereich des unter Schutz gestellten Gebiets” den Gebietscharakter schlechthin 

Gemäß § 40a BNatSchG sind die zuständigen Behörden verpflichtet Maßnah-
men zu treffen, die eine Einbringung oder Ausbreitung von invasiven Arten zu 
verhindern oder zu minimieren. 

Die Forstwirtschaft ist von der Verordnung nicht betroffen. 

Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 16 verboten. Freigestellt 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, und Sengelsieltief. Ein Verbot besteht nur für Stehpaddel, Kites und Was-
serfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen montiert sind. Die natur-
schutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind der Begründung zur 
LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt Tourismus zu und ermöglicht die 
Wahrnehmung von Natur und Landschaft. 

Mit der Errichtung von Anlagen aller Art können Beeinträchtigungen entste-
hen, die dem Schutzzweck entgegenstehen. So können sensible Rast- und 
Brutplätze, typische Landschaftsteile und Pflanzenarten betroffen sein. Sie 
stellen eine Veränderung des betroffen Landschaftsraumes dar. Sie werden 
visuell als Fremdkörper wahrgenommen und fungieren als Störungspotential. 
Dies gilt gerade auch für Anlagen, für die keine Genehmigung erforderlich ist, 
wie Schilder oder Tafeln. Diese Maßnahmen stellen Projekte dar. 
Gemäß § 7 Abs. 3 der LSG-VO sind Pläne und Projekte, die einer behördlichen 
Entscheidung oder einer Anzeige bedürfen, freigestellt, wenn im Rahmen ei-
ner Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 26 NAGBNatSchG 
bzw. nach § 1a Abs. 4 BauGB in Verbindung mit §§ 34, 36 BNatSchG nachge-
wiesen wird, dass der in § 2 genannte Schutzzweck dieser Verordnung weder 
einzeln noch im Zusammenwirken mit anderen Plänen oder Projekten nachtei-
lig berührt werden oder die in § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG genannten Voraus-
setzungen erfüllt sind. Kommt also eine sogenannte FFH-
Verträglichkeitsprüfung zu dem Ergebnis, dass das geplante Projekt FFH-
verträglich ist, bedarf es keiner weiteren Befreiung oder sonstigen Prüfung 
durch die zuständige Naturschutzbehörde. Diese Prüfung ist, auch ohne Aus-
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verändert (OVG Lüneburg, U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01 — juris, Rn. 47; OVG 
Lüneburg U. v. 04.12.2018 —4 KN 77/16 — juris, Rn. 102). Vor allem bei sehr 
großen Landschaftsschutzgebieten kann dies zweifelhaft sein. Das Oberver-
waltungsgericht Lüneburg hat dazu sogar in seinem Leitsatz — im U. v. 
24.08.2001 — 8 KN 41/01 —juris — erklärt: 
„Ein repressives Verbot. bauliche Anlagen aller Art 
zu errichten, ist in Landschaftsschutzgebieten, die bebaute Grundstücke und 
Siedlungen umfassen, in 
der Regel unzulässig. 
Das Verbot ist daher zumindest abzuschwächen und mit einem entsprechen-
den Erlaubnisvorbehalt zu versehen. 

Einschränkungen der Landwirtschaft - § 4 Abs. 2, 3 
Die Grünland- und 
Narbenerneuerung muss zulässig bleiben (§ 4 Abs. 2 Nr. 2 LSG-V0-E 

weisung eines LSG, bereits jetzt erforderlich.

Es dürfen repressive Verbote ohne Erlaubnisvorbehalt nur dann erlassen wer-
den, wenn von vornherein feststeht, dass die verbotenen Maßnahmen den 
Charakter des unter Schutz gestellten Gebietes schlechthin (d. h. ungeachtet 
ihrer Art, Zweckbestimmung, Gestaltung und Größe sowie ihres Standortes) 
verändern oder dem besonderen Schutzzweck schlechthin zuwiderlaufen. Dies 
ist hier der Fall, da der Gebietscharakter oder die Schutzgüter des Gebietes 
beeinträchtigt werden  
Der „Gebietscharakter“ besteht hierbei aus den Gesamteigenschaften und 
dem Gesamteindruck des LSG, also die natürlichen Eigenarten des gesamten 
Landschaftsensembles. Diesen Gebietscharakter verändern alle Handlungen, 
die negative Auswirkungen auf die Gesamteigenschaften und den Gesamtein-
druck des Gebietes haben und dadurch den Gesamtwert für den Landschafts-
schutz herabmindern. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 



35 

Es muss eine Abweichung von der vorgegebenen Saatgutmischung möglich 
sein (§ 4 Abs. 2 Nr. 3 LSG-VO-E) 
Die vorgeschlagene Saatmischung für Uber- und Nachsaaten entspricht offen-
bar der Vorgabe aus dem Landesumweltministerium anlässlich der Genehmi-
gung von Neuansaaten im Zusammenhang mit den Dürre- und Mäuseschäden 
im Frühjahr 2020. In der Praxis müsste, damit eine solche Mischung überhaupt 
erst in dieser Zusammensetzung auflaufen kann, das Grundstück nach chemi-
scher Beseitigung der Altnarbe, gründlicher Pflugfurche und Saatbettbereitung 
ganz neu angesät werden. Wie sich diese Pflanzengesellschaft dann entwi-
ckelt, hängt insbesondere von der Witterung und von der Nutzungsfrequenz 
ab. Sinn und Zweck einer Nachsaat ist jedoch, gerade solche Umbrüche mit 
ihren negativen Konsequenzen, nämlich (Zer-)Störung des Bodenlebens und 
Gefüge, Nährstoffpufferfunktion, Tragfähigkeit des Bodens, Regenerationsfä-
higkeit der Grasnarbe etc. zu vermeiden. Genau aus diesem Grund wird die 
Nachsaat in Wasserschutzgebieten gefördert, nämlich um den Grünlandum-
bruch zu verhindern. Sie unterschätzen die Konkurrenzfähigkeit der Altnarbe, 
die sich auf mittlere Sicht immer wieder durchsetzt. Die Praxiserfahrungen aus 
dem diesjährig trockenen Frühjahr haben gezeigt, dass auch bei scheinbar 
großflächig vernichteten Grasbeständen die Nachsaat mit der geringstmögli-
chen Bodenbearbeitung die beste Wirkung hatte. 

Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
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Das Liegenlassen von Mähgut (§ 4 Abs. 2 Nr. 5 LSG-VO-E) muss möglich sein. 
Das Liegenlassen von Mähgut ist keine fachliche Praxis, jedoch in Einzelfällen 
auf Feuchtgrünland unvermeidlich, um bei ungünstiger Witterung Bodenschä-
den zu vermeiden. 

Die weiteren Einschränkungen der Landwirtschaft in § 4 Abs. 3 LSGVO-E recht-
fertigen sich nicht. Die regelungen sind zu streichen. Die Thematik der Gewäs-
serabstände ist schon ausreichend durch Gesetz (NWG, WHG) geregelt und 
die erneute und erweiterte Regulierung daher überflüssig. Zudem ist durch die 
gesetzlich vorgesehenen Maßnahmen in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 NAGBNatSchG der 
Gelegeschutz sichergestellt. Damitist ein Verstoß gegen artenschutzrechtliche 
Verbotstatbestände ausgeschlossen. Zudem wird bisher nicht dargestellt, wa-
rum das Fachrecht, das bei der ordnungsgemäßen Landwirtschaft zu beachten 
ist, im Hinblick auf die naturschutzrechtlichen Belange defizitär sein soll. 
Im Einzelnen: 
Absatz 3 regelt insbesondere die Gewässerabstände bei der Düngung, die 
bereits im NWG bestimmt sind. Die fachliche Notwendigkeit von Abständen, 
die über diese gesetzlichen Vorgaben hinaus gehen, haben Sie bislang nicht 

(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Gemäß § 40 BNatSchG ist regionales Saatgut zu verwenden, um eine Ausbrei-
tung von gebietsfremden Arten zu verhindern. Diese Regelung dient insbe-
sondere dem Schutz der innerartlichen Vielfalt gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG. 

Ziel einer Mahd ist die Gewinnung von Futter, so dass Mähgut von der Fläche 
abgefahren wird. Das Liegenlassen von Mahdgut kann zur Veränderung der 
Pflanzenzusammensetzung einer Fläche führen. Auch bei erschwerten Bedin-
gungen aufgrund ungünstiger Witterungsverhältnisse ist das Mahdgut abzu-
fahren. Bei offensichtlicher Unmöglichkeit, z. B. unvorhergesehener extremer 
Witterungseinflüsse, kann das Mahdgut ausnahmsweise auf den Flächen ver-
bleiben. Eine natur- und landschaftsverträgliche Nutzung sollte diesen Grund-
satz berücksichtigen. Nach der Beweidung überständige Futterreste auszumä-
hen und der Verbleib der Reste auf der Fläche ist gute fachliche Praxis. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
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schlüssig dargelegt. Die in der Begründung aufgeführte Auswertung von 
ZHANG et. al. von der University of California aus 2010 ist in diesem Fall nicht 
geeignet, die Wirksamkeit von Gewässerrandstreifen zu belegen. Wörtlich 
heißt es in der Ausarbeitung: „This paper aggregated many of these results 
and performed a meta-analysis to quantify the relationships between pollu-
tant removal efficacy and buffer width, buffer slope, soll type, and vegetation 
type." Die Klima- und Bodenverhältnisse in Kalifornien sind mit denen am 
Fehntjer Tief nicht im entferntesten zu vergleichen. Die Hangneigung zum 
Gewässer ist ebenfalls nicht zu berücksichtigen. Zudem haben wir es hier aus-
schließlich 
mit Grünland zu tun. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nach den jüngs-
ten Änderungen im NAGBNatSchG in Natura 2000-Gebieten auf Grünland 
verboten. Sedimenteinträge sind auf Grünland im Gegensatz zu Acker ausge-
schlossen. Die Zufuhr von Nährstoffen im Uferbereich dagegen steigert das 
Pflanzenwachstum, die Durchwurzelung des Bodens und damit die Retenti-
onsleistung und die Filterfunktion des 
Gewässerrandstreifens. Die Eintragspfade Oberflächenwasserabfluss und 
Grundwasser wirken unabhängig von der Entfernung zum Gewässer. Hier spie-
len Faktoren wie Bodenart, Kulturzustand, Niederschlagsmenge, Hangneigung 
etc. eine ungleich größere Rolle. Direkte Nährstoffeinträge sind also wegen 
der überwiegend angrenzenden intensiven 
Grünlandbewirtschaftung, des ganzjährigen Graswachstums im atlantischen 
Klima, des ebenen Geländes und der inzwischen mehrfach novellierten 
Düngeverordnung weitestgehend ausgeschlossen. Abgesehen davon, dass 
eine völlige Unterbindung von Nährstoffeinträgen aus diffusen Quellen illuso-
risch wäre, ist dieser Schutzzweck bereits umfassend in der Wasserrahmen-
richtlinie (WRRL) bzw. auf nationaler Ebene in der Oberflächengewässerver-
ordnung (OGV) geregelt. Angesichts der letzten Verschärfung dieser Verord-
nung aus 2016 ist sichergestellt, dass die aktuell geltenden Grenzwerte den 
Vorsorgegrundsatz mehr als übererfüllt haben. Erfahrungsgemäß wird in die-
sem Zusammenhang die Retentionsleistung von intensivem Grasland noto-
risch unterschätzt. Extensivgrünland hat wegen seiner geringeren Entzüge 
eine wesentlich geringere Nährstoffpufferkapazität. N-min-Untersuchungen in 

schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar.  

Die Wirkung von Gewässerrandstreifen für den Stoffrückhalt nimmt nach Lite-
raturauswertungen mit zunehmender Breite zu. Auf die Abb. von Zhang et. al. 
wird in diesem Zusammenhang in der Begründung verwiesen. Text und Abbil-
dung sind der „Allianz für Gewässerschutz: Empfehlungen für die Einrichtung 
von breiten Gewässerrandstreifen, Herausgegeben vom Ministerium für Ener-
giewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume Schleswig-Holstein in 
Allianz mit dem Bauernverband Schleswig-Holstein e. V., Juli 2014“ entnom-
men. Mit der Abbildung von Zhang werden grundsätzliche Prinzipien darge-
stellt. 
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den Wasserschutzgebieten in Leer haben ergeben, dass Grünland bei steigen-
den Nutzungsfrequenzen vielfach bessere Werte aufweist als beispielsweise 
Wald. Das ist auch das Ergebnis einer Auswertung des Umweltbundesamtes 
(UBA nach Angaben LAWA/Dr. Wolter am 24.09.2014). In diesem Zusammen-
hang hat das Grünlandzentrum Niedersachsen-Bremen in einer fachgutachter-
lichen Stellungnahme vom 05.11.2019 die Vorteile von Grünland hinsichtlich 
der Speicherkapazität von Nährstoffen und Kohlenstoff umfassend belegt. 
Demnach ist bei Schnittnutzung unabhängig von der Düngung kein Unter-
schied im Nitrataustrag zwischen der Nullvariante und 480 kg N/ha festzustel-
len (PAASS et al.1991). Da der Eintrag über diffuse Quellen und nicht der 
direkte Eintrag als Hauptursache für die Gewässergefährdung gilt, stünde die 
Schutzwirkung 
ungenutzter bzw. extensiv bewirtschafteter Gewässerrandstreifen in keinem 
Verhältnis zu ihren Nachteilen für Bewirtschafter und Eigentümer. 
Der wiederholte Hinweis auf die Vollzugshinweise des NLWKN aus 2011 schei-
det zur Begründung ebenfalls aus, weil inzwischen die Düngeverordnung 
zweimal novelliert wurde, jedes Mal mit schärferen Auflagen zum Gewässer-
schutz. Damit nicht genug, hat der niedersächsische Landtag am 10. Novem-
ber 2020 
einstimmig einer gesetzlichen Regelung zum Gewässerabstand zugestimmt, 
die zuvor zwischen Landesregierung, Landwirtschaftskammer, Landwirtschaft 
und Naturschutzverbänden ausgehandelt wurde. Es wäre ein fatales Signal, 
wenn unverbindliche fachliche Hinweise von der Verwaltung höher gewichtet 
würden als ein 
historisch einmaliger politischer Beschluss auf Landesebene. Umweltminister 
Olaf Lies und Frau Alexandra Stück, Leiterin des Referats 27 Natura 2000, ha-
ben anlässlich eines Gesprächs am 9. Juli 2020 mit dem Ortsrat Simonswolde 
ausdrücklich bestätigt, dass es sich bei den Vollzugshinweisen des NLWKN um 
unverbindliche Hilfestellungen handelt. 
Das Argument, bei den gesetzlichen Vorgaben handele es sich um Regeln, die 
für das ganze Land gelten, geht fehl. Die Rahmenvereinbarung zum „Nieder-
sächsischen Weg" bezieht sich ausdrücklich in erster Linie auf Grünland, Natu-
ra 2000 und gewässerreiche sowie Moorgebiete, ist also passgenau zuge-

§ 25 a NAGBNatSchG regelt die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln inner-
halb von Landschaftsschutzgebieten, soweit sie Natura-2000-Gebiete sind. In § 
25 a Abs. 4 NAGBNatSchG ist dargelegt, dass weitergehende Vorschriften in 
Naturschutzgebiets- und Landschaftsschutzgebietsverordnungen von den 
Regelungen der Absätze 1 bis 3 unberührt bleiben. Dies weist darauf hin, dass 
weitergehende Regelungen möglich sind, wie sie im Rahmen dieser Verord-
nung zur Umsetzung des Schutzzweckes festgelegt werden. 

Im Nitratbericht 2016 wird die Verteilung der Nitratgehalte im Grundwasser in 
Abhängigkeit der Landnutzung dargelegt. Das Grundwasser in als Grünland 
genutzten Bereichen hatte im Vergleich zum Wald einen höheren Anteil der 
Nitratklasse < 1 mg/l. Allerdings lag der Anteil der untersuchten Grünlandbe-
reiche mit einer Nitratklasse oberhalb 10 mg/l bei ca. 50 %, bei Wald lag der 
Anteil bei ca. 34 %. Im Bericht wird auch dargelegt, dass ein Teil des N-
Austrages in das Grundwasser und als Direkt-abfluss in die Oberflächengewäs-
ser erfolgt. Es ist in dem Bericht außerdem dargelegt, dass sich die Nitratbelas-
tung des Grundwassers in Deutschland von 2008/2011 bis 2012/14 praktisch 
nicht verändert hat, obwohl in diesem Zeitraum zahlreiche Maßnahmen zur 
Verminderung der Nitratbelastung durchgeführt worden sind. Aus dem Nit-
ratbericht 2020 geht hervor, dass die Nitratgehalte 2016-2018 im landwirt-
schaftlich beeinflussten Grundwasser nur leicht abgenommen haben, insge-
samt ist die Nitratbelastung jedoch weiterhin als zu hoch einzustufen. 

Die Fortführung der bisherigen Bewirtschaftung ist in Bezug auf die Lebens-
raumtypen, die zum Erhalt eine Bewirtschaftung benötigen, zu sehen. Die 
Kartierungen der Lebensraumtypen 2002 belegen schon einen deutlichen 
Rückgang im Vergleich zur Vegetationskarte von PREISING (1949). Auf den 
damals noch periodisch überschwemmten und nur extensiv nutzbaren Flächen 
im Bereich des Fehntjer Tiefs haben diese Lebensraumtypen/Biotope deutlich 
abgenommen. Die Erfassung der Brutvögel im Rahmen der Aufstellung des 
Pflege- und Entwicklungsplanes Flumm/Fehntjer Tief (ALAND 1992) sowie die 
regelmäßigen Revierkartierungen belegen ebenfalls einen deutlichen Rück-
gang. Die Intensität der landwirtschaftlichen Nutzung hat in den letzten Jahr-
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schnitten auf diese Gebietskulisse.
Zudem ist darzulegen, weshalb die Fortführung der 
bisherigen Bewirtschaftung gegen das habitatschutzrechtliche Verschlechte-
rungsverbot verstößt, da schließlich unter dem Einfluss der Bewirtschaftung 
die LRT entstanden sind. 
Im Hinblick auf die Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung 
fehlt bisher der Nachweis, dass die verordnungsgebenden Landkreise die An-
forderungen des Art. 2 Abs. 3 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 
1992 beachtet haben 

Regelung in §4 Abs. 5 
Absatz 5 ist wie folgt umformulieren: „Die zuständige Naturschutzbehörde 
kann einer von den Verboten des § 4 Abs. 2 und 3 abweichenden Flächenbe-
wirtschaftung zustimmen, soweit dies dem Schutzzweck nicht entgegensteht." 
Diese Sprachregelung wurde am 08.07.2020 im Gesprächmit den Landkreisen 
in Leer abgestimmt 

zehnten zugenommen. Sie trägt zum Rückgang bei und lässt sich durch die 
Datenlage belegen. Dort wo eine extensive Bewirtschaftung, teilweise schon 
seit den 1970er Jahren, weiterhin sichergestellt worden ist, sind entsprechen-
de Bestände auch heute noch vorhanden.  
In Art. 2 Abs. 3 der FFH-Richtlinie heißt es, dass die getroffenen Maßnahmen 
den Anforderungen von Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur sowie regionalen 
und örtlichen Besonderheiten Rechnung tragen. Der Wirtschaft wird ausrei-
chend Rechnung getragen. In Bezug auf die landwirtschaftlichen Einschrän-
kungen in der LSG-VO sind diese entsprechend den Wertigkeiten des Gebietes 
und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erforderlich. Sie 
wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass trotz dieser 
Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nutzung bleibt.  

Die Vollzugshinweise für Arten und Lebensraumtypen sind Teil der Nieder-
sächsischen Strategie zum Arten- und Biotopschutz. Für Niedersachsen wur-
den die Vogelarten, weitere Tier- und Pflanzenarten sowie Lebensraumty-
pen/Biotope mit besonderem Handlungsbedarf benannt. Für viele dieser Ar-
ten wurden Steckbriefe (Vollzugshinweise) erarbeitet, die neben Angaben zur 
Lebensweise der Arten bzw. zu den Kennzeichen der Lebensraumty-
pen/Biotope auch Vorschläge für Maßnahmen und geeignete Instrumente für 
deren Erhaltung und Entwicklung umfassen. Die für das Gebiet relevanten 
Steckbriefe wurden berücksichtigt. Es ist in der Begründung nicht dargelegt, 
dass es sich um gesetzliche Vorgaben handelt. Weitergehende Regelungen 
über Bewirtschaftungsabstände zu Gewässern in einer Schutzgebietsverord-
nung stehen Regelungen zum „Niedersächsische Weg“ nicht entgegen. 

Als Ergebnis des Gespräches am 08.07.2020 wurde der Begriff „naturschutz-
fachliche Notwendigkeit“ gestrichen. Die Regelung wurde im Verordnungs-
entwurf entsprechend angepasst.  
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Erlaubnisvorbehalte §5
Die Instandhaltung, Instandsetzung und der Ausbau vorhandener, dem öffent-
lichen Verkehr gewidmeten Straßen undWege muss ohne Erlaubnisvorbehalt 
und allein mit einem Anzeigevorbehalt möglich sein (Nr. 1). 

Die Veränderung von Gewässern im Zusammenhang mit der ordnungsgemä-
ßen Land-, Forst-und Fischereiwirtschaft muss ohne Erlaubnisvorbehalt mög-
lich bleiben (Nr.2). 

ordnungsgemäße fischereiliche Nutzung - § 6 Abs. 1 Nr. 7 
Die Einschränkungen derordnungsgemäßen Fischerei rechtfertigen sich nicht. 
Weder nach europarechtlichen Vorgaben noch nach dem BNatSchG bedarf es 
bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die über das BFischG 
hinaus die ordnungsgemäße Fischerei regeln. Vielmehr ist anerkannt, dass die 
Fischerei einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des Naturschutzes leistet. 
So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG anerkannt, dass die Fische-
rei als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell invasiver Arten einge-
setzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen Vorgaben zur Fische-
rei, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restriktive Regelung der 
Fischerei rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG bleiben die Re-
geln des Fischereirechts grundsätzlich unberührt. 

Jagd, Jagdschutz § 6 Abs. 1 Nr. 8 
Die Einschränkungen der 
ordnungsgemäßen Jagdausübung rechtfertigen sich nicht. 
Die Vorgaben sind an die Musterverordnung vom 20.02.2018 angelehnt und 
gehen teilweise sogar erheblich darüber hinaus. Diese hat aber keinerlei recht-
liche Grundlage. Weder nach europarechtlichen Vorgaben,noch nach dem 

Die Instandhaltung und Instandsetzung ist nach Überarbeitung der Verord-
nung ohne Erlaubnis- und Anzeigevorbehalt möglich. Insoweit wird dem Ein-
wand gefolgt. Der Ausbau unterliegt weiterhin einem Erlaubnisvorbehalt, da 
die Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem Schutzzweck sicherzustellen ist.  

Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme 

Die Röhrichtbereiche sowie die Wasser- und Uferpflanzenvegetation sind Le-
bensraum vieler Tierarten und sind deshalb bei der zulässigen ordnungsgemä-
ßen fischereilichen Nutzung zu schonen. Zudem sollen keine festen Angelplät-
ze wie beispielweise durch zusätzliche Befestigungen oder Steganlagen einge-
richtet werden. Durch das Niedersächsische Fischereigesetz (NFischG) ist ge-
regelt, dass die Fischerei auf die natürlichen Lebensgemeinschaften im Ge-
wässer und an seinen Ufern, insbesondere auf seltene Pflanzen- und Tierar-
ten, angemessen Rücksicht zu nehmen hat. Durch die Nennung konkreter 
Vorgaben werden die gesetzlich geforderten Fischereipflichten, u. a. der Ver-
ordnung über die Fischerei in Binnengewässern (Binnenfischereiordnung), 
beispielhaft nachgezeichnet. Eine Störung im Vorfeld des Angeltermins ohne 
Angelabsicht hat aufgrund der Präsenz störungsempfindlicher Tierarten zu 
unterbleiben. Maßnahmen, die zu einer naturschutzfachlichen Aufwertung 
des Gebietes beitragen und den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten 
Tierarten Vorteile bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Na-
turschutzbehörde umgesetzt werden.  

Die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd ist nach der LSG-VO, unter Beach-
tung von Vorgaben, freigestellt, sofern sie nicht über die Kernfunktion gemäß 
§ 1 Abs. 4 des Bundesjagdgesetzes hinausgeht. 
Diese Vorgaben ergeben sich nach § 9 Abs. 5 NJagdG i.V.m. dem Erlass „Jagd 
in Schutzgebieten“ vom 03.12.2019 (406-22220-21), wonach die Jagdbehör-
den und Naturschutzbehörden durch Verordnung die Jagdausübung in Schutz-
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BNatSchG bedarf es bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die 
über das BJagdG hinaus die ordnungsgemäße Jagd regeln. Vielmehr ist aner-
kannt, dass Jagd und Jagdschutz einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des 
Naturschutzes leisten. So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG an-
erkannt, dass die Jagd als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell 
invasiver Arten eingesetzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen 
Vorgaben zur Jagd, dem Tier-Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restrikti-
ve Regelung der Jagd rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG blei-
ben die Regeln des Jagdrechts grundsätzlich unberührt. Insoweit ist festzustel-
len, dass auch der Landkreis in seiner Begründung (S. 16, 17) die sich auf den 
Schutzzweck positiv auswirkende Hegefunktion der Ausübung der Jagd betont. 
Nach dem niedersächsischen Erlass zur Jagd in Schutzgebieten (Gern. RdErl. d. 
ML u. d. MU v. 7. 8. 2012 - 404/406-22220-21 - VORIS 79200 - (Nds. MBI. 2012 
Nr. 29, S. 662), geändert durch Gern. RdErl. d. ML u. d. MU v. 20.11.2017 - 
404/406-22220-21 - VORIS 79200 - (Nds. MBI. 2017 Nr. 46, S. 1549); im Fol-
genden: Jagderlass 2017) in der seit dem 20.11.2017 geltenden Fassung heißt 
es in Punkt 1.5. 

gebieten gemäß deren Schutzzweck für bestimmte Zeiträume beschränken 
oder teilweise verbieten können. Im Schutzgebiet kann das Jagdausübungs-
recht unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes insoweit 
eingeschränkt werden, als dies zu Verwirklichung des Schutzzweckes erforder-
lich ist. 

Die ordnungsgemäße Jagd im Landschaftsschutzgebiet „Fehntjer Tief und Um-
gebung“ wird in ihrer Kernfunktion nicht eingeschränkt. Bestimmte Maßnah-
men, die den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten Tierarten Vorteile 
bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde 
umgesetzt werden.  
Dies stellt eine Prüfung der Standorte sicher, um besonders schützenswerte 
Biotope oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigun-
gen zu bewahren. 

Es ist weiterhin die Anlage von Wildäckern, Wildäsungsflächen und Futterplät-
zen auf tatsächlich genutzten Ackerflächen gestattet. Dies ergibt sich teilweise 
auch schon aufgrund der notwendigen Bewirtschaftung Die Anlage ist nur auf 
bereits genutzten Ackerflächen gestatten, da die Umwandlung von Grünland 
in Acker oder andere Nutzungsformen mit dem Schutzzweck der Verordnung 
nicht vereinbar ist. Die Erhaltung von Grünlandflächen dient der Entwicklung 
und der Erhaltung einer extensiv geprägten und artenreichen Grünlandvegeta-
tion, welches essentielle Grundlage für Brut-, Rast und Nahrungshabitate der 
vorkommenden Tierarten ist. Die Neuanlage von Futterplätzen außerhalb von 
Ackerflächen bedarf einer Anzeige, um besonders schützenswerte Biotope 
oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigungen zu 
bewahren. Durch Futterplätze können Störungen sensibler Arten und Vegeta-
tionsveränderungen nicht ausgeschlossen werden. An dieser Stelle wird auf § 
8 LSG-VO hingewiesen 

Als besonders sensibel sind das Landschaftsbild und die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes hinsichtlich der Anlage von Hegebüschen einzustufen. Da 
auch kleinflächige Gehölzbestände Habitate für verschiedene Prädatoren bie-
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ten, ist damit auch eine Beeinträchtigung der Funktion des Raumes als Brut-
gebiet für bodenbrütende Vogelarten verbunden. 

Im Rahmen des Verfahrens zur Erstellung des Verordnungsentwurfes hat hin-
sichtlich der jagdlichen Beschränkungen eine einzelfallbezogene Prüfung unter 
Anhörung der unteren Jagdbehörden stattgefunden. Die Prüfung erfolgte an-
hand des Schutzzwecks i.S.d. 1.3 des Erlasses „Jagd in Schutzgebieten“ vom 
03.12.2019 (406-22220-21).  
Die Erforderlichkeit wurde jedoch nicht ausreichend in der Begründung darge-
legt, daher wird die Begründung entsprechend ergänzt. 
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3.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich bin Eigentümer von Grundstücken im Gebiet des geplanten LSG in Si-
monswolde 
Simonswolde 
Flur:                 Flurstück: 
                               3,1716 ha 
                              6,3924 ha 
                              1,5503 ha 
                             2,5823 ha 
Verpächter 
Gegen den genannten Entwurf der Verordnung über das Landschaftsschutz-
gebiet erhebe ich die 
folgenden 
Einwendungen: 

Der Verordnungsgeber verkennt, dass die Arbeitshilfe des NLWKN zur Siche-
rung von Natura 2000-Gebieten (2018-02-20_Muster-V0_4_aktualisiert.pdf) 
für Naturschutzgebiete angefertigt wurde und im Rahmen von Landschafts-
schutzgebieten einen unverhältnismäßig hohen Schutzmaßstab statuiert. In 
LSGV0en sind diese stets an den besonderen Schutzzweck anzuknüpfen. Dem 
wird es nicht gerecht, wenn die für NSGV0en konzipierten Schutzmaßnahmen 
des Ministeriums „entsprechend" angewandt werden beziehungsweise aus 
der Muster-VO übernommen werden. 

•Sämtliche Regelungen müssen sich am Verschlechterungsverbot messen 
lassen. Der Maßstab für die Beurteilung der Frage, ob eine Gebietsbeeinträch-
tigung vorliegt, verlangt nach einer 
Ausgangsgröße: Pläne, Projekte und Vorhaben sind die adressierten Erschei-
nungsformen des 
in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL angeordneten Verschlechterungsverbots. Dies dient 
nach überwiegender Ansicht der Erhaltung des Zustandes, in dem sich die von 

Die Arbeitshilfe kann auch für die LSG-VO als Orientierungshilfe/Grundlage 
dienen. Die Regelungen des LSG-VO leiten sich aus dem Schutzzweck, mit re-
pressiven und präventiven Verboten ab. 

Die unionsrechtlichen Vorgaben der FFH-RL und V-RL etablieren lediglich Min-
deststandards, während es den Mitgliedstaaten nicht versagt ist, strengere 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen (Art. 193 AEUV; Art. 14 V-RL). Davon abgese-
hen begrenzt das Verschlechterungsverbot nicht die Regelungsmöglichkeiten 
des Verordnungsgebers. Das Verbot bezieht sich auf Handlungen und Maß-
nahmen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-
Gebietes führen können. Der Verordnungsgeber gehört daher von vornherein 
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dem Schutzgebiet umfassten Lebensräume im Zeitpunkt der Eintragung in die 
Gemeinschaftsliste befinden. 
Gemäß Art. 4 Abs. 5 FFH-RL ist ein Gebiet nämlich erst ab dem Zeitpunkt ge-
schützt, in dem es in die Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung 
aufgenommen worden ist. Deshalb werden etwaige Vorbelastungen, die sich 
ungünstig auf die Lebensräume auswirken können, von vornherein vom Ver-
schlechterungsverbot nicht erfasst. Die bereits bei Unterschutzstellung des 
Gebiets bestehenden Vorhaben wirken sich (prägend) auf die zeitlich nachfol-
gend ausgewiesenen Schutzgebiete aus und bestimmen so den Erhaltungszu-
stand der Lebensräume und Arten mit (Beier, NVwZ 2016, 575, 577). Sie sind 
daher in der Regel bereits im Rahmen des Prozesses der Gebietsausweisung 
entsprechend berücksichtigt worden (VGH München, Urt. v. 30.10.2007 — 8 A 
06.40024; bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 05.12.2008 — 9 B 28/08; VGH 
München, U. v. 19.02.2014 — 8 A 11.40040 u. a.; wiederum bestätigt durch 
BVerwG, Beschl. v. 22.06.2015 — 4 B 59/14). Der Maßstab für die Beurteilung 
der Frage, ob eine Beeinträchtigung vorliegt, verlangt zunächst nach einer 
Ausgangsgröße. Fraglich ist nämlich, ob der naturschutzrechtliche „Idealzu-
stand" die Ausgangsgröße bildet oder ob bereits ein vorgefundener Zustand 
(Vorbelastung) Ausgangspunkt ist. Man wird von folgendem ausgehen müs-
sen: Die Vorhaben, Maßnahmen und Veränderungen sind Erscheinungsfor-
men des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL angeordneten Verschlechtungsverbots. Letzte-
res dient nach überwiegender Ansicht der Erhaltung des Zustandes, in wel-
chem sich die von dem Schutzgebiet umfassten Lebensräume im Zeitpunkt der 
Eintragung in die Gemeinschaftsliste befinden (Gellermann, Natura 2000-
Europäisches Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepub-
lik Deutschland, 2. Aufl. 2001, S. 72). Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken, von vornherein vom 
Verschlechterungsverbot nicht erfasst (Gellermann, Natura 2000-Europäisches 
Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepublik Deutsch-
land, 2. Aufl. 2001, S. 72). Anders formuliert: Soweit Art. 6 Abs. 2 FFH-RL ne-
ben dem Unterlassen beeinträchtigender Handlung ein aktives Tätigwerden 
des Mitgliedstaats fordert, handelt es sich um eine konservierende, nicht um 
eine optimierende Maßnahme (Erbguth/Schubert, DVBI. 2006, 591, 596).  

nicht zu den Adressaten des Verbots; stattdessen hat er aus Gründen des § 32 
Abs. 3 S. 3 BNatSchG durch geeignete Ge- und Verbote sicherzustellen, dass 
der Regelungsvorgabe des Art. 6 Abs. 2 (i.V.m. Art. 7) FFHRL entsprochen wird. 
§ 32 Abs. 3 S. 4 BNatSchG lässt aber keinen Zweifel daran, dass es ihm auch 
gestattet ist, weitergehende Schutzvorschriften zu erlassen. Die Vorstellung, 
dass eine zur Unterschutzstellung von FFH- und/oder Vogelschutzgebieten 
dienende nationale Schutzverordnung lediglich Verschlechterungen des Zu-
standes verhindern dürfte, findet in den einschlägigen Rechtsnormen keinen 
Rückhalt. 

Im Übrigen zur Kenntnis genommen. 
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In Anbetracht des konservierenden Charakters müssen aber alle Maßnahmen 
der Bewirtschaftung zulässig bleiben, die zum Zeitpunkt der Unterschutzstel-
lung bereits vorgenommen wurden und die nicht dazu geführt haben, die 
Schutzbedürftigkeit und die Schutzwürdigkeit in Frage zu stellen. Es geht da-
rum, einen Zustand zu konservieren, so dass Maßstab für die Einschränkungen 
der Zustand der Ausgangsgröße ist, der zum Zeitpunkt der Unterschutzstellung 
herrschte. Deshalb sind die Einschränkungen auf die Aspekte zu begrenzen, 
die über diesen Rahmen hinausgehen und die zu einem Verstoß gegen das 
Verschlechterungsverbot führen können. Das gefundene Resultat entspricht 
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG 146, 145 ff. — 
BAB Waldkappel, erster Leitsatz). Mit Blick auf den Kammmolch hat das Ge-
richt festgestellt, eine ihn betreffende Schadensvermeidungsmaßnahme sei 
rechtlich zulässig, wenn nach Durchführung der Maßnahme mindestens der 
gleiche (oder bessere) Schutz für die Art erreicht wird. 

•Die Fläche des geplanten Landschaftsschutzgebietes korrespondiert nicht mit 
der Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete (vgl. Über-
sichtskarten! Anlage 1.2 und 1.3). Die Einbeziehung der nicht als FFH-Gebiet 
ausgewiesenen Flächen kommt jedoch nur dort in Betracht, wo diese im Hin-
blick auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebietes schutzwürdig und schutzbedürf-
tig sind. Beides wurde vom Verordnungsgeber nicht dargelegt. 

•Der Standdarddatenbogen enthält veraltete Daten. Die Lebensraumtypen 
und die Arten sind weit vor 2017 das letzte Mal kartiert worden —die Biotop-
kartierung des Fehntjer Tief-Niederung für die FFH-Basiserfassung erfolgte im 
Jahr 2002. In der Begründung wird sich auf keine aktuellere Erfassung bezo-

Das Verschlechterungsverbot bezieht sich, wie oben dargestellt auf den Zeit-
punkt der Meldung des Gebietes als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung, nicht der hier vorgenommenen Überführung in nationales Recht.  

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Im Hoheitsgebiet des 
Landkreises Aurich wurden ansonsten keine weiteren Flächen als die des Na-
tura-2000 Gebietes verordnet. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
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gen. In zeitlicher Hinsicht ist eine solche Überprüfung und Nachkartierung 
jedenfalls dann erforderlich, wenn die nationale Unterschutzstellung mehr als 
sechs Jahre nach Aufstellung der Standarddatenbögen erfolgt. Dies folgt aus 
den Vorgaben der FFH-Richtlinie und der dazu ergangenen Rechtsprechung 
(vgl. Art. 4 Abs. 4 FFH-RL, Art. 9 FFH-RL; VGH Kassel, B. v. 02.01.2009 — 11 B 
368/08.T — juris, Rn. 398). 

ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume 
in den letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung 
mit den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die 
Meldung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrecht-
lich zwingend. 

In der Begründung des Verordnungsentwurfs wird eine Basiserfassung thema-
tisiert, deren Ergebnisse im Standard-Datenbogen des NLWKN dokumentiert 
sind. Die Erstmeldung des FFH-Gebietes „Fehntjer Tief und Umgebung' erfolg-
te im Dezember 2004, indessen wurde der Meldebogen im Juli 2018 aktuali-
siert. Das Vogelschutzgebiet „Fehntjer Tief' wurde im Dezember 1999 gemel-
det, während das Update im August 2018 erfolgte.“ Daraus folgt, dass die 
Datenlage in Ansehung des vorliegenden Falles hinreichend aktuell ist. 

Die Lebensraumtypen (6230, 6410, 7140, stichprobenartig 3150, 3130) und 
Arten sind im Rahmen der Managementplanung 2019 und 2020 kartiert wor-
den. Borstgrasrasen und Pfeifengraswiesen sind stichprobenartig durch das 
Land Niedersachsen im Rahmen der Berichtspflicht kartiert worden. Seit 2009 
erfolgt im Landkreis Leer ein Monitoring im Rahmen der Umsetzung von Maß-
nahmen zur Entwicklung und Erhaltung der LRT 6230 und 6410. Die Gewässer 
des LRT 3130 werden regelmäßig durch das Land Niedersachsen (Luronium) 
untersucht. Zudem erfolgt eine jährliche Revierkartierung seit 1994 (bis auf 
2015/2016) durch die Naturschutzstation Fehntjer Tief. 

Unabhängig davon findet die These, dass nach Ablauf von sechs Jahren eine 
Neukartierung erfolgen müsste, in Art. 4 Abs. 4 FFH-RL keine Stütze. Die Vor-
schrift, die nur für FFH-Gebiete gilt, verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Unter-
schutzstellung der in die Gemeinschaftsliste aufgenommenen Gebiete inner-
halb einer Frist von sechs Jahren. Die Rechtsfolge, dass nach Ablauf dieser 
Frist nachkartiert werden müsste, lässt sich der Vorschrift nicht entnehmen, 
zumal dies darauf hinausliefe, die Unterschutzverpflichtung zu relativieren. 
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Schutzzweck §3 
Einwendung:  
Der besondere Schutzzweck gemäß § 3 Abs. 2 sollte sich auf folgende Punkte 
beschränken: 
•Die Erhaltung und Entwicklung der weitläufigen, offenen, von Grünland ge-
prägten Landschaft sowie ihrer charakteristischen Arten. 
•Die Erhaltung und Entwicklung der im Gebiet vorkommenden Gewässer als 
Lebensraum für 
zahlreiche Tier- und Pflanzenarten. 
•Die Erhaltung und Entwicklung 
beruhigter, ungestörter großflächiger Brut-, Rast- und Nahrungshabitate der 
im Gebiet vorkommenden Vogelarten. 
Der Schutz, die Pflege und die Entwicklung von Lebensräumen und Habit-
tatstrukturen wild lebender Tier-und Pflanzenarten, soweit sie europäisch 
geschützt sind und in signifikantem Umfang im Gebiet vorkommen. 

Einwendung: 
Absatz 4 sollte von einer „Kann“ in eine „Soll“-Bestimmung umgewandelt 
werden. 
Begründung: 
Die Umsetzung der Erhaltungsziele insbesondere auf landwirtschaftlichen 
Flächen sowie von Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen soll aufbauend auf 
die nachfolgenden Schutzbestimmungen auch durch Angebote des Vertrags-

Schließlich verfängt der Hinweis auf Rechtsprechung zur Datenaktualität bei 
Eingriffsvorhaben nicht. Eine Übertragung auf Verfahren der Unterschutzstel-
lung verbietet sich schon deshalb, weil § 26 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG keinen 
Zweifel daran lässt, dass ein LSG auch um der „Wiederherstellung der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes“ willen ausgewiesen wer-
den kann. Es ist daher nicht entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter 
im Gebiet noch vorkommen, und daher ist die Aktualität der Daten keine Vo-
raussetzung der Unterschutzstellung. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 

Wenn diese Vorschrift in eine „Soll“-Regelung umgewandelt werden würde, 
hätte die zuständige Naturschutzbehörde keinen Ermessensspielraum bei der 
Entscheidung, ob Vertragsnaturschutz durchgeführt werden muss. Diese jetzt 
geltende Regelung dient der Wahrung der Eigentumsrechte.  
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naturschutzes unterstützt werden.

Verbote §4 Abs. 1
Einwendungen: 
Die Betretungs- undBefahrungsrechte sind auszuweiten (§ 4 Abs. 1 Nr. 1, 2 
LSG-VO-E). 

Es muss zumindest ausnahmsweise und im Rahmen 
einer Bewirtschaftung nach § 5BNatSchG möglich sein, den Pudde-, Hamm-, 
Kielweg in der Zeit vom 15.03. bis zum 15.07. eines jeden Jahres zu betreten, 
zu befahren oder auf sonstige Art und Weise aufzusuchen (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 
LSG-VO-E) 

§ 4 Abs. 1 Nr. 3 LSG-VO ist zu ungenau. Zudem wird vorgeschlagen, auf die 
Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erforderlichen Regelun-
gen zum Schutz wilder Tiere bereits enthält. 
Begründung:
Ausweislich der Begründung zum Verordnungsentwurf (S. 5) bezweckt die 
Regelung insbesondere, einer Beunruhigung wild lebender Tiere vorzubeugen. 
Die Regelung lehnt sich an § 39 Abs. 1 BNatSchG an, geht jedoch über diesen 
hinaus. 
Abgesehen davon, dass § 39 BNatSchG bereits hinreichenden Schutz für wild 
lebende Tiere und Pflanzenbietet und es einer darüber hinausreichenden Re-
gelung nicht bedarf, ist der weiter reichende Teil auch zu unbestimmt. Denn 
es wird für den Normadressaten nicht hinreichend deutlich umgrenzbar, ab 
wann wild lebende Tiere durch Lärm gestört sind. Diese unbestimmte Formu-
lierung kann in dieser Form zu uferlosen Beschränkungen führen. Verwiesen 
sei hier auf die zahlreichen Geräuschquellen, die der Fremdenverkehr als 
Teil der Gebietsnutzung im öffentlichen Interesse bietet, etwa durch Besucher 
mit ihren Kindern, Radfahrer auf den zugelassenen Wegen oder auch nur Pilz-
sucher im Wald (vgl. § 39 Abs. 3 BNatSchG). 

Unklar bleibt ebenso, was „auf andere Weise" bedeutet. Es wird daher vorge-

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen.  

Die hier angesprochene Sperrung der Wege erfolgt auf dem Hoheitsgebiet des 
Landkreises Leer und findet sich in der Verordnung des Landkreises Aurich 
nicht wieder.  

Der 4. Senat des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg hat in seinem Urteil vom 
04.03.2020, 4 KN 390/17 u.a. festgestellt, dass diese Regelung mit höherrangi-
gem Recht vereinbar und damit nicht zu unbestimmt ist. 
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schlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erfor-
derlichen Regelungen zum Schutz wilder Tiere bereits enthält. Tiere sind hin-
sichtlich ihrer Lärmempfindlichkeit vielfach sensibler als der Mensch, sodass 
auch insofern die Regelung des § 39 Abs. 1 BNatSchG hinreichend Schutz bie-
tet. 

Einwendung: 
Es muss zulässig sein,Pflanzstrukturen zu verändern, wenn diese nicht land-
schaftsprägend sind und keine Beeinträchtigung wertbestimmender Tier- und 
Pflanzenarten zu befürchten ist (§ 4 Abs. 1 Nr. 4 LSG-VO-E). 
Auch wenn man etwa eine Beeinträchtigung seltener Tier-und Pflanzenarten 
im Einzelfall annehmen mag, so ist damit noch keine Aussage darüber getrof-
fen, ob in Hinblick auf die besondere Bedeutung einer natur- und landschafts-
verträglichen Land- und Forstwirtschaft (§ 5 Abs. 1 BNatSchG) eine Entnahme 
jedenfalls im Einzelfall zuzulassen ist. Daher würden auch diese Erwägungen 
jedenfalls den Zustimmungsvorbehalt nicht rechtfertigen. Dies gilt umso mehr 
vor dem Hintergrund, dass das der Zustimmungsvorbehalt nach dem Verord-
nungstext gerade nicht auf wertgebende Lebensraumtypen oder besonders 
geschützte Arten beschränkt ist, sondern unter anderem auf alle im Verord-
nungsgebiet vorzufindenden Hecken, Baumreihen und Feldgehölze Anwen-
dung finden soll. 
Selbst wenn der Verordnungsgeber zudem möglicherweise davon ausgeht, 
Pflanzen vor der Beeinträchtigung oder Zerstörung durch Laien schützen zu 
müssen, so könnte dieser an sich nicht zu beanstandende Begründungsansatz 
jedoch nicht verfangen, wo es um Eingriffe der Grundeigentümer und Nut-
zungsberechtigten und ihr fachlich geschultes Personal geht. Denn diese sind 
darüber im Bilde, welche Arten besonders schützenswert sind, so dass die 
Regelung unter diesem Blickwinkel nicht gerechtfertigt ist. 
Das Verbot ist daher zumindest auf diejenigen Pflanzen zu beschränken, bei 
denen der Schutz der vorkommenden LRT oder Arten es erfordert. Zudem ist 
auch für diese ein Anspruch der Eigentümer und Nutzungsberechtigten auf 
Ausnahmeerteilung im Einzelfall vorzusehen. 
Es wird daher vorgeschlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 

Die Aufnahme des Verbotes in die Verordnung stellt sicher, dass in einem 
dadurch notwendig werdenden Ausnahmeverfahren der Schutzzweck des LSG 
beachtet wird. Dieser würde bei einem Verfahren gem. § 39 BNatSchG keine 
Berücksichtigung finden. Zulässig sind gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 LSG-VO Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung des Gebietes mit vorheriger 
Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde. Eine natur- und land-
schaftsverträgliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis ist gemäß § 7 
Abs. 2 Nr. 11 LSG-VO ebenfalls möglich. 
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BNatSchG die erforderlichen Regelungen zum Schutz von Tier- und Pflanzenar-
ten bereits enthält. 

Drohnenflüge müssen auch zu land- und forstwirtschaftlichen Zwecken ohne 
vorherige Zustimmung der Landkreise als Naturschutzbehörde erlaubt sein (§ 
4 Abs. 1 Nr. 6 LSG-VO-E); die Anzeigepflicht bei den Freistellungen (§ 7 Abs. 2 
Nr. 7 LSG-VO) ist nicht praktikabel und zudem ist die Freistellung zu eng ge-
fasst; 

Es muss erlaubt sein, land- und forstwirtschaftliche Abfälle zu lagern, aufzu-
schütten oder einzubringen (§ 4 Abs. 1 Nr. 9 LSG-VO-E) 

Bereits zum jetzigen Zeitpunkt gilt nach § 21b Abs. 1 Nr. 6 der Verordnung zur 
Regelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten (LuftVO) ein Verbot für 
den Betrieb unbemannter Luftfahrtsysteme in FFH-Gebieten. Nach der Unter-
schutzstellung gilt dieses gesetzliche Verbot unabhängig von der Schutzge-
bietskategorie auch für Europäische Vogelschutzgebiete. Von unbemannten 
Luftfahrtsystemen/Flugmodellen/Luftfahrzeuge (z. B. Modellflugzeuge, Dra-
chen, Drohnen) oder bemannten Luftfahrzeugen gehen insbesondere auf die 
Vogelwelt erhebliche Beeinträchtigungen aus. Flugkörper verursachen unab-
hängig von ihrer Form psychischen Stress (z. B. Ducken, verstärkte Rufaktivi-
tät, unruhiges Hin- und Hergehen), der in physischen Stress münden kann (z. 
B. panikartiges Auffliegen, Verlassen des Gebietes). Darüber hinaus werden 
Drohnen mit speziellen Kameras zur Ermittlung von Schäden durch lokal be-
dingte Hagelschauer, Windhosen, Sturmböen etc. in Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft und Naturschutz eingesetzt, um eine aufwändige Begehung der be-
troffenen Schläge zu vermeiden. Nach § 6 Nr. 3 LSG-VO ist der Einsatz von 
unbemannten Luftfahrtsystemen oder unbemannten Luftfahrzeugen zur Wild-
tierrettung, Bestands- und Ertragserfassung durch qualifizierte Anwender 
nach vorheriger schriftlicher oder mündlicher Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde freigestellt. Darüber hinaus kann nach § 4 Abs. 4 der LSG-
VO die zuständige Naturschutzbehörde in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, 
soweit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. 
Darüber hinaus ist ggf. eine Erlaubnis nach der LuftVO bei der Niedersächsi-
schen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLStbV) zu beantragen. 
Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme. Die Anzeige kann sowohl mündlich als auch schriftlich erfol-
gen und stellt keine unzumutbare Beeinträchtigung dar. 

Das Einbringen von Stoffen, insbesondere die Lagerung von land- und forst-
wirtschaftlichen Abfällen oder die illegale Entsorgung von Gartenabfällen auf 
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Es ist nicht nachvollziehbar, inwiefern natürliche
nichtgefährliche forstwirtschaftliche Materialien wie Pflanzenreste sowie na-
türliche nicht gefährliche Hölzer aus der Landschaftspflege geeignet sind, 
durch Verwendung als Dünger oder in Form des Verbleibs und späteren Un-
terpflügens tatsächlich geeignet sind, Flora und Fauna sowie den Naturhaus-
halt zu beeinträchtigen. Dem Verbot sind daher natürlich abbaubare und 
durch Landwirtschaft und Forstwirtschaft produziertes organisches Material 
zu entnehmen. 

Es muss erlaubt sein, Weihnachtsbaum-, 
Schmuckreisigkulturen und Kurzumtriebsplantagen anzulegen (§ 4 Abs. 1 Nr. 
10 LSG-VO-E) 
Das Verbot ist als Verbot mit Erlaubnisvorbehalt 
auszugestalten. 

Nadelhölzer und andere gebietsfremde oder invasive Pflanzen einzubringen 
sowie gebietsfremde oder invasive Tiere auszusetzen, sollte zumindest für die 
ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft, möglich bleiben (§ 4 Abs. 1 Nr. 
11 LSG-VO-E). 
Am stärksten wiegen jedoch die negativen Auswirkungen dieser Regelungen in 
Hinblick auf die unaufhaltsamen Klimaveränderungen. Die Waldumbaube-
schränkungen werden den Schutzzweck in Zukunft in erheblichem Maße nega-
tiv beeinflussen. Aufgrund der Klimaverschiebung und dem damit verbunde-
nen Eschen- und Buchensterben ist 
eine gewisse genetische Flexibilität erforderlich. Es ist abzusehen, dass sich 
diese und andere Laubbäume nicht mehr positiv entwickeln können. Die posi-
tive ökologische Entwicklung der Waldflächen in dem Schutzgebiet setzen 

einem begrenzten Raum, führt zur lokalen Anreicherung von Nährstoffen und 
Bodenverdichtung. Es besteht zudem die Gefahr, dass sich ausgehend von 
Gartenabfällen Zier- und Gartenpflanzen im Gebiet verbreiten und etablieren. 
Hierdurch können charakteristische Tier- und Pflanzenarten verdrängt wer-
den.  

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG- VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG-VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 
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daher weiterhin eine ökonomische Nutzung voraus. Um angemessen auf die 
Klimaänderungen reagieren zu 
können, ist es zwingend erforderlich, dass in die Verordnung eine Öffnungs-
klausel aufgenommen wird, die eine Beimischung nicht-lebensraumtypischer 
Baumarten zulässt. 

Die Befahrung der Gewässer muss unter Würdigung des Verschlechterungs-
verbots möglich sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 17 LSGVO-E). Die Aufweichungen in den 
Freistellungen (§ 7 Abs. 2 Nr. 9 LSGVO-E) sind zu eng gefasst. 

Die Errichtung von Anlagen aller Art, gerade wenn hierfür keine Genehmigung 
erforderlich ist, muss erlaubt sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 18 LSGVO-E). Zumindest muss 
diese Regelung im Erlaubnisvorbehalt verankert werden. 
Das Bauverbot dürfte in dieser Form rechtswidrig sein. Denn ein solches Ver-
bot findet keine Stütze im Gesetz. Weder unionsrechtliche noch nationale 
Vorgaben sehen ein generelles Bauverbot in Schutzgebieten vor. Ein generel-
les Bauverbot in einem Landschaftsschutzgebiet setzt danach voraus, dass 
aufgrund der Eigenart der Landschaft jeder Bau unabhängig von Zweck, Um-
fang und Gestaltung den Gebietscharakter schlechthin verändern oder dem 
besonderen Schutzzweck der Verordnung generell zuwiderläuft (OVG Lüne-
burg, U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01 — juris, Rn. 45 f.; Albrecht, in BeckOK 
Umweltrecht Giesberts/Reinhardt, 50. Edition 2019, § 26 BNatSchG Rn. 27). 
Als denkbare Landschaft, in der jeder Bau dem Schutzzweck zuwiderläuft und 
in der deshalb ein absolutes Bauverbot zulässig wäre, nannte das Bundesver-
waltungsgericht — im U. v. 12.07.1956 — I C 91.54 — juris, Rn. 10 — eine 
„Dünenlandschaft am Meeresstrand". Damit ein Verbot baulicher Anlagen 
aller Art zulässig ist, muss vielmehr feststehen, dass diese gerade „in jedem 
Bereich des unter Schutz gestellten Gebiets” den Gebietscharakter schlechthin 

Gemäß § 40a BNatSchG sind die zuständigen Behörden verpflichtet Maßnah-
men zu treffen, die eine Einbringung oder Ausbreitung von invasiven Arten zu 
verhindern oder zu minimieren. 

Die Forstwirtschaft ist von der Verordnung nicht betroffen. 

Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 16 verboten. Freigestellt 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, und Sengelsieltief. Ein Verbot besteht nur für Stehpaddel, Kites und Was-
serfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen montiert sind. Die natur-
schutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind der Begründung zur 
LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt Tourismus zu und ermöglicht die 
Wahrnehmung von Natur und Landschaft. 

Mit der Errichtung von Anlagen aller Art können Beeinträchtigungen entste-
hen, die dem Schutzzweck entgegenstehen. So können sensible Rast- und 
Brutplätze, typische Landschaftsteile und Pflanzenarten betroffen sein. Sie 
stellen eine Veränderung des betroffen Landschaftsraumes dar. Sie werden 
visuell als Fremdkörper wahrgenommen und fungieren als Störungspotential. 
Dies gilt gerade auch für Anlagen, für die keine Genehmigung erforderlich ist, 
wie Schilder oder Tafeln. Diese Maßnahmen stellen Projekte dar. 
Gemäß § 7 Abs. 3 der LSG-VO sind Pläne und Projekte, die einer behördlichen 
Entscheidung oder einer Anzeige bedürfen, freigestellt, wenn im Rahmen ei-
ner Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 26 NAGBNatSchG 
bzw. nach § 1a Abs. 4 BauGB in Verbindung mit §§ 34, 36 BNatSchG nachge-
wiesen wird, dass der in § 2 genannte Schutzzweck dieser Verordnung weder 
einzeln noch im Zusammenwirken mit anderen Plänen oder Projekten nachtei-
lig berührt werden oder die in § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG genannten Voraus-
setzungen erfüllt sind. Kommt also eine sogenannte FFH-
Verträglichkeitsprüfung zu dem Ergebnis, dass das geplante Projekt FFH-
verträglich ist, bedarf es keiner weiteren Befreiung oder sonstigen Prüfung 
durch die zuständige Naturschutzbehörde. Diese Prüfung ist, auch ohne Aus-
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verändert (OVG Lüneburg, U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01 — juris, Rn. 47; OVG 
Lüneburg U. v. 04.12.2018 —4 KN 77/16 — juris, Rn. 102). Vor allem bei sehr 
großen Landschaftsschutzgebieten kann dies zweifelhaft sein. Das Oberver-
waltungsgericht Lüneburg hat dazu sogar in seinem Leitsatz — im U. v. 
24.08.2001 — 8 KN 41/01 —juris — erklärt: 
„Ein repressives Verbot. bauliche Anlagen aller Art 
zu errichten, ist in Landschaftsschutzgebieten, die bebaute Grundstücke und 
Siedlungen umfassen, in 
der Regel unzulässig. 
Das Verbot ist daher zumindest abzuschwächen und mit einem entsprechen-
den Erlaubnisvorbehalt zu versehen. 

Einschränkungen der Landwirtschaft §4 Abs. 2,3 
Die Grünland- und Narbenerneuerung muss zulässig bleiben (§ 4 Abs. 2 Nr. 2 
LSG-VO-E) 

weisung eines LSG, bereits jetzt erforderlich.

Es dürfen repressive Verbote ohne Erlaubnisvorbehalt nur dann erlassen wer-
den, wenn von vornherein feststeht, dass die verbotenen Maßnahmen den 
Charakter des unter Schutz gestellten Gebietes schlechthin (d. h. ungeachtet 
ihrer Art, Zweckbestimmung, Gestaltung und Größe sowie ihres Standortes) 
verändern oder dem besonderen Schutzzweck schlechthin zuwiderlaufen. Dies 
ist hier der Fall, da der Gebietscharakter oder die Schutzgüter des Gebietes 
beeinträchtigt werden  
Der „Gebietscharakter“ besteht hierbei aus den Gesamteigenschaften und 
dem Gesamteindruck des LSG, also die natürlichen Eigenarten des gesamten 
Landschaftsensembles. Diesen Gebietscharakter verändern alle Handlungen, 
die negative Auswirkungen auf die Gesamteigenschaften und den Gesamtein-
druck des Gebietes haben und dadurch den Gesamtwert für den Landschafts-
schutz herabmindern. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
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Es muss eine Abweichung von der vorgegebenen Saatgutmischung möglich 
sein (§ 4 Abs. 2 Nr. 3 LSG-VO-E). Bei einer Neusaat muss abschließend gewalzt 
werden dürfen. 
Die vorgeschlagene Saatmischung für Über- und 
Nachsaaten entspricht offenbar der Vorgabe aus dem Landesumweltministe-
rium anlässlich der Genehmigung von Neuansaaten im Zusammenhang mit 
den Dürre- und Mäuseschäden im Frühjahr 2020. In der Praxis müsste, damit 
eine solche Mischung überhaupt erst in dieser Zusammensetzung auflaufen 
kann, das Grundstück nach chemischer Beseitigung der Altnarbe , gründlicher 
Pflugfurche und Saatbettbereitung ganz neu angesät 
werden. Wie sich diese Pflanzengesellschaft dann entwickelt, hängt insbeson-
dere von der Witterung und von der Nutzungsfrequenz ab. Sinn und Zweck 
einer Nachsaat ist jedoch, gerade solche Umbrüche mit ihren negativen Kon-
sequenzen, nämlich (Zer-)Störung des Bodenlebens und Gefüge, Nährstoffpuf-
ferfunktion, Tragfähigkeit des Bodens, Regenerationsfähigkeit der Grasnarbe 
etc. zu vermeiden. Genau aus diesem Grund wird die Nachsaat in 
Wasserschutzgebieten gefördert, nämlich um den 
Grünlandumbruch zu verhindern. Sie unterschätzen die Konkurrenzfähigkeit 
der Altnarbe, die sich auf mittlere Sicht immer wieder durchsetzt. Die Praxiser-
fahrungen aus dem diesjährig trockenen Frühjahr haben gezeigt, dass auch bei 
scheinbar großflächig vernichteten Grasbeständen die Nachsaat mit der ge-
ringstmöglichen Bodenbearbeitung die beste Wirkung hatte 

mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
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Das Liegenlassen von Mähgut (§ 4 Abs. 2 Nr. 5 LSG-VO-E) muss möglich sein, 
Das Liegenlassen von Mähgut ist keine fachliche Praxis, jedoch in Einzelfällen 
auf Feuchtgrünland unvermeidlich, um bei ungünstiger Witterung Bodenschä-
den zu vermeiden 

Die weiteren Einschränkungen der Landwirtschaft in § 4 Abs. 3 LSGVO-E recht-
fertigen sich nicht.Der 1m Schutzstreifen an Gewässer III reichen völlig aus. 
Gerade an den Randstreifen sind die Böden trocken und ein Einsickern von 
Nährstoffen in den Untergrund unmöglich und sollte im gebiet Sandwater 
einheitlich geregelt sein. 
Die Regelungen sind zu streichen. Die Thematik der 
Gewässerabstände ist schon ausreichend durch Gesetz (NWG, WHG) geregelt 
und die erneute und erweiterte Regulierung daher überflüssig. Zudem ist 
durch die gesetzlich vorgesehenen Maßnahmen in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 NAGB-
NatSchG der Gelegeschutz sichergestellt. Damit ist 
ein Verstoß gegen artenschutzrechtliche Verbotstatbestände ausgeschlossen. 
Zudem wird bisher nicht dargestellt, warum das Fachrecht, das bei der ord-
nungsgemäßen Landwirtschaft zu beachten ist, im Hinblick auf die natur-
schutzrechtlichen Belange defizitär sein soll. 

ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Gemäß § 40 BNatSchG ist regionales Saatgut zu verwenden, um eine Ausbrei-
tung von gebietsfremden Arten zu verhindern. Diese Regelung dient insbe-
sondere dem Schutz der innerartlichen Vielfalt gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG. 

Ziel einer Mahd ist die Gewinnung von Futter, so dass Mähgut von der Fläche 
abgefahren wird. Das Liegenlassen von Mahdgut kann zur Veränderung der 
Pflanzenzusammensetzung einer Fläche führen. Auch bei erschwerten Bedin-
gungen aufgrund ungünstiger Witterungsverhältnisse ist das Mahdgut abzu-
fahren. Bei offensichtlicher Unmöglichkeit, z. B. unvorhergesehener extremer 
Witterungseinflüsse, kann das Mahdgut ausnahmsweise auf den Flächen ver-
bleiben. Eine natur- und landschaftsverträgliche Nutzung sollte diesen Grund-
satz berücksichtigen. Nach der Beweidung überständige Futterreste auszumä-
hen und der Verbleib der Reste auf der Fläche ist gute fachliche Praxis. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
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Im Einzelnen: 
Absatz 3 regelt insbesondere die Gewässerabstände bei der Düngung, die 
bereits im NWG bestimmt sind. Die fachliche Notwendigkeit von Abständen, 
die über diese gesetzlichen Vorgaben hinaus gehen, haben Sie bislang nicht 
schlüssig dargelegt. Die in der Begründung aufgeführte Auswertung von 
ZHANG et. al. von der University of California aus 2010 ist in diesem Fall nicht 
geeignet, die Wirksamkeit von Gewässerrandstreifen zu belegen. Wörtlich 
heißt es in der Ausarbeitung: „ This paper aggregated many of these results 
and performed a meta-analysis to quantify the relationships between pollu-
tant removal efficacy and buffer width, buffer slope, soll type, and vegetation 
type." Die Klima- und Bodenverhältnisse in Kalifornien sind mit denen am 
Fehntjer Tief nicht im entferntesten zu vergleichen. Die Hangneigung zum 
Gewässer ist ebenfalls nicht zu berücksichtigen. Zudem haben wir es hier aus-
schließlich mit Grünland zu tun. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nach 
den jüngsten Änderungen im NAGBNatSchG in Natura 2000-Gebieten auf 
Grünland verboten. Sedimenteinträge sind auf Grünland im Gegensatz zu 
Acker ausgeschlossen. Die Zufuhr von Nährstoffen im Uferbereich dagegen 
steigert das Pflanzenwachstum, die Durchwurzelung des Bodens und damit 
die Retentionsleistung und die Filterfunktion des Gewässerrandstreifens. Die 
Eintragspfade Oberflächenwasserabfluss und Grundwasser wirken unabhängig 
von der Entfernung zum Gewässer. Hier spielen Faktoren wie Bodenart, Kul-
turzustand, Niederschlagsmenge, Hangneigung etc. eine ungleich größere 
Rolle. Direkte Nährstoffeinträge sind also wegen der überwiegend angrenzen-
den intensiven Grünlandbewirtschaftung, des ganzjährigen Graswachstums im 
atlantischen Klima, des ebenen Geländes und der inzwischen mehrfach novel-
lierten Düngeverordnung weitestgehend ausgeschlossen. Abgesehen davon, 
dass eine völlige Unterbindung von Nährstoffeinträgen aus diffusen Quellen 
illusorisch wäre, ist dieser Schutzzweck bereits umfassend in der Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) bzw. auf nationaler Ebene in der Oberflächengewässer-
verordnung (OGV) geregelt. Angesichts der letzten Verschärfung dieser Ver-
ordnung aus 2016 ist sichergestellt, dass die aktuell geltenden. Grenzwerte 
den Vorsorgegrundsatz mehr als übererfüllt haben. Erfahrungsgemäß wird in 

aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar.  

Die Wirkung von Gewässerrandstreifen für den Stoffrückhalt nimmt nach Lite-
raturauswertungen mit zunehmender Breite zu. Auf die Abb. von Zhang et. al. 
wird in diesem Zusammenhang in der Begründung verwiesen. Text und Abbil-
dung sind der „Allianz für Gewässerschutz: Empfehlungen für die Einrichtung 
von breiten Gewässerrandstreifen, Herausgegeben vom Ministerium für Ener-
giewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume Schleswig-Holstein in 
Allianz mit dem Bauernverband Schleswig-Holstein e. V., Juli 2014“ entnom-
men. Mit der Abbildung von Zhang werden grundsätzliche Prinzipien darge-
stellt. 

§ 25 a NAGBNatSchG regelt die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln inner-
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diesem Zusammenhang die Retentionsleistung von intensivem Grasland noto-
risch unterschätzt. Extensivgrünland hat wegen seiner geringeren Entzüge 
eine wesentlich geringere Nährstoffpufferkapazität. N-min-Untersuchungen in 
den Wasserschutzgebieten in Leer haben ergeben, dass Grünland bei steigen-
den Nutzungsfrequenzen vielfach bessere Werte aufweist als beispielsweise 
Wald. Das ist auch das Ergebnis einer Auswertung des Umweltbundesamtes 
(UBA nach Angaben LAWA/Dr. Wolter am 24.09.2014). In diesem Zusammen-
hang hat das 
Grünlandzentrum Niedersachsen-Bremen in einer fachgutachterlichen Stel-
lungnahme vom 05.11.2019 die Vorteile von Grünland hinsichtlich der Spei-
cherkapazität von Nährstoffen und Kohlenstoff umfassend belegt. Demnach 
ist bei Schnittnutzung unabhängig von der Düngung kein Unterschied im Nit-
rataustrag zwischen der Nullvariante und 480 kg N/ha festzustellen (PAASS et 
al.1991). Da der Eintrag über diffuse Quellen und nicht der direkte Eintrag als 
Hauptursache für die Gewässergefährdung gilt, stünde die Schutzwirkung un-
genutzter bzw. extensiv bewirtschafteter Gewässerrandstreifen in keinem 
Verhältnis zu ihren Nachteilen für Bewirtschafter und Eigentümer. 
Der wiederholte Hinweis auf die Vollzugshinweise des NLWKN aus 2011 schei-
det zur Begründung ebenfalls aus, weil inzwischen die Düngeverordnung 
zweimal novelliert wurde, jedes Mal mit schärferen Auflagen zum Gewässer-
schutz. Damit nicht genug, hat der niedersächsische Landtag am 10. Novem-
ber 2020 einstimmig einer gesetzlichen Regelung zum Gewässerabstand zuge-
stimmt, die zuvor zwischen Landesregierung, Landwirtschaftskammer, Land-
wirtschaft und Naturschutzverbänden ausgehandelt wurde. Es wäre ein fata-
les Signal, wenn unverbindliche fachliche Hinweise von der Verwaltung höher 
gewichtet würden als ein 
historisch einmaliger politischer Beschluss auf Landesebene. Umweltminister 
Olaf Lies und Frau Alexandra Stück, Leiterin des Referats 27 Natura 2000, ha-
ben anlässlich eines Gesprächs am 9. Juli 2020 mit dem Ortsrat Simonswolde 
ausdrücklich bestätigt, dass es sich bei den Vollzugshinweisen des NLWKN um 
unverbindliche Hilfestellungen handelt. Das Argument, bei den gesetzlichen 
Vorgaben handele es sich um Regeln, die für das ganze Land gelten, geht fehl. 
Die Rahmenvereinbarung zum „Niedersächsischen Weg" bezieht sich aus-

halb von Landschaftsschutzgebieten, soweit sie Natura-2000-Gebiete sind. In § 
25 a Abs. 4 NAGBNatSchG ist dargelegt, dass weitergehende Vorschriften in 
Naturschutzgebiets- und Landschaftsschutzgebietsverordnungen von den 
Regelungen der Absätze 1 bis 3 unberührt bleiben. Dies weist darauf hin, dass 
weitergehende Regelungen möglich sind, wie sie im Rahmen dieser Verord-
nung zur Umsetzung des Schutzzweckes festgelegt werden. 

Im Nitratbericht 2016 wird die Verteilung der Nitratgehalte im Grundwasser in 
Abhängigkeit der Landnutzung dargelegt. Das Grundwasser in als Grünland 
genutzten Bereichen hatte im Vergleich zum Wald einen höheren Anteil der 
Nitratklasse < 1 mg/l. Allerdings lag der Anteil der untersuchten Grünlandbe-
reiche mit einer Nitratklasse oberhalb 10 mg/l bei ca. 50 %, bei Wald lag der 
Anteil bei ca. 34 %. Im Bericht wird auch dargelegt, dass ein Teil des N-
Austrages in das Grundwasser und als Direkt-abfluss in die Oberflächengewäs-
ser erfolgt. Es ist in dem Bericht außerdem dargelegt, dass sich die Nitratbelas-
tung des Grundwassers in Deutschland von 2008/2011 bis 2012/14 praktisch 
nicht verändert hat, obwohl in diesem Zeitraum zahlreiche Maßnahmen zur 
Verminderung der Nitratbelastung durchgeführt worden sind. Aus dem Nit-
ratbericht 2020 geht hervor, dass die Nitratgehalte 2016-2018 im landwirt-
schaftlich beeinflussten Grundwasser nur leicht abgenommen haben, insge-
samt ist die Nitratbelastung jedoch weiterhin als zu hoch einzustufen. 

Die Fortführung der bisherigen Bewirtschaftung ist in Bezug auf die Lebens-
raumtypen, die zum Erhalt eine Bewirtschaftung benötigen, zu sehen. Die 
Kartierungen der Lebensraumtypen 2002 belegen schon einen deutlichen 
Rückgang im Vergleich zur Vegetationskarte von PREISING (1949). Auf den 
damals noch periodisch überschwemmten und nur extensiv nutzbaren Flächen 
im Bereich des Fehntjer Tiefs haben diese Lebensraumtypen/Biotope deutlich 
abgenommen. Die Erfassung der Brutvögel im Rahmen der Aufstellung des 
Pflege- und Entwicklungsplanes Flumm/Fehntjer Tief (ALAND 1992) sowie die 
regelmäßigen Revierkartierungen belegen ebenfalls einen deutlichen Rück-
gang. Die Intensität der landwirtschaftlichen Nutzung hat in den letzten Jahr-
zehnten zugenommen. Sie trägt zum Rückgang bei und lässt sich durch die 
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drücklich in erster Linie auf Grünland, Natura 2000 und gewässerreiche sowie 
Moorgebiete, ist also passgenau zugeschnitten auf diese Gebietskulisse. Zu-
dem ist darzulegen, weshalb die Fortführung der 
bisherigen Bewirtschaftung gegen das habitatschutzrechtliche Verschlechte-
rungsverbot verstößt, da schließlich unter dem Einfluss der Bewirtschaftung 
die LRT entstanden sind. 
Im Hinblick auf die Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung 
fehlt bisher der Nachweis, dass die verordnungsgebenden Landkreise die An-
forderungen des Art. 2 Abs. 3 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 
1992 beachtet haben. 

Regelung in § 4 Abs. 5 
Einwendung: 
Absatz 5 ist wie folgt umformulieren: 
„Die zuständige Naturschutzbehörde kann einer von den Verboten des § 4 
Abs. 2 und 3 abweichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, soweit dies 
dem Schutzzweck nicht entgegensteht." 
Begründung: 

Datenlage belegen. Dort wo eine extensive Bewirtschaftung, teilweise schon 
seit den 1970er Jahren, weiterhin sichergestellt worden ist, sind entsprechen-
de Bestände auch heute noch vorhanden.  
In Art. 2 Abs. 3 der FFH-Richtlinie heißt es, dass die getroffenen Maßnahmen 
den Anforderungen von Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur sowie regionalen 
und örtlichen Besonderheiten Rechnung tragen. Der Wirtschaft wird ausrei-
chend Rechnung getragen. In Bezug auf die landwirtschaftlichen Einschrän-
kungen in der LSG-VO sind diese entsprechend den Wertigkeiten des Gebietes 
und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erforderlich. Sie 
wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass trotz dieser 
Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nutzung bleibt.  

Die Vollzugshinweise für Arten und Lebensraumtypen sind Teil der Nieder-
sächsischen Strategie zum Arten- und Biotopschutz. Für Niedersachsen wur-
den die Vogelarten, weitere Tier- und Pflanzenarten sowie Lebensraumty-
pen/Biotope mit besonderem Handlungsbedarf benannt. Für viele dieser Ar-
ten wurden Steckbriefe (Vollzugshinweise) erarbeitet, die neben Angaben zur 
Lebensweise der Arten bzw. zu den Kennzeichen der Lebensraumty-
pen/Biotope auch Vorschläge für Maßnahmen und geeignete Instrumente für 
deren Erhaltung und Entwicklung umfassen. Die für das Gebiet relevanten 
Steckbriefe wurden berücksichtigt. Es ist in der Begründung nicht dargelegt, 
dass es sich um gesetzliche Vorgaben handelt. Weitergehende Regelungen 
über Bewirtschaftungsabstände zu Gewässern in einer Schutzgebietsverord-
nung stehen Regelungen zum „Niedersächsische Weg“ nicht entgegen. 

Als Ergebnis des Gespräches am 08.07.2020 wurde der Begriff „naturschutz-
fachliche Notwendigkeit“ gestrichen. Die Regelung wurde im Verordnungs-
entwurf entsprechend angepasst.  
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Diese Sprachregelung wurde am 08.07.2020 im Gespräch - mit den Landkrei-
sen in Leer abgestimmt. 

Erlaubnisvorbehalte §5 
Einwendung: 
Die Instandhaltung, Instandsetzung und der Ausbau vorhandener, dem öffent-
lichen Verkehr gewidmeten Straßen und Wege muss ohne Erlaubnisvorbehalt 
und allein mit einem Anzeigevorbehalt möglich sein (Nr. 1). 

Die Veränderung von Gewässern im Zusammenhang mit der ordnungsgemä-
ßen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft muss ohne Erlaubnisvorbehalt mög-
lich bleiben (Nr. 2) 

ordnungsgemäße fischereiliche Nutzung - § 6 Abs. 1 Nr. 7 
Die Einschränkungen derordnungsgemäßen Fischerei rechtfertigen sich nicht. 
Weder nach europarechtlichen Vorgaben noch nach dem BNatSchG bedarf es 
bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die über das BFischG 
hinaus die ordnungsgemäße Fischerei regeln. Vielmehr ist anerkannt, dass die 
Fischerei einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des Naturschutzes leistet. 
So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG anerkannt, dass die Fische-
rei als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell invasiver Arten einge-
setzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen Vorgaben zur Fische-
rei, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restriktive Regelung der 
Fischerei rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG bleiben die Re-
geln des Fischereirechts grundsätzlich unberührt. 

Die Instandhaltung und Instandsetzung ist nach Überarbeitung der Verord-
nung ohne Erlaubnis- und Anzeigevorbehalt möglich. Insoweit wird dem Ein-
wand gefolgt. Der Ausbau unterliegt weiterhin einem Erlaubnisvorbehalt, da 
die Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem Schutzzweck sicherzustellen ist.  

Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme 

Die Röhrichtbereiche sowie die Wasser- und Uferpflanzenvegetation sind Le-
bensraum vieler Tierarten und sind deshalb bei der zulässigen ordnungsgemä-
ßen fischereilichen Nutzung zu schonen. Zudem sollen keine festen Angelplät-
ze wie beispielweise durch zusätzliche Befestigungen oder Steganlagen einge-
richtet werden. Durch das Niedersächsische Fischereigesetz (NFischG) ist ge-
regelt, dass die Fischerei auf die natürlichen Lebensgemeinschaften im Ge-
wässer und an seinen Ufern, insbesondere auf seltene Pflanzen- und Tierar-
ten, angemessen Rücksicht zu nehmen hat. Durch die Nennung konkreter 
Vorgaben werden die gesetzlich geforderten Fischereipflichten, u. a. der Ver-
ordnung über die Fischerei in Binnengewässern (Binnenfischereiordnung), 
beispielhaft nachgezeichnet. Eine Störung im Vorfeld des Angeltermins ohne 
Angelabsicht hat aufgrund der Präsenz störungsempfindlicher Tierarten zu 
unterbleiben. Maßnahmen, die zu einer naturschutzfachlichen Aufwertung 
des Gebietes beitragen und den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten 
Tierarten Vorteile bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Na-
turschutzbehörde umgesetzt werden 
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Jagd, Jagdschutz § 6 Abs. 1 Nr. 8
Die Einschränkungen der 
ordnungsgemäßen Jagdausübung rechtfertigen sich nicht. 
Die Vorgaben sind an die Musterverordnung vom 20.02.2018 angelehnt und 
gehen teilweise sogar erheblich darüber hinaus. Diese hat aber keinerlei recht-
liche Grundlage. Weder nach europarechtlichen Vorgaben,noch nach dem 
BNatSchG bedarf es bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die 
über das BJagdG hinaus die ordnungsgemäße Jagd regeln. Vielmehr ist aner-
kannt, dass Jagd und Jagdschutz einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des 
Naturschutzes leisten. So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG an-
erkannt, dass die Jagd als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell 
invasiver Arten eingesetzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen 
Vorgaben zur Jagd, dem Tier-Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restrikti-
ve Regelung der Jagd rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG blei-
ben die Regeln des Jagdrechts grundsätzlich unberührt. Insoweit ist festzustel-
len, dass auch der Landkreis in seiner Begründung (S. 16, 17) die sich auf den 
Schutzzweck positiv auswirkende Hegefunktion der Ausübung der Jagd betont. 
Nach dem niedersächsischen Erlass zur Jagd in Schutzgebieten (Gern. RdErl. d. 
ML u. d. MU v. 7. 8. 2012 - 404/406-22220-21 - VORIS 79200 - (Nds. MBI. 2012 
Nr. 29, S. 662), geändert durch Gern. RdErl. d. ML u. d. MU v. 20.11.2017 - 
404/406-22220-21 - VORIS 79200 - (Nds. MBI. 2017 Nr. 46, S. 1549); im Fol-
genden: Jagderlass 2017) in der seit dem 20.11.2017 geltenden Fassung heißt 
es in Punkt 1.5. 
„Allein [...] die Lage im Natura-2000-Gebiet reicht nicht als Grund zur Be-
schränkung der Jagd aus. Vielmehr ist für solche Gebiete zu prüfen, ob der 
Schutzzweck jagdliche Einschränkungen u. a. zu Kirrungen, Wildäckern und 
zum Schutz besonders störanfälliger Tierarten erfordert." 
Dass eine solche einzelfallbezogene Prüfung hier erfolgte, geht aus dem LNS-
GVO-E sowie ihrer Begründung nicht hervor. Eine solche hätte angesichts der 
Gegebenheiten vor Ort eine Nicht-Erforderlichkeit jedweder Jagdbeschrän-
kungen ergeben. Eine Erforderlichkeit ist jedoch Voraussetzung zur Beschrän-
kung der Jagd durch Vorgaben einer Schutzgebietsverordnung. Dazu heißt es 
im Jagderlass 2017 in Punkt 1.4 ausdrücklich: „Jagdrecht und Jagdausübungs-

Die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd ist nach der LSG-VO, unter Beach-
tung von Vorgaben, freigestellt, sofern sie nicht über die Kernfunktion gemäß 
§ 1 Abs. 4 des Bundesjagdgesetzes hinausgeht. 
Diese Vorgaben ergeben sich nach § 9 Abs. 5 NJagdG i.V.m. dem Erlass „Jagd 
in Schutzgebieten“ vom 03.12.2019 (406-22220-21), wonach die Jagdbehör-
den und Naturschutzbehörden durch Verordnung die Jagdausübung in Schutz-
gebieten gemäß deren Schutzzweck für bestimmte Zeiträume beschränken 
oder teilweise verbieten können. Im Schutzgebiet kann das Jagdausübungs-
recht unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes insoweit 
eingeschränkt werden, als dies zu Verwirklichung des Schutzzweckes erforder-
lich ist. 

Die ordnungsgemäße Jagd im Landschaftsschutzgebiet „Fehntjer Tief und Um-
gebung“ wird in ihrer Kernfunktion nicht eingeschränkt. Bestimmte Maßnah-
men, die den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten Tierarten Vorteile 
bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde 
umgesetzt werden.  
Dies stellt eine Prüfung der Standorte sicher, um besonders schützenswerte 
Biotope oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigun-
gen zu bewahren. 

Es ist weiterhin die Anlage von Wildäckern, Wildäsungsflächen und Futterplät-
zen auf tatsächlich genutzten Ackerflächen gestattet. Dies ergibt sich teilweise 
auch schon aufgrund der notwendigen Bewirtschaftung Die Anlage ist nur auf 
bereits genutzten Ackerflächen gestatten, da die Umwandlung von Grünland 
in Acker oder andere Nutzungsformen mit dem Schutzzweck der Verordnung 
nicht vereinbar ist. Die Erhaltung von Grünlandflächen dient der Entwicklung 
und der Erhaltung einer extensiv geprägten und artenreichen Grünlandvegeta-
tion, welches essentielle Grundlage für Brut-, Rast und Nahrungshabitate der 
vorkommenden Tierarten ist. Die Neuanlage von Futterplätzen außerhalb von 
Ackerflächen bedarf einer Anzeige, um besonders schützenswerte Biotope 
oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigungen zu 
bewahren. Durch Futterplätze können Störungen sensibler Arten und Vegeta-
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recht genießen den verfassungsrechtlichen Schutz des Eigentums. Beschrän-
kungen sind nur zulässig, soweit sie geeignet und erforderlich sind, den 
Schutzzweck zu erreichen. Nach dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist das 
öffentliche Interesse am Schutzzweck abzuwägen sowohl mit dem Jagdrecht 
und dem Jagdausübungsrecht als auch mit den Zielen des Bundesjagdgeset-
zes, nämlich einer grundsätzlich flächendeckenden Jagdausübung, einer nach-
haltigen Nutzung, der Erhaltung eines artenreichen, gesunden Wildbestandes 
sowie der Wildschadensverhütung." 

Anordnungsbefugnis - § 9 
Die Wiederherstellung des bisherigen Zustands kann nur angeordnet werden, 
wenn gegen die Verbote des § 3 verstoßen oder keine Erlaubnis nach § 4 ein-
geholt und Natur oder Landschaft rechtswidrig zerstört, beschädigt oder ver-
ändert worden sind. Das alleinige Einwirken auf die Natur kann dafür nicht 
ausreichen. 

Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen - § 10 Abs. 1 
Diese generalklauselartige Formulierung nimmt die gern. § 32 Abs. 5 
BNatSchG erst im Managementplan zu treffenden Maßnahmen vorweg und 
wirkt faktisch als „Ermächtigungsgesetz", das Eigentümer und Nutzer zur vo-
rauseilenden Duldung von künftig 
zu treffenden Ideen und Vorschlägen zwingt, deren Auswirkungen noch gar 
nicht abzusehen sind. Hier ist stattdessen auf den Managementplan zu ver-
weisen und falls nötig, das Procedere im Einzelnen zu beschreiben (Nr. 1). 

tionsveränderungen nicht ausgeschlossen werden. An dieser Stelle wird auf § 
8 LSG-VO hingewiesen 

Als besonders sensibel sind das Landschaftsbild und die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes hinsichtlich der Anlage von Hegebüschen einzustufen. Da 
auch kleinflächige Gehölzbestände Habitate für verschiedene Prädatoren bie-
ten, ist damit auch eine Beeinträchtigung der Funktion des Raumes als Brut-
gebiet für bodenbrütende Vogelarten verbunden. 

Im Rahmen des Verfahrens zur Erstellung des Verordnungsentwurfes hat hin-
sichtlich der jagdlichen Beschränkungen eine einzelfallbezogene Prüfung unter 
Anhörung der unteren Jagdbehörden stattgefunden. Die Prüfung erfolgte an-
hand des Schutzzwecks i.S.d. 1.3 des Erlasses „Jagd in Schutzgebieten“ vom 
03.12.2019 (406-22220-21).  
Die Erforderlichkeit wurde jedoch nicht ausreichend in der Begründung darge-
legt, daher wird die Begründung entsprechend ergänzt. 

Diese Regelung richtet sich wortgleich nach § 2 Abs. 2 NAGBNatSchG.  

Diese Regelungen sind vor dem Hintergrund des Mahnschreibens der EU, der 
Klage der europäischen Kommission vor dem EuGH gegen die Bundesrepublik 
Deutschland und der daraus hervorgehenden fehlenden Verbindlichkeit der 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Erhaltungsziele unerlässlich. Des Weiteren 
wird auf § 15 NAGBNatSchG hingewiesen. Die Maßnahmen beschränken sich 
auf diejenige, die die Nutzung des Grundstücks nicht unzumutbar beeinträch-
tigen.  
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Gelege- und Kükenschutz ist inzwischen umfassend in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 
NAGBNatSchG geregelt (Nr. 2). 

Umsetzung von Erhaltungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen - § 11 Abs. 
2 
Hinsichtlich der Wiederherstellung geben wir zu bedenken, dass zunächst die 
Angaben in den Standarddatenbögen das Maß aller Dinge sind. Es kann dabei 
nicht darum gehen, prähistorische Zustände wiederherzustellen, wie es bei-
spielweise derzeit seitens des NLWKN mit auen- und ästuartypischen Lebens-
räumen an der Ems versucht wird. Auch hier gilt es, zunächst aufbauend auf 
prioritären Arten und bewährten Konzepten wie dem Gelegeschutz Maßnah-
men zu entwickeln, die dort ansetzen, wo tatsächlich Arten und LRT vorhan-
den sind. 

Weitere Einwendung: 
Einwendung: 
„Wir brauchen keine weiteren Naturschutzflächen! Es ist fachlich nachweis-
bar, dass auf Flächen mit herkömmlicher Bewirtschaftun bessere Bruterfolge 
der Nitrat Eintrag nicht höher, der CO² Bindung besser ist als auf Naturschutz-
flächen.“ 

Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. C-137/14) zulässig. 

Die Durchführung des Küken- und Gelegeschutzes ist nicht im NAGBNatSchG 
geregelt. Es findet sich lediglich eine Entschädigungsregelung für den Fall, 
wenn die zuständige Naturschutzbehörde eine Anordnung trifft, dass die be-
treffenden Flächen, auch außerhalb eines Naturschutzgebietes, zum Schutz 
der Gelege erst später befahren werden dürfen. 

§ 26 BNatSchG lässt keinen Zweifel daran, dass das LSG zur Erhaltung, Ent-
wicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushaltes, einschließlich des Schutzes von Lebensstätten und Lebens-
räumen bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten ausgewiesen ist. 
Die Angaben des Standarddatenbogens sind daher, genauso wie Vorgaben des 
Landes aus dem Netzzusammenhang zu berücksichtigen. Es ist dabei nicht 
entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter im Gebiet noch vorkommen. 

s.o. 

Zur Kenntnis genommen. 
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3a  
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich rege eine Nachbesserung/Berichtigung der Verordnung an:
Die Verordnung bedroht die betroffenen Landwirte in ihrer Existenz, greift zu 
stark in die Rechte der Grundstückseigentümer und/oder Bewirtschaf-
ter/Nutzer ein, beeinträchtigt den Tourismus, ignoriert den Nutzen der 
Jagd/Fischerei, greift in das kommunale Selbstverwaltungsrecht und greift in 
Bereiche der Sielachten ein. 
Ich spüre nachgelagert die wirtschaftlichen Folgen dieser Verordnung, denn 
mein Arbeitsplatz bei einem Lohnunternehmen ist gradlinig von der Landwirt-
schaft abhängig. Aus diesem Grund widerspreche ich der Verordnung, die eine 
Verschlechterung der Qualität der Flächen im betroffenen Gebiet nach sich 
zieht. Nachsaat- und Umbruchverbote, Spähtmähtermine, Gewässerrandstrei-
fen in nicht zu akzeptierender Breite, unpraktikable Vorgaben hinsichtlich von 
Pflanzenschutzmittelaufbringung etc. sind so nicht hinnehmbar. Es kann auf 
den betroffenen Flächen nicht mehr nach guter fachlicher Praxis gearbeitet 
werden. Die Ernte eines guten Grundfutters ist nicht mehr einzubringen. Zu-
käufe von Futter (Transporten per Lkw oder Schlepper) und/oder erhöhter 
Medikamenteneinsatz aufgrund von eintretenden gesundheitlichen Proble-
men durch schlechtes Grundfutter wären die Folge. 

Zur Kenntnis genommen.

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen. Vor allem in der Brut-, Setz- und Auf-
zuchtzeit befinden sich störungsempfindliche Arten, insbesondere wertbe-
stimmende Vogelarten, im Gebiet. Die Einschränkung dient der Realisierung 
des Schutzzweckes, nämlich der Erhaltung und Entwicklung beruhigter, unge-
störter großflächiger Brut-, Rast- und Nahrungshabitate der im Gebiet vor-
kommenden Vogelarten. 
Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 16 verboten. Freigestellt 
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ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, und Sengelsieltief. Ein Verbot besteht nur für Stehpaddel, Kites und Was-
serfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen montiert sind. Die natur-
schutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind der Begründung zur 
LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt Tourismus zu und ermöglicht die 
Wahrnehmung von Natur und Landschaft. 

Die ordnungsgemäße Jagd im Schutzgebiet wird in ihrer Kernfunktion nicht 
eingeschränkt. Bestimmte Maßnahmen, die den Erhaltungszielen dienen oder 
bestimmten Tierarten Vorteile bieten, können nach Abstimmung mit der zu-
ständigen Naturschutzbehörde umgesetzt werden. Dies stellt eine Prüfung der 
Standorte sicher, um besonders schützenswerte Biotope oder Lebensräume 
geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigungen zu bewahren. 
Gemäß des Gemeinsamen Runderlasses des Niedersächsischen Ministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz und des Niedersächsi-
schen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz vom 
03.12.2019 ist festgestellt worden, dass die zuständige Behörde durch Ver-
ordnung die Jagd in Landschaftsschutzgebieten gemäß deren Schutzzweck und 
gemäß § 19 NAGBNatSchG in Verbindung mit § 26 BNatSchG beschränken 
kann. 
Die Röhrichtbereiche sowie die Wasser- und Uferpflanzenvegetation sind Le-
bensraum vieler Tierarten und sind deshalb bei der zulässigen ordnungsgemä-
ßen fischereilichen Nutzung zu schonen. Zudem sollen keine festen Angelplät-
ze wie beispielweise durch zusätzliche Befestigungen oder Steganlagen einge-
richtet werden. Durch das Niedersächsische Fischereigesetz (NFischG) ist ge-
regelt, dass die Fischerei auf die natürlichen Lebensgemeinschaften im Ge-
wässer und an seinen Ufern, insbesondere auf seltene Pflanzen- und Tierar-
ten, angemessen Rücksicht zu nehmen hat. Durch die Nennung konkreter 
Vorgaben werden die gesetzlich geforderten Fischereipflichten, u. a. der Ver-
ordnung über die Fischerei in Binnengewässern (Binnenfischereiordnung), 
beispielhaft nachgezeichnet. Eine Störung im Vorfeld des Angeltermins ohne 
Angelabsicht hat aufgrund der Präsenz störungsempfindlicher Tierarten zu 
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unterbleiben. Maßnahmen, die zu einer naturschutzfachlichen Aufwertung 
des Gebietes beitragen und den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten 
Tierarten Vorteile bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Na-
turschutzbehörde umgesetzt werden.  

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
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Auch sehe ich den besonderen Schutzzweck der Verordnung nicht. Dieser 
Punkt sollte nachgebessert werden. Die weitläufige, von Grünland geprägte 
Kulturlandschaft ist erhaltenswert. Sie wurde in unzähligen Generationen zu 
dem gemacht, wie wir sie heute vorfinden. Das Zusammenspiel von Natur und 
kleinbäuerlichen Strukturen hat seit Generationen Bestand und funktioniert 
gut. Eine „Wiederherstellung" sehe ich kritisch. Dass hier viele Dinge ohne 
großes Zutun gut laufen, sieht man an dem Vorkommen der in der Verord-

mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
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nung aufgeführten Tier-/und Pflanzenarten. Ich bin der Meinung, dass das 
betroffene Gebiet keiner schärferen Verordnung bedarf. 
Der jagdlichen-/und fischereilichen Nutzung sollte man ihre Vorteile nicht 
aberkennen. Es ist mir nicht ersichtlich, wie organische Abfälle eine Gefähr-
dung für die Natur darstellen können. 
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 - 
Rs. C-137/14) zulässig. 

ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 

t 
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4.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Einwendungen gegen den Entwurf einer Verordnung über das Lanschafts 
schutzgebiet „Fehntjer Tief und Umgebung"  
Die Verordnung ist ein Maßnahmenkatalog, der meines Erachtens zu stark in 
die Grundrechte der Grundstückseigentümer und/oder Bewirtschafter/Nutzer 
eingreift.  

Entscheidend für den Schutzstatus ist der Zustand des Gebietes zum Zeitpunkt 
der Meldung an die EU. Die landwirtschaftliche Nutzung hat schon damals das 
Gebiet geprägt und ist deshalb nicht weiter einzuschränken. Deswegen müs-
sen alle landwirtschaftlichen Tätigkeiten weiter möglich bleiben, die schon 
zum Zeitpunkt der Meldung üblich und zulässig waren.  
Der Schutzzweck sollte sich auf die Erhaltung der offenen Grünlandschaft und 
ihrer charakteristischen Arten, dem Schutz der Gewässer, der wertbestim-
menden Vögel und ihrer Lebensräume beschränken. Es ist nicht nötig, alle 
Arten und LRT erhalten zu wollen, die theoretisch im Gebiet vorkommen oder 
in prähistorischer Zeit vorgekommen sein könnten.  

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Das Netz „Natura 2000" besteht aus den Gebieten von gemeinschaftlicher 
Bedeutung (GGB) nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL, vom 21. 
Mai 1992, 92/43/EWG) und den Europäischen Vogelschutzgebieten (VSG) 
nach der Vogelschutzrichtlinie (VSRL, vom 2. April 1979, 79/409/EWG; ersetzt 
durch kodifizierte Fassung vom 30. November 2009, 2009/147/EG). Die Vogel-
schutzgebiete (VSG) gelten unmittelbar nach ihrer Meldung durch die Mit-
gliedstaaten an die EU-Kommission als besondere Schutzgebiete (Special Pro-
tection Areas - SPA) und gehören damit dem europäischen Schutzgebietssys-
tem „Natura 2000" an. Die Auswahl der Vogelschutzgebiete erfolgt für die 
besonders bedrohten Vogelarten des Anhangs I der Vogelschutzrichtlinie. 
Nach Artikel 4, Absatz 1 der Richtlinie sind die "zahlen- und flächenmäßig ge-
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Die Flächen im geplanten NSG werden an Wert verlieren, da die betreffenden 
Flächen nur noch unter verschärften Auflagen bewirtschaftet werden dürften. 
Pachteinnahmen werden sinken, Verkaufserlöse wären nur noch unter (jetzi-
gem) Wert zu erzielen (wenn überhaupt, da das Grundstück für landwirt-
schaftliche Zwecke kaum noch wirtschaftlichen Ertrag bringen wird).  
Für viele Personen in der Landwirtschaft sind die Flächenverpachtungen das 
Altersvorsorgemodell. Der Einbruch der Einnahmen kann nicht kompensiert 
werden.  
Die Flächen in privater Hand, die als NSG ausgewiesen werden sollen sind 
durch diese in den Zustand der Schutzwürdigkeit versetzt worden, und wer-

eignetsten Gebiete" zu Schutzgebieten zu erklären. Nach Artikel 4, Absatz 2 
besteht zudem auch für alle nicht im Anhang I aufgeführten, regelmäßigen 
Zugvogelarten die Verpflichtung hinsichtlich ihrer Vermehrungs-, Mauser- und 
Überwinterungsgebiete sowie der Rastplätze in ihren Wanderungsgebieten 
entsprechende Schutzmaßnahmen zu ergreifen.  
Bereits basierend auf der VSRL vom 2. April 1979 wurde das Fehntjer Tief an 
die EU in den 1980er Jahren gemeldet. In den Karten für avifaunistisch wert-
volle Bereiche in Niedersachsen – Brut-/Gastvögel von 1986-1992 des Nieder-
sächsischen Landesamtes für Ökologie von 1994 ist das Fehntjer Tiefgebiet 
bereits als gemeldetes „Besonderes Schutzgebiet“ dargestellt.  
Die EU-Kommission veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Union Listen 
der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (GGB) nach der FFH-Richtlinie. 
Die Veröffentlichung erfolgt jeweils für sog. biogeografische Regionen. Eine 
Liste wurde erstmals im Dezember 2004 veröffentlicht, in der das Fehntjer Tief 
enthalten ist. 
Darauf aufbauend basiert der Schutzstatus auf dem Schutzzweck, der unter 
Hinzuziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt 
worden ist, und der allgemeinen Verpflichtung zum Erhalt und der Wiederher-
stellung eines günstigen Erhaltungszustandes. Mit der Meldung des Gebietes 
an die EU-Kommission entstand zudem die Verpflichtung geeignete Schutz-
maßnahmen zur Wahrung der ökologischen Merkmale des Gebietes zu ergrei-
fen. 

Die aufgeführten Regelungen der Verordnung beeinflussen die Wirtschafts-
weise der im Schutzgebiet wirtschaftenden Betriebe. Eine natur- und land-
schaftsverträgliche landwirtschaftliche Bodennutzung nach guter fachlicher 
Praxis gemäß § 5 Abs. 2 BNatSchG ist weiterhin möglich und auch notwendig. 
Eine mögliche Wertminderung ist vom jeweiligen Betrieb und der Betriebs-
struktur abhängig.  
Betroffenheiten durch die geplante Unterschutzstellung wurden in einer durch 
die Landkreise Aurich und Leer beauftragten Betroffenheitsanalyse betrachtet. 
Diese diente der Ermittlung der wesentlichen Grundlagen. Während der Er-
stellung der landwirtschaftlichen Betroffenheitsanalysen haben sich jedoch 
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den nun dafür bestraft. 

Weiter sehe ich die Pufferzone um das Schutzgebiet als Problem für Bauten in 
diesem Gebiet an, seien sie landwirtschaftlicher Art oder auch Erweiterungen 
(Baugebiete) durch die Gemeinden. Für mich ergeben sich da vielfältige Prob-
leme bei den Genehmigungsverfahren.  
Wegen der nicht abschließenden Liste der Verbote ist dieses Verbot weder 

bereits wesentliche Änderungen der geplanten Verordnungsinhalte ergeben, 
unter anderem aufgrund von Gesprächen mit Landwirten. Soweit möglich, 
wurden Problempunkte somit bereits im Erstellungsprozess berücksichtigt und 
die Verordnungsinhalte dementsprechend angepasst. Die Betroffenheitsana-
lysen beziehen sich auf einen überholten Stand der Verordnung und sind so-
mit nicht Gegenstand des formellen Beteiligungsverfahrens zur Ausweisung 
des geplanten Landschaftsschutzgebietes. 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

In der LSG-VO ist keine Pufferzone festgelegt worden. 
Unabhängig davon sind gemäß § 33 BNatSchG alle Veränderungen und Stö-
rungen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-Gebietes 
in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Be-
standteile führen können, unzulässig. Dies gilt auch für Maßnahmen, die von 
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ausreichend bestimmt noch verständlich. 
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 — 

Rs. C-137/14) zulässig 

außen in das Gebiet hineinwirken können. Nach Art. 6 Abs. 3 der Habitatricht-
linie ist dies bei einer Prüfung der Verträglichkeit eines Planes oder Projektes 
einzuschließen (siehe Schlussantrag Generalanwältin 7.8.2018 in der Rs. C-
461/17). 
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5.   
Eingang LK Aurich:26.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Stellungnahme und Einwände gegen den Entwurf der Verordnung über das 
Landschaftsschutzgebiet „Fehntjer Tief und Umgebung"  
Sehr geehrte Damen und Herren,  
Die Umsetzung einer Landschaftsschutzverordnung in dem beschriebenen 
Gebiet, ist meiner Meinung nach nicht erforderlich. Durch die bereits beste-
henden FFH-Gebiete werden die aufgelisteten zahlreichen Tier- und Pflanzen-
arten angemessen geschützt und es bedarf meines Erachtens keiner weiteren 
verschärften Verordnung. Es werden vor allem die Landwirte, die ohnehin 
schon immer mehr Auflagen und Verordnungen (z.B. Düngeverordnung etc.) 
von der Politik diktiert bekommen, in ihrer Arbeit immens eingeschränkt.  

Wenn die Landwirte z.B. erst eine Genehmigung von der Naturschutzbehörde 
einholen müssen, um ihre Ländereien entsprechend bearbeiten zu können, ist 
es nur verständlich, dass der Spaß an der Arbeit vergeht. Ich bin der Meinung, 
dass die Landwirte ihr Grünland ggf. nachsähen oder neuansähen dürfen, um 
qualitativ gutes Futter für die Tiere zu erhalten. Somit widerspreche ich dem 
Verbot der Grünlanderneuerung sowie der vorgegebenen Saatmischung für 
die Über- und Nachsaht.  

Das Gebiet ist nicht nur als Vogelschutzgebiet, sondern auch als FFH-Gebiet 
gemeldet. Nach § 32 Abs. 2 BNatSchG sind die Natura 2000-Gebiete grund-
sätzlich zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft zu erklären. Diese 
Anforderung ist gemeinschaftsrechtlich zwingend und nicht zu umgehen. Die 
EU-Kommission hat in einem Vermerk vom 14.05.2012 ergänzend dargelegt, 
welche Anforderungen sie an die Unterschutzstellung von FFH-und Vogel-
schutzgebieten stellt. Dies sind neben anderem eine Drittverbindlichkeit, eine 
verbindliche kartenmäßige Darstellung des Schutzgebietes, die Einbeziehung 
der Erhaltungsziele in die Schutzvorschrift und die Durchführung eines Verfah-
rens mit Beteiligung der Betroffenen. 
Vor diesem Hintergrund kann die eingangs dargelegte gesetzliche Verpflich-
tung in aller Regel nur durch eine Schutzgebietsausweisung erfüllt werden; 
dies entspricht auch der einschlägigen Rechtsprechung. 
Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme.  
Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
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Auch die Einschränkung, dass in der Zeit vom 01.03. bis zum 15.06. keine ma-
schinelle Bodenbearbeitung und keine Mahd erfolgen darf, finde ich nicht 
angemessen. Die Landwirte sollten weiterhin frei entscheiden können, wann 
sie ihre Feldbestellung sowie ihre Erntearbeiten gemäß der Wetterbedingung 
ausführen und nicht nach einem festgelegten Datum arbeiten müssen. 
Mit den vorgegebenen Bedingungen der Verordnung werden nicht nur die 
Landwirte, sondern alle Landbesitzer, die von dem geplanten Landschafts-
schutzgebiet betroffen sind, meiner Meinung nach besonders finanziell ge-
schädigt. Es führt zu Wertverlusten der Ländereien, wodurch z.B. fest einge-
plantes Einkommen (durch Verpachtung), geplante Altersvorsorgen, beste-

Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Dieser Einwand bezieht sich auf die NSG-VO. 
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hende Finanzierungen (Land als Kreditsicherheit) etc. gefährdet werden. 

Aus meiner Sicht wird aber auch der Tourismus durch die geplante Verord-
nung beeinträchtigt. Um weiterhin ein attraktives Tourismusangebot sowohl 
für die ältere als auch für die jüngere Generation anbieten zu können, sollten 
Stehpaddel, Kites oder Ähnliches weiterhin erlaubt sein. Auch die bestehen-
den öffentlichen Wege, die in das Naturschutzgebiet fallen, sollten weiterhin 
sowohl zu Fuß als auch mit dem Fahrrad sowie für Reiter genutzt werden dür-
fen.  

Für die Betreiber von bestehenden Anlagen und Einrichtungen, sollte es keine 
Einschränkungen bei möglichen Reparatur- und Instandsetzungsmaßnahmen 
geben. Diese Arbeiten vier Wochen vorher bei der zuständigen Naturschutz-
behörde genehmigen zu lassen, würde zusätzlicher Zeit- und Arbeitsaufwand 
und ggf. auch finanzielle Einbußen bedeuten. Da es i.d.R. bereits gewisse Vor-
gaben gibt, wann Instandsetzungsarbeiten bei den errichteten Anlagen erlaubt 
sind, muss es hier keine verschärften Verordnungen geben.  
Aus den vorgenannten Gründen halte ich die Verordnung für unverhältnismä-
ßig.  
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. 0-137/14) zulässig. 

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen. Vor allem in der Brut-, Setz- und Auf-
zuchtzeit befinden sich störungsempfindliche Arten, insbesondere wertbe-
stimmende Vogelarten, im Gebiet. Die Einschränkung dient der Realisierung 
des Schutzzweckes, nämlich der Erhaltung und Entwicklung beruhigter, unge-
störter großflächiger Brut-, Rast- und Nahrungshabitate der im Gebiet vor-
kommenden Vogelarten. 
Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 16 verboten. Freigestellt 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, und Sengelsieltief. Ein Verbot besteht nur für Stehpaddel, Kites und Was-
serfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen montiert sind. Die natur-
schutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind der Begründung zur 
LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt Tourismus zu und ermöglicht die 
Wahrnehmung von Natur und Landschaft. 

Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme. 

Zur Kenntnis genommen. 
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6.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Die Verordnung greift mir, dem Schutzzweck dienend, mit unverhältnismäßi-
ger Härte in vielfältige Bereiche ein. Ich bin der Meinung, dass man den 
Schutzzweck neu formulieren und die Verordnung überarbeiten sollte. 

 Sie greift zu stark in die Rechte der Grundstückseigentümer und/oder Bewirt-
schafter/Nutzer ein, beeinträchtigt den Tourismus, ignoriert den Nutzen der 
Jagd/Fischerei, greift in das kommunale Selbstverwaltungsrecht und greift in 
Bereiche der Sielachten ein.  

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume 
in den letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung 
mit den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die 
Meldung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrecht-
lich zwingend. 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 
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Die weitläufige, von Grünland geprägte Kulturlandschaft ist erhaltenswert. Sie 
wurde in unzähligen Generationen zu dem gemacht, wie wir sie heute vorfin-
den. Das Zusammenspiel von Natur und kleinbäuerlichen Strukturen hat seit 
Generationen Bestand und funktioniert gut. Eine "Wiederherstellung" sehe ich 
kritisch. Dass hier viele Dinge ohne großes Zutun gut laufen, sieht man an dem 
Vorkommen der in der Verordnung aufgeführten Tier-/und Pflanzenarten.  

Die Betretungs-/Befahrungsrechte inkl des Reitens und des Befahrens der 
Gewässer sollten ausgeweitet werden. Die Verordnung schildert zu Recht den 
Erholungsfaktor. Die Verordnung lässt dem Bürger aber nicht allzu viele Mög-
lichkeiten diesen zu nutzen. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume 
in den letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung 
mit den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die 
Meldung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrecht-
lich zwingend. 

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen, außer es dient der rechtmäßigen Nut-
zung. Vor allem in der Brut-, Setz- und Aufzuchtzeit befinden sich störungs-
empfindliche Arten, insbesondere wertbestimmende Vogelarten, im Gebiet. 
Die Einschränkung dient der Realisierung des Schutzzweckes, nämlich der Er-
haltung und Entwicklung beruhigter, ungestörter großflächiger Brut-, Rast- 
und Nahrungshabitate der im Gebiet vorkommenden Vogelarten. 

Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 16 verboten. Freigestellt 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, und Sengelsieltief. Ein Verbot besteht nur für Stehpaddel, Kites und Was-
serfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen montiert sind. Die natur-
schutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind der Begründung zur 
LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt Tourismus zu und ermöglicht die 
Wahrnehmung von Natur und Landschaft. 

Der 4. Senat des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg hat in seinem Urteil vom 
04.03.2020, 4 KN 390/17 u.a. festgestellt, dass diese Regelung mit höherrangi-
gem Recht vereinbar und damit nicht zu unbestimmt ist. 
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Das Verbot, Pflanzen und Tiere durch Lärm oder auf andere Art und Weise zu 
stören, ist mir viel zu ungenau formuliert. 

 Das Befahren der Wasserwege ist in der Tradition der Fehnlandschaft als Kul-
turgut anzusehen.  

Für Eigentümer und Bewirtschafter von Flächen im betroffenen Gebiet zieht 
die Verordnung zudem wirtschaftliche Folgen nach sich: Einkommensverluste 
aus § 13 EStG, Einnahmeverluste auch aus § 13 EStG oder § 21 EStG, Alters-
vorsorgemodelle brechen weg und sind nicht zu kompensieren.  

Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 - 
Rs. 0-137/14) zulässig 

Die Tradition und der derzeit vorkommende Tourismus auf den Wasserwegen 
wird durch die LSG-VO nicht eingeschränkt.  

Die aufgeführten Regelungen der Verordnung beeinflussen die Wirtschafts-
weise der im Schutzgebiet wirtschaftenden Betriebe. Eine natur- und land-
schaftsverträgliche landwirtschaftliche Bodennutzung nach guter fachlicher 
Praxis gemäß § 5 Abs. 2 BNatSchG ist weiterhin möglich und auch notwendig. 
Betroffenheiten durch die geplante Unterschutzstellung wurden in einer durch 
die Landkreise Aurich und Leer beauftragten Betroffenheitsanalyse im Vorfeld 
der Auslegung betrachtet und konnten durch die Abänderung der Verordnung 
weitestgehend abgemildert werden.  

Der Pachtwert, der hier im Rahmen der Altersvorsorge gemeint sein dürfte, 
fußt neben Lage, Schnitt, Erschließung, Boden etc. auf dessen Nutzbarkeit, 
also auf der aktuell dort zu erzielenden Wertschöpfung. Die gegenwärtig 
rechtmäßig ausgeübte Nutzung wird aber durch die Schutzgebietsausweisung 
nicht in erheblichem Maße eingeschränkt. Es besteht daher objektiv kein 
Grund, dass sich am wirtschaftlichen Wert der Fläche und damit auch an der 
zu erzielenden Pacht etwas ändert. 

Zur Kenntnis genommen. 
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7.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

EINWENDUNGEN gegen den Entwurf einer Verordnung über das Land-
schaftsschutzgebiet„Fehntjer Tief und Umgebung"  
Ich habe folgende Einwendungen gegen den o. g. Entwurf einzubringen:  
Die Verordnung ist ein Maßnahmenkatalog, der meines Erachtens zu stark in 
die Grundrechte der Grundstückseigentümer und/oder Bewirtschafter/Nutzer 
eingreift.  

Die Verordnung verkennt, dass sich das o. g. Gebiet über Jahrhunderte zu ei-
ner Natur-/Kultur-landschaft entwickelt hat, wie wir sie heute vorfinden. Die 
offene, von Grünland geprägte Landschaft ist erhaltenswert. Sie ist touristi-
scher Faktor und wie die Verordnung in ihrer Einleitung richtigerweise be-
schreibt: ein Erholungsfaktor. Die Strukturen von kleinen bäuerlichen Fami-
lienbetrieben, erholungssuchenden Einheimischen und Touristen, Jägern, Rei-
tern etc. eingebunden in die Wallhecken- und Flusslandschaft funktionieren 
gut. Viele Dinge haben sich entwickelt (so z. B. der Bestand diverser Pflanzen- 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzuziehung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. Die Daten 
belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume in den 
letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung mit den 
hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Meldung 
des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich zwin-
gend. 
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und Tierarten, die die Verordnung auflistet) ohne, dass es ein großes Dazutun 
brauchte. Die ansässigen Familien sind teilweise seit Generationen an ein und 
demselben Ort ansässig. Viele Bewohner empfinden eine tiefe Verbundenheit 
zu diesem Gebiet. Ich denke nicht, dass dem/den Bürger(-
innen)/Bewirtschafter(-inneeNutzed-innen)/Eigentümer(innen) etc. ein derart 
beeinträchtigender Maßnahmenkatalog an Verboten, Einschränkungen, Frei-
stellungen auf Antrag, Duldungen und Unterlassungen auferlegt werden soll-
te, um dem in der Verordnung verankerten Schutzzweck zu dienen. Der 
Schutzzweck sollte meiner Meinung nach überarbeitet und weniger streng 
gefasst werden.  

Ich bin bestürzt zu lesen, dass eine Verordnung derart in die Rechte der Eigen-
tümer eingreift, dass diese von negativen wirtschaftlichen Folgen betroffen 
sein werden: Die Flächen im geplanten LSG werden an Wert verlieren, da die 
betreffenden Flächen nur noch unter verschärften Auflagen bewirtschaftet 
werden dürften. Pachteinnahmen werden sinken, Verkaufserlöse wären nur 
noch unter (jetzigem) Wert zu erzielen (wenn überhaupt, da das Grundstück 
für landwirtschaftliche Zwecke kaum noch wirtschaftlichen Ertrag bringen 
wird), Finanzierungslücken können entstehen. Für viele Personen in der Land-
wirtschaft sind die Flächenverpachtungen das Altersvorsorgemodell. Der Ein-
bruch der Einnahmen kann nicht kompensiert werden.  

Berichtigt werden muss, das geplante Landschaftsschutzgebiet nicht mit der 
Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete deckt. Das ist 
unakzeptabel, da ohne jegliche Grundlage.  
Ich rege aus o. g. Gründen eine Nachbesserung der Verordnung an.  

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG.  

Der Verkehrswert /der Pachtwert eines Grundstücks fußt neben Lage, Schnitt, 
Erschließung, Boden etc. auf dessen Nutzbarkeit, also auf der aktuell dort zu 
erzielenden Wertschöpfung. Die gegenwärtig rechtmäßig ausgeübte Flächen-
nutzung wird aber durch die Schutzgebietsausweisung nicht verhindert oder in 
erheblichem Maße eingeschränkt. Es besteht daher objektiv kein Grund, dass 
sich am wirtschaftlichen Wert der Fläche und damit auch am zu erzielenden 
Verkaufserlös bzw. an der zu erzielenden Pacht etwas ändert. Es gilt ein Ver-
schlechterungsverbot seit Meldung des FFH- und/oder Vogelschutzgebietes. 

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Übrige Flächen wurden 
nicht hinzugefügt. 
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Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. C-137/14) zulässig. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass die schützenswerten Arten in den letz-
ten 20 Jahren stark beeinträchtigt worden sind. Eine Unterschutzstellung mit 
den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Mel-
dung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich 
zwingend. 

Zur Kenntnis genommen. 
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7 a  
Eingang LK Aurich: 12.04.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ein Teilfläche von ca. 3,8 ha , der Fläche  
 

soll als Landschaftsschutzgebiet ausgewiesen werden. Grundsätzlich wundert 
es mich, dass eben nur ein Teil des Flurstückes davon betroffen sein soll. Ich 
verlange von daher auch die komplette Herausnahme der Fläche aus dem LSG. 

Des weiteren soll auch ein 10 m breiter Streifen meines Eigentums und weite-
rer Pachtflächen entlang des Fehntjer Tiefs mit fast 1.000 m Länge unter 
Schutz gestellt werden. 

Zur Kenntnis genommen.

Das Gebiet ist nicht nur als Vogelschutzgebiet, sondern auch als FFH-Gebiet 
gemeldet. Nach § 32 Abs. 2 BNatSchG sind die Natura 2000-Gebiete grund-
sätzlich zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft zu erklären. Diese 
Anforderung ist gemeinschaftsrechtlich zwingend und nicht zu umgehen. Die 
EU-Kommission hat in einem Vermerk vom 14.05.2012 ergänzend dargelegt, 
welche Anforderungen sie an die Unterschutzstellung von FFH-und Vogel-
schutzgebieten stellt. Dies sind neben anderem eine Drittverbindlichkeit, eine 
verbindliche kartenmäßige Darstellung des Schutzgebietes, die Einbeziehung 
der Erhaltungsziele in die Schutzvorschrift und die Durchführung eines Verfah-
rens mit Beteiligung der Betroffenen. 
Vor diesem Hintergrund kann die eingangs dargelegte gesetzliche Verpflich-
tung in aller Regel nur durch eine Schutzgebietsausweisung erfüllt werden; 
dies entspricht auch der einschlägigen Rechtsprechung. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
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Mein Betriebsstandort liegt damit auch in der 500 m breiten Pufferzone. Ich 
befürchte dadurch Probleme in der weiteren Betriebsentwicklung, auch für 
meine Nachfolger.  

schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck und die Bestim-
mung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 und Abs. 2 
WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird in der 
sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende öko-
logische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Einträ-
gen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar.  

In der LSG-VO ist keine Pufferzone festgelegt worden. 
Unabhängig davon sind gemäß § 33 BNatSchG alle Veränderungen und Stö-
rungen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-Gebietes 
in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Be-
standteile führen können, unzulässig. Dies gilt auch für Maßnahmen, die von 
außen in das Gebiet hinein wirken können. Nach Art. 6 Abs. 3 der Habitatricht-
linie ist dies bei einer Prüfung der Verträglichkeit eines Planes oder Projektes 
einzuschließen (siehe Schlussantrag Generalanwältin 7.8.2018 in der Rs. C-
461/17). 
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Mir ist wichtig, dass die Nachsaat der Flächen mit einem Striegel weiterhin 
erlaubt bleibt, mit einer Saatgut—Mischung meiner Wahl und das eine Neu-
ansaat mit Grünlandumbruch weiterhin erlaubt bleibt. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense), Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei lang-
jährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. Im Üb-
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Der Gewässerrandstreifen der zweiten Ordnung solle auch analog zur neuen 
DVO von 5 auf 1m bleiben. 

rigen ist die Art und Weise der Nachsaat in der geplanten LSG-VO nicht gere-
gelt. 

Gemäß § 40 BNatSchG ist regionales Saatgut zu verwenden, um eine Ausbrei-
tung von gebietsfremden Arten zu verhindern. Diese Regelung dient insbe-
sondere dem Schutz der innerartlichen Vielfalt gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck und die Bestim-
mung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 und Abs. 2 
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Gegen den genannten Entwurf der Verordnung über das Landschaftsschutz-
gebiet erhebe ich die weiteren folgenden Einwendungen: 

Allgemeines 

Der Verordnungsgeber verkennt, dass die Arbeitshilfe des NLWKN zur Siche-
rung von Natura 2000-Gebieten (201 8-02-20_Muster—VO_4_aktualisiert.pdf) 
für Naturschutzgebiete angefertigt wurde und im Rahmen von Landschafts-
schutzgebieten einen unverhältnismäßig hohen Schutzmaßstab statuiert. In 
LSGVOen sind diese stets an den besonderen Schutzzweck anzuknüpfen. Dem 
wird es nicht gerecht, wenn die für NSGVOen konzipierten 
Schutzmaßnahmen des Ministeriums entsprechend angewandt werden bezie-
hungsweise aus der Muster-VO übernommen werden. 

Sämtliche Regelungen müssen sich am Verschlechterungsverbot messen las-
sen. Der Maßstab für die Beurteilung der Frage, ob eine Gebietsbeeinträchti-
gung vorliegt, verlangt nach einer Ausgangsgröße: Pläne, Projekte und Vorha-
ben sind die adressierten Erscheinungsformen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL an-
geordneten Verschlechterungsverbots. Dies dient nach überwiegender Ansicht 
der Erhaltung des Zustandes, in dem sich die von dem Schutzgebiet umfassten 

WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird in der 
sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende öko-
logische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Einträ-
gen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar.  

Die Arbeitshilfe kann auch für die LSG-VO als Orientierungshilfe/Grundlage 
dienen. Die Regelungen des LSG-VO leiten sich aus dem Schutzzweck, mit re-
pressiven und präventiven Verboten ab. 

Die unionsrechtlichen Vorgaben der FFH-RL und V-RL etablieren lediglich Min-
deststandards, während es den Mitgliedstaaten nicht versagt ist, strengere 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen (Art. 193 AEUV; Art. 14 V-RL). Davon abgese-
hen begrenzt das Verschlechterungsverbot nicht die Regelungsmöglichkeiten 
des Verordnungsgebers. Das Verbot bezieht sich auf Handlungen und Maß-
nahmen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-
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Lebensräume im Zeitpunkt der Eintragung in die Gemeinschaftsliste befinden.
Gem. Art. 4 Abs. 5 FFH-RL ist ein Gebiet nämlich erst ab dem Zeitpunkt ge-
schützt, in dem es in die Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung 
aufgenommen worden ist. Deshalb werden etwaige Vorbelastungen, die sich 
ungünstig auf die Lebensrume auswirken können, von vornherein vom Ver-
schlechterungsverbot nicht erfasst. Die bereits bei Unterschutzstellung des 
Gebiets bestehenden Vorhaben wirken sich (prägend) auf die zeitlich nachfol-
gend ausgewiesenen Schutzgebiete aus und bestimmen so den Erhaltungszu-
stand der Lebensräume und Arten mit (Beier, NVwZ 2016, 575, 577). Sie sind 
daher in der Regel bereits im Rahmen des Prozesses der Gebietsausweisung 
entsprechend berücksichtigt worden (VGH München, Urt. v. 30.10.2007 — 8 A 
06.40024; bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 05.12.2008 — 9 B 28/08; VGH 
München, U. v. 19.02.2014 — 8 A 11.40040 u. a.; wiederum bestätigt durch 
BVerwG, Beschl. v. 22.06.2015 — 4 B 59/1 4). Der Maßstab für die Beurteilung 
der Frage, ob eine Beeinträchtigung vorliegt, verlangt zunächst nach einer 
Ausgangsgröße. Fraglich ist nämlich, ob der naturschutzrechtliche „ldealzu-
stand“ die Ausgangsgröße bildet oder ob bereits ein vorgefundener Zustand 
(Vorbelastung) Ausgangspunkt ist. Man wird von folgendem ausgehen müs-
sen: Die Vorhaben, Maßnahmen und Veränderungen sind Erscheinungsfor-
men des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL angeordneten Verschlechtungsverbots. Letzte-
res dient nach überwiegender Ansicht der Erhaltung des Zustandes, in wel-
chem sich die von dem Schutzgebiet umfassten Lebensräume im Zeitpunkt der 
Eintragung in die Gemeinschaftsliste befinden (Gel/ermann, Natura 2000-
Europisches Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepublik 
Deutschland, 2. Aufl. 2001, S. 72). Deshalb werden etwaige Vorbelastungen, 
die sich ungünstig auf die Lebensrume auswirken, von vornherein vom Ver-
schlechterungsverbot nicht erfasst (Gel/ermann, Natura 2000-Europisches 
Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepublik Deutsch-
land, 2. Aufl. 2001, S. 72). Anders formuliert: Soweit Art. 6 Abs. 2 FFHRL neben 
dem Unterlassen beeinträchtigender Handlung ein aktives Tätigwerden des 
Mitgliedstaats fordert, handelt es sich um eine konservierende, nicht um eine 
optimierende Maßnahme (Erbguth/Schubert, DVBl. 2006, 591, 596).  

Gebietes führen können. Der Verordnungsgeber gehört daher von vornherein 
nicht zu den Adressaten des Verbots; stattdessen hat er aus Gründen des § 32 
Abs. 3 S. 3 BNatSchG durch geeignete Ge- und Verbote sicherzustellen, dass 
der Regelungsvorgabe des Art. 6 Abs. 2 (i.V.m. Art. 7) FFHRL entsprochen wird. 
§ 32 Abs. 3 S. 4 BNatSchG lässt aber keinen Zweifel daran, dass es ihm auch 
gestattet ist, weitergehende Schutzvorschriften zu erlassen. Die Vorstellung, 
dass eine zur Unterschutzstellung von FFH- und/oder Vogelschutzgebieten 
dienende nationale Schutzverordnung lediglich Verschlechterungen des Zu-
standes verhindern dürfte, findet in den einschlägigen Rechtsnormen keinen 
Rückhalt. 

Im Übrigen zur Kenntnis genommen. 
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In Anbetracht des konservierenden Charakters müssen aber alle Maßnahmen 
der Bewirtschaftung zulässig bleiben, die zum Zeitpunkt der Unterschutzstel-
lung bereits vorgenommen wurden und die nicht dazu geführt haben, die 
Schutzbedürftigkeit und die Schutzwürdigkeit in Frage zu stellen. Es geht da-
rum, einen Zustand zu konservieren, so dass Maßstab für die Einschränkungen 
der Zustand der Ausgangsgröße ist, der zum Zeitpunkt der Unterschutzstellung 
herrschte. Deshalb sind die Einschränkungen auf die Aspekte zu begrenzen, 
die über diesen Rahmen hinausgehen und die zu einem Verstoß gegen das 
Verschlechterungsverbot führen können. Das gefundene Resultat entspricht 
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG 146, 145 ffe — 
BAB Waldkappel, erster Leitsatz). Mit Blick auf den Kammmolch hat das Ge-
richt festgestellt, eine ihn betreffende Schadensvermeidungsmaßnahme sei 
rechtlich zulässig, wenn nach Durchführung der Maßnahme mindestens der 
gleiche (oder bessere) Schutz für die Art erreicht wird. 

Die Fläche des geplanten Landschaftsschutzgebietes korrespondiert nicht mit 
der Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete (vgl. Über-
sichtskarten/ Anlage 1.2 und 1.3). Die Einbeziehung der nicht als FFH-Gebiet 
ausgewiesenen Flächen kommt jedoch nur dort in Betracht, wo diese im Hin-
blick auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebietes schutzwürdig 
und schutzbedürftig sind. Beides wurde vom Verordnungsgeber nicht darge-
legt. 

Der Standdarddatenbogen enthält veraltete Daten. Die Lebensraumtypen und 

Das Verschlechterungsverbot bezieht sich, wie oben dargestellt auf den Zeit-
punkt der Meldung des Gebietes als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung, nicht der hier vorgenommenen Überführung in nationales Recht.  

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07). Es erfolgte zudem eine Erweiterung durch die 
Aufnahme von Flächen des bestehenden, bereits 1966 verordnetem LSG 
„Boekzeteler Meer und Umgebung“ sowie im Bereich der Deichrückverlegung 
am Bagbander Tief sowie weiterer kleiner Flächen.  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz zu-
ständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder im 
Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig darf 
das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer von 
50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Die weiteren Flächen wur-
den mit einbezogen, da sie z.B. zur Erreichung bzw. Erhaltung eines günstigen 
Erhaltungszustandes erforderlich sind und die Voraussetzungen des § 26 
BNatSchG erfüllt sind. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
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die Arten sind weit vor 2017 das letzte Mal kartiert worden — die Biotopkar-
tierung des Fehntjer Tief-Niederung für die FFH-Basiserfassung erfolgte im 
Jahr 2002. ln der Begründung wird sich auf keine aktuellere Erfassung bezo-
gen. In zeitlicher Hinsicht ist eine solche Überprüfung und 
Nachkartierung jedenfalls dann erforderlich, wenn die nationale Unterschutz-
stellung mehr als sechs Jahre nach Aufstellung der Standarddatenbögen er-
folgt. Dies folgt aus den Vorgaben der FFH-Richtlinie und der dazu ergangenen 
Rechtsprechung (vgl. Art. 4 Abs. 4 FFH-RL, Art. 9 FFH-RL; VGH Kassel, B. v. 
02.01.2009 — 11 B 368/08.T —juris, Rn. 398). 

schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren aus-
gerichtet. Dies entspricht § 23 Abs. 1 BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die 
gesamte Verordnung sind unter Hinzuziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse 
und Untersuchungen erstellt worden. Die Daten belegen ohne Zweifel, dass 
vorkommende Arten und Lebensräume in den letzten 20 Jahren stark zurück-
gegangen sind. Eine Unterschutzstellung mit den hier vorliegenden Einschrän-
kungen ist unumgänglich und durch die Meldung des Gebietes als Teil des 
Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich zwingend.  

In der Begründung des Verordnungsentwurfs wird eine Basiserfassung thema-
tisiert, deren Ergebnisse im Standard-Datenbogen des NLWKN dokumentiert 
sind. Die Erstmeldung des FFH-Gebietes „Fehntjer Tief und Umgebung“ erfolg-
te im Januar 2001, indessen wurde der Meldebogen im Juli 2018 aktualisiert. 
Das Vogelschutzgebiet „Fehntjer Tief' wurde im Dezember 1999 gemeldet, 
während das Update im August 2018 erfolgte.“ Daraus folgt, dass die Datenla-
ge in Ansehung des vorliegenden Falles hinreichend aktuell ist. 

Die Lebensraumtypen (6230, 6410, 7140, stichprobenartig 3150, 3130) und 
Arten sind im Rahmen der Managementplanung 2019 und 2020 kartiert wor-
den. Borstgrasrasen und Pfeifengraswiesen sind stichprobenartig durch das 
Land Niedersachsen im Rahmen der Berichtspflicht kartiert worden. Seit 2009 
erfolgt im Landkreis Leer ein Monitoring im Rahmen der Umsetzung von Maß-
nahmen zur Entwicklung und Erhaltung der LRT 6230 und 6410. Die Gewässer 
des LRT 3130 werden regelmäßig durch das Land Niedersachsen (Luronium) 
untersucht. Zudem erfolgt eine jährliche Revierkartierung seit 1994 (bis auf 
2015/2016) durch die Naturschutzstation Fehntjer Tief. 

Unabhängig davon findet die These, dass nach Ablauf von sechs Jahren eine 
Neukartierung erfolgen müsste, in Art. 4 Abs. 4 FFH-RL keine Stütze. Die Vor-
schrift, die nur für FFH-Gebiete gilt, verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Unter-
schutzstellung der in die Gemeinschaftsliste aufgenommenen Gebiete inner-
halb einer Frist von sechs Jahren. Die Rechtsfolge, dass nach Ablauf dieser 
Frist nachkartiert werden müsste, lässt sich der Vorschrift nicht entnehmen, 
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Schutzzweck - § 3 

Einwendung: 
Der besondere Schutzzweck gemäß § 3 Abs. 2 sollte sich auf folgende Punkte 
beschränken: 
- Die Erhaltung und Entwicklung der weitläufigen, offenen, von Grünland ge-
prägten Landschaft sowie ihrer charakteristischen Arten. 
- Die Erhaltung und Entwicklung der im Gebiet vorkommenden Gewässer als 
Lebensraum für zahlreiche Tier- und Pflanzenarten. 
- Die Erhaltung und Entwicklung beruhigter, ungestörter großflächiger Brut-, 
Rast- und Nahrungshabitate der im Gebiet vorkommenden Vogelarten. 

Der Schutz, die Pflege und die Entwicklung von Lebensräumen und Habit-
tatstrukturen wild lebender Tier- und Pflanzenarten, soweit sie europäisch 
geschützt sind und in signifikantem Umfang im Gebiet vorkommen. 

Einwendung: 
Absatz 4 sollte von einer „Kann“ in eine „Soll“-Bestimmung umgewandelt 
werden. 

zumal dies darauf hinausliefe, die Unterschutzverpflichtung zu relativieren.

Schließlich verfängt der Hinweis auf Rechtsprechung zur Datenaktualität bei 
Eingriffsvorhaben nicht. Eine Übertragung auf Verfahren der Unterschutzstel-
lung verbietet sich schon deshalb, weil § 26 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG keinen 
Zweifel daran lässt, dass ein LSG auch um der „Wiederherstellung der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes“ willen ausgewiesen wer-
den kann. Es ist daher nicht entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter 
im Gebiet noch vorkommen, und daher ist die Aktualität der Daten keine Vo-
raussetzung der Unterschutzstellung. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z.B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 

Wenn diese Vorschrift in eine „Soll“-Regelung umgewandelt werden würde, 
hätte die zuständige Naturschutzbehörde keinen Ermessensspielraum bei der 
Entscheidung, ob Vertragsnaturschutz durchgeführt werden muss. Diese jetzt 
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Begründung:
Die Umsetzung der Erhaltungsziele insbesondere auf landwirtschaftlichen 
Flächen sowie von Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen soll aufbauend auf 
die nachfolgenden Schutzbestimmungen auch durch Angebote des Vertrags-
naturschutzes unterstützt werden. 

Verbote - § 4 Abs. 1 

Einwendung: 
Die Betretungs- und Befahrungsrechte sind auszuweiten (§ 4 Abs. 1 Nr. 1, 2 
LSG-VO-E) 

Einwendung: 
Es muss zumindest ausnahmsweise und im Rahmen einer Bewirtschaftung 
nach § 5 BNatSchG möglich sein, den Pudde-, Hamm, Kielweg in der Zeit vom 
15.03. bis zum 15.07. eines jeden Jahres zu betreten, zu befahren oder auf 
sonstige Art und Weise aufzusuchen (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 LSG-VO-E). 

Einwendung: 
§ 4 Abs. 1 Nr. 3 LSG-VO ist zu ungenau. Zudem wird vorgeschlagen, auf die 
Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erforderlichen Regelun-
gen zum Schutz wilder Tiere bereits enthält. 

Begründung: 
Ausweislich der Begründung zum Verordnungsentwurf (S. 5) bezweckt die 
Regelung insbesondere, einer Beunruhigung wild lebender Tiere vorzubeugen. 
Die Regelung lehnt sich an § 39 Abs. 1 BNatSchG an, geht jedoch über diesen 
hinaus. Abgesehen davon, dass § 39 BNatSchG bereits hinreichenden Schutz 
für wild lebende Tiere und Pflanzen bietet und es einer darüber hinausrei-
chenden Regelung nicht bedarf, ist der weiter reichende Teil auch zu unbe-

geltende Regelung dient der Wahrung der Eigentumsrechte. 

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen, außer es dient der rechtmäßigen Nut-
zung und die in § 4 Abs. 1 Nr. 2 LSG-VO genannten Straßen.  

Diese Einwendung betrifft das Hoheitsgebiet des Landkreises Leer und wird 
durch die geplante Verordnung des Landkreises Aurich nicht berührt. 

Der 4. Senat des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg hat in seinem Urteil vom 
04.03.2020, 4 KN 390/17 u.a. festgestellt, dass diese Regelung mit höherrangi-
gem Recht vereinbar und damit nicht zu unbestimmt ist. 
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stimmt. Denn es wird für den Normadressaten nicht hinreichend deutlich um-
grenzbar, ab wann wild lebende Tiere durch Lärm gestört sind. Diese unbe-
stimmte Formulierung kann in dieser Form zu uferlosen Beschränkungen füh-
ren. Verwiesen sei hier auf die zahlreichen Geräuschquellen, die der Fremden-
verkehr als Teil der Gebietsnutzung im öffentlichen Interesse bietet, etwa 
durch Besucher mit ihren Kindern, Radfahrer auf den zugelassenen Wegen 
oder auch nur Pilzsucher im Wald (vgl. § 39 Abs. 3 BNatSchG). Unklar bleibt 
ebenso, was „auf andere Weise“ bedeutet. Es wird daher vorgeschlagen, auf 
die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erforderlichen Re-
gelungen zum Schutz wilder Tiere bereits enthält. Tiere sind hinsichtlich ihrer 
Lärmempfindlichkeit vielfach sensibler als der Mensch, sodass auch insofern 
die Regelung des § 39 Abs. 1 BNatSchG hinreichend Schutz bietet. 

Einwendung: 
Es muss zulässig sein, Pflanzstrukturen zu verändern, wenn diese nicht land-
schaftsprägend sind und keine Beeinträchtigung wertbestimmender Tier- und 
Pflanzenarten zu befürchten ist (§ 3 Abs. 1 Nr. 4 LSG-VO-E). 

Begründung: 
Auch wenn man etwa eine Beeinträchtigung seltener Tier- und Pflanzenarten 
im Einzelfall annehmen mag, so ist damit noch keine Aussage darüber getrof-
fen, ob in Hinblick auf die besondere Bedeutung einer natur- und landschafts-
verträglichen Land- und Forstwirtschaft (§ 5 Abs. 1 BNatSchG) eine Entnahme 
jedenfalls im Einzelfall zuzulassen ist. Daher würden auch diese Erwägungen 
jedenfalls den Zustimmungsvorbehalt nicht rechtfertigen. Dies gilt umso mehr 
vor dem Hintergrund, dass das der Zustimmungsvorbehalt nach dem Verord-
nungstext gerade nicht auf wertgebende Lebensraumtypen oder besonders 
geschützte Arten beschränkt ist, sondern unter anderem auf alle im Verord-
nungsgebiet vorzufindenden Hecken, Baumreihen und Feldgehölze Anwen-
dung finden soll. 

Selbst wenn der Verordnungsgeber zudem möglicherweise davon ausgeht, 
Pflanzen vor der Beeinträchtigung oder Zerstörung durch Laien schützen zu 

Die Aufnahme des Verbotes in die Verordnung stellt sicher, dass in einem 
dadurch notwendig werdenden Ausnahmeverfahren der Schutzzweck des LSG 
beachtet wird. Dieser würde bei einem Verfahren gem. § 39 BNatSchG keine 
Berücksichtigung finden. Zulässig sind gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 15 LSG-VO Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung des Gebietes mit vorheriger 
Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde. Eine natur- und land-
schaftsverträgliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis ist gemäß § 7 
Abs. 2 Nr. 11 LSG-VO ebenfalls möglich. 



92 

müssen, so könnte dieser an sich nicht zu beanstandende Begründungsansatz 
jedoch nicht verfangen, wo es um Eingriffe der Grundeigentümer und Nut-
zungsberechtigten und ihr fachlich geschultes Personal geht. Denn diese sind 
darüber im Bilde, welche Arten besonders schützenswert sind, so dass die 
Regelung unter diesem Blickwinkel nicht gerechtfertigt ist. 

Das Verbot ist daher zumindest auf diejenigen Pflanzen zu beschränken, bei 
denen der Schutz der vorkommenden LRT oder Arten es erfordert. Zudem ist 
auch für diese ein Anspruch der Eigentümer und Nutzungsberechtigten auf 
Ausnahmeerteilung im Einzelfall vorzusehen. 

Es wird daher vorgeschlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 
BNatSchG die erforderlichen Regelungen zum Schutz von Tier- und Pflanzenar-
ten bereits enthält. 

Einwendung: 
Drohnenflüge müssen auch zu land- und forstwirtschaftlichen Zwecken ohne 
vorherige Zustimmung der Landkreise als Naturschutzbehörde erlaubt sein (§ 
4 Abs. 1 Nr. 6 LSG-VO-E); die Anzeigepflicht bei den Freistellungen (§ 7 Abs. 2 
Nr. 7 LSG-VO) ist nicht praktikabel und 
zudem ist die Freistellung zu eng gefasst; 

Bereits zum jetzigen Zeitpunkt gilt nach § 21b Abs. 1 Nr. 6 der Verordnung zur 
Regelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten (LuftVO) ein Verbot für 
den Betrieb unbemannter Luftfahrtsysteme in FFH-Gebieten. Nach der Unter-
schutzstellung gilt dieses gesetzliche Verbot unabhängig von der Schutzge-
bietskategorie auch für Europäische Vogelschutzgebiete. Von unbemannten 
Luftfahrtsystemen/Flugmodellen/Luftfahrzeuge (z. B. Modellflugzeuge, Dra-
chen, Drohnen) oder bemannten Luftfahrzeugen gehen insbesondere auf die 
Vogelwelt erhebliche Beeinträchtigungen aus. Flugkörper verursachen unab-
hängig von ihrer Form psychischen Stress (z. B. Ducken, verstärkte Rufaktivi-
tät, unruhiges Hin- und Hergehen), der in physischen Stress münden kann (z. 
B. panikartiges Auffliegen, Verlassen des Gebietes). Darüber hinaus werden 
Drohnen mit speziellen Kameras zur Ermittlung von Schäden durch lokal be-
dingte Hagelschauer, Windhosen, Sturmböen etc. in Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft und Naturschutz eingesetzt, um eine aufwändige Begehung der be-
troffenen Schläge zu vermeiden. Nach § 6  Nr. 3 LSG-VO ist der Einsatz von 
unbemannten Luftfahrtsystemen oder unbemannten Luftfahrzeugen zur Wild-
tierrettung, Bestands- und Ertragserfassung durch qualifizierte Anwender 
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Einwendung: 
Es muss erlaubt sein, Iand- und forstwirtschaftliche Abfälle zu lagern, aufzu-
schütten oder einzubringen (§ 4 Abs. 1 Nr. 9 LSG-VO-E) 

Begründung: 
Es ist nicht nachvollziehbar, inwiefern natürliche nichtgefährliche forstwirt-
schaftliche Materialien wie Pflanzenreste sowie natürliche nicht gefährliche 
Hölzer aus der Landschaftspflege geeignet sind, durch Verwendung als Dünger 
oder in Form des Verbleibs und späteren Unterpflügens tatschlich geeignet 
sind, Flora und Fauna sowie den Naturhaushalt zu beeinträchtigen. 
Dem Verbot sind daher natürlich abbaubare und durch Landwirtschaft und 
Forstwirtschaft produziertes organisches Material zu entnehmen. 

nach vorheriger schriftlicher oder mündlicher Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde freigestellt. Darüber hinaus kann nach § 4 Abs. 4 der LSG-
VO die zuständige Naturschutzbehörde in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, 
soweit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. 
Darüber hinaus ist ggf. eine Erlaubnis nach der LuftVO bei der Niedersächsi-
schen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLStbV) zu beantragen. 
Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme. Die Anzeige kann sowohl mündlich als auch schriftlich erfol-
gen und stellt keine unzumutbare Beeinträchtigung dar. 

Das Einbringen von Stoffen, insbesondere die Lagerung von land- und forst-
wirtschaftlichen Abfällen oder die illegale Entsorgung von Gartenabfällen auf 
einem begrenzten Raum, führt zur lokalen Anreicherung von Nährstoffen und 
Bodenverdichtung. Es besteht zudem die Gefahr, dass sich ausgehend von 
Gartenabfällen Zier- und Gartenpflanzen im Gebiet verbreiten und etablieren. 
Hierdurch können charakteristische Tier- und Pflanzenarten verdrängt wer-
den.  
Als landwirtschaftliche Abfälle werden Ausschüsse aus dem Pflanzenbau oder 
Tierhaltung landwirtschaftlicher Betriebe bezeichnet. Dazu gehören z.B. Mate-
rialien aus dem Pflanzenbau, wie Biomasse aus Zweit- oder Drittkulturen, Ern-
terückstände und Ernteausschuss, Einstreu oder Futtermittel. Die Verwertung 
von Abfällen aus der Landwirtschaft sind z.B. im Kreislaufwirtschaftsgesetz 
geregelt. Die meisten Materialien können auf dem Hof kompostiert und dann 
über als Dünger ausgebracht werden. Dies wird durch die Verordnung nicht 
eingeschränkt. Eingeschränkt wird eine direkte Austragung auf die Fläche. Dies 
ist i.d.R. nur bei Ackerflächen sinnvoll, da das Material untergearbeitet werden 
kann. Ackerflächen kommen im Gebiet allerdings nur auf sehr wenigen Flä-
chen vor (im NSG LK Leer nur auf 2 Flächen).  
Forstwirtschaftliche Abfälle sind im Regelfall Holzabfälle, z.B. aus naturbelas-
senem Holz, Rest- oder Altholz. Holzabfälle können zur Energieverwertung 
sinnvoll verbrannt werden. Im Landschaftsschutzgebiet /NSG kommen Ge-
hölzbestände nur in sehr geringem Umfang vor. Werden diese geschreddert, 
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Einwendung: 
Es muss erlaubt sein, Weihnachtsbaum- Schmuckreisigkulturen und Kurzum-
triebsplantagen anzulegen (§ 4 Abs. 1 Nr. 10 LSG-VO-E) 

Begründung: 
Das Verbot ist als Verbot mit Erlaubnisvorbehalt auszugestalten. 

Einwendung: 
Nadelhölzer und andere gebietsfremde oder invasive Pflanzen einzubringen 
sowie gebietsfremde oder invasive Tiere auszusetzen, sollte zumindest für die 
ordnungsgemäßen Land- und 
Forstwirtschaft, möglich bleiben (§ 
4 Abs. 1 Nr. 11 LSG-VO-E). 

Begründung: 
Am stärksten wiegen jedoch die negativen Auswirkungen dieser Regelungen in 
Hinblick auf die unaufhaltsamen Klimaveränderungen. Die Waldumbaube-
schränkungen werden den Schutzzweck in Zukunft in erheblichem Maße nega-

so können sie im Gebiet verbleiben. In größerem Umfang würden sie zur An-
reicherung von Nährstoffen führen und wären daher andersweitig zu entsor-
gen.  
Die direkte Lagerung von land- und forstwirtschaftlichen  Abfällen führt zur 
lokalen Anreicherung von Nährstoffen, welche die Pflanzenzusammensetzung 
verändern kann. Das Verbot bleibt bestehen. 

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG- VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich.  
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG-VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs. 1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Gemäß § 40a BNatSchG sind die zuständigen Behörden verpflichtet Maßnah-
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tiv beeinflussen. Aufgrund der Klimaverschiebung und dem damit verbunde-
nen Eschen- und Buchensterben ist eine gewisse genetische Flexibilität erfor-
derlich. Es ist abzusehen, dass sich diese und andere Laubbäume nicht mehr 
positiv entwickeln können. Die positive ökologische Entwicklung der Waldflä-
chen in dem Schutzgebiet setzen daher weiterhin eine ökonomische Nutzung 
voraus. Um angemessen auf die Klimaänderungen reagieren zu können, ist es 
zwingend erforderlich, dass in die Verordnung eine Öffnungsklausel aufge-
nommen wird, die eine Beimischung nicht-lebensraumtypischer Baumarten 
zulässt. 

Einwendung: 
Die Befahrung der Gewässer muss unter Würdigung des Verschlechterungs-
verbots möglich sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 17 LSGVO-E). Die Aufweichungen in den 
Freistellungen (§ 7 Abs. 2 Nr. 9 LSGVO-E) sind zu eng gefasst. 

Einwendung: 
Die Errichtung von Anlagen aller Art, gerade wenn hierfür keine Genehmigung 
erforderlich ist, muss erlaubt sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 18 LGSVO-E). Zumindest muss 
diese Regelung im Erlaubnisvorbehalt verankert werden. 

Begründung: 
Das Bauverbot dürfte in dieser Form rechtswidrig sein. Denn ein solches Ver-
bot findet keine Stütze im Gesetz. Weder unionsrechtliche noch nationale 
Vorgaben sehen ein generelles Bauverbot in Schutzgebieten vor. Ein generel-
les Bauverbot in einem Landschaftsschutzgebiet setzt danach voraus, dass 
aufgrund der Eigenart der Landschaft jeder Bau unabhängig von Zweck, Um-
fang und Gestaltung den Gebietscharakter schlechthin verändern oder dem 
besonderen Schutzzweck der Verordnung generell zuwiderläuft (OVG Lüne-
burg, U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01 — juris, Rn. 45 f.; Albrecht, in BeckOK 

men zu treffen, die eine Einbringung oder Ausbreitung von invasiven Arten zu 
verhindern oder zu minimieren. 

Die Forstwirtschaft ist von der Verordnung nicht betroffen. 

Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 17 verboten. Freigestellt 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, Oldersumer Sieltief und  Rorichumer Tief . Ein Verbot besteht nur für 
Stehpaddel, Kites und Wasserfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen 
montiert sind. Die naturschutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind 
der Begründung zur LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt dem Bürger 
die Möglichkeit zur Erholungsnutzung. 

Mit der Errichtung von Anlagen aller Art können Beeinträchtigungen entste-
hen, die dem Schutzzweck entgegenstehen. So können sensible Rast- und 
Brutplätze, typische Landschaftsteile und Pflanzenarten betroffen sein. Sie 
stellen eine Veränderung des betroffen Landschaftsraumes dar. Sie werden 
visuell als Fremdkörper wahrgenommen und fungieren als Störungspotential. 
Dies gilt gerade auch für Anlagen, für die keine Genehmigung erforderlich ist, 
wie Schilder oder Tafeln. Diese Maßnahmen stellen Projekte dar. 
Gemäß § 7 Abs. 3 der LSG-VO sind Pläne und Projekte, die einer behördlichen 
Entscheidung oder einer Anzeige bedürfen, freigestellt, wenn im Rahmen ei-
ner Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 26 NAGBNatSchG 
bzw. nach § 1a Abs. 4 BauGB in Verbindung mit §§ 34, 36 BNatSchG nachge-
wiesen wird, dass der in § 2 genannte Schutzzweck dieser Verordnung weder 
einzeln noch im Zusammenwirken mit anderen Plänen oder Projekten nachtei-
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Umweltrecht Giesberts/Reinhardt, 50. Edition 2019, § 26 BNatSchG Rn. 27). 
Als denkbare Landschaft, in der jeder Bau dem 
Schutzzweck zuwiderläuft und in der deshalb ein absolutes Bauverbot zulässig 
wäre, nannte das Bundesverwaltungsgericht — im U. v. 12.07.1956 — l C 91 
.54 — juris, Rn. 10 — eine Dünenlandschaft am Meeresstrand“. Damit ein 
Verbot baulicher Anlagen aller Art zulässig ist, muss vielmehr feststehen, dass 
diese gerade in jedem Bereich des unter Schutz gestellten Gebiets“ den Ge-
bietscharakter schlechthin verändert (OVG Lüneburg, U. v. 24.08.2001 — 8 KN 
41/01 — juris, Rn. 47; OVG Lüneburg U. v. 04.12.2018 — 4 KN 77/16 — juris, 
Rn. 102). Vor allem bei sehr großen Landschaftsschutzgebieten kann dies 
zweifelhaft sein. Das Oberverwaltungsgericht Lüneburg hat dazu sogar in sei-
nem Leitsatz— im U. v. 24.08.2001 — 8 KN 
41/01 — juris — erklärt: 
„Ein repressives Verbot, bauliche Anlagen aller Art zu errichten, ist in Land-
schaftsschutzgebieten, die bebaute Grundstücke und Siedlungen umfassen, in 
der Regel unzulässig.“ 
Das Verbot ist daher zumindest abzuschwächen und mit einem entsprechen-
den Erlaubnisvorbehalt zu versehen. 

Einschränkungen der Landwirtschaft - § 4 Abs. 2, 3 

Einwendung: 
Die Grünland- und Narbenerneuerung muss zulässig bleiben (§ 4 Abs. 2 Nr. 2 
LSG-VO-E) 

Begründung: 
Wir benötigen eine ordentliche Grasnarbe zur Fütterung unserer Kühe. 

lig berührt werden oder die in § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG genannten Voraus-
setzungen erfüllt sind. Kommt also eine sogenannte FFH-
Verträglichkeitsprüfung zu dem Ergebnis, dass das geplante Projekt FFH-
verträglich ist, bedarf es keiner weiteren Befreiung oder sonstigen Prüfung 
durch die zuständige Naturschutzbehörde. Diese Prüfung ist, auch ohne Aus-
weisung eines LSG, bereits jetzt erforderlich. 

Es dürfen repressive Verbote ohne Erlaubnisvorbehalt nur dann erlassen wer-
den, wenn von vornherein feststeht, dass die verbotenen Maßnahmen den 
Charakter des unter Schutz gestellten Gebietes schlechthin (d. h. ungeachtet 
ihrer Art, Zweckbestimmung, Gestaltung und Größe sowie ihres Standortes) 
verändern oder dem besonderen Schutzzweck schlechthin zuwiderlaufen. Dies 
ist hier der Fall, da der Gebietscharakter oder die Schutzgüter des Gebietes 
beeinträchtigt werden  
Der „Gebietscharakter“ besteht hierbei aus den Gesamteigenschaften und 
dem Gesamteindruck des LSG, also die natürlichen Eigenarten des gesamten 
Landschaftsensembles. Diesen Gebietscharakter verändern alle Handlungen, 
die negative Auswirkungen auf die Gesamteigenschaften und den Gesamtein-
druck des Gebietes haben und dadurch den Gesamtwert für den Landschafts-
schutz herabmindern. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
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Einwendung:
Es muss eine Abweichung von der vorgegebenen Saatgutmischung möglich 
sein (§ 4 Abs. 2 Nr. 3 LSG-VO-E) 

Begründung: 
Die vorgeschlagene Saatmischung für Über- und Nachsaaten entspricht offen-
bar der Vorgabe aus dem Landesumweltministerium anlässlich der Genehmi-
gung von Neuansaaten im Zusammenhang mit den Dürre- und Mäuseschäden 
im Frühjahr 2020. In der Praxis müsste, damit eine solche Mischung überhaupt 
erst in dieser Zusammensetzung auflaufen kann, das Grundstück nach chemi-
scher Beseitigung der Altnarbe, gründlicher Pflugfurche und Saatbettbereitung 
ganz neu angesät werden. Wie sich diese Pflanzengesellschaft dann entwi-
ckelt, hängt insbesondere von der Witterung und von der Nutzungsfrequenz 
ab. Sinn und Zweck einer Nachsaat ist jedoch, gerade solche Umbrüche mit 
ihren negativen Konsequenzen, nämlich (Zer-)Störung des Bodenlebens und 
Gefüge, Nährstoffpufferfunktion, Tragfähigkeit des Bodens, Regenerationsfä-
higkeit der Grasnarbe etc. zu vermeiden. Genau aus diesem Grund wird die 
Nachsaat in Wasserschutzgebieten gefördert, nämlich um den Grünlandum-
bruch zu verhindern. Sie unterschätzen die Konkurrenzfähigkeit der Altnarbe, 
die sich auf mittlere Sicht immer wieder durchsetzt. Die Praxiserfahrungen aus 
dem diesjährig trockenen Frühjahr haben gezeigt, dass auch bei scheinbar 
großflächig vernichteten Grasbeständen die Nachsaat mit der geringstmögli-
chen Bodenbearbeitung die beste Wirkung hatte. 

wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
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Einwendung:
Das Liegenlassen von Mähgut (§ 4 Abs. 2 Nr. 5 LSG-VO-E) muss möglich sein. 

Begründung: 
Das Liegenlassen von Mähgut ist keine fachliche Praxis, jedoch in Einzelfällen 
auf Feuchtgrünland unvermeidlich, um bei ungünstiger Witterung Bodenschä-
den zu vermeiden. 

Einwendung:
Die weiteren Einschränkungen der Landwirtschaft in § 4 Abs. 3 LSGVO-E recht-
fertigen sich nicht. 

Begründung: 

insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense), Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei lang-
jährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Gemäß § 40 BNatSchG ist regionales Saatgut zu verwenden, um eine Ausbrei-
tung von gebietsfremden Arten zu verhindern. Diese Regelung dient insbe-
sondere dem Schutz der innerartlichen Vielfalt gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG. 

Ziel einer Mahd ist die Gewinnung von Futter, so dass Mähgut von der Fläche 
abgefahren wird. Das Liegenlassen von Mahdgut kann zur Veränderung der 
Pflanzenzusammensetzung einer Fläche führen. Auch bei erschwerten Bedin-
gungen aufgrund ungünstiger Witterungsverhältnisse ist das Mahdgut ab-
zufahren. Bei offensichtlicher Unmöglichkeit, z. B. unvorhergesehener extre-
mer Witterungseinflüsse, kann das Mahdgut ausnahmsweise auf den Flächen 
verbleiben. Eine natur- und landschaftsverträgliche Nutzung sollte diesen 
Grundsatz berücksichtigen. Nach der Beweidung überständige Futterreste 
auszumähen und der Verbleib der Reste auf der Fläche ist gute fachliche Pra-
xis. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
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Die Regelungen sind zu streichen. Die Thematik der Gewässerabstände ist 
schon ausreichend durch Gesetz (NWG, WHG) geregelt und die erneute und 
erweiterte Regulierung daher überflüssig. Zudem ist durch die gesetzlich vor-
gesehenen Maßnahmen in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 NAGBNatSchG der Gelegeschutz 
sichergestellt. Damit ist ein Verstoß gegen artenschutzrechtliche Verbotstat-
bestände ausgeschlossen. Zudem wird bisher nicht dargestellt, warum das 
Fachrecht, das bei der ordnungsgemäßen Landwirtschaft zu beachten ist, im 
Hinblick auf die naturschutzrechtlichen Belange defizitär sein soll. 

lm Einzelnen: 
Absatz 3 regelt insbesondere die Gewässerabstände bei der Düngung, die 
bereits im NWG bestimmt sind. Die fachliche Notwendigkeit von Abständen, 
die über diese gesetzlichen Vorgaben hinaus gehen, haben Sie bislang nicht 
schlüssig dargelegt. Die in der Begründung aufgeführte Auswertung von 
ZHANG et. al. von der University of California aus 2010 ist in diesem Fall nicht 
geeignet, die Wirksamkeit von Gewässerrandstreifen zu belegen. Wörtlich 
heißt es in der Ausarbeitung: „his paper aggregated many of these results and 
performed a metaanalysis to quantify the relationships between pollutant 
removal efficacy and buffer width, buffer slope, soil type, 
and vegetation type.“ Die Klima- und Bodenverhältnisse in Kalifornien sind mit 
denen am Fehntjer Tief nicht im entferntesten zu vergleichen. Die Hangnei-
gung zum Gewässer ist ebenfalls nicht zu berücksichtigen. Zudem haben wir es 
hier ausschließlich mit Grünland zu tun. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln 
ist nach den jüngsten Änderungen im NAGBNatSchG in Natura 2000-Gebieten 
auf Grünland verboten. Sedimenteinträge sind auf Grünland im Gegensatz zu 
Acker ausgeschlossen. Die Zufuhr von Nährstoffen im Uferbereich dagegen 
steigert das Pflanzenwachstum, die Durchwurzelung des Bodens und damit 
die Retentionsleistung und die Filterfunktion des Gewässerrandstreifens. Die 
Eintragspfade Oberflächenwasserabfluss und Grundwasser wirken unabhängig 
von der Entfernung zum Gewässer. Hier spielen Faktoren wie Bodenart, Kul-
turzustand, Niederschlagsmenge, Hangneigung etc. eine ungleich größere 
Rolle. Direkte Nährstoffeinträge sind also wegen der überwiegend angrenzen-
den intensiven Grünlandbewirtschaftung, des ganzjährigen Graswachstums im 

Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck und die Bestim-
mung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 und Abs. 2 
WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird in der 
sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende öko-
logische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Einträ-
gen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar. 

Die Wirkung von Gewässerrandstreifen für den Stoffrückhalt nimmt nach Lite-



100 

atlantischen Klima, des ebenen Geländes und der inzwischen mehrfach novel-
lierten Düngeverordnung weitestgehend ausgeschlossen. Abgesehen davon, 
dass eine völlige Unterbindung von Nährstoffeinträgen aus diffusen Quellen 
illusorisch wäre, ist dieser Schutzzweck bereits umfassend in der Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) bzw. auf nationaler Ebene in der Oberflächengewässer-
verordnung (OGV) geregelt. Angesichts der letzten Verschärfung dieser Ver-
ordnung aus 2016 ist sichergestellt, dass die aktuell geltenden Grenzwerte den 
Vorsorgegrundsatz mehr als übererfüllt haben. Erfahrungsgemäß wird in die-
sem Zusammenhang die Retentionsleistung von intensivem Grasland noto-
risch unterschätzt. Extensivgrünland hat wegen seiner geringeren Entzüge 
eine wesentlich geringere Nährstoffpufferkapazität. N-min-Untersuchungen in 
den Wasserschutzgebieten in Leer haben ergeben, dass Grünland bei steigen-
den Nutzungsfrequenzen vielfach bessere Werte aufweist als beispielsweise 
Wald. Das ist auch das Ergebnis einer Auswertung des Umweltbundesamtes 
(UBA nach Angaben LAWA/Dr. Wolter am 24.09.2014). In diesem Zusammen-
hang hat das Grünlandzentrum Niedersachsen-Bremen in einer fachgutachter-
lichen Stellungnahme vom 05.11.2019 die Vorteile von Grünland hinsichtlich 
der Speicherkapazität von Nährstoffen und Kohlenstoff umfassend belegt. 
Demnach ist bei Schnittnutzung unabhängig von der Düngung kein Unter-
schied im Nitrataustrag zwischen der Nullvariante und 480 kg N/ha festzustel-
len (PAASS et al.1991). Da der Eintrag über diffuse Quellen und nicht der di-
rekte Eintrag als Hauptursache für die Gewässergefährdung gilt, stünde die 
Schutzwirkung ungenutzter bzw. extensiv bewirtschafteter Gewässerrand-
streifen in keinem Verhältnis zu ihren Nachteilen für Bewirtschafter und Ei-
gentümer. Der wiederholte Hinweis auf die Vollzugshinweise des NLWKN aus 
2011 scheidet zur Begründung ebenfalls aus, weil inzwischen die Düngever-
ordnung zweimal novelliert wurde, jedes Mal mit schärferen Auflagen zum 
Gewässerschutz. Damit nicht genug, hat der niedersächsische Landtag am 10. 
November 2020 einstimmig einer gesetzlichen Regelung zum Gewässerab-
stand zugestimmt, die zuvor zwischen Landesregierung, Landwirtschaftskam-
mer, Landwirtschaft und Naturschutzverbänden ausgehandelt wurde. Es wäre 
ein fatales Signal, wenn unverbindliche fachliche Hinweise von der Verwaltung 
höher gewichtet würden als ein historisch einmaliger politischer Beschluss auf 

raturauswertungen mit zunehmender Breite zu. Auf die Abb. von Zhang et. al. 
wird in diesem Zusammenhang in der Begründung verwiesen. Text und Abbil-
dung sind der „Allianz für Gewässerschutz: Empfehlungen für die Einrichtung 
von breiten Gewässerrandstreifen, Herausgegeben vom Ministerium für Ener-
giewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume Schleswig-Holstein in 
Allianz mit dem Bauernverband Schleswig-Holstein e. V., Juli 2014“ entnom-
men. Mit der Abbildung von Zhang werden grundsätzliche Prinzipien darge-
stellt. 

§ 25 a NAGBNatSchG regelt die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln inner-
halb von Landschaftsschutzgebieten, soweit sie Natura-2000-Gebiete sind. In § 
25 a Abs. 4 NAGBNatSchG ist dargelegt, dass weitergehende Vorschriften in 
Naturschutzgebiets- und Landschaftsschutzgebietsverordnungen von den 
Regelungen der Absätze 1 bis 3 unberührt bleiben. Dies weist darauf hin, dass 
weitergehende Regelungen möglich sind, wie sie im Rahmen dieser Verord-
nung zur Umsetzung des Schutzzweckes festgelegt werden. 

Im Nitratbericht 2016 wird die Verteilung der Nitratgehalte im Grundwasser in 
Abhängigkeit der Landnutzung dargelegt. Das Grundwasser in als Grünland 
genutzten Bereichen hatte im Vergleich zum Wald einen höheren Anteil der 
Nitratklasse < 1 mg/l. Allerdings lag der Anteil der untersuchten Grünlandbe-
reiche mit einer Nitratklasse oberhalb 10 mg/l bei ca. 50 %, bei Wald lag der 
Anteil bei ca. 34 %. Im Bericht wird auch dargelegt, dass ein Teil des N-
Austrages in das Grundwasser und als Direkt-abfluss in die Oberflächengewäs-
ser erfolgt. Es ist in dem Bericht außerdem dargelegt, dass sich die Nitratbelas-
tung des Grundwassers in Deutschland von 2008/2011 bis 2012/14 praktisch 
nicht verändert hat, obwohl in diesem Zeitraum zahlreiche Maßnahmen zur 
Verminderung der Nitratbelastung durchgeführt worden sind. Aus dem Nit-
ratbericht 2020 geht hervor, dass die Nitratgehalte 2016-2018 im landwirt-
schaftlich beeinflussten Grundwasser nur leicht abgenommen haben, insge-
samt ist die Nitratbelastung jedoch weiterhin als zu hoch einzustufen. 

Die Fortführung der bisherigen Bewirtschaftung ist in Bezug auf die Lebens-
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Landesebene. Umweltminister Olaf Lies und Frau Alexandra Stück, Leiterin des 
Referats 27 Natura 2000, haben anlässlich eines Gesprächs am 9. Juli 2020 mit 
dem Ortsrat Simonswolde ausdrücklich bestätigt, dass es sich bei den Voll-
zugshinweisen des NLWKN um unverbindliche Hilfestellungen handelt. 
Das Argument, bei den gesetzlichen Vorgaben handele es sich um Regeln, die 
für das ganze Land gelten, geht fehl. Die Rahmenvereinbarung zum „Nieder-
sächsischen Weg“ bezieht sich ausdrücklich in erster Linie auf Grünland, Natu-
ra 2000 und gewässerreiche sowie Moorgebiete, ist also passgenau zuge-
schnitten auf diese Gebietskulisse. 
Zudem ist darzulegen, weshalb die Fortführung der bisherigen Bewirtschaf-
tung gegen das habitatschutzrechtliche Verschlechterungsverbot verstößt, da 
schließlich unter dem Einfluss der Bewirtschaftung die LRT entstanden sind. 
Im Hinblick auf die Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung 
fehlt bisher der Nachweis, dass die verordnungsgebenden Landkreise die An-
forderungen des Art. 2 Abs. 3 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 
1992 beachtet haben. 

raumtypen, die zum Erhalt eine Bewirtschaftung benötigen, zu sehen. Die 
Kartierungen der Lebensraumtypen 2002 belegen schon einen deutlichen 
Rückgang im Vergleich zur Vegetationskarte von PREISING (1949). Auf den 
damals noch periodisch überschwemmten und nur extensiv nutzbaren Flächen 
im Bereich des Fehntjer Tiefs haben diese Lebensraumtypen/Biotope deutlich 
abgenommen. Die Erfassung der Brutvögel im Rahmen der Aufstellung des 
Pflege- und Entwicklungsplanes Flumm/Fehntjer Tief (ALAND 1992) sowie die 
regelmäßigen Revierkartierungen belegen ebenfalls einen deutlichen Rück-
gang. Die Intensität der landwirtschaftlichen Nutzung hat in den letzten Jahr-
zehnten zugenommen. Sie trägt zum Rückgang bei und lässt sich durch die 
Datenlage belegen. Dort wo eine extensive Bewirtschaftung, teilweise schon 
seit den 1970er Jahren, weiterhin sichergestellt worden ist, sind entsprechen-
de Bestände auch heute noch vorhanden.  
In Art. 2 Abs. 3 der FFH-Richtlinie heißt es, dass die getroffenen Maßnahmen 
den Anforderungen von Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur sowie regionalen 
und örtlichen Besonderheiten Rechnung tragen. Der Wirtschaft wird ausrei-
chend Rechnung getragen. In Bezug auf die landwirtschaftlichen Einschrän-
kungen in der LSG-VO sind diese entsprechend den Wertigkeiten des Gebietes 
und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erforderlich. Sie 
wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass trotz dieser 
Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nutzung bleibt.  

Die Vollzugshinweise für Arten und Lebensraumtypen sind Teil der Nieder-
sächsischen Strategie zum Arten- und Biotopschutz. Für Niedersachsen wur-
den die Vogelarten, weitere Tier- und Pflanzenarten sowie Lebensraumty-
pen/Biotope mit besonderem Handlungsbedarf benannt. Für viele dieser Ar-
ten wurden Steckbriefe (Vollzugshinweise) erarbeitet, die neben Angaben zur 
Lebensweise der Arten bzw. zu den Kennzeichen der Lebensraumty-
pen/Biotope auch Vorschläge für Maßnahmen und geeignete Instrumente für 
deren Erhaltung und Entwicklung umfassen. Die für das Gebiet relevanten 
Steckbriefe wurden berücksichtigt. Es ist in der Begründung nicht dargelegt, 
dass es sich um gesetzliche Vorgaben handelt. Weitergehende Regelungen 
über Bewirtschaftungsabstände zu Gewässern in einer Schutzgebietsverord-
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Regelung in § 4 Abs. 5 

Einwendung: 
Absatz 5 ist wie folgt umzuformulieren: „Die zuständige Naturschutzbehörde 
kann einer von den Verboten des § 4 Abs. 2 und 3 abweichenden Flächenbe-
wirtschaftung zustimmen, soweit dies dem Schutzzweck nicht entgegensteht.“ 

Begründung:
Diese Sprachregelung wurde am 08.07.2020 im Gespräch mit dem Landkreis 
Leer abgestimmt. 

Erlaubnisvorbehalte - § 5 

Einwendung: 
Die Instandhaltung, Instandsetzung und der Ausbau vorhandener, dem öffent-
lichen Verkehr gewidmeten Straßen und Wege muss ohne Erlaubnisvorbehalt 
und allein mit einem Anzeigevorbehalt möglich sein (Nr. 1). 

Einwendung:
Die Veränderung von Gewässern im Zusammenhang mit der ordnungsgemä-
ßen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft muss ohne Erlaubnisvorbehalt mög-
lich bleiben (Nr. 2) 

Ordnungsgemäße fischereiliche Nutzung - § 6 Abs. 1 Nr. 7 

Einwendung: 
Die Einschränkungen der ordnungsgemäßen Fischerei rechtfertigen sich nicht. 

Begründung: 
Weder nach europarechtlichen Vorgaben noch nach dem BNatSchG bedarf es 
bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die über das BFischG 
hinaus die ordnungsgemäße Fischerei regeln. Vielmehr ist anerkannt, dass die 

nung stehen Regelungen zum „Niedersächsische Weg“ nicht entgegen.

Als Ergebnis des Gespräches am 08.07.2020 wurde der Begriff „naturschutz-
fachliche Notwendigkeit“ gestrichen. Die Regelung wurde im Verordnungs-
entwurf entsprechend angepasst.  

Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme. 

Die Instandhaltung und Instandsetzung ist nach Überarbeitung der Verord-
nung ohne Erlaubnis- und Anzeigevorbehalt möglich. Insoweit wird dem Ein-
wand gefolgt. Der Ausbau unterliegt weiterhin einem Erlaubnisvorbehalt, da 
die Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem Schutzzweck sicherzustellen ist.  

Die Röhrichtbereiche sowie die Wasser- und Uferpflanzenvegetation sind Le-
bensraum vieler Tierarten und sind deshalb bei der zulässigen ordnungsgemä-
ßen fischereilichen Nutzung zu schonen. Zudem sollen keine festen Angelplät-
ze wie beispielweise durch zusätzliche Befestigungen oder Steganlagen einge-
richtet werden. Durch das Niedersächsische Fischereigesetz (NFischG) ist ge-
regelt, dass die Fischerei auf die natürlichen Lebensgemeinschaften im Ge-
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Fischerei einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des Naturschutzes leistet. 
So ist etwa im Rahmen der §§ 40a, 40e BNatSchG anerkannt, dass die Fische-
rei als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell invasiver Arten einge-
setzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen Vorgaben zur Fische-
rei, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restriktive Regelung der 
Fischerei rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG bleiben die Re-
geln des Fischereirechts grundsätzlich unberührt. 

Jagd, Jagdschutz - § 6 Abs. 1 Nr. 8 

Einwendung: 
Die Einschränkungen der ordnungsgemäßen Jagdausübung rechtfertigen sich 
nicht. 

Begründung: 
Die Vorgaben sind die Musterverordnung vom 20.02.2018 angelehnt und ge-
hen teilweise sogar erheblich darüber hinaus. Diese hat aber keinerlei rechtli-
che Grundlage. Weder nach europarechtlichen Vorgaben noch nach dem 
BNatSchG bedarf es bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die 
über das BJagdG hinaus die ordnungsgemäße Jagd regeln. Vielmehr ist aner-
kannt, dass Jagd und Jagdschutz einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des 
Naturschutzes leisten. So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG an-
erkannt, dass die Jagd als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell 
invasiver Arten eingesetzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen 
Vorgaben zur Jagd, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restrikti-
ve Regelung der Jagd rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG blei-
ben die Reueln des Jagdrechts grundsätzlich unberührt. Insoweit ist festzustel-
len, dass auch der Landkreis in seiner Begründung (S. 16, 17) die sich auf den 
Schutzzweck positiv auswirkende Hegefunktion der Ausübung der Jagd betont. 
Nach dem niedersächsischen Erlass zur Jagd in Schutzgebieten (Gem. RdErl. d. 
ML k. d. MU v. 7. 8. 2012 - 404/406-22220-21 - VORIS 79200 - (Nds. MBl. 2012 

wässer und an seinen Ufern, insbesondere auf seltene Pflanzen- und Tierar-
ten, angemessen Rücksicht zu nehmen hat. Durch die Nennung konkreter 
Vorgaben werden die gesetzlich geforderten Fischereipflichten, u. a. der Ver-
ordnung über die Fischerei in Binnengewässern (Binnenfischereiordnung), 
beispielhaft nachgezeichnet. Eine Störung im Vorfeld des Angeltermins ohne 
Angelabsicht hat aufgrund der Präsenz störungsempfindlicher Tierarten zu 
unterbleiben. Maßnahmen, die zu einer naturschutzfachlichen Aufwertung 
des Gebietes beitragen und den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten 
Tierarten Vorteile bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Na-
turschutzbehörde umgesetzt werden.  

Die Röhrichtbereiche sowie die Wasser- und Uferpflanzenvegetation sind Le-
bensraum vieler Tierarten und sind deshalb bei der zulässigen ordnungsgemä-
ßen fischereilichen Nutzung zu schonen. Zudem sollen keine festen Angelplät-
ze wie beispielweise durch zusätzliche Befestigungen oder Steganlagen einge-
richtet werden. Durch das Niedersächsische Fischereigesetz (NFischG) ist ge-
regelt, dass die Fischerei auf die natürlichen Lebensgemeinschaften im Ge-
wässer und an seinen Ufern, insbesondere auf seltene Pflanzen- und Tierar-
ten, angemessen Rücksicht zu nehmen hat. Durch die Nennung konkreter 
Vorgaben werden die gesetzlich geforderten Fischereipflichten, u. a. der Ver-
ordnung über die Fischerei in Binnengewässern (Binnenfischereiordnung), 
beispielhaft nachgezeichnet. Eine Störung im Vorfeld des Angeltermins ohne 
Angelabsicht hat aufgrund der Präsenz störungsempfindlicher Tierarten zu 
unterbleiben. Maßnahmen, die zu einer naturschutzfachlichen Aufwertung 
des Gebietes beitragen und den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten 
Tierarten Vorteile bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Na-
turschutzbehörde umgesetzt werden. 
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Nr. 29, S. 662), geändert durch Gem. RdErI. d. ML k. d. MU v. 20.1 1 201 7 -
404/406-22220-21 - VORIS 79200 - (Nds. MBI. 2017 Nr. 46, S. 1549); im Fol-
genden: Jagderlass 2017) in der seit dem 20.11.2017 geltenden Fassung heißt 
es in Punkt 1.5: 
Allein [...] die Lage im Natura-2000-Gebiet reicht nicht als Grund zur Beschrän-
kung der Jagd aus. Vielmehr ist für solche Gebiete zu prüfen, ob der Schutz-
zweck jagdliche Einschränkungen u.a. zu Kirrungen, Wildäckern und zum 
Schutz besonders störanfälliger Tierarten erfordert.“ 
Dass eine solche einzelfallbezogene Prüfung hier erfolgte, geht aus dem LSG-
VO-E sowie ihrer Begründung nicht hervor. Eine solche hätte angesichts der 
Gegebenheiten vor Ort eine Nicht-Erforderlichkeit jedweder Jagdbeschrän-
kungen ergeben. Eine Erforderlichkeit ist jedoch Voraussetzung zur Beschrän-
kung der Jagd durch Vorgaben einer Schutzgebietsverordnung. Dazu heißt es 
im Jagderlass 2017 in Punkt 1.4 ausdrücklich: „Jagdrecht und Jagdausübungs-
recht genießen den verfassungsrechtlichen Schutz des Eigentums. Beschrän-
kungen sind nur zulässig, soweit sie geeignet und erforderlich sind, den 
Schutzzweck zu erreichen. Nach dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist das 
öffentliche Interesse am Schutzzweck abzuwägen sowohl mit dem Jagdrecht 
und dem Jagdausübungsrecht als auch mit den Zielen des Bundesjagdgeset-
zes, nämlich einer grundsätzliche flächendeckenden Jagdausübung, einer 
nachhaltigen Nutzung, der Erhaltung eines artenreichen, gesunden Wildbe-
standes sowie der Wildschadensverhütung.“ 

Die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd ist nach der LSG-VO, unter Beach-
tung von Vorgaben, freigestellt, sofern sie nicht über die Kernfunktion gemäß 
§ 1 Abs. 4 des Bundesjagdgesetzes hinausgeht. 
Diese Vorgaben ergeben sich nach § 9 Abs. 5 NJagdG i.V.m. dem Erlass „Jagd 
in Schutzgebieten“  vom 03.12.2019 (406-22220-21), wonach die Jagdbehör-
den und Naturschutzbehörden  durch Verordnung die Jagdausübung in 
Schutzgebieten gemäß deren Schutzzweck für bestimmte Zeiträume be-
schränken oder teilweise verbieten können. Im Schutzgebiet kann das 
Jagdausübungsrecht unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrund-
satzes insoweit eingeschränkt werden, als dies zu Verwirklichung des Schutz-
zweckes erforderlich ist. 

Die ordnungsgemäße Jagd im Landschaftsschutzgebiet „Fehntjer Tief und Um-
gebung Süd“ wird in ihrer Kernfunktion nicht eingeschränkt. Bestimmte Maß-
nahmen, die den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten Tierarten Vorteile 
bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde 
umgesetzt werden.  
Dies stellt eine Prüfung der Standorte sicher, um besonders schützenswerte 
Biotope oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigun-
gen zu bewahren. 

Es ist weiterhin die Anlage von Wildäckern, Wildäsungsflächen und Futterplät-
zen auf tatsächlich genutzten Ackerflächen gestattet. Dies ergibt sich teilweise 
auch schon aufgrund der notwendigen Bewirtschaftung Die Anlage ist nur auf 
bereits genutzten Ackerflächen gestatten, da die Umwandlung von Grünland 
in Acker oder andere Nutzungsformen mit dem Schutzzweck der Verordnung 
nicht vereinbar ist. Die Erhaltung von Grünlandflächen dient der Entwicklung 
und der Erhaltung einer extensiv geprägten und artenreichen Grünlandvegeta-
tion, welches essentielle Grundlage für Brut-, Rast und Nahrungshabitate der 
vorkommenden Tierarten ist. Die Neuanlage von Futterplätzen außerhalb von 
Ackerflächen bedarf einer Anzeige, um besonders schützenswerte Biotope 
oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigungen zu 
bewahren. Durch Futterplätze können Störungen sensibler Arten und Vegeta-
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Anordnungsbefugnis - § 9 

Einwendung: 
Die Wiederherstellung des bisherigen Zustands kann nur angeordnet werden, 
wenn gegen die Verbote des § 3 verstoßen oder keine Erlaubnis nach § 3 ein-
geholt und die Natur oder Landschaft rechtswidrig zerstört, beschädigt oder 
verändert worden sind. Das alleinige Einwirken auf die Natur kann dafür nicht 
ausreichen. 

Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen - § 10 Abs. 1 

Einwendung: 
Diese generalklauselartige Formulierung nimmt die gem. § 32 Abs. 5 BNatSchG 
erst im Managementplan zu treffenden Maßnahmen vorweg und wirkt fak-
tisch als „Ermächtigungsgesetz“, das Eigentümer und Nutzer zur vorauseilen-
den Duldung von künftig zu treffenden Ideen und Vorschlägen zwingt, deren 
Auswirkungen noch gar nicht abzusehen sind. Hier ist stattdessen auf den 

tionsveränderungen nicht ausgeschlossen werden.  An dieser Stelle wird auf § 
8 LSG-VO hingewiesen 

Als besonders sensibel sind das Landschaftsbild und die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes hinsichtlich der Anlage von Hegebüschen einzustufen. Da 
auch kleinflächige Gehölzbestände Habitate für verschiedene Prädatoren bie-
ten, ist damit auch eine Beeinträchtigung der Funktion des Raumes als Brut-
gebiet für bodenbrütende Vogelarten verbunden. 

Im Rahmen des Verfahrens zur Erstellung des Verordnungsentwurfes hat hin-
sichtlich der jagdlichen Beschränkungen eine einzelfallbezogene Prüfung unter 
Anhörung der unteren Jagdbehörden stattgefunden. Die Prüfung erfolgte an-
hand des Schutzzwecks i.S.d. 1.3 des Erlasses „Jagd in Schutzgebieten“ vom 
03.12.2019 (406-22220-21).  
Die Erforderlichkeit wurde jedoch nicht ausreichend in der Begründung darge-
legt, daher wird die Begründung entsprechend ergänzt. 

Diese Regelung richtet sich wortgleich nach § 2 Abs. 2 NAGBNatSchG.  

Diese Regelungen sind vor dem Hintergrund des Mahnschreibens der EU, der 
Klage der europäischen Kommission vor dem EuGH gegen die Bundesrepublik 
Deutschland und der daraus hervorgehenden fehlenden Verbindlichkeit der 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Erhaltungsziele unerlässlich. Des Weiteren 
wird auf § 15 NAGBNatSchG hingewiesen. Die Maßnahmen beschränken sich 
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Managementplan zu verweisen und falls nötig, das Procedere im Einzelnen zu 
beschreiben (Nr. 1). 

Einwendung:
Gelege- und Kükenschutz ist inzwischen umfassend in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 
NAGBNatSchG geregelt (Nr. 2). 

Umsetzung von Erhaltungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen - § 11 Abs. 
2 

Einwendung: 
Hinsichtlich der Wiederherstellung geben wir zu bedenken, dass zunächst die 
Angaben in den Standarddatenbögen das Maß aller Dinge sind. Es kann dabei 
nicht darum gehen, prähistorische Zustände wiederherzustellen, wie es bei-
spielsweise derzeit seitens des NLWKN mit auen- und ästuartypischen Lebens-
räumen an der Ems versucht wird. Auch hier gilt es, zunächst aufbauend auf 
prioritären Arten und bewährten Konzepten wie dem Gelegeschutz Maßnah-
men zu entwickeln, die dort ansetzen, wo tatsächlich Arten und LRT vorhan-
den sind. 

Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 – 
Rs. C-137/14) zulässig. 

auf diejenigen, die die Nutzung des Grundstücks nicht unzumutbar beein-
trächtigen. 

Die Durchführung des Küken- und Gelegeschutzes ist nicht im NAGBNatSchG 
geregelt. Es findet sich lediglich eine Entschädigungsregelung für den Fall, 
wenn die zuständige Naturschutzbehörde eine Anordnung trifft, dass die be-
treffenden Flächen, auch außerhalb eines Naturschutzgebietes, zum Schutz 
der Gelege erst später befahren werden dürfen. 

§ 26 BNatSchG lässt keinen Zweifel daran, dass das LSG zur Erhaltung, Ent-
wicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushaltes, einschließlich des Schutzes von Lebensstätten und Lebens-
räumen bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten ausgewiesen ist. 
Die Angaben des Standarddatenbogens sind daher, genauso wie Vorgaben des 
Landes aus dem Netzzusammenhang zu berücksichtigen. Es ist dabei nicht 
entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter im Gebiet noch vorkommen. 

Zur Kenntnis genommen. 
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8.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Sehr geehrte Damen und Herren, 
Wir als Landhandel für die Landwirtschaft unterstützen landwirtschaftliche 
Betriebe die Ihre Flächen ordentlich und nach guter fachlicher Praxis bewirt-
schaften. 
Die in diesem derzeitigen Wandel stark wachsenden ldw. Betriebe sind für uns 
wichtige Handelspartner. 
Alle Maßnahmen die zu einer Einschränkung der Bewirtschaftung der Flächen 
in dem geplanten Landschaftsschutzgebiet führen, werden früher oder später 
zu einer Herausforderung für die betroffenen ldw. Betriebe und auch für unser 
Unternehmen. 
Als Beispiel möchten wir auf §4 Verbote eingehen: 

•Ein Verbot der Grünlandneuansaat führt zu einer Qualitativen und Quantita-
tiven Verschlechterung des Grundfutters 
•Die Gräsermischungen zur Nachsaat müssen für Energie- und Eiweißreiche 
Gräser und Grasnarben geeignet sein um Grundfutterqualität erzeugen zu 
können 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
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•Das Liegenlassen von Mähgut kann auf Grund der Witterungsbedingungen 
vereinzelt nicht vermieden werden, da die Zerstötung der Bodenstruktur bei 
Nässe mehr Schäden verursacht als das liegengelassene Mähgut 

Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense), Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei lang-
jährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Gemäß § 40 BNatSchG ist regionales Saatgut zu verwenden, um eine Ausbrei-
tung von gebietsfremden Arten zu verhindern. Diese Regelung dient insbe-
sondere dem Schutz der innerartlichen Vielfalt gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG. 

Ziel einer Mahd ist die Gewinnung von Futter, so dass Mähgut von der Fläche 
abgefahren wird. Das Liegenlassen von Mahdgut kann zur Veränderung der 
Pflanzenzusammensetzung einer Fläche führen. Auch bei erschwerten Bedin-
gungen aufgrund ungünstiger Witterungsverhältnisse ist das Mahdgut abzu-
fahren. Bei offensichtlicher Unmöglichkeit, z. B. unvorhergesehener extremer 
Witterungseinflüsse, kann das Mahdgut ausnahmsweise auf den Flächen ver-
bleiben. Eine natur- und landschaftsverträgliche Nutzung sollte diesen Grund-
satz berücksichtigen. Nach der Beweidung überständige Futterreste auszumä-
hen und der Verbleib der Reste auf der Fläche ist gute fachliche Praxis. 
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•Zunehmende Gewässerabstände sind unnötig, da zum 1. der Gewässerab-
stand bereits in der Düngeverordnung geregelt ist und zum 2. kein Ab-
schwemmen von Dünger auf Grünland zu erwarten ist. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck und die Bestim-
mung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 und Abs. 2 
WHG. Mit dieser Regelung wird in der sensiblen gewässernahen Zone eine 
dem Schutz der Gewässer dienende ökologische Maßnahme unmittelbar vor-
gegeben sowie das Gewässer vor Einträgen geschützt. Das Bundesrecht ergän-
zende Verbote der Verwendung von Düngemitteln trägt der Zweckbestim-
mungen des Gewässerrandstreifens– Verbesserung der ökologischen Funktion 
oberirdischer Gewässer, Verminderung von Stoffeinträgen aus diffusen Quel-
len und Sicherung des Wasserabflusses –Rechnung. 
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Des Weiteren sind wir der Meinung das es keinen Sinn macht, wenn vorhan-
dene Schutzmaßnahmen nochmals geregelt werden. 
Beispiel: 
•Küken — und Gelegeschutz sind bereits im NACNatSchG geregelt 
•Gewässerabstände in der Düngeverordnung 

Fazit 
Wir als Landhandel mit 2 Mitarbeitern dienen der Landwirtschaft und 
den landwirtschaftlichen Betrieben seit 69 Jahren! 
Wir möchten diese Aufgabe auch gerne weiterhin erfüllen! 
Das können wir aber nur wenn die betroffenen Betriebe nicht durch die LSG 
Ausweisung in Ihrer Existenz gefährdet werden und aufgeben müssen! 
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen voi-behalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. C-137/14) zulässig 

Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der NSG-
VO macht diese Vorgabe unabdingbar.  

Die Durchführung des Küken- und Gelegeschutzes ist nicht im NAGBNatSchG 
geregelt. Es findet sich lediglich eine Entschädigungsregelung für den Fall, 
wenn die zuständige Naturschutzbehörde eine Anordnung trifft, dass die be-
treffenden Flächen, auch außerhalb eines Naturschutzgebietes, zum Schutz 
der Gelege erst später befahren werden dürfen. Wie in der Begründung aus-
führlich angeführt, reichen die in der Düngeverordnung stehenden Regelun-
gen nicht aus, um dem Schutzzweck der Verordnung genüge zu tragen.  

Zur Kenntnis genommen. 
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9.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Gegen den o. g. Entwurf erhebe ich die folgenden Einwendungen:
Ich sehe diverse Punkte dieser Verordnung kritisch und rege daher eine Nach-
besserung der Verordnung an: 
Die Verordnung bedroht die betroffenen Landwirte in ihrer Existenz, greift zu 
stark in die Rechte der Grundstückseigentümer und/oder Bewirtschaf-
ter/Nutzer ein, beeinträchtigt den Tourismus, ignoriert den Nutzen der 
Jagd/Fischerei, greift in das kommunale Selbstverwaltungsrecht und greift in 
Bereiche der Sielachten ein. 
Den besonderen Schutzzweck der Verordnung sehe ich nicht. Dieser Punkt 
sollte nachgebessert werden. Die weitläufige, von Grünland geprägte Kultur-
landschaft ist erhaltenswert. Sie wurde in unzähligen Generationen zu dem 
gemacht, wie wir sie heute vorfinden. Das Zusammenspiel von Natur und 
kleinbäuerlichen Strukturen hat seit Generationen Bestand und funktioniert 
gut. Eine „Wiederherstellung" sehe ich kritisch. Dass hier viele Dinge ohne 
großes Zutun gut laufen, sieht man an dem Vorkommen der in der Verord-
nung aufgeführten Tier-/und Pflanzenarten. Ich bin der Meinung, dass das 
betroffene Gebiet keiner schärferen Verordnung bedarf. 

Ich bedauere sehr, lesen zu müssen, wie die Verordnung die Tätigkeit der 
Landwirte beeinträchtigt. Ich denke, hier sollte man den Landwirten doch sein 
Vertrauen schenken, dass diese nach allgemein guter fachlicher Praxis arbei-
ten. Einige Punkte der Verordnungen erscheinen mir nicht durchdacht, andere 
Punkte sehe ich sogar als Existenzgefährdend an. Die Nutzung von Drohnen 
auf Antrag ist unpraktikabel. Diesen technischen Fortschritt sollte man als 
Chance für die Ressourcenschonung sehen und nicht als Störfaktor. 

 Das Ausbringen von Pflanzenschutzmittel auf Antrag ist unpraktikabel. Hier 
sollte alleine die gute fachliche Praxis das Maß der Dinge sein. 

 Das Grünland- und Narbenerneuerungsverbot kommt einem Totalausfall 

Zur Kenntnis genommen.

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume 
in den letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung 
mit den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die 
Meldung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrecht-
lich zwingend. 

Zur Kenntnis genommen. 

Die Verordnung wurde an die gesetzlichen Regelungen des „25a NAGB-
NatSchG angepasst.  

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
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gleich. Der zeitlich versetzte Termin der Mahd von Flächen im öffentlichen 
Eigentum ist unpraktikabel und entgegen jeglicher fachlichen Praxis einer gu-
ten Grundfutterernte. 

Der jagdlichen-/und fischereilichen Nutzung sollte man ihre Vorteile nicht 
aberkennen. 
Es ist mir nicht ersichtlich, wie organische Abfälle eine Gefährdung für die 
Natur darstellen können. 

zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch auf artenrei-
ches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Lebenswo-
chen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern mit 
nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 

Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe 
durch Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche 
nicht mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering 
ist. Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

Die Ausweitung der Mahdzeitpunkte gerade auf öffentlichen Flächen resultiert 
daraus, dass die Störeinflüsse auf diesen Flächen minimiert werden sollen, um 
Ruhezonen, insbesondere für die Wiesenvögel, zu schaffen. Zudem fördern 
unterschiedliche Mahdzeitpunkte eine Mosaikstruktur des Gebietes. Die Rege-
lung zielt ebenso darauf ab, artenreicheres Grünland zu schaffen und die Blü-
tenvielfalt durch Aussamung der Kräuter zu erhöhen, wodurch auch eine Stei-
gerung der Insektenpopulationen erreicht werden soll. 

Die jagdliche und fischereiliche Nutzung ist weitestgehend freigestellt. Das 
Einbringen von Stoffen, insbesondere die Lagerung von land- und forstwirt-
schaftlichen Abfällen oder die illegale Entsorgung von Gartenabfällen auf ei-
nem begrenzten Raum, führt zur lokalen Anreicherung von Nährstoffen und 
Bodenverdichtung. Es besteht zudem die Gefahr, dass sich ausgehend von 
Gartenabfällen Zier- und Gartenpflanzen im Gebiet verbreiten und etablieren. 
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Die Betretungs-/Befahrungsrechte inkl. des Reitens und des Befahrens der 
Gewässer sollten ausgeweitet werden. Die Verordnung schildert zu Recht den 
Erholungsfaktor. Die Verordnung lässt dem Bürger aber nicht allzu viele Mög-
lichkeiten diesen zu nutzen. 

Für Eigentümer von Flächen im betroffenen Gebiet zieht die Verordnung zu-
dem wirtschaftliche Folgen nach sich. Die Flächen im geplanten LSG werden 
an Wert verlieren. Da die betreffenden Flächen nur noch unter verschärften 
Auflagen bewirtschaftet werden dürften, wird für die Flächen ein niedrigerer 
Pachtzins zu erzielen sein. Die Verpachtung von Flächen ist ein Bestandteil des 
Altersvorsorgemodells. Abschläge bei den Pachteinnahmen sind oftmals nicht 

Hierdurch können charakteristische Tier- und Pflanzenarten verdrängt wer-
den.  

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen. Vor allem in der Brut-, Setz- und Auf-
zuchtzeit befinden sich störungsempfindliche Arten, insbesondere wertbe-
stimmende Vogelarten, im Gebiet. Die Einschränkung dient der Realisierung 
des Schutzzweckes, nämlich der Erhaltung und Entwicklung beruhigter, unge-
störter großflächiger Brut-, Rast- und Nahrungshabitate der im Gebiet vor-
kommenden Vogelarten. 
Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 16 verboten. Freigestellt 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, und Sengelsieltief. Ein Verbot besteht nur für Stehpaddel, Kites und Was-
serfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen montiert sind. Die natur-
schutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind der Begründung zur 
LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt Tourismus zu und ermöglicht die 
Wahrnehmung von Natur und Landschaft. 
Der Pachtwert/ der Verkehrswert eines Grundstücks fußt neben Lage, Schnitt, 
Erschließung, Boden etc. auf dessen Nutzbarkeit, also auf der aktuell dort zu 
erzielenden Wertschöpfung. Die gegenwärtig rechtmäßig ausgeübte Flächen-
nutzung wird aber durch die Schutzgebietsausweisung nicht verhindert oder in 
erheblichem Maße eingeschränkt. Es besteht daher objektiv kein Grund, dass 
sich am wirtschaftlichen Wert der Fläche und damit auch am zu erzielenden 
Verkaufserlös bzw. an der zu erzielenden Pacht etwas ändert. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass die vorkommenden Arten und Lebens-
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zu kompensieren (Rentner). Im Falle eines Verkaufs einer im LSG gelegenen 
Fläche kann nur noch ein geringer Kaufpreis erzielt werden. 
Aus den o. g. Gründen halte ich die Verordnung für unverhältnismäßig und 
rege eine Nachbesserung an.  
Der besondere Schutzzweck sollte weit weniger eng gefasst werden. 

Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. 0-137/14) zulässig. 

räume in den letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutz-
stellung mit den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und 
durch die Meldung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemein-
schaftsrechtlich zwingend. 

Zur Kenntnis genommen. 
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10.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Gegen den o. g. Entwurf erhebe ich die folgenden Einwendungen:
Ich sehe diverse Punkte dieser Verordnung kritisch und rege daher eine Nach-
besserung der Verordnung an: 
Die Verordnung bedroht die betroffenen Landwirte in ihrer Existenz, greift zu 
stark in die Rechte der Grundstückseigentümer und/oder Bewirtschaf-
ter/Nutzer ein, beeinträchtigt den Tourismus, ignoriert den Nutzen der 
Jagd/Fischerei, greift in das kommunale Selbstverwaltungsrecht und greift in 
Bereiche der Sielachten ein. 

Den besonderen Schutzzweck der Verordnung sehe ich nicht. Dieser Punkt 
sollte nachgebessert werden. Die weitläufige, von Grünland geprägte Kultur-
landschaft ist erhaltenswert. Sie wurde in unzähligen Generationen zu dem 
gemacht, wie wir sie heute vorfinden. Das Zusammenspiel von Natur und 
kleinbäuerlichen Strukturen hat seit Generationen Bestand und funktioniert 
gut. Eine „Wiederherstellung" sehe ich kritisch. Dass hier viele Dinge ohne 
großes Zutun gut laufen, sieht man an dem Vorkommen der in der Verord-
nung aufgeführten Tier-/und Pflanzenarten. Ich bin der Meinung, dass das 
betroffene Gebiet keiner schärferen Verordnung bedarf. 

Ich bedauere sehr, lesen zu müssen, wie die Verordnung die Tätigkeit der 
Landwirte beeinträchtigt. Ich denke, hier sollte man den Landwirten doch sein 
Vertrauen schenken, dass diese nach allgemein guter fachlicher Praxis arbei-
ten. Einige Punkte der Verordnungen erscheinen mir nicht durchdacht, andere 
Punkte sehe ich sogar als Existenzgefährdend an. Die Nutzung von Drohnen 
auf Antrag ist unpraktikabel. Diesen technischen Fortschritt sollte man als 
Chance für die Ressourcenschonung sehen und nicht als Störfaktor.  

Das Ausbringen von Pflanzenschutzmittel auf Antrag ist unpraktikabel. Hier 
sollte alleine die gute fachliche Praxis das Maß der Dinge sein. 

Zur Kenntnis genommen. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume 
in den letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung 
mit den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die 
Meldung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrecht-
lich zwingend. 

Zur Kenntnis genommen. 

Die Verordnung wurde an die gesetzlichen Regelungen des „25a NAGB-
NatSchG angepasst.  
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 Das Grünland- und Narbenerneuerungsverbot kommt einem Totalausfall 
gleich. Der zeitlich versetzte Termin der Mahd von Flächen im öffentlichen 
Eigentum ist unpraktikabel und entgegen jeglicher fachlichen Praxis einer gu-
ten Grundfutterernte. 

Der jagdlichen-/und fischereilichen Nutzung sollte man ihre Vorteile nicht 
aberkennen. 
Es ist mir nicht ersichtlich, wie organische Abfälle eine Gefährdung für die 
Natur darstellen können. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch auf artenrei-
ches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Lebenswo-
chen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern mit 
nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 

Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe 
durch Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche 
nicht mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering 
ist. Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

Die Ausweitung der Mahdzeitpunkte gerade auf öffentlichen Flächen resultiert 
daraus, dass die Störeinflüsse auf diesen Flächen minimiert werden sollen, um 
Ruhezonen, insbesondere für die Wiesenvögel, zu schaffen. Zudem fördern 
unterschiedliche Mahdzeitpunkte eine Mosaikstruktur des Gebietes. Die Rege-
lung zielt ebenso darauf ab, artenreicheres Grünland zu schaffen und die Blü-
tenvielfalt durch Aussamung der Kräuter zu erhöhen, wodurch auch eine Stei-
gerung der Insektenpopulationen erreicht werden soll. 

Die jagdliche und fischereiliche Nutzung ist weitestgehend freigestellt. Das 
Einbringen von Stoffen, insbesondere die Lagerung von land- und forstwirt-
schaftlichen Abfällen oder die illegale Entsorgung von Gartenabfällen auf ei-
nem begrenzten Raum, führt zur lokalen Anreicherung von Nährstoffen und 
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Die Betretungs-/Befahrungsrechte inkl. des Reitens und des Befahrens der 
Gewässer sollten ausgeweitet werden. Die Verordnung schildert zu Recht den 
Erholungsfaktor. Die Verordnung lässt dem Bürger aber nicht allzu viele Mög-
lichkeiten diesen zu nutzen. 

Für Eigentümer von Flächen im betroffenen Gebiet zieht die Verordnung zu-
dem wirtschaftliche Folgen nach sich. Die Flächen im geplanten LSG werden 
an Wert verlieren. Da die betreffenden Flächen nur noch unter verschärften 
Auflagen bewirtschaftet werden dürften, wird für die Flächen ein niedrigerer 

Bodenverdichtung. Es besteht zudem die Gefahr, dass sich ausgehend von 
Gartenabfällen Zier- und Gartenpflanzen im Gebiet verbreiten und etablieren. 
Hierdurch können charakteristische Tier- und Pflanzenarten verdrängt wer-
den.  

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen. Vor allem in der Brut-, Setz- und Auf-
zuchtzeit befinden sich störungsempfindliche Arten, insbesondere wertbe-
stimmende Vogelarten, im Gebiet. Die Einschränkung dient der Realisierung 
des Schutzzweckes, nämlich der Erhaltung und Entwicklung beruhigter, unge-
störter großflächiger Brut-, Rast- und Nahrungshabitate der im Gebiet vor-
kommenden Vogelarten. 
Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 16 verboten. Freigestellt 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, und Sengelsieltief. Ein Verbot besteht nur für Stehpaddel, Kites und Was-
serfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen montiert sind. Die natur-
schutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind der Begründung zur 
LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt Tourismus zu und ermöglicht die 
Wahrnehmung von Natur und Landschaft. 
Der Pachtwert/ der Verkehrswert eines Grundstücks fußt neben Lage, Schnitt, 
Erschließung, Boden etc. auf dessen Nutzbarkeit, also auf der aktuell dort zu 
erzielenden Wertschöpfung. Die gegenwärtig rechtmäßig ausgeübte Flächen-
nutzung wird aber durch die Schutzgebietsausweisung nicht verhindert oder in 
erheblichem Maße eingeschränkt. Es besteht daher objektiv kein Grund, dass 
sich am wirtschaftlichen Wert der Fläche und damit auch am zu erzielenden 
Verkaufserlös bzw. an der zu erzielenden Pacht etwas ändert. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
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Pachtzins zu erzielen sein. Die Verpachtung von Flächen ist ein Bestandteil des 
Altersvorsorgemodells. Abschläge bei den Pachteinnahmen sind oftmals nicht 
zu kompensieren (Rentner). Im Falle eines Verkaufs einer im LSG gelegenen 
Fläche kann nur noch ein geringer Kaufpreis erzielt werden. 
Aus den o. g. Gründen halte ich die Verordnung für unverhältnismäßig und 
rege eine Nachbesserung an.  

Der besondere Schutzzweck sollte weit weniger eng gefasst werden. 

Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 - 
Rs. 0-137/14) zulässig. 

ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass die vorkommenden Arten und Lebens-
räume in den letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutz-
stellung mit den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und 
durch die Meldung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemein-
schaftsrechtlich zwingend. 

Zur Kenntnis genommen. 
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11.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

„Stellungnahme Landschaftsschutzgebiet" mit Einwendungen gegen den 
Entwurf einer Verordnung über das Naturschutzgebiet „Fehntjer Tief und 
Umgebung" 
Die Verordnung halte ich für überambitioniert Daher erhebe ich die folgenden 
Einwendungen: 

Mein Vater hat einen Betrieb mit Flächen im betroffenen Gebiet. Auch ich 
möchte diesen Betrieb in Zukunft führen können. Die Einschränkungen für die 
Landwirtschaft sind unbedingt nachzubessern. 
Der besondere Schutzzweck gemäß § 3 Abs. 2 LSG-VO-E sollte sich auf folgen-
de Punkte beschränken: 
Die Erhaltung und Entwicklung der weitläufigen, offenen, von Grünland ge-
prägten Landschaft sowie ihrer charakteristischen Arten und die Erhaltung 
und Entwicklung der im Gebiet vorkommenden Gewässer als Lebensraum für 
zahlreiche Tier- und Pflanzenarten und die Erhaltung und Entwicklung beru-
higter, ungestörter großflächiger Brut-, Rast- und Nahrungshabitate der im 
Gebiet vorkommenden Vogelarten. Der Schutz, die Pflege und die Entwicklung 
von Lebensräumen und Habitatstrukturen wildlebender Tier- und Pflanzenar-
ten, soweit sie europäisch geschützt sind und in signifikantem Umfang im Ge-
biet vorkommen. 
Die weitläufige, offene, von Grünland geprägte Kulturlandschaft ist erhaltens-
wert und das Ergebnis unzähliger Generationen. Das Zusammenspiel klein-
bäuerlicher Strukturen, eingebunden in die Wallhecken- und Flusslandschaft 
hat seit Generationen Bestand und funktioniert gut. 
Eine „Wiederherstellung", also den Eingriff durch Menschenhand, die „gewoll-
te", schützenswerte Art einzubringen, sehe ich kritisch. Dass hier viele Dinge 
ohne großes Zutun gut laufen, sieht man an dem Vorkommen der in der Ver-
ordnung aufgeführten Tier-/und Pflanzenarten. 
Die Betretungs- und Befahrungsrechte nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 LSG-VO-E sind 
auszuweiten. Das ist im Rahmen einer landwirtschaftlichen Bewirtschaftung 

Zur Kenntnis genommen.

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
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unbedingt notwendig. Zudem sollte man grundsätzlich den Menschen nicht 
den Zugang zur Natur verwehren. So hoch kann ein Schutzzweck gar nicht 
gesteckt sein. Wir stecken mitten in einem gesellschaftlichen Wandel. Mensch 
und Natur sollen wieder zueinander finden, heißt es da. Die Verbote werden 
da wenig hilfreich sein. 

§ 4 Abs. 1 Nr. 3 LSG-VO-E ist zu ungenau. Diese unbestimmte Formulierung 
kann in dieser Form zu uferlosen Beschränkungen führen. Das ist konkret aus-
zuformulieren, ansonsten ist ein Betreten der Flächen so gut wie nicht mehr 
möglich, denn jedes Verhalten könnte plötzlich ein Fehlverhalten sein und zu 
Strafen führen. 
Das Verbot eines Einsatzes einer Drohne bzw. der Einsatz einer Drohne nach 
vorheriger Anzeige bei der Naturschutzbehörde im landwirtschaftlichen Be-
reich ist unpraktikabel und kommt somit einem Verbot gleich. Die Nutzung 
von Drohnen ist für den Landwirten in naher Zukunft so selbstverständlich wie 
der Traktor für seine Arbeit. Sie helfen, Ressourcen zu schonen: Drohnenflüge 
helfen bei der 
Planung des gezielten Einsatzes von Wasser, Dünger, Pflanzenschutzmittel, 
Schädlingsbekämpfung etc. ohne die Fläche begehen oder befahren zu müs-
sen. Witzlingen können per Drohne ausgebracht werden. Diese Entwicklung 
durch eine Vorschrift in der Verordnung über das LSG auszubremsen kann 
nicht Sinn und Zweck der Verordnung sein. Die Drohnenflüge auf Antrag 
kommen einem Verbot gleich, da in der Landwirtschaft nichts nach dem Ka-
lenderdatum passiert, sondern alle Tätigkeiten witterungsabhängig sind. 

fahrzeugen befahren werden dürfen. Vor allem in der Brut-, Setz- und Auf-
zuchtzeit befinden sich störungsempfindliche Arten, insbesondere wertbe-
stimmende Vogelarten, im Gebiet. Die Einschränkung dient der Realisierung 
des Schutzzweckes, nämlich der Erhaltung und Entwicklung beruhigter, unge-
störter großflächiger Brut-, Rast- und Nahrungshabitate der im Gebiet vor-
kommenden Vogelarten. 
Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 16 verboten. Freigestellt 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, und Sengelsieltief. Ein Verbot besteht nur für Stehpaddel, Kites und Was-
serfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen montiert sind. Die natur-
schutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind der Begründung zur 
LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt Tourismus zu und ermöglicht die 
Wahrnehmung von Natur und Landschaft. 

Der 4. Senat des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg hat in seinem Urteil vom 
04.03.2020, 4 KN 390/17 u.a. festgestellt, dass diese Regelung mit höherrangi-
gem Recht vereinbar und damit nicht zu unbestimmt ist. 

Bereits zum jetzigen Zeitpunkt gilt nach § 21b Abs. 1 Nr. 6 der Verordnung zur 
Regelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten (LuftVO) ein Verbot für 
den Betrieb unbemannter Luftfahrtsysteme in FFH-Gebieten. Nach der Unter-
schutzstellung gilt dieses gesetzliche Verbot unabhängig von der Schutzge-
bietskategorie auch für Europäische Vogelschutzgebiete. Von unbemannten 
Luftfahrtsystemen/Flugmodellen/Luftfahrzeuge (z. B. Modellflugzeuge, Dra-
chen, Drohnen) oder bemannten Luftfahrzeugen gehen insbesondere auf die 
Vogelwelt erhebliche Beeinträchtigungen aus. Flugkörper verursachen unab-
hängig von ihrer Form psychischen Stress (z. B. Ducken, verstärkte Rufaktivi-
tät, unruhiges Hin- und Hergehen), der in physischen Stress münden kann (z. 
B. panikartiges Auffliegen, Verlassen des Gebietes). Darüber hinaus werden 
Drohnen mit speziellen Kameras zur Ermittlung von Schäden durch lokal be-
dingte Hagelschauer, Windhosen, Sturmböen etc. in Landwirtschaft, Forstwirt-
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Es muss Landwirten erlaubt sein, land- und forstwirtschaftliche Abfälle zu la-
gern, aufzuschütten oder einzubringen (§ 4 Abs. 1 Nr. 9 LSG-VO-E). Natur war 
und ist ein Kreislauf. Ich weiß nicht, inwieweit der Verordnungsgeber dieses 
Naturgesetz durchbrechen möchte. 

§ 4 Abs. 1 Nr. 11 LSG-VO-E ist in Zeiten der Klimakrise/des Klimawandels/der 
klimatischen Verschiebung nicht durchdacht. 

Das Verbot zur Befahrung der Gewässer (§ 4 Abs. 1 Nr. 17 LSGVO-E) beein-
trächtigt den Tourismus unverhältnismäßig stark. Ich habe heute einen Artikel 
gelesen: „34 Millionen Euro Förderung für den Wassertourismus" (Norwest 
Sonntagsblatt). Darin steht: „Denn der Wassertourismus habe enormes Poten-
zial. Um das zu heben und die Region strukturell weiter zu stärken.... Was ge-
nau passt hier nicht zusammen? , frage ich den Verordnungsgeber. 
Die Grünland- und Narbenerneuerung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 LSG-VO-E kommt 
einem Totalausfall der Flächen gleich. Das Gras veraltet mit der Zeit, es setzen 
sich zudem Ampfer, Disteln etc. durch. Die Kühe werden beim Weidegang 
nicht mehr fressen. Wird das Gras dieser Flächen geerntet und als Grassilo für 
die Winterfütterung eingesetzt, kommt es zu schwerwiegenden gesundheitli-
chen Problemen der Rinder und Milchkühe. Das kann von Stoffwechselstörun-
gen, Pansenübersäuerung bis zum Tod führen. Diese gesundheitlichen Prob-
leme sind mit Medikamenten und Antibiotika zu behandeln. Eine gesunde Kuh 
benötigt keine Medikamente. Folglich sorgt gutes Grundfutter für gesunde 
und vitale Kühe, eine quantitativ und qualitativ gute Milchleistung. Der Ver-

schaft und Naturschutz eingesetzt, um eine aufwändige Begehung der be-
troffenen Schläge zu vermeiden. Nach § 6 Nr. 3 LSG-VO ist der Einsatz von 
unbemannten Luftfahrtsystemen oder unbemannten Luftfahrzeugen zur Wild-
tierrettung, Bestands- und Ertragserfassung durch qualifizierte Anwender 
nach vorheriger schriftlicher oder mündlicher Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde freigestellt. Darüber hinaus kann nach § 4 Abs. 4 der LSG-
VO die zuständige Naturschutzbehörde in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, 
soweit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. 
Darüber hinaus ist ggf. eine Erlaubnis nach der LuftVO bei der Niedersächsi-
schen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLStbV) zu beantragen. 

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 

s.o. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
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braucher verlangt zu Recht ein hochwertiges Lebensmittel.
In diesem Punkt verhindert die Verordnung, dass die Landwirte fachlich richtig 
arbeiten können. 

Es muss Landwirten möglich sein, ohne vorherige Zustimmung bei der zustän-
digen Naturschutzbehörde Pflanzenschutz auf Einzelpflanzen/Horste aufbrin-
gen zu können (§ 4 Abs. 2 Nr. 6 LSG-VO-E). Ich denke, hier sollte man den 
Landwirten doch Vertrauen schenken, dass diese nach allgemein guter fachli-
cher Praxis arbeiten. Wirkungsvoller als eine Genehmigung durch die Behörde 
scheinen mir hier doch die passenden Witterungsverhältnisse zum Zeitpunkt 
der Ausbringung des Mittels zu sein. 

Der Straßenausbau sowie deren Unterhaltung obliegt den Gemeinden.  

Sämtliche Gewässerangelegenheiten obliegen den Sielachten. 

Die Einschränkungen der ordnungsgemäßen fischereiliche Nutzung (§ 6 Abs. 1 
Nr. 7 LSG-VO-E) rechtfertigen sich nicht. Die Fischerei kann bei der Ausbrei-
tung invasiver Arten unterstützen. 

wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

§ 25 a NAGBNatSchG regelt die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln inner-
halb von Landschaftsschutzgebieten, soweit sie Natura-2000-Gebiete sind. In § 
25 a Abs. 4 NAGBNatSchG ist dargelegt, dass weitergehende Vorschriften in 
Naturschutzgebiets- und Landschaftsschutzgebietsverordnungen von den 
Regelungen der Absätze 1 bis 3 unberührt bleiben. Dies weist darauf hin, dass 
weitergehende Regelungen möglich sind, wie sie im Rahmen dieser Verord-
nung zur Umsetzung des Schutzzweckes festgelegt werden. 

Die Instandhaltung und Instandsetzung ist nach Überarbeitung der Verord-
nung ohne Erlaubnis- und Anzeigevorbehalt möglich. Insoweit wird dem Ein-
wand gefolgt. Der Ausbau unterliegt weiterhin einem Erlaubnisvorbehalt, da 
die Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem Schutzzweck sicherzustellen ist.  
Die ordnungsgemäße Gewässerunterhaltung ist nach § 7 Abs. 2 Nr. 9 LSG-VO 
freigestellt.  

Die Röhrichtbereiche sowie die Wasser- und Uferpflanzenvegetation sind Le-
bensraum vieler Tierarten und sind deshalb bei der zulässigen ordnungsgemä-
ßen fischereilichen Nutzung zu schonen. Zudem sollen keine festen Angelplät-
ze wie beispielweise durch zusätzliche Befestigungen oder Steganlagen einge-
richtet werden. Durch das Niedersächsische Fischereigesetz (NFischG) ist ge-
regelt, dass die Fischerei auf die natürlichen Lebensgemeinschaften im Ge-
wässer und an seinen Ufern, insbesondere auf seltene Pflanzen- und Tierar-
ten, angemessen Rücksicht zu nehmen hat. Durch die Nennung konkreter 
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Die Einschränkungen der ordnungsgemäßen jagdlichen Nutzung (§ 6 Abs. 1 Nr. 
8 LSG-VO-E) rechtfertigen sich nicht. Die ordnungsgemäße Ausführung kann 
bei der Ausbreitung invasiver Arten unterstützen und so einen Beitrag zur 
Wahrung des Naturschutzes leisten. 

Für eine Anordnungsbefugnis (§ 9 LSG-VO-E) kann das alleinige Einwirken auf 
die Natur nicht der maßgebliche Maßstab sein. Eine Wiederherstellung kann 
nur angeordnet werden, wenn gegen die Verbote verstoßen oder keine Er-
laubnis eingeholt wurde und Natur/Landschaft rechtswidrig zer-
stört/beschädigt/verändert wurde. 

Durch den § 10 LSG-VO-E wird der Eigentümer und Nutzer zur Duldung von 
künftig zu treffenden Ideen und Vorschlägen gezwungen, deren Auswirkungen 
noch gar nicht abzusehen sind. Man sollte bei dieser Vorschrift bitte nicht 
verkennen, dass der Landwirt über eine gute fachliche Praxis verfügt und tag-

Vorgaben werden die gesetzlich geforderten Fischereipflichten, u. a. der Ver-
ordnung über die Fischerei in Binnengewässern (Binnenfischereiordnung), 
beispielhaft nachgezeichnet. Eine Störung im Vorfeld des Angeltermins ohne 
Angelabsicht hat aufgrund der Präsenz störungsempfindlicher Tierarten zu 
unterbleiben. Maßnahmen, die zu einer naturschutzfachlichen Aufwertung 
des Gebietes beitragen und den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten 
Tierarten Vorteile bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Na-
turschutzbehörde umgesetzt werden.  

Die ordnungsgemäße Jagd im Schutzgebiet wird in ihrer Kernfunktion nicht 
eingeschränkt. Bestimmte Maßnahmen, die den Erhaltungszielen dienen oder 
bestimmten Tierarten Vorteile bieten, können nach Abstimmung mit der zu-
ständigen Naturschutzbehörde umgesetzt werden. Dies stellt eine Prüfung der 
Standorte sicher, um besonders schützenswerte Biotope oder Lebensräume 
geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigungen zu bewahren. 
Gemäß des Gemeinsamen Runderlasses des Niedersächsischen Ministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz und des Niedersächsi-
schen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz vom 
03.12.2019 ist festgestellt worden, dass die zuständige Behörde durch Ver-
ordnung die Jagd in Landschaftsschutzgebieten gemäß deren Schutzzweck und 
gemäß § 19 NAGBNatSchG in Verbindung mit § 26 BNatSchG beschränken 
kann. 

Diese Regelung richtet sich wortgleich nach § 2 Abs. 2 NAGBNatSchG.  

Diese Regelungen sind vor dem Hintergrund des Mahnschreibens der EU, der 
Klage der europäischen Kommission vor dem EuGH gegen die Bundesrepublik 
Deutschland und der daraus hervorgehenden fehlenden Verbindlichkeit der 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Erhaltungsziele unerlässlich. Des Weiteren 
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täglich seine Flächen im Blick hat. Er verfügt über Erkenntnisse, welche Tiere 
und Vogelarten sich aktuell auf seinem Grundstück befinden (könnten). Diese 
Erfahrung muss mit der Naturschutzbehörde ausgetauscht werden. 

Bei der Umsetzung von Erhaltungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen (§ 11 
Abs. 2 LSG-VO-E) hat die EU-Kommission wiederholt darauf hingewiesen, dass 
nicht immer und überall alle möglicherweise vorkommenden Arten zu schüt-
zen gleichermaßen zu schützen sind, sondern dass innerhalb biogeografischer 
Regionen Prioritäten zu setzen sind. 

Zusammenfassend stelle ich fest, dass die Verordnung dringend nachgebes-
sert werden sollte. Hierzu gehört wohl als erster Schritt, die Karten zu berich-
tigen. 
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. 0-137/14) zulässig. 

wird auf § 15 NAGBNatSchG hingewiesen. Die Maßnahmen beschränken sich 
auf diejenige, die die Nutzung des Grundstücks nicht unzumutbar beeinträch-
tigen.  

Die Verordnung erfüllt zusammen mit dem noch zu erstellenden Manage-
mentplan oder Pflege- und Entwicklungsplan diese Kriterien. Im Rahmen des 
Managementplanes werden die Erhaltungsziele hinreichend genug konkreti-
siert. Darüber hinaus sind die Erhaltungsziele zu den Lebensraumtypen und 
Arten in den Anlagen der Verordnungen entsprechend beschrieben. 

Zur Kenntnis genommen. 
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12.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich bin Vollerwerbslandwirt mit 280 Rindern und im Gebiet des Landschafts-
schutzgebiets in Großefehn-Strackholt habe ich ca. 7,5 Hektar Pachtflächen. 
Gegen den o. g. Entwurf erhebe ich die folgenden Einwendungen: 
Das geplante Landschaftsschutzgebiet deckt sich nicht mit der Fläche der FFH- 
und Vogelschutzgebiete. 

Die Betretungs- und Befahrungsrechte nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 LSG-VO-E sind 
auszuweiten. Zur Bewirtschaftung der Flächen muss eine uneingeschränkte 
Zuwegung gewährleistet sein. Diese Zuwegungen müssen für Trecker, Fahrrä-
der sowie Autos zugängig sein. 

§ 4 Abs. 1 Nr. 3 LSG-VO ist zu ungenau. Diese unbestimmte Formulierung kann 
in dieser Form zu uferlosen Beschränkungen führen. 

Drohnenflüge müssen auch zu land- und forstwirtschaftlichen Zwecken ohne 
vorherige Zustimmung der Landkreise als Naturschutzbehörde erlaubt sein (§ 

Zur Kenntnis genommen.

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Übrige Flächen wurden 
nicht hinzugefügt. 

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen, außer es dient der rechtmäßigen Nut-
zung. Vor allem in der Brut-, Setz- und Aufzuchtzeit befinden sich störungs-
empfindliche Arten, insbesondere wertbestimmende Vogelarten, im Gebiet. 
Die Einschränkung dient der Realisierung des Schutzzweckes, nämlich der Er-
haltung und Entwicklung beruhigter, ungestörter großflächiger Brut-, Rast- 
und Nahrungshabitate der im Gebiet vorkommenden Vogelarten. 

Der 4. Senat des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg hat in seinem Urteil vom 
04.03.2020, 4 KN 390/17 u.a. festgestellt, dass diese Regelung mit höherrangi-
gem Recht vereinbar und damit nicht zu unbestimmt ist. 

Bereits zum jetzigen Zeitpunkt gilt nach § 21b Abs. 1 Nr. 6 der Verordnung zur 
Regelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten (LuftVO) ein Verbot für 
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4 Abs. 1 Nr. 6 LSG-VO-E).
Da es sich um spontane, zeitnahe Drohnenaufnahmen handelt, z. B. Um sich 
bei der bevorstehenden Ernte über das erwartete Ernteergebnis, oder im Falle 
einer Wildtierrettung ein Bild zu machen, wäre eine Antragstellung auf Er-
laubnis zu umständlich und zeitlich nicht im Rahmen. 

Es muss erlaubt sein, land- und forstwirtschaftliche Abfälle zu lagern, aufzu-
schütten oder einzubringen (§ 4 Abs. 1 Nr. 9 LSG-VO-E). Da es sich bei den 
Abfällen aus der Land- und Forstwirtschaft um organisches Material handelt, 
kann dieser Abfall der Natur keinen Schaden zufügen. 

Nadelhölzer und andere gebietsfremde oder invasive Pflanzen einzubringen 
sowie gebietsfremde oder invasive Tiere auszusetzen, sollte zumindest für die 
ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft, möglich bleiben (§ 4 Abs. 1 Nr. 

den Betrieb unbemannter Luftfahrtsysteme in FFH-Gebieten. Nach der Unter-
schutzstellung gilt dieses gesetzliche Verbot unabhängig von der Schutzge-
bietskategorie auch für Europäische Vogelschutzgebiete. Von unbemannten 
Luftfahrtsystemen/Flugmodellen/Luftfahrzeuge (z. B. Modellflugzeuge, Dra-
chen, Drohnen) oder bemannten Luftfahrzeugen gehen insbesondere auf die 
Vogelwelt erhebliche Beeinträchtigungen aus. Flugkörper verursachen unab-
hängig von ihrer Form psychischen Stress (z. B. Ducken, verstärkte Rufaktivi-
tät, unruhiges Hin- und Hergehen), der in physischen Stress münden kann (z. 
B. panikartiges Auffliegen, Verlassen des Gebietes). Darüber hinaus werden 
Drohnen mit speziellen Kameras zur Ermittlung von Schäden durch lokal be-
dingte Hagelschauer, Windhosen, Sturmböen etc. in Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft und Naturschutz eingesetzt, um eine aufwändige Begehung der be-
troffenen Schläge zu vermeiden. Nach § 6 Nr. 3 LSG-VO ist der Einsatz von 
unbemannten Luftfahrtsystemen oder unbemannten Luftfahrzeugen zur Wild-
tierrettung, Bestands- und Ertragserfassung durch qualifizierte Anwender 
nach vorheriger schriftlicher oder mündlicher Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde freigestellt. Darüber hinaus kann nach § 4 Abs. 4 der LSG-
VO die zuständige Naturschutzbehörde in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, 
soweit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. 
Darüber hinaus ist ggf. eine Erlaubnis nach der LuftVO bei der Niedersächsi-
schen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLStbV) zu beantragen. 

Das Einbringen von Stoffen, insbesondere die Lagerung von land- und forst-
wirtschaftlichen Abfällen oder die illegale Entsorgung von Gartenabfällen auf 
einem begrenzten Raum, führt zur lokalen Anreicherung von Nährstoffen und 
Bodenverdichtung. Es besteht zudem die Gefahr, dass sich ausgehend von 
Gartenabfällen Zier- und Gartenpflanzen im Gebiet verbreiten und etablieren. 
Hierdurch können charakteristische Tier- und Pflanzenarten verdrängt wer-
den.  

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
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11 LSG-VO-E).
Klimawandel „zwingt" uns vielleicht zukünftig dazu, auf andere Pflanzen und 
Bäume zu setzen... 

Das Verbot der Grünland- und Narbenerneuerung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 LSG-
VO-E Durch 
Witterungseinflüsse ( in den letzten 3 Jahren waren sehr trockene heiße 
Sommermonate) (Klimawandel) Oder Beshädigungen der Grünlandnarbe 
durch Tiere z. B. Wühlmäuse oder Tipula ist ohne eine Erneuerung der Grün-
landnarbe eine landwirtschaftliche Nutzung dieser Flächen nicht möglich! 
Es muss eine Abweichung von der vorgegebenen Saatgutmischung möglich 
sein (§ 4 Abs. 2 Nr. 3 LSG-VO-E). Nicht jede Saatgutmischung führt auf jeder 
beliebigen Fläche zu dem höchsten erwarteten Ertrag, der für unsere Ernte 
sehr wichtig ist. 

Es muss möglich sein, ohne vorherige Zustimmung bei der zuständigen Natur-
schutzbehörde Pflanzenschutz auf Einzelpflanzen/Horste aufbringen zu kön-
nen (§ 4 Abs. 2 Nr. 6 LSG-VO-E). Bei der Ausbringung des Pflanzenschutzmit-
tels hängt der Erfolg von der zeitnahen optimalen wettermässigen Aufbrin-
gung ab, dieses ist in der Praxis nicht möglich, wenn erst ein Antrag einge-
reicht werden muss über den eine Entscheidung getroffen werden muss. 

schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

§ 25 a NAGBNatSchG regelt die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln inner-
halb von Landschaftsschutzgebieten, soweit sie Natura-2000-Gebiete sind. In § 
25 a Abs. 4 NAGBNatSchG ist dargelegt, dass weitergehende Vorschriften in 
Naturschutzgebiets- und Landschaftsschutzgebietsverordnungen von den 
Regelungen der Absätze 1 bis 3 unberührt bleiben. Dies weist darauf hin, dass 
weitergehende Regelungen möglich sind, wie sie im Rahmen dieser Verord-
nung zur Umsetzung des Schutzzweckes festgelegt werden. 
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Einschränkungen der Landwirtschaft § 4 Abs. 3 LSG-VO-E: Die Regelungen zu 
Gewässerrandstreifen bestehen bereits. Diese Vorgaben zu überschreitende 
ist unverhältnismäßig und fachlich unlogisch, da Grünland keine Ausschwem-
mungen hat. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
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Die Instandhaltung, Instandsetzung und der Ausbau vorhandener, dem öffent-
lichen Verkehr gewidmeten Straßen und Wege muss ohne Erlaubnisvorbehalt 
und allein mit einem Anzeigevorbehalt möglich sein (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 LSG-VO-
E). Dafür ist alleine die Gemeinde zuständig. 

Die Veränderung von Gewässern im Zusammenhang mit der ordnungsgemä-
ßen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft muss ohne Erlaubnisvorbehalt mög-
lich bleiben (§ 5 Abs. 1 Nr. 2 LSG-VO-E).Dies liegt im Verantwortungsbereich 
der Sielachten. 
Die Einschränkungen der ordnungsgemäßen fischereiliche Nutzung (§ 6 Abs. 1 
Nr. 7 LSG-VO-E) rechtfertigen sich nicht.Es ist erwiesen lt. §§40a, 40e 
BNatSchG, das die Fischerei als Unterstützung gegen die Ausbreitung potenti-
ell invasiver Arten eingesetzt wird. 

Die Einschränkungen der ordnungsgemäßen jagdlichen Nutzung (§ 6 Abs. 1 Nr. 
8 LSG-VO-E) rechtfertigen sich nicht. Jagd und Jagdschutz leisten einen we-
sentlichen Teil zur Wahrung des Naturschutzes bei. 

fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar. 

Die Instandhaltung und Instandsetzung ist nach Überarbeitung der Verord-
nung ohne Erlaubnis- und Anzeigevorbehalt möglich. Insoweit wird dem Ein-
wand gefolgt. Der Ausbau unterliegt weiterhin einem Erlaubnisvorbehalt, da 
die Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem Schutzzweck sicherzustellen ist.  

Die ordnungsgemäße Gewässerunterhaltung ist nach § 7 Abs. 2 Nr. 9 LSG-VO 
freigestellt.  

Die Röhrichtbereiche sowie die Wasser- und Uferpflanzenvegetation sind Le-
bensraum vieler Tierarten und sind deshalb bei der zulässigen ordnungsgemä-
ßen fischereilichen Nutzung zu schonen. Zudem sollen keine festen Angelplät-
ze wie beispielweise durch zusätzliche Befestigungen oder Steganlagen einge-
richtet werden. Durch das Niedersächsische Fischereigesetz (NFischG) ist ge-
regelt, dass die Fischerei auf die natürlichen Lebensgemeinschaften im Ge-
wässer und an seinen Ufern, insbesondere auf seltene Pflanzen- und Tierar-
ten, angemessen Rücksicht zu nehmen hat. Durch die Nennung konkreter 
Vorgaben werden die gesetzlich geforderten Fischereipflichten, u. a. der Ver-
ordnung über die Fischerei in Binnengewässern (Binnenfischereiordnung), 
beispielhaft nachgezeichnet. Eine Störung im Vorfeld des Angeltermins ohne 
Angelabsicht hat aufgrund der Präsenz störungsempfindlicher Tierarten zu 
unterbleiben. Maßnahmen, die zu einer naturschutzfachlichen Aufwertung 
des Gebietes beitragen und den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten 
Tierarten Vorteile bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Na-
turschutzbehörde umgesetzt werden.  

Die ordnungsgemäße Jagd im Schutzgebiet wird in ihrer Kernfunktion nicht 
eingeschränkt. Bestimmte Maßnahmen, die den Erhaltungszielen dienen oder 
bestimmten Tierarten Vorteile bieten, können nach Abstimmung mit der zu-
ständigen Naturschutzbehörde umgesetzt werden. Dies stellt eine Prüfung der 
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Für eine Anordnungsbefugnis (§ 9 LSG-VO-E) kann das alleinige Einwirken auf 
die Natur nicht der maßgebliche Maßstab sein. Eine Wiederherstellung kann 
nur angeordnet werden, wenn gegen die Verbote verstoßen oder keine Er-
laubnis eingeholt wurde und Natur/Landschaft rechtswidrig zer-
stört/beschädigt/verändert wurde. 
§ 10 LSG-VO-E ist ohne konkreten Maßnahmenplan nicht zu akzeptieren für 
den Eigentümer und Nutzer. 

Bei der Umsetzung von Erhaltungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen (§ 11 
Abs. 2 LSG-VO-E) hat die EU-Kommission wiederholt darauf hingewiesen, dass 
nicht immer und überall alle möglicherweise vorkommenden Arten zu schüt-
zen gleichermaßen zu schützen sind, sondern dass innerhalb biogeografischer 
Regionen Prioritäten zu setzen sind. 

Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. C-137/14) zulässig. 

Standorte sicher, um besonders schützenswerte Biotope oder Lebensräume 
geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigungen zu bewahren. 
Gemäß des Gemeinsamen Runderlasses des Niedersächsischen Ministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz und des Niedersächsi-
schen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz vom 
03.12.2019 ist festgestellt worden, dass die zuständige Behörde durch Ver-
ordnung die Jagd in Landschaftsschutzgebieten gemäß deren Schutzzweck und 
gemäß § 19 NAGBNatSchG in Verbindung mit § 26 BNatSchG beschränken 
kann. 
Diese Regelung richtet sich wortgleich nach § 2 Abs. 2 NAGBNatSchG.  

Diese Regelungen sind vor dem Hintergrund des Mahnschreibens der EU, der 
Klage der europäischen Kommission vor dem EuGH gegen die Bundesrepublik 
Deutschland und der daraus hervorgehenden fehlenden Verbindlichkeit der 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Erhaltungsziele unerlässlich. Des Weiteren 
wird auf § 15 NAGBNatSchG hingewiesen. Die Maßnahmen beschränken sich 
auf diejenige, die die Nutzung des Grundstücks nicht unzumutbar beeinträch-
tigen.  
Die Verordnung erfüllt zusammen mit dem noch zu erstellenden Manage-
mentplan oder Pflege- und Entwicklungsplan diese Kriterien. Im Rahmen des 
Managementplanes werden die Erhaltungsziele hinreichend genug konkreti-
siert. Darüber hinaus sind die Erhaltungsziele zu den Lebensraumtypen und 
Arten in den Anlagen der Verordnungen entsprechend beschrieben. 

Zur Kenntnis genommen. 
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13.   
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

 „Stellungnahme Landschaftsschutzgebiet" mit Einwendungen gegen den Ent-
wurf einer Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Fehntjer Tief und 
Umgebung"  
Gegen den genannten Entwurf der Verordnung über das Naturschutzgebiet 
erhebe ich die folgenden Einwendungen:  
In dem geplanten Gebiet funktioniert vieles so gut, dass der Verordnungsge-
ber selbst die Vielzahl an Pflanzen und Tieren aufführt. Das Gebiet ist das Er-
gebnis einer von Menschen gemachten Grünlandlandschaft. Die weite und 
offene Landschaft ist das Ergebnis der Bewirtschaftung. Seit Generationen 
leben die Menschen mit und von der Natur. Dass hier eingewirkt werden soll, 
in der Form, prähistorische Zustände wiederherzustellen, lese ich mit Ver-
wunderung.  
Um dem besonderen Schutzzweck i. S. d. Verordnung zu dienen, beeinträch-
tigt die Verordnung zu viele Bereiche. Die Verordnung schwächt die Landwirt-
schaft, beeinträchtigt den Tourismus, ignoriert den Nutzen der Jagd/Fischerei, 
greift in das kommunale Selbstverwaltungsrecht und greift in Bereiche der 
Sielachten ein.  

Das Grünlanderneuerung-/Narbenumbruch-/Nachsaatverbot bedeutet für die 
Landwirtschaft ein Totalausfall der Flächen. Flächen, die nicht wirtschaftlich 

Zur Kenntnis genommen. 

Die Fortführung der bisherigen Bewirtschaftung ist in Bezug auf die Lebens-
raumtypen, die zum Erhalt eine Bewirtschaftung benötigen, zu sehen. Die 
Kartierungen der Lebensraumtypen 2002 belegen schon einen deutlichen 
Rückgang im Vergleich zur Vegetationskarte von PREISING (1949). Auf den 
damals noch periodisch überschwemmten und nur extensiv nutzbaren Flächen 
im Bereich des Fehntjer Tiefs haben diese Lebensraumtypen/Biotope deutlich 
abgenommen. Die Erfassung der Brutvögel im Rahmen der Aufstellung des 
Pflege- und Entwicklungsplanes Flumm/Fehntjer Tief (ALAND 1992) sowie die 
regelmäßigen Revierkartierungen belegen ebenfalls einen deutlichen Rück-
gang. Die Intensität der landwirtschaftlichen Nutzung hat in den letzten Jahr-
zehnten zugenommen. Sie trägt zum Rückgang bei und lässt sich durch die 
Datenlage belegen. Dort wo eine extensive Bewirtschaftung, teilweise schon 
seit den 1970er Jahren, weiterhin sichergestellt worden ist, sind entsprechen-
de Bestände auch heute noch vorhanden.  
In Art. 2 Abs. 3 der FFH-Richtlinie heißt es, dass die getroffenen Maßnahmen 
den Anforderungen von Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur sowie regionalen 
und örtlichen Besonderheiten Rechnung tragen. Der Wirtschaft wird ausrei-
chend Rechnung getragen. In Bezug auf die landwirtschaftlichen Einschrän-
kungen in der LSG-VO sind diese entsprechend den Wertigkeiten des Gebietes 
und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erforderlich. Sie 
wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass trotz dieser 
Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nutzung bleibt.  
Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
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bearbeitet werden können, lassen sich nicht mehr angemessen verpachten. 
Die Pachteinnahmen werden sinken. Die Altersvorsorge ist bedroht. Die Flä-
chen stehen nach einiger Zeit den Landwirten nicht mehr zur Verfügung, da 
kein vernünftiges Futter mehr abgeerntet werden kann. Gutes Grundfutter ist 
aber wichtig für gesunde und vitale Kühe. Der Stoffwechsel ist auf gutes 
Grundfutter angewiesen. Ansonsten kann es zu gesundheitlichen Störungen 
kommen, die mit Medikamenten zu behandeln sind. Der Landwirt möchte 
aber ein hochwertiges und sicheres Lebensmittel verkaufen.  

sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
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ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Das Gebiet ist nicht nur als Vogelschutzgebiet, sondern auch als FFH-Gebiet 
gemeldet. Nach § 32 Abs. 2 BNatSchG sind die Natura 2000-Gebiete grund-
sätzlich zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft zu erklären. Diese 
Anforderung ist gemeinschaftsrechtlich zwingend und nicht zu umgehen. Die 
EU-Kommission hat in einem Vermerk vom 14.05.2012 ergänzend dargelegt, 
welche Anforderungen sie an die Unterschutzstellung von FFH-und Vogel-
schutzgebieten stellt. Dies sind neben anderem eine Drittverbindlichkeit, eine 
verbindliche kartenmäßige Darstellung des Schutzgebietes, die Einbeziehung 
der Erhaltungsziele in die Schutzvorschrift und die Durchführung eines Verfah-
rens mit Beteiligung der Betroffenen. 
Vor diesem Hintergrund kann die eingangs dargelegte gesetzliche Verpflich-
tung in aller Regel nur durch eine Schutzgebietsausweisung erfüllt werden; 
dies entspricht auch der einschlägigen Rechtsprechung. 
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Die Gewässerabstände sind ausreichend geregelt. Die Verordnung sollte sich 
nach dem Niedersächsischen weg richten.  

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
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Ich frage mich, ob Bohrbrunnen, Schachtbrunnen, Viehtränken, die schon seit 
Generationen in dem Gebiet genutzt werden, nun plötzlich in der Lage sind, 
den Grundwasserspiegel zu beeinträchtigen.  
Zuerst einmal sollte der Verordnungsgeber allerdings die Karten berichtigen. 
Flächen, deren Schutzzweck nicht ausreichend dargelegt sind, mit in die Ver-
ordnung mit einzubeziehen, dürfte wohl rechtswidrig sein.  

Aus den vorgenannten Gründen halte ich die Verordnung für unverhältnismä-
ßig und dringend nachbesserungsbedürftig.  
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 

schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar. 

Die Nutzung von diesen Einrichtungen wird nicht beschränkt.  

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
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wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. 0-137/14) zulässig. 

im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Übrige Flächen wurden 
nicht hinzugefügt. 
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14.  
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Sehr geehrte Damen und Herren,
Wir als Dienstleistungsunternehmen für die Landwirtschaft sind auf landwirt-
schaftliche Betriebe angewiesen die Ihre Flächen ordentlich und nach guter 
fachlicher Praxis bewirtschaften. 
Die in diesem derzeitigen Wandel stark wachsenden ldw. Betriebe sind auch 
auf uns als Lohnunternehmen angewiesen um Ihre Flächen in der angemesse-
nen Zeit mit moderner Technik zu bearbeiten.Alle Maßnahmen die zu einer 
Einschränkung der Bewirtschaftung der Flächen in dem geplanten Land-
schaftsschutzgebiet führen, werden früher oder später zu einer Einschränkung 
des Auftragsvolumen für unser Unternehmen führen. 
Als Beispiel möchten wir auf §4 Verbote eingehen: 

-Ein Verbot der Grünlandneuansaat führt zu einer Qualitativen und Quantita-
tiven Verschlechterung des Grundfutters 
-Die Gräsermischungen zur Nachsaat müssen für Energie- und Eiweißreiche 
Gräser und Grasnarben geeignet sein um Grundfutterqualität erzeugen zu 
können 

Zur Kenntnis genommen.

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
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-Das Liegenlassen von Mähgut kann auf Grund der Witterungsbedingungen 
vereinzelt nicht vermieden werden, da die Zerstötung der Bodenstruktur bei 
Nässe mehr Schäden verursacht als das liegengelassene Mähgut 

mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense), Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei lang-
jährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Gemäß § 40 BNatSchG ist regionales Saatgut zu verwenden, um eine Ausbrei-
tung von gebietsfremden Arten zu verhindern. Diese Regelung dient insbe-
sondere dem Schutz der innerartlichen Vielfalt gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG. 

Ziel einer Mahd ist die Gewinnung von Futter, so dass Mähgut von der Fläche 
abgefahren wird. Das Liegenlassen von Mahdgut kann zur Veränderung der 
Pflanzenzusammensetzung einer Fläche führen. Auch bei erschwerten Bedin-
gungen aufgrund ungünstiger Witterungsverhältnisse ist das Mahdgut abzu-
fahren. Bei offensichtlicher Unmöglichkeit, z. B. unvorhergesehener extremer 
Witterungseinflüsse, kann das Mahdgut ausnahmsweise auf den Flächen ver-
bleiben. Eine natur- und landschaftsverträgliche Nutzung sollte diesen Grund-
satz berücksichtigen. Nach der Beweidung überständige Futterreste auszumä-
hen und der Verbleib der Reste auf der Fläche ist gute fachliche Praxis. 
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-Zunehmende Gewässerabstände sind unnötig, da zum 1. Der Gewässerab-
stand bereits in der Düngeverordnung geregelt ist und zum 2. kein Ab-
schwemmen von Dünger auf Grünland zu erwarten ist 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck und die Bestim-
mung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 und Abs. 2 
WHG. Mit dieser Regelung wird in der sensiblen gewässernahen Zone eine 
dem Schutz der Gewässer dienende ökologische Maßnahme unmittelbar vor-
gegeben sowie das Gewässer vor Einträgen geschützt. Das Bundesrecht ergän-
zende Verbote der Verwendung von Düngemitteln trägt der Zweckbestim-
mungen des Gewässerrandstreifens– Verbesserung der ökologischen Funktion 
oberirdischer Gewässer, Verminderung von Stoffeinträgen aus diffusen Quel-
len und Sicherung des Wasserabflusses –Rechnung. 

Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
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Des Weiteren sind wir der Meinung das es keinen Sinn macht, wenn vorhan-
dene Schutzmaßnahmen nochmals geregelt werden. 
Beispiel: 
-Küken — und Gelegeschutz sind bereits im NAGBNatSchG geregelt 
-Gewässerabstände in der Düngeverordnung 

Fazit 
Wir als Lohnunternehmen mit 10 Mitarbeitern dienen der Landwirtschaft und 
den landwirtschaftlichen Betrieben seit 70 Jahren! 
Wir möchten diese Aufgabe auch gerne weiterhin erfüllen! 
Das können wir aber nur wenn die betroffenen Betriebe nicht durch die LSG 
Ausweisung in Ihrer Existenz gefährdet werden und aufgeben müssen! 
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. C-137/14) zulässig. 

fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der NSG-
VO macht diese Vorgabe unabdingbar.  

Die Durchführung des Küken- und Gelegeschutzes ist nicht im NAGBNatSchG 
geregelt. Es findet sich lediglich eine Entschädigungsregelung für den Fall, 
wenn die zuständige Naturschutzbehörde eine Anordnung trifft, dass die be-
treffenden Flächen, auch außerhalb eines Naturschutzgebietes, zum Schutz 
der Gelege erst später befahren werden dürfen. Wie in der Begründung aus-
führlich angeführt, reichen die in der Düngeverordnung stehenden Regelun-
gen nicht aus, um dem Schutzzweck der Verordnung genüge zu tragen.  

Zur Kenntnis genommen. 
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15.   
Eingang LK Aurich: 27.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Wie bereits mit Ihnen persönlich als auch telefonisch besprochen, möchten 
wir sie bitten die eine Fläche direkt am Hof mit der DENILI-Nummer 

 mit einer Größe von 2,93 ha, die in der alten Naturschutzverord-
nung des Sandwaters liegt. die Auflagen des alten NSG und der auszuweisen-
der LSG identisch sind und somit eine Möglichkeit bestehe diese Fläche mit 
rüber in den LSG zu nehmen. Da es eine sehr Hof nahe Fläche ist würde es uns 
sehr am Herzen liegen, wenn dieser tausch möglich wäre. 
Dies würden auch für die Flächen mit der DENILI  in einer Größe 
von 1,8ha und die andere Fläche mit der DENILI  mit einer Größe 
von 2,13ha gelten, diese beiden sind Pachtflächen von Hendrik und Waltraud 
de Berg. 
Das LSG und die Verordnung aus dem alten NSG sind sehr identisch und da 
wäre es doch sinnvoll die Flächen aus der alten Verordnung rauszunehmen 
und mit als LSG der neuen Verordnung zu nehmen. 

Zur Kenntnis genommen.
Die Fläche DENILI-Nummer   befindet sich bereits in dem seit 
1973 ausgewiesen NSG Sandwater.  

Die Fläche DENILI  befindet sich nicht in der Schutzgebietskulisse.  

Richtig ist, dass die Schutzform des LSG - zumindest in der Rechtsprechung - 
als prinzipiell geeignet bewertet wird, um Gebieten des Netzes Natura 2000 
den erforderlichen normativen Schutz zu vermitteln. Hiermit übereinstim-
mend verpflichtet § 32 Abs. 2 BNatSchG dazu, die in die Gemeinschaftsliste 
aufgenommenen FFH-Gebiete und die Gebiete im Sinne des Art. 4 Abs. 1 und 
2 VSchRL zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft im Sinne des § 20 
Abs. 2 BNatSchG zu erklären, ohne die Schutzform zu bestimmen. Die zustän-
digen Behörden verfügen daher insoweit über ein Auswahlermessen. Die An-
nahme, dass das Fehntjer Tief-Gebiet nicht zum NSG, sondern allenfalls zum 
LSG erklärt werden könnte, ist dennoch unberechtigt. Auch wenn beide 
Schutzformen im Zuge der BNatSchG-Novelle 2010 einander angenähert wor-
den sind, erscheint eine LSG-Verordnung in Ansehung der besonderen Wertig-
keit des Gebietes sowie der Vielzahl, Gefährdung und besonderen Schutzbe-
dürftigkeit der (auch) aus unionsrechtlichen Gründen in wirksamer Weise zu 
sichernden Lebensraumtypen und Arten nicht von hinreichender Effektivität. 
Dabei ist davon auszugehen, dass der Schutz eines Gebietes umso strenger 
sein muss, je höher die Schutzwürdigkeit und -bedürftigkeit der dort maßgeb-
lichen Schutzgüter ist. Ein wirksamer Schutz der hier in Rede stehenden und 
vielfach besonders gefährdeten Schutzgüter setzt voraus, dass sämtliche 
Handlungen unterbunden werden, mit denen sich die Möglichkeit einer Zer-
störung, Beschädigung oder Veränderung des Gebietes oder seiner Bestand-
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teile verbindet. Ein derartiger Schutz kann aus Gründen des § 23 Abs. 2 S. 1 
BNatSchG nur durch die Erklärung zum NSG gesichert werden, während in 
einem LSG kraft der Anordnung des § 26 Abs. 2 BNatSchG stets nur solche 
Handlungen im Wege des Erlasses repressiver Verbote untersagt werden dür-
fen, „die den Charakter des Gebietes schlechthin verändern oder dem beson-
deren Schutzzweck schlechthin zuwiderlaufen“. Da die Schutzform des LSG 
nicht geeignet erscheint, den im Fehntjer Tief vorkommenden Lebensraumty-
pen und Arten einen hinreichend wirksamen Schutz zu vermitteln, unterliegt 
es keiner rechtlichen Beanstandung, wenn diesem Gebiet der Status eines 
NSG eingeräumt wird. 
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16.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Große Teile unseres landwirtschaftlichen Betriebes soll als Landschaftsschutz-
Gebiet ausgewiesen werden. Etwa 4 ha von den gepachteten Flächensollen 
sogar in ein Naturschutzgebiet ausgewiesen werden. Weitere Flächen liegen in 
NSG der alten Verordnung des Sandwaters. Auf allen Flächen ist und soll eine 
Ausweisung erfolgen. 
Eine Fläche direkt am Hof mit der DENILI-Nummer  mit einer Grö-
ße von 2,93 ha, liegt in der alten Naturschutzverordnung des Sandwaters. Wir 
haben hierzu mit Ihnen, Herrn Kramer, gesprochen, dass die Auflagen des 
alten NSG und der auszuweisender LSG identisch sind und somit eine Möglich-
keit bestehe diese Fläche mit rüber in den LSG zu nehmen. Diese Auflagen 
gelten auch für die Flächen mit der DENILI  in einer Größe von 
1,8ha und die andere Fläche mit der DENILI  mit einer Größe von 
2,13ha, diese beiden sind Pachtflächen. Das LSG und die Verordnung aus dem 
alten NSG sind sehr identisch und da wäre es doch sinnvoll die Flächen aus der 
alten Verordnung rauszunehmen und mit als LSG der neuen Verordnung zu 
nehmen. 
Die zwei Pachtflächen am Fehntjer Tief mit der DENILI 1507780005 in einer 
Größe von 3,97 ha sollen in das neuen NSG verwiesen werden. Diese sind Pri-
vatflächen und brauchen nicht als NSG ausgewiesen werden, das Land Nieder-
sachsen verlangt dieses nicht. Als NSG sind diese Flächen uninteressant für die 
Landwirtschaft und man müsste sich nach einer anderen Fläche umsehen die 
vernünftig bewirtschaftet werden kann. Es reicht, wenn der Landkreis nur die 
öffentlichen Flächen in ein NSG ausweißt. Sobald private Flächen als NSG aus-
gewiesen werden, kommt es zu Flächenknappheit, Pachtpreise steigen, weil 
hohe Anfragen zu anderen Flächen sind. Die Verpächter sind auf den Pachtzins 
angewiesen, sonst haben die auch keine vernünftige Altersabsicherung. 
Unsere Sorge besteht auch darin wie lange bleibt die Verordnung des LSG 
besteh? Nicht das die neue Verordnung in ein paar Jahren umgestellt wird und 
wir uns mit mehr Auflagen begnügen müssen, dann sehen wir uns in unserer 
Existenz stark gefährdet! 

Zur Kenntnis genommen.

Die genannte Fläche befindet sich bereits in dem seit 1973 ausgewiesen NSG 
Sandwater. Die angesprochenen Flächen sind aufgrund ihrer Lage im Gesamt-
verbund mit dem Sandwater in das NSG aufgenommen worden. Es finden sich 
allerdings keine weitergehenden landwirtschaftlichen Auflagen als im LSG.  

Die Fläche DENILI  befindet sich nicht in der Schutzgebietskulisse.  
Die Fläche DENILI  ist bereits eine Kompensationsfläche.  

Das Gebiet ist nicht nur als Vogelschutzgebiet, sondern auch als FFH-Gebiet 
gemeldet. Nach § 32 Abs. 2 BNatSchG sind die Natura 2000-Gebiete grund-
sätzlich zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft zu erklären. Diese 
Anforderung ist gemeinschaftsrechtlich zwingend und nicht zu umgehen. Die 
EU-Kommission hat in einem Vermerk vom 14.05.2012 ergänzend dargelegt, 
welche Anforderungen sie an die Unterschutzstellung von FFH-und Vogel-
schutzgebieten stellt. Dies sind neben anderem eine Drittverbindlichkeit, eine 
verbindliche kartenmäßige Darstellung des Schutzgebietes, die Einbeziehung 
der Erhaltungsziele in die Schutzvorschrift und die Durchführung eines Verfah-
rens mit Beteiligung der Betroffenen. 
Vor diesem Hintergrund kann die eingangs dargelegte gesetzliche Verpflich-
tung in aller Regel nur durch eine Schutzgebietsausweisung erfüllt werden; 
dies entspricht auch der einschlägigen Rechtsprechung. 
Die aufgeführten Regelungen der Verordnung beeinflussen die Wirtschafts-
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weise der im Schutzgebiet wirtschaftenden Betriebe. Eine natur- und land-
schaftsverträgliche landwirtschaftliche Bodennutzung nach guter fachlicher 
Praxis gemäß § 5 Abs. 2 BNatSchG ist weiterhin möglich und auch notwendig. 
Eine mögliche Wertminderung ist vom jeweiligen Betrieb und der Betriebs-
struktur abhängig.  
Betroffenheiten durch die geplante Unterschutzstellung wurden in einer durch 
die Landkreise Aurich und Leer beauftragten Betroffenheitsanalyse betrachtet. 
Diese diente der Ermittlung der wesentlichen Grundlagen. Während der Er-
stellung der landwirtschaftlichen Betroffenheitsanalysen haben sich jedoch 
bereits wesentliche Änderungen der geplanten Verordnungsinhalte ergeben, 
unter anderem aufgrund von Gesprächen mit Landwirten. Soweit möglich, 
wurden Problempunkte somit bereits im Erstellungsprozess berücksichtigt und 
die Verordnungsinhalte dementsprechend angepasst. Die Betroffenheitsana-
lysen beziehen sich auf einen überholten Stand der Verordnung und sind so-
mit nicht Gegenstand des formellen Beteiligungsverfahrens zur Ausweisung 
des geplanten Landschaftsschutzgebietes. 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
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Für uns ist wichtig, dass die Nachsaat der Flächen mit einem Striegel weiterhin 
erlaubt bleibt, mit einer Saatgut-Mischung unserer Wahl und das eine Neuan-
saat mit Grünlandumbruch weiterhin erlaubt bleibt. 

grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
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Der Gewässerrandstreifen der zweiten Ordnung solle auch analog zur neuen 
DÜVO von 5 auf lm bleiben. 
Ich betreibe einen landwirtschaftlichen Betrieb im Haupterwerb zusammen 
mit meiner Frau und meinen Söhnen und unserer Tochter. 
Ich bin Eigentümer von Grundstücken im Gebiet des geplanten Landschafts-
schutzgebietes in der Gemeinde Ihlow, hierzu habe ich Ihnen den Flächenan-
trag von 2020 beigefügt, dort habe ich vermerkt welche Flächen LSG oder NSG 
ist 
Die von mir bewirtschafteten Flächen stellen sich wie folgt dar: 

Gesamt im NSG
Acker       12,45 ha                 
Grünland   115,4 ha                2,93 ha 
Gesamt     127,8 ha                10,82 ha 
Eigentum   42,2 ha                 2,93 ha 
Gepachtet  85,6 ha                 7,89 ha 
Viehbestand: 
Milchkühe: 138 
Kälber: 43 
Weibl. Nachzucht: 82 
Sonstige: 2 Deckbullen 

Gegen den genannten Entwurf der Verordnung über das Landschaftsschutz-
gebiet erhebe ich die 
weiteren folgenden 
Einwendungen: 
               Allgemeines 

(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
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•Der Verordnungsgeber verkennt, dass die Arbeitshilfe des NLINKN zur Siche-
rung von Natura 2000-Gebieten(2018-02-20_Muster-V0_4_aktualisiert.pdf) 
für Naturschutzgebiete angefertigt wurde und im Rahmen von Landschafts-
schutzgebieten einen unverhältnismäßig hohen Schutzmaßstab statuiert. In 
LSGV0en sind diese stets an den besonderen Schutzzweck anzuknüpfen. Dem 
wird es nicht gerecht, wenn die für NSGV0en konzipierten Schutzmaßnahmen 
des Ministeriums „entsprechend" angewandt werden beziehungsweise aus 
der Muster-VO übernommen werden. 

• Sämtliche Regelungen müssen sich am Verschlechterungsverbot messen 
lassen. Der Maßstab für die Beurteilung der Frage, ob eine Gebietsbeein-
trächtigung vorliegt, verlangt nach einer Ausgangsgröße: Pläne, Projekte 
und Vorhaben sind die adressierten Erscheinungsformen des in Art. 6 Abs. 
2 FFH-RL angeordneten Verschlechterungsverbots. Dies dient nach über-
wiegender Ansicht der Erhaltung des Zustandes, in dem sich die von dem 
Schutzgebiet umfassten Lebensräume im Zeitpunkt der Eintragung in die 
Gemeinschaftsliste befinden. Gemäß Art. 4 Abs. 5 FFH-RL ist ein Gebiet 
nämlich erst ab dem Zeitpunkt geschützt, in dem es in die Liste der Gebie-
te von gemeinschaftlicher Bedeutung aufgenommen worden ist. Deshalb 
werden etwaige Vorbelastungen, die sich ungünstig auf die Lebensräume 
auswirken können, von vornherein vom Verschlechterungsverbot nicht er-
fasst. Die bereits bei Unterschutzstellung des Gebiets bestehenden Vor-
haben wirken sich (prägend) auf die zeitlich nachfolgend ausgewiesenen 
Schutzgebiete aus und bestimmen so den Erhaltungszustand der Lebens-
räume und Arten mit (Beier, NVwZ 2016, 575, 577). Sie sind daher in der 
Regel bereits im Rahmen des Prozesses der Gebietsausweisung entspre-

Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens–
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar. 

Die Arbeitshilfe kann auch für die LSG-VO als Orientierungshilfe/Grundlage 
dienen. Die Regelungen des LSG-VO leiten sich aus dem Schutzzweck, mit re-
pressiven und präventiven Verboten ab. 

Die unionsrechtlichen Vorgaben der FFH-RL und V-RL etablieren lediglich Min-
deststandards, während es den Mitgliedstaaten nicht versagt ist, strengere 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen (Art. 193 AEUV; Art. 14 V-RL). Davon abgese-
hen begrenzt das Verschlechterungsverbot nicht die Regelungsmöglichkeiten 
des Verordnungsgebers. Das Verbot bezieht sich auf Handlungen und Maß-
nahmen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-
Gebietes führen können. Der Verordnungsgeber gehört daher von vornherein 
nicht zu den Adressaten des Verbots; stattdessen hat er aus Gründen des § 32 
Abs. 3 S. 3 BNatSchG durch geeignete Ge- und Verbote sicherzustellen, dass 
der Regelungsvorgabe des Art. 6 Abs. 2 (i.V.m. Art. 7) FFHRL entsprochen wird. 
§ 32 Abs. 3 S. 4 BNatSchG lässt aber keinen Zweifel daran, dass es ihm auch 
gestattet ist, weitergehende Schutzvorschriften zu erlassen. Die Vorstellung, 
dass eine zur Unterschutzstellung von FFH- und/oder Vogelschutzgebieten 
dienende nationale Schutzverordnung lediglich Verschlechterungen des Zu-
standes verhindern dürfte, findet in den einschlägigen Rechtsnormen keinen 
Rückhalt. 
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chend berücksichtigt worden (VGH München, Urt. v. 30.10.2007 —8 A 
06.40024; bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 05.12.2008 —9 B 28/08; 
VGH München, U. v. 19.02.2014 — 8 A 11.40040 u. a.; wiederum bestätigt 
durch BVerwG, Beschl. v. 22.06.2015 — 4 B 59/14). Der Maßstab für die 
Beurteilung der Frage, ob eine Beeinträchtigung vorliegt, verlangt zu-
nächst nach einer Ausgangsgröße. Fraglich ist nämlich, ob der natur-
schutzrechtliche „Idealzustand" die Ausgangsgröße bildet oder ob bereits 
ein vorgefundener Zustand (Vorbelastung) Ausgangspunkt ist. Man wird 
von folgendem ausgehen müssen: Die Vorhaben, Maßnahmen und Verän-
derungen sind Erscheinungsformen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL angeordne-
ten Verschlechtungsverbots. Letzteres dient nach überwiegender Ansicht 
der Erhaltung des Zustandes, in welchem sich die von dem Schutzgebiet 
umfassten Lebensräume im Zeitpunkt der Eintragung in die Gemein-
schaftsliste befinden (Gellermann, Natura 2000-Europäisches Habitat-
schutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepublik Deutschland, 2. 
Aufl. 2001, S. 72). Deshalb werden etwaige Vorbelastungen, die sich un-
günstig auf die Lebensräume auswirken, von vornherein vom Verschlech-
terungsverbot nicht erfasst (Gellermann, Natura 2000-Europäisches Habi-
tatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepublik Deutschland, 
2. Aufl. 2001, S. 72). Anders formuliert: Soweit Art. 6 Abs. 2 FFH-RL neben 
dem Unterlassen beeinträchtigender Handlung ein aktives Tätigwerden 
des Mitgliedstaats fordert, handelt es sich um eine konservierende, nicht 
um eine optimierende Maßnahme (Erbguth/Schubert, DVBI. 2006, 591, 
596).  

•

• In Anbetracht des konservierenden Charakters müssen aber alle Maß-
nahmen der Bewirtschaftung zulässig bleiben, die zum Zeitpunkt der Un-
terschutzstellung bereits vorgenommen wurden und die nicht dazu ge-
führt haben, die Schutzbedürftigkeit und die Schutzwürdigkeit in Frage zu 
stellen. Es geht darum, einen Zustand zu konservieren, so dass Maßstab 
für die Einschränkungen der Zustand der Ausgangsgröße ist, der zum Zeit-
punkt der Unterschutzstellung herrschte. Deshalb sind die Einschränkun-
gen auf die Aspekte zu begrenzen, die über diesen Rahmen hinausgehen 

Im Übrigen zur Kenntnis genommen.

Das Verschlechterungsverbot bezieht sich, wie oben dargestellt auf den Zeit-
punkt der Meldung des Gebietes als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung, nicht der hier vorgenommenen Überführung in nationales Recht.  
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und die zu einem Verstoß gegen das Verschlechterungsverbot führen 
können. Das gefundene Resultat entspricht der Rechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts (BVerwG 146, 145 ff. — BAB Waldkappel, erster 
Leitsatz). Mit Blick auf den Kammmolch hat das Gericht festgestellt, eine 
ihn betreffende Schadensvermeidungsmaßnahme sei rechtlich zulässig, 
wenn nach Durchführung der Maßnahme mindestens der gleiche (oder 
bessere) Schutz für die Art erreicht wird. 

• Die Fläche des geplanten Naturschutzgebietes korrespondiert nicht mit 
der Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete (vgl. 
Übersichtskarten/ Anlage 1.2 und 1.3). Die Einbeziehung der nicht als FFH-
Gebiet ausgewiesenen Flächen kommt jedoch nur dort in Betracht, wo 
diese im Hinblick auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebietes schutzwürdig 
und schutzbedürftig sind. Beides wurde vom Verordnungsgeber nicht dar-
gelegt. 

• Der Standdarddatenbogen enthält veraltete Daten. Die Lebensraumtypen 
und die Arten sind weit vor 2017 das letzte Mal kartiert worden — die Bio-
topkartierung des Fehntjer Tief-Niederung für die FFH-Basiserfassung er-
folgte im Jahr 2002. In der Begründung (S. 3) wird sich auf keine aktuellere 
Erfassung bezogen. In zeitlicher Hinsicht ist eine solche Überprüfung und 
Nachkartierung jedenfalls dann erforderlich, wenn die nationale Unter-
schutzstellung mehr als sechs Jahre nach Aufstellung der Standarddaten-
bögen erfolgt. Dies folgt aus den Vorgaben der FFH-Richtlinie und der da-
zu ergangenen Rechtsprechung (vgl. Art. 4 Abs. 4 FFH-RL, Art. 9 FFH-RL; 
VGH Kassel, B. v. 02.01.2009 — 11 B 368/08.T — juris, Rn. 398). 

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Im Hoheitsgebiet des 
Landkreises Aurich wurden ansonsten keine weiteren Flächen als die des Na-
tura-2000 Gebietes verordnet. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume 
in den letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung 
mit den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die 
Meldung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrecht-
lich zwingend. 

In der Begründung des Verordnungsentwurfs wird eine Basiserfassung thema-
tisiert, deren Ergebnisse im Standard-Datenbogen des NLWKN dokumentiert 
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Schutzzweck §3 

sind. Die Erstmeldung des FFH-Gebietes „Fehntjer Tief und Umgebung' erfolg-
te im Dezember 2004, indessen wurde der Meldebogen im Juli 2018 aktuali-
siert. Das Vogelschutzgebiet „Fehntjer Tief' wurde im Dezember 1999 gemel-
det, während das Update im August 2018 erfolgte.“ Daraus folgt, dass die 
Datenlage in Ansehung des vorliegenden Falles hinreichend aktuell ist. 

Die Lebensraumtypen (6230, 6410, 7140, stichprobenartig 3150, 3130) und 
Arten sind im Rahmen der Managementplanung 2019 und 2020 kartiert wor-
den. Borstgrasrasen und Pfeifengraswiesen sind stichprobenartig durch das 
Land Niedersachsen im Rahmen der Berichtspflicht kartiert worden. Seit 2009 
erfolgt im Landkreis Leer ein Monitoring im Rahmen der Umsetzung von Maß-
nahmen zur Entwicklung und Erhaltung der LRT 6230 und 6410. Die Gewässer 
des LRT 3130 werden regelmäßig durch das Land Niedersachsen (Luronium) 
untersucht. Zudem erfolgt eine jährliche Revierkartierung seit 1994 (bis auf 
2015/2016) durch die Naturschutzstation Fehntjer Tief. 

Unabhängig davon findet die These, dass nach Ablauf von sechs Jahren eine 
Neukartierung erfolgen müsste, in Art. 4 Abs. 4 FFH-RL keine Stütze. Die Vor-
schrift, die nur für FFH-Gebiete gilt, verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Unter-
schutzstellung der in die Gemeinschaftsliste aufgenommenen Gebiete inner-
halb einer Frist von sechs Jahren. Die Rechtsfolge, dass nach Ablauf dieser 
Frist nachkartiert werden müsste, lässt sich der Vorschrift nicht entnehmen, 
zumal dies darauf hinausliefe, die Unterschutzverpflichtung zu relativieren. 

Schließlich verfängt der Hinweis auf Rechtsprechung zur Datenaktualität bei 
Eingriffsvorhaben nicht. Eine Übertragung auf Verfahren der Unterschutzstel-
lung verbietet sich schon deshalb, weil § 26 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG keinen 
Zweifel daran lässt, dass ein LSG auch um der „Wiederherstellung der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes“ willen ausgewiesen wer-
den kann. Es ist daher nicht entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter 
im Gebiet noch vorkommen, und daher ist die Aktualität der Daten keine Vo-
raussetzung der Unterschutzstellung. 
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Einwendung
Der besondere Schutzzweck gemäß § 3 Abs. 2 sollte sich auf folgende Punkte 
beschränken: 
Die Erhaltung und Entwicklung der weitläufigen, offenen, von Grünland ge-
prägten Landschaft sowie ihrer charakteristischen Arten. 
Die Erhaltung und Entwicklung der im Gebiet vorkommenden Gewässer als 
Lebensraum für 
zahlreiche Tier- und Pflanzenarten. 
Die Erhaltung und Entwicklung beruhigter, ungestörter großflächiger Brut-, 
Rast- und Nahrungshabitate der im Gebiet vorkommenden Vogelarten. 
Der Schutz, die Pflege und die Entwicklung von Lebensräumen und Habit-
tatstrukturen wild lebender Tier-und Pflanzenarten, soweit sie europäisch 
geschützt sind und in signifikantem Umfang im Gebiet vorkommen. 

Absatz 4 sollte von einer „Kann" in 
eine „Soll"-Bestimmung umge- wandelt werden. 
Begründung 
Die Umsetzung der Erhaltungsziele insbesondere auf landwirtschaftlichen 
Flächen sowie von Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen soll aufbauend auf 
die nachfolgenden Schutzbestimmungen auch durch Angebote des Vertrags-
naturschutzes unterstützt werden. 

Verbote §4 Abs. 1 
Einwendung 
Die Betretungs- und Befahrungsrechte sind 
auszuweiten (§ 4 Abs. 1 Nr. 1, 2 LSG-VO-E) 
Begründung:Es muss erlaubt bleiben , dass man sich frei auf Landwirtschaftli-
chen Flächen und dazu gehörende Feldwege und Straßen bewegen darf. 
Einwendung: Es muss zumindest ausnahmsweise und im Rahmen einer Be-

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 

Wenn diese Vorschrift in eine „Soll“-Regelung umgewandelt werden würde, 
hätte die zuständige Naturschutzbehörde keinen Ermessensspielraum bei der 
Entscheidung, ob Vertragsnaturschutz durchgeführt werden muss. Diese jetzt 
geltende Regelung dient der Wahrung der Eigentumsrechte.  

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen.  

Die hier angesprochene Sperrung der Wege erfolgt auf dem Hoheitsgebiet des 
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wirtschaftung nach § 5 BNatSchG möglich sein, den Pudde-, Hamm-, Kielweg 
in der Zeit vom 15.03. bis zum 15.07. eines jeden Jahres zu betreten, zu befah-
ren oder auf sonstige Art und Weise aufzusuchen (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 LSG-VO-E). 

§ 4 Abs. 1 Nr. 3 LSG-VO ist zu ungenau. Zudem wird vorgeschlagen, auf die 
Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erforderlichen Regelun-
gen zum Schutz wilder Tiere bereits enthält. 
Begründung: Ausweislich der Begründung zum Verordnungsentwurf (S. 5) 
bezweckt die Regelung insbesondere, einer Beunruhigung wild lebender Tiere 
vorzubeugen. Die Regelung lehnt sich an § 39 Abs. 1 BNatSchG an, geht jedoch 
über diesen hinaus. Abgesehen davon, dass § 39 BNatSchG bereits hinrei-
chenden Schutz für wild lebende Tiere und Pflanzen bietet und es einer dar-
über hinausreichenden Regelung nicht bedarf, ist der weiter reichende Teil 
auch zu unbestimmt. Denn es wird für den Normadressaten nicht hinreichend 
deutlich umgrenzbar, ab wann wild lebende Tiere durch Lärm gestört sind. 
Diese unbestimmte Formulierung kann in dieser Form zu uferlosen Beschrän-
kungen führen. Verwiesen sei hier auf die zahlreichen Geräuschquellen, die 
der Fremdenverkehr als 
Teil der Gebietsnutzung im öffentlichen Interesse bietet, etwa durch Besucher 
mit ihren Kindern, Radfahrer auf den zugelassenen Wegen oder auch nur Pilz-
sucher im Wald (vgl. § 39 Abs. 3 BNatSchG). 
Unklar bleibt ebenso, was „auf andere Weise" bedeutet. 
Es wird daher vorgeschlagen, auf die Norm ganz zu 
verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erforderlichen Regelungen zum 
Schutz wilder Tiere bereits enthält. 
Tiere sind hinsichtlich ihrer Lärmempfindlichkeit vielfach sensibler als der 
Mensch, sodass auch insofern die Regelung des § 39 Abs. 1 BNatSchG hinrei-
chend Schutz bietet.  
Einwendung: Es muss zulässig sein, Pflanzstrukturen zu verändern, wenn diese 
nicht landschaftsprägend sind und keine Beeinträchtigung 
wertbestimmender Tier- und Pflanzenarten zu befürchten ist (§ 4 Abs. 1 Nr. 4 
LSG-VO-E). 

Landkreises Leer und findet sich in der Verordnung des Landkreises Aurich 
nicht wieder.  

Der 4. Senat des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg hat in seinem Urteil vom 
04.03.2020, 4 KN 390/17 u.a. festgestellt, dass diese Regelung mit höherrangi-
gem Recht vereinbar und damit nicht zu unbestimmt ist. 

Die Aufnahme des Verbotes in die Verordnung stellt sicher, dass in einem 
dadurch notwendig werdenden Ausnahmeverfahren der Schutzzweck des LSG 
beachtet wird. Dieser würde bei einem Verfahren gem. § 39 BNatSchG keine 
Berücksichtigung finden. Zulässig sind gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 LSG-VO Maß-
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Begründung: Auch wenn man etwa eine Beeinträchtigung seltener Tier-und 
Pflanzenarten im Einzelfall annehmen mag, so ist damit noch keine Aussage 
darüber getroffen, ob in Hinblick auf die besondere Bedeutung einer natur- 
und landschaftsverträglichen Land- und Forstwirtschaft (§ 5 Abs. 1 BNatSchG) 
eine Entnahme jedenfalls im Einzelfall zuzulassen ist. Daher würden auch die-
se Erwägungen jedenfalls den Zustimmungsvorbehalt nicht rechtfertigen. Dies 
gilt umso mehr vor dem Hintergrund, dass das der Zustimmungsvorbehalt 
nach dem Verordnungstext gerade nicht auf wertgebende Lebensraumtypen 
oder besonders geschützte Arten beschränkt ist, sondern unter anderem auf 
alle im Verordnungsgebiet vorzufindenden Hecken, Baumreihen und Feldge-
hölze Anwendung finden soll. 
Selbst wenn der Verordnungsgeber zudem möglicherweise davon ausgeht, 
Pflanzen vor der Beeinträchtigung oder Zerstörung durch Laien schützen zu 
müssen, so könnte dieser an sich nicht zu beanstandende Begründungsansatz 
jedoch nicht verfangen, wo es um Eingriffe der Grundeigentümer und Nut-
zungsberechtigten und ihr fachlich geschultes Personal geht. Denn diese sind 
darüber im Bilde, welche Arten besonders schützenswert sind, so dass die 
Regelung unter diesem Blickwinkel nicht gerechtfertigt ist. 
Das Verbot ist daher zumindest auf diejenigen Pflanzen zu beschränken, bei 
denen der Schutz der vorkommenden LRT oder Arten es erfordert. Zudem ist 
auch für diese ein Anspruch der Eigentümer und Nutzungsberechtigten auf 
Ausnahmeerteilung im Einzelfall vorzusehen. 
Es wird daher vorgeschlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 
BNatSchG die erforderlichen Regelungen zum Schutz von Tier- und Pflanzenar-
ten bereits enthält. 
Einwendung: Drohnenflüge müssen auch zu land- und forstwirtschaftlichen 
Zwecken ohne vorherige Zustimmung der Landkreise als Naturschutzbehörde 
erlaubt sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 6 LSG-VO-E); die Anzeigepflicht bei den Freistellun-
gen (§ 7 Abs. 2 Nr. 7 LSG-VO) ist nicht praktikabel und zudem ist die Freistel-
lung zu eng gefasst;  
Begründung: Wenn Kitze gerettet werden sollen, müssen Drohnenflüge ohne 
Genehmigung möglich sein, denn es fehlt oft die Zeit sich auch noch um den 
Behördlichen Kram zu kümmern. 

nahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung des Gebietes mit vorheriger 
Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde. Eine natur- und land-
schaftsverträgliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis ist gemäß § 7 
Abs. 2 Nr. 11 LSG-VO ebenfalls möglich. 

Bereits zum jetzigen Zeitpunkt gilt nach § 21b Abs. 1 Nr. 6 der Verordnung zur 
Regelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten (LuftVO) ein Verbot für 
den Betrieb unbemannter Luftfahrtsysteme in FFH-Gebieten. Nach der Unter-
schutzstellung gilt dieses gesetzliche Verbot unabhängig von der Schutzge-
bietskategorie auch für Europäische Vogelschutzgebiete. Von unbemannten 
Luftfahrtsystemen/Flugmodellen/Luftfahrzeuge (z. B. Modellflugzeuge, Dra-
chen, Drohnen) oder bemannten Luftfahrzeugen gehen insbesondere auf die 
Vogelwelt erhebliche Beeinträchtigungen aus. Flugkörper verursachen unab-
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Einwendung: Es muss erlaubt sein, land- und forstwirtschaftliche Abfälle ZU 
lagern, aufzuschütten oder einzubringen (§4 Abs. 1 Nr. 9 LSG-VO-E) 
Begründung:Es ist nicht nachvollziehbar, inwiefern natürlichenichtgefährliche 
forstwirtschaftliche Materialien wie Pflanzenreste sowie natürliche nicht ge-
fährliche Hölzer aus der Landschaftspflege geeignet sind, durch Verwendung 
als Dünger oder in Form des Verbleibs und späteren Unterpflügens tatsächlich 
geeignet sind, Flora und Fauna sowie den Naturhaushalt zu beeinträchtigen.
Dem Verbot sind daher natürlich abbaubare und durch Landwirtschaft und 
Forstwirtschaft produziertes organisches Material zu entnehmen. 

Einwendung: Es muss erlaubt sein, Weihnachtsbaum-, Schmuckreisigkulturen 
und Kurzumtriebsplantagen anzulegen (§ 4 Abs. 1 Nr. 10 LSG-VO-E) 
Begründung:Das Verbot ist als Verbot mit Erlaubnisvorbehalt auszugestalten. 

hängig von ihrer Form psychischen Stress (z. B. Ducken, verstärkte Rufaktivi-
tät, unruhiges Hin- und Hergehen), der in physischen Stress münden kann (z. 
B. panikartiges Auffliegen, Verlassen des Gebietes). Darüber hinaus werden 
Drohnen mit speziellen Kameras zur Ermittlung von Schäden durch lokal be-
dingte Hagelschauer, Windhosen, Sturmböen etc. in Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft und Naturschutz eingesetzt, um eine aufwändige Begehung der be-
troffenen Schläge zu vermeiden. Nach § 6 Nr. 3 LSG-VO ist der Einsatz von 
unbemannten Luftfahrtsystemen oder unbemannten Luftfahrzeugen zur Wild-
tierrettung, Bestands- und Ertragserfassung durch qualifizierte Anwender 
nach vorheriger schriftlicher oder mündlicher Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde freigestellt. Darüber hinaus kann nach § 4 Abs. 4 der LSG-
VO die zuständige Naturschutzbehörde in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, 
soweit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. 
Darüber hinaus ist ggf. eine Erlaubnis nach der LuftVO bei der Niedersächsi-
schen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLStbV) zu beantragen. 
Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme. Die Anzeige kann sowohl mündlich als auch schriftlich erfol-
gen und stellt keine unzumutbare Beeinträchtigung dar. 

Das Einbringen von Stoffen, insbesondere die Lagerung von land- und forst-
wirtschaftlichen Abfällen oder die illegale Entsorgung von Gartenabfällen auf 
einem begrenzten Raum, führt zur lokalen Anreicherung von Nährstoffen und 
Bodenverdichtung. Es besteht zudem die Gefahr, dass sich ausgehend von 
Gartenabfällen Zier- und Gartenpflanzen im Gebiet verbreiten und etablieren. 
Hierdurch können charakteristische Tier- und Pflanzenarten verdrängt wer-
den.  

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
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Einwendung: Nadelhölzer und andere gebietsfremde oder invasive Pflanzen 
einzubringen sowie gebietsfremde oder invasive Tiere auszusetzen, sollte zu-
mindest für die ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft, möglich bleiben 
(§ 4 Abs. 1 Nr. 11 LSG-VO-E). 
Begründung: Am stärksten wiegen jedoch die negativen Auswirkungen dieser 
Regelungen in Hinblick auf die unaufhaltsamen Klimaveränderungen. Die 
Waldumbaubeschränkungen werden den Schutzzweck in Zukunft in erhebli-
chem Maße negativ beeinflussen. Aufgrund der Klimaverschiebung und dem 
damit verbundenen Eschen- und Buchensterben ist eine gewisse genetische 
Flexibilität erforderlich. Es ist abzusehen, dass sich diese und andere Laub-
bäume nicht mehr positiv entwickeln können. Die positive ökologische Ent-
wicklung der Waldflächen in dem Schutzgebiet setzen daher weiterhin eine 
ökonomische Nutzung voraus. Um angemessen auf die Klimaänderungen rea-
gieren zu können, ist es zwingend erforderlich, dass in die Verordnung eine 
Öffnungsklausel aufgenommen wird, die eine Beimischung nicht-
lebensraumtypischer Baumarten zulässt. 

Einwendung: Die Befahrung der Gewässer muss unter Würdigung des Ver-
schlechterungsverbots möglich sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 17 LSGVO-E). 
Die Aufweichungen in den Freistellungen (§ 7 Abs. 2 Nr. 9 LSGVO-E) sind zu 
eng gefasst. 
Begründung: Der Bootsverkehr auf dem Gewässer sollte erhalten bleiben, weil 

schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG- VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG-VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Gemäß § 40a BNatSchG sind die zuständigen Behörden verpflichtet Maßnah-
men zu treffen, die eine Einbringung oder Ausbreitung von invasiven Arten zu 
verhindern oder zu minimieren. 

Die Forstwirtschaft ist von der Verordnung nicht betroffen. 

Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 16 verboten. Freigestellt 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, und Sengelsieltief. Ein Verbot besteht nur für Stehpaddel, Kites und Was-
serfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen montiert sind. Die natur-
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sonst die Verschlammung schneller fortschreitet.

Einwendung: Die Errichtung von Anlagen aller 
Art, gerade wenn hierfür keine Genehmigung erforderlich ist, muss erlaubt 
sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 
18 LSGVO-E). Zumindest muss diese Regelung im 
Erlaubnisvorbehalt verankert werden. 
Begründung: Das Bauverbot dürfte in dieser Form rechtswidrig sein. Denn ein 
solches Verbot findet keine Stütze im Gesetz. Weder unionsrechtliche noch 
nationale Vorgaben sehen ein generelles Bauverbot in Schutzgebieten vor. Ein 
generelles Bauverbot in einem Landschaftsschutzgebiet setzt danach voraus, 
dass aufgrund der Eigenart der Landschaft jeder Bau unabhängig von Zweck, 
Umfang und Gestaltung den Gebietscharakter schlechthin verändern oder 
dem besonderen Schutzzweck der Verordnung generell zuwiderläuft (OVG 
Lüneburg, U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01— juris, Rn. 45 f.; Albrecht, in 
BeckOK Umweltrecht Giesberts/Reinhardt, 50. Edition 2019, § 26 BNatSchG 
Rn. 27). Als denkbare Landschaft, in der jeder Bau dem Schutzzweck zuwider-
läuft und in der deshalb ein absolutes Bauverbot zulässig wäre, nannte das 
Bundesverwaltungsgericht — im U. v. 12.07.1956 —1 C 91.54 — juris, Rn. 10 
— eine „Dünenlandschaft am Meeresstrand". Damit ein Verbot baulicher An-
lagen aller Art zulässig ist, muss vielmehr feststehen, dass diese gerade „in 
jedem 
Bereich des unter Schutz gestellten Gebiets" den 
Gebietscharakter schlechthin verändert (OVG Lüneburg, U. v. 24.08.2001 — 8 
KN 41/01 — juris, Rn. 47; OVG Lüneburg U. v. 04.12.2018 — 4 KN 77/16 — 
juris, Rn. 102). Vor allem bei sehr großen Landschaftsschutzgebieten kann dies 
zweifelhaft sein. Das Oberverwaltungsgericht Lüneburg hat dazu sogar in sei-
nem Leitsatz — im U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01 —juris — erklärt: 
„Ein repressives Verbot, bauliche Anlagen aller Art zu errichten, ist in Land-
schaftsschutzgebieten, die bebaute Grundstücke und Siedlungen umfassen, in 
der Regel unzulässig." 
Das Verbot ist daher zumindest abzuschwächen und mit einem entsprechen-

schutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind der Begründung zur 
LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt Tourismus zu und ermöglicht die 
Wahrnehmung von Natur und Landschaft. 

Mit der Errichtung von Anlagen aller Art können Beeinträchtigungen entste-
hen, die dem Schutzzweck entgegenstehen. So können sensible Rast- und 
Brutplätze, typische Landschaftsteile und Pflanzenarten betroffen sein. Sie 
stellen eine Veränderung des betroffen Landschaftsraumes dar. Sie werden 
visuell als Fremdkörper wahrgenommen und fungieren als Störungspotential. 
Dies gilt gerade auch für Anlagen, für die keine Genehmigung erforderlich ist, 
wie Schilder oder Tafeln. Diese Maßnahmen stellen Projekte dar. 
Gemäß § 7 Abs. 3 der LSG-VO sind Pläne und Projekte, die einer behördlichen 
Entscheidung oder einer Anzeige bedürfen, freigestellt, wenn im Rahmen ei-
ner Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 26 NAGBNatSchG 
bzw. nach § 1a Abs. 4 BauGB in Verbindung mit §§ 34, 36 BNatSchG nachge-
wiesen wird, dass der in § 2 genannte Schutzzweck dieser Verordnung weder 
einzeln noch im Zusammenwirken mit anderen Plänen oder Projekten nachtei-
lig berührt werden oder die in § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG genannten Voraus-
setzungen erfüllt sind. Kommt also eine sogenannte FFH-
Verträglichkeitsprüfung zu dem Ergebnis, dass das geplante Projekt FFH-
verträglich ist, bedarf es keiner weiteren Befreiung oder sonstigen Prüfung 
durch die zuständige Naturschutzbehörde. Diese Prüfung ist, auch ohne Aus-
weisung eines LSG, bereits jetzt erforderlich. 

Es dürfen repressive Verbote ohne Erlaubnisvorbehalt nur dann erlassen wer-
den, wenn von vornherein feststeht, dass die verbotenen Maßnahmen den 
Charakter des unter Schutz gestellten Gebietes schlechthin (d. h. ungeachtet 
ihrer Art, Zweckbestimmung, Gestaltung und Größe sowie ihres Standortes) 
verändern oder dem besonderen Schutzzweck schlechthin zuwiderlaufen. Dies 
ist hier der Fall, da der Gebietscharakter oder die Schutzgüter des Gebietes 
beeinträchtigt werden  
Der „Gebietscharakter“ besteht hierbei aus den Gesamteigenschaften und 
dem Gesamteindruck des LSG, also die natürlichen Eigenarten des gesamten 
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den Erlaubnisvorbehalt zu versehen.

Einschränkungen der Freistellung der Landwirtschaft in § 4 Abs. 3 
Einwendung:  
Die Grünland- und Narbenerneuerung muss zulässig bleiben (§ 4 Abs. 3 Nr. 1 
lit. b NSG-VO-E). 
Begründung: 
Wir benötigen eine ordentliche Grasnarbe zur Fütterung unserer Kühe. In die-
ser Region wo hauptsächlich Milchwirtschaft betrieben wird , kann man keine 
Minderwertigen Gräser gebrauchen.  

Einwendung:  
Es muss eine Abweichung von der vorgegebenen Saatgutmischung möglich 
sein (§ 4 Abs. 3 Nr. 1, lit. c NSG-VO-E).  
Begründung:  
Die vorgeschlagene Saatmischung für Über- und Nachsaaten entspricht offen-
bar der Vorgabe aus dem Landesumweltministerium anlässlich der Genehmi-
gung von Neuansaaten im Zusammenhang mit den Dürre- und Mäuseschäden 
im Frühjahr 2020. In der Praxis müsste, damit eine solche Mischung überhaupt 
erst in dieser Zusammensetzung auflaufen kann, das Grundstück nach chemi-

Landschaftsensembles. Diesen Gebietscharakter verändern alle Handlungen, 
die negative Auswirkungen auf die Gesamteigenschaften und den Gesamtein-
druck des Gebietes haben und dadurch den Gesamtwert für den Landschafts-
schutz herabmindern. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 



158 

scher Beseitigung der Altnarbe, gründlicher Pflugfurche und Saatbettbereitung 
ganz neu angesät werden. Wie sich diese Pflanzengesellschaft dann entwi-
ckelt, hängt insbesondere von der Witterung und von der Nutzungsfrequenz 
ab. Sinn und Zweck einer Nachsaat ist jedoch, gerade solche Umbrüche mit 
ihren negativen Konsequenzen, nämlich (Zer-)Störung des Bodenlebens und 
Gefüge, Nährstoffpufferfunktion, Tragfähigkeit des Bodens, Regenerationsfä-
higkeit der Grasnarbe etc. zu vermeiden. Genau aus diesem Grund wird die 
Nachsaat in Wasserschutzgebieten gefördert, nämlich um den Grünlandum-
bruch zu verhindern. Sie unterschätzen die Konkurrenzfähigkeit der Altnarbe, 
die sich auf mittlere Sicht immer wieder durchsetzt. Die Praxiserfahrungen aus 
dem diesjährig trockenen Frühjahr haben gezeigt, dass auch bei scheinbar 
großflächig vernichteten Grasbeständen die Nachsaat mit der geringstmögli-
chen Bodenbearbeitung die beste Wirkung hatte.  

Einwendung: 
Das Liegenlassen von Mähgut (§ 4 Abs. 2 Nr. 5 LSG-VO-E) muss möglich sein. 
Begründung: Das Liegenlassen von Mähgut ist keine fachliche Praxis, jedoch in 

mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Gemäß § 40 BNatSchG ist regionales Saatgut zu verwenden, um eine Ausbrei-
tung von gebietsfremden Arten zu verhindern. Diese Regelung dient insbe-
sondere dem Schutz der innerartlichen Vielfalt gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG. 

Ziel einer Mahd ist die Gewinnung von Futter, so dass Mähgut von der Fläche 
abgefahren wird. Das Liegenlassen von Mahdgut kann zur Veränderung der 
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Einzelfällen auf Feuchtgrünland unvermeidlich, um bei ungünstiger Witterung 
Bodenschäden zu vermeiden. 

Einwendung: Die weiteren Einschränkungen der Landwirtschaft in § 4 Abs. 3 
LSGVO-E rechtfertigen sich nicht.  
Begründung: Die Regelungen sind zu streichen. Die Thematik der Gewässerab-
stände ist schon ausreichend (NWG,WHG) geregelt und die erneute und erwi-
terte Regulierung daher überflüssig. Zudem ist durch die gesetzlich vorgese-
henen Maßnahmen in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 NAGBNatSchG der Gelegeschutz 
sichergestellt. Damit ist ein Verstoß gegen artenschutzrechtliche Verbotstat-
bestände ausgeschlossen. Zudem wird bisher nicht dargestellt, warum das 
Fachrecht, das bei der ordnungsgemäßen Landwirtschaft zu beachten ist, im 
Hinblick auf die naturschutzrechtlichen Belange defizitär sein soll. 
Im Einzelnen: 
Absatz 3 regelt insbesondere die Gewässerabstände bei der Düngung, die 
bereits im NWG bestimmt sind. Die fachliche Notwendigkeit von Abständen, 
die über diese gesetzlichen Vorgaben hinaus gehen, haben Sie bislang nicht 
schlüssig dargelegt. Die in der Begründung aufgeführte Auswertung von 
ZHANG et. al. von der University of California aus 2010 ist in diesem Fall nicht 
geeignet, die Wirksamkeit von Gewässerrandstreifen zu belegen. Wörtlich 
heißt es in der Ausarbeitung: „This paper aggregated many of these results 
and performed a meta-analysis to quantify the relationships between pollu-
tant removal efficacy and buffer width, buffer slope, soll type, and vegetation 
type." Die Klima- und Bodenverhältnisse in Kalifornien sind mit denen am 
Fehntjer Tief nicht im entferntesten zu vergleichen. Die Hangneigung zum 
Gewässer ist ebenfalls nicht zu berücksichtigen. Zudem haben wir es hier aus-
schließlich mit Grünland zu tun. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nach 

Pflanzenzusammensetzung einer Fläche führen. Auch bei erschwerten Bedin-
gungen aufgrund ungünstiger Witterungsverhältnisse ist das Mahdgut abzu-
fahren. Bei offensichtlicher Unmöglichkeit, z. B. unvorhergesehener extremer 
Witterungseinflüsse, kann das Mahdgut ausnahmsweise auf den Flächen ver-
bleiben. Eine natur- und landschaftsverträgliche Nutzung sollte diesen Grund-
satz berücksichtigen. Nach der Beweidung überständige Futterreste auszumä-
hen und der Verbleib der Reste auf der Fläche ist gute fachliche Praxis. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
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den jüngsten Änderungen im NAGBNatSchG in Natura 2000-Gebieten auf 
Grünland verboten. Sedimenteinträge sind auf Grünland im Gegensatz zu 
Acker ausgeschlossen. Die Zufuhr von Nährstoffen im Uferbereich dagegen 
steigert das Pflanzenwachstum, die Durchwurzelung des Bodens und damit 
die Retentionsleistung und die Filterfunktion des Gewässerrandstreifens. Die 
Eintragspfade Oberflächenwasserabfluss und Grundwasser wirken unabhängig 
von der Entfernung zum Gewässer. Hier spielen Faktoren wie Bodenart, Kul-
turzustand, Niederschlagsmenge, Hangneigung etc. eine ungleich größere 
Rolle. Direkte Nährstoffeinträge sind also wegen der überwiegend angrenzen-
den intensiven Grünlandbewirtschaftung, des ganzjährigen Graswachstums im 
atlantischen Klima, des ebenen Geländes und der inzwischen mehrfach novel-
lierten Düngeverordnung weitestgehend ausgeschlossen. Abgesehen davon, 
dass eine völlige Unterbindung von Nährstoffeinträgen aus diffusen Quellen 
illusorisch wäre, ist dieser Schutzzweck bereits umfassend in der Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) bzw. auf nationaler Ebene in der Oberflächengewässer-
verordnung (OGV) geregelt. Angesichts der letzten Verschärfung dieser Ver-
ordnung aus 2016 ist sichergestellt, dass die aktuell geltenden Grenzwerte den 
Vorsorgegrundsatz mehr als übererfüllt haben. Erfahrungsgemäß wird in die-
sem Zusammenhang die Retentionsleistung von intensivem Grasland noto-
risch unterschätzt. Extensivgrünland hat wegen seiner geringeren Entzüge 
eine wesentlich geringere Nährstoffpufferkapazität. N-min-Untersuchungen in 
den Wasserschutzgebieten in Leer haben ergeben, dass Grünland bei steigen-
den Nutzungsfrequenzen vielfach bessere Werte aufweist als beispielsweise 
Wald. Das ist auch das Ergebnis einer Auswertung des Umweltbundesamtes 
(UBA nach Angaben LAWA/Dr. Wolter am 24.09.2014). ln diesem Zusammen-
hang hat das Grünlandzentrum Niedersachsen-Bremen in einer fachgutachter-
lichen Stellungnahme vom 05.11.2019 die Vorteile von Grünland hinsichtlich 
der Speicherkapazität von Nährstoffen und Kohlenstoff umfassend belegt. 
Demnach ist bei Schnittnutzung unabhängig von der Düngung kein Unter-
schied im Nitrataustrag zwischen der Nullvariante und 480 kg N/ha festzustel-
len (PAA.SS et al.1991). Da der Eintrag über diffuse Quellen und nicht der 
direkte Eintrag als Hauptursache für die Gewässergefährdung gilt, stünde die 
Schutzwirkung ungenutzter bzw. extensiv bewirtschafteter Gewässerrand-

und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar.  

Die Wirkung von Gewässerrandstreifen für den Stoffrückhalt nimmt nach Lite-
raturauswertungen mit zunehmender Breite zu. Auf die Abb. von Zhang et. al. 
wird in diesem Zusammenhang in der Begründung verwiesen. Text und Abbil-
dung sind der „Allianz für Gewässerschutz: Empfehlungen für die Einrichtung 
von breiten Gewässerrandstreifen, Herausgegeben vom Ministerium für Ener-
giewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume Schleswig-Holstein in 
Allianz mit dem Bauernverband Schleswig-Holstein e. V., Juli 2014“ entnom-
men. Mit der Abbildung von Zhang werden grundsätzliche Prinzipien darge-
stellt. 

§ 25 a NAGBNatSchG regelt die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln inner-
halb von Landschaftsschutzgebieten, soweit sie Natura-2000-Gebiete sind. In § 
25 a Abs. 4 NAGBNatSchG ist dargelegt, dass weitergehende Vorschriften in 
Naturschutzgebiets- und Landschaftsschutzgebietsverordnungen von den 
Regelungen der Absätze 1 bis 3 unberührt bleiben. Dies weist darauf hin, dass 
weitergehende Regelungen möglich sind, wie sie im Rahmen dieser Verord-
nung zur Umsetzung des Schutzzweckes festgelegt werden. 

Im Nitratbericht 2016 wird die Verteilung der Nitratgehalte im Grundwasser in 
Abhängigkeit der Landnutzung dargelegt. Das Grundwasser in als Grünland 
genutzten Bereichen hatte im Vergleich zum Wald einen höheren Anteil der 



161 

streifen in keinem Verhältnis zu ihren Nachteilen für Bewirtschafter und Ei-
gentümer. 
Der wiederholte Hinweis auf die Vollzugshinweise des NLWKN aus 2011 schei-
det zur Begründung ebenfalls aus, weil inzwischen die Düngeverordnung 
zweimal novelliert wurde, jedes Mal mit schärferen Auflagen zum Gewässer-
schutz. Damit nicht genug, hat der niedersächsische Landtag am 10. Novem-
ber 2020 einstimmig einer gesetzlichen Regelung zum Gewässerabstand zuge-
stimmt, die zuvor zwischen Landesregierung, Landwirtschaftskammer, Land-
wirtschaft und Naturschutzverbänden ausgehandelt wurde. Es wäre ein fata-
les Signal, wenn unverbindliche fachliche Hinweise von der Verwaltung höher 
gewichtet würden als ein 
historisch einmaliger politischer Beschluss auf Landesebene. Umweltminister 
Olaf Lies und Frau Alexandra Stück, Leiterin des Referats 27 Natura 2000, ha-
ben anlässlich eines Gesprächs am 9. Juli 2020 mit dem Ortsrat Simonswolde 
ausdrücklich bestätigt, dass es sich bei den Vollzugshinweisen des NLWKN um 
unverbindliche Hilfestellungen handelt. 

Das Argument, bei den gesetzlichen Vorgaben handele es sich um Regeln, die 
für das ganze Land gelten, geht fehl. Die Rahmenvereinbarung zum „Nieder-
sächsischen Weg" bezieht sich ausdrücklich in erster Linie auf Grünland, Natu-
ra 2000 und gewässerreiche sowie Moorgebiete, ist also passgenau zuge-
schnitten auf diese Gebietskulisse. 
Zudem ist darzulegen, weshalb die Fortführung der 
bisherigen Bewirtschaftung gegen das habitatschutzrechtliche Verschlechte-
rungsverbot verstößt, da schließlich unter dem Einfluss der Bewirtschaftung 
die LRT entstanden sind. 
Im Hinblick auf die Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung 
fehlt bisher der Nachweis, dass die verordnungsgebenden Landkreise die An-
forderungen des Art. 2 Abs. 3 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 
1992 beachtet haben. 

Nitratklasse < 1 mg/l. Allerdings lag der Anteil der untersuchten Grünlandbe-
reiche mit einer Nitratklasse oberhalb 10 mg/l bei ca. 50 %, bei Wald lag der 
Anteil bei ca. 34 %. Im Bericht wird auch dargelegt, dass ein Teil des N-
Austrages in das Grundwasser und als Direkt-abfluss in die Oberflächengewäs-
ser erfolgt. Es ist in dem Bericht außerdem dargelegt, dass sich die Nitratbelas-
tung des Grundwassers in Deutschland von 2008/2011 bis 2012/14 praktisch 
nicht verändert hat, obwohl in diesem Zeitraum zahlreiche Maßnahmen zur 
Verminderung der Nitratbelastung durchgeführt worden sind. Aus dem Nit-
ratbericht 2020 geht hervor, dass die Nitratgehalte 2016-2018 im landwirt-
schaftlich beeinflussten Grundwasser nur leicht abgenommen haben, insge-
samt ist die Nitratbelastung jedoch weiterhin als zu hoch einzustufen. 

Die Fortführung der bisherigen Bewirtschaftung ist in Bezug auf die Lebens-
raumtypen, die zum Erhalt eine Bewirtschaftung benötigen, zu sehen. Die 
Kartierungen der Lebensraumtypen 2002 belegen schon einen deutlichen 
Rückgang im Vergleich zur Vegetationskarte von PREISING (1949). Auf den 
damals noch periodisch überschwemmten und nur extensiv nutzbaren Flächen 
im Bereich des Fehntjer Tiefs haben diese Lebensraumtypen/Biotope deutlich 
abgenommen. Die Erfassung der Brutvögel im Rahmen der Aufstellung des 
Pflege- und Entwicklungsplanes Flumm/Fehntjer Tief (ALAND 1992) sowie die 
regelmäßigen Revierkartierungen belegen ebenfalls einen deutlichen Rück-
gang. Die Intensität der landwirtschaftlichen Nutzung hat in den letzten Jahr-
zehnten zugenommen. Sie trägt zum Rückgang bei und lässt sich durch die 
Datenlage belegen. Dort wo eine extensive Bewirtschaftung, teilweise schon 
seit den 1970er Jahren, weiterhin sichergestellt worden ist, sind entsprechen-
de Bestände auch heute noch vorhanden.  
In Art. 2 Abs. 3 der FFH-Richtlinie heißt es, dass die getroffenen Maßnahmen 
den Anforderungen von Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur sowie regionalen 
und örtlichen Besonderheiten Rechnung tragen. Der Wirtschaft wird ausrei-
chend Rechnung getragen. In Bezug auf die landwirtschaftlichen Einschrän-
kungen in der LSG-VO sind diese entsprechend den Wertigkeiten des Gebietes 
und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erforderlich. Sie 
wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass trotz dieser 
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Regelung in §4 abs. 5 
Einwendung: 
Absatz 5 ist wie folgt umformulieren: 
„Die zuständige Naturschutzbehörde kann einer von den Verboten des § 4 
Abs. 2 und 3 abweichenden Flächenbewirtschaftung 
zustimmen, soweit dies dem Schutzzweck nicht entgegensteht." 
Begründung: 
Diese Sprachregelung wurde am 08.07.2020 im Gespräch mit den Landkreisen 
in Leer abgestimmt. 

Erlaubnisvorbehalte §5 
Einwendung: Die Instandhaltung, Instandsetzung und der Ausbau vorhande-
ner, dem 
öffentlichen Verkehr gewidmeten 
Straßen und Wege muss ohne 
Erlaubnisvorbehalt und allein mit 
einem Anzeigevorbehalt möglich sein (Nr. 1). 
Begründung: Auf folgende Sachverhalte/Begründung: - landwirtschaftliche 
Wege und Straßen sollten immer Instandgehalten werden, um mit den Land-

Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nutzung bleibt. 

Die Vollzugshinweise für Arten und Lebensraumtypen sind Teil der Nieder-
sächsischen Strategie zum Arten- und Biotopschutz. Für Niedersachsen wur-
den die Vogelarten, weitere Tier- und Pflanzenarten sowie Lebensraumty-
pen/Biotope mit besonderem Handlungsbedarf benannt. Für viele dieser Ar-
ten wurden Steckbriefe (Vollzugshinweise) erarbeitet, die neben Angaben zur 
Lebensweise der Arten bzw. zu den Kennzeichen der Lebensraumty-
pen/Biotope auch Vorschläge für Maßnahmen und geeignete Instrumente für 
deren Erhaltung und Entwicklung umfassen. Die für das Gebiet relevanten 
Steckbriefe wurden berücksichtigt. Es ist in der Begründung nicht dargelegt, 
dass es sich um gesetzliche Vorgaben handelt. Weitergehende Regelungen 
über Bewirtschaftungsabstände zu Gewässern in einer Schutzgebietsverord-
nung stehen Regelungen zum „Niedersächsische Weg“ nicht entgegen. 

Als Ergebnis des Gespräches am 08.07.2020 wurde der Begriff „naturschutz-
fachliche Notwendigkeit“ gestrichen. Die Regelung wurde im Verordnungs-
entwurf entsprechend angepasst.  

Die Instandhaltung und Instandsetzung ist nach Überarbeitung der Verord-
nung ohne Erlaubnis- und Anzeigevorbehalt möglich. Insoweit wird dem Ein-
wand gefolgt. Der Ausbau unterliegt weiterhin einem Erlaubnisvorbehalt, da 
die Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem Schutzzweck sicherzustellen ist.  
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wirtschaftlichen Geräten auch sicher auf Feld anzukommen.
Einwendung: Die Veränderung von Gewässern 
im Zusammenhang mit der 
ordnungsgemäßen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft muss ohne Erlaubnis-
vorbehalt möglich bleiben (Nr. 2). 

Ordnungsgemäße fischereiliche Nutzung § 6 Abs. 1 Nr. 7 
Einwendung: 
Die Einschränkungen der Freistellungen der ordnungsgemäßen Fischerei 
rechtfertigen sich nicht.  
Begründung: 
Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem BNatSchG bedarf es 
bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die über das BiFischG 
hinaus die ordnungsgemäße Fischerei regeln. Vielmehr ist anerkannt, dass die 
Fischerei einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des Naturschutzes leistet. 
So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG anerkannt, dass die Fische-
rei als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell invasiver Arten einge-
setzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen Vorgaben zur Fische-
rei, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restriktive Regelung der 
Fischerei rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG bleiben die Re-
geln des Fischereirechts grundsätzlich unberührt. 

Jagd, Jagdschutz §6 Abs. 1 Nr. 8 
Die Einschränkungen der ordnungsgemäßen Jagdausübung rechtfertigen sich 
nicht.  
Begründung: 
Die Vorgaben sind an die Musterverordnung vom 20.02.2018 angelehnt und 
gehen teilweise sogar erheblich darüber hinaus. Diese hat aber keinerlei recht-
liche Grundlage. Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem 
BNatSchG bedarf es bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die 
über das BJagdG hinaus die ordnungsgemäße Jagd regeln. Vielmehr ist aner-

Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme 

Die Röhrichtbereiche sowie die Wasser- und Uferpflanzenvegetation sind Le-
bensraum vieler Tierarten und sind deshalb bei der zulässigen ordnungsgemä-
ßen fischereilichen Nutzung zu schonen. Zudem sollen keine festen Angelplät-
ze wie beispielweise durch zusätzliche Befestigungen oder Steganlagen einge-
richtet werden. Durch das Niedersächsische Fischereigesetz (NFischG) ist ge-
regelt, dass die Fischerei auf die natürlichen Lebensgemeinschaften im Ge-
wässer und an seinen Ufern, insbesondere auf seltene Pflanzen- und Tierar-
ten, angemessen Rücksicht zu nehmen hat. Durch die Nennung konkreter 
Vorgaben werden die gesetzlich geforderten Fischereipflichten, u. a. der Ver-
ordnung über die Fischerei in Binnengewässern (Binnenfischereiordnung), 
beispielhaft nachgezeichnet. Eine Störung im Vorfeld des Angeltermins ohne 
Angelabsicht hat aufgrund der Präsenz störungsempfindlicher Tierarten zu 
unterbleiben. Maßnahmen, die zu einer naturschutzfachlichen Aufwertung 
des Gebietes beitragen und den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten 
Tierarten Vorteile bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Na-
turschutzbehörde umgesetzt werden.  

Die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd ist nach der LSG-VO, unter Beach-
tung von Vorgaben, freigestellt, sofern sie nicht über die Kernfunktion gemäß 
§ 1 Abs. 4 des Bundesjagdgesetzes hinausgeht. 
Diese Vorgaben ergeben sich nach § 9 Abs. 5 NJagdG i.V.m. dem Erlass „Jagd 
in Schutzgebieten“ vom 03.12.2019 (406-22220-21), wonach die Jagdbehör-
den und Naturschutzbehörden durch Verordnung die Jagdausübung in Schutz-
gebieten gemäß deren Schutzzweck für bestimmte Zeiträume beschränken 
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kannt, dass Jagd und Jagdschutz einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des 
Naturschutzes leisten. So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG an-
erkannt, dass die Jagd als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell 
invasiver Arten eingesetzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen 
Vorgaben zur Jagd, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restrikti-
ve Regelung der Jagd rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG blei-
ben die Regeln des Jagdrechts grundsätzlich unberührt. Insoweit ist Festzustel-
len, dass auch der Landkreis in seiner Begründung (S. 15) die sich auf den 
Schutzzweck positiv auswirkende Hegefunktion der Ausübung der Jagd betont. 
Nach dem niedersächsischen Erlass zur Jagd in Schutzgebieten (Gem. RdErl. d. 
ML u. d. MU v. 7. 8. 2012 - 404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2012 
Nr. 29, S. 662), geändert durch Gern. RdErl. d. ML u. d. MU v. 20.11.2017 - 
404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2017 Nr. 46, S. 1549); im Fol-
genden: Jagderlass 2017) in der seit dem 20.11.2017 geltenden Fassung heißt 
es in Punkt 1.5: 
„Allein [...] die Lage im Natura-2000-Gebiet reicht nicht als Grund zur Be-
schränkung der Jagd aus. Vielmehr ist für solche Gebiete zu prüfen, ob der 
Schutzzweck jagdliche Einschränkungen u. a. zu Kirrungen, Wildäckern und 
zum Schutz besonders störanfälliger Tierarten erfordert." 
Dass eine solche einzelfallbezogene Prüfung hier erfolgte, geht aus der LNSG-
VO E sowie ihrer Begründung nicht hervor. Eine solche hätte angesichts der 
Gegebenheiten vor Ort eine Nicht-Erforderlichkeit jedweder Jagdbeschrän-
kungen ergeben. Eine Erforderlichkeit ist jedoch Voraussetzung zur Beschrän-
kung der Jagd durch Vorgaben einer Schutzgebietsverordnung. Dazu heißt es 
im Jagderlass 2017 in Punkt 1.4 ausdrücklich: „Jagdrecht und Jagdausübungs-
recht genießen den verfassungsrechtlichen Schutz des Eigentums. Beschrän-
kungen sind nur zulässig, soweit sie geeignet und erforderlich sind, den 
Schutzzweck zu erreichen. Nach dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist das 
öffentliche Interesse am Schutzzweck abzuwägen sowohl mit dem Jagdrecht 
und dem Jagdausübungsrecht als auch mit den Zielen des Bundesjagdgeset-
zes, nämlich einer grundsätzlich flächendeckenden Jagdausübung, einer nach-
haltigen Nutzung, der Erhaltung eines artenreichen, gesunden Wildbestandes 
sowie der Wildschadensverhütung." 

oder teilweise verbieten können. Im Schutzgebiet kann das Jagdausübungs-
recht unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes insoweit 
eingeschränkt werden, als dies zu Verwirklichung des Schutzzweckes erforder-
lich ist. 

Die ordnungsgemäße Jagd im Landschaftsschutzgebiet „Fehntjer Tief und Um-
gebung“ wird in ihrer Kernfunktion nicht eingeschränkt. Bestimmte Maßnah-
men, die den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten Tierarten Vorteile 
bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde 
umgesetzt werden.  
Dies stellt eine Prüfung der Standorte sicher, um besonders schützenswerte 
Biotope oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigun-
gen zu bewahren. 

Es ist weiterhin die Anlage von Wildäckern, Wildäsungsflächen und Futterplät-
zen auf tatsächlich genutzten Ackerflächen gestattet. Dies ergibt sich teilweise 
auch schon aufgrund der notwendigen Bewirtschaftung Die Anlage ist nur auf 
bereits genutzten Ackerflächen gestatten, da die Umwandlung von Grünland 
in Acker oder andere Nutzungsformen mit dem Schutzzweck der Verordnung 
nicht vereinbar ist. Die Erhaltung von Grünlandflächen dient der Entwicklung 
und der Erhaltung einer extensiv geprägten und artenreichen Grünlandvegeta-
tion, welches essentielle Grundlage für Brut-, Rast und Nahrungshabitate der 
vorkommenden Tierarten ist. Die Neuanlage von Futterplätzen außerhalb von 
Ackerflächen bedarf einer Anzeige, um besonders schützenswerte Biotope 
oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigungen zu 
bewahren. Durch Futterplätze können Störungen sensibler Arten und Vegeta-
tionsveränderungen nicht ausgeschlossen werden. An dieser Stelle wird auf § 
8 LSG-VO hingewiesen 

Als besonders sensibel sind das Landschaftsbild und die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes hinsichtlich der Anlage von Hegebüschen einzustufen. Da 
auch kleinflächige Gehölzbestände Habitate für verschiedene Prädatoren bie-
ten, ist damit auch eine Beeinträchtigung der Funktion des Raumes als Brut-
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Anordnungsbefugnis: 
Einwendung: 
Die Wiederherstellung des 
bisherigen Zustands kann nur angeordnet werden, wenn gegen die Verbote 
des § 3 verstoßen oder keine Erlaubnis nach § 4 eingeholt und Natur oder 
Landschaft rechtswidrig zerstört, beschädigt oder verändert worden sind. Das 
alleinige Einwirken auf die Natur kann dafür nicht ausreichen. 
Begründung: 
Die Natur sollte Instandgehalten werden. Schäden die durch die Landwirt-
schaft entstanden sind sollten schon Repariert werden um eine Verwahrlo-
sung zu vermeiden. 
Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen §10 Abs. 1 
Einwendung: 
Diese generalklauselartige Formulierung nimmt die gem. § 32 Abs. 5 BNatSchG 
erst im Managementplan zu treffenden Maßnahmen vorweg und wirkt fak-
tisch als „Ermächtigungsgesetz", das Eigentümer und Nutzer zur vorauseilen-
den Duldung von künftig zu treffenden Ideen und Vorschlägen zwingt, deren 
Auswirkungen noch gar nicht abzusehen sind. Hier ist stattdessen auf den 
Managementplan zu verweisen und falls nötig, das Procedere im Einzelnen zu 
beschreiben (Nr. 1). 
Gelege- und Kükenschutz ist inzwischen umfassend in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 
NAGBNatSchG geregelt (Nr. 2). 

gebiet für bodenbrütende Vogelarten verbunden.

Im Rahmen des Verfahrens zur Erstellung des Verordnungsentwurfes hat hin-
sichtlich der jagdlichen Beschränkungen eine einzelfallbezogene Prüfung unter 
Anhörung der unteren Jagdbehörden stattgefunden. Die Prüfung erfolgte an-
hand des Schutzzwecks i.S.d. 1.3 des Erlasses „Jagd in Schutzgebieten“ vom 
03.12.2019 (406-22220-21).  
Die Erforderlichkeit wurde jedoch nicht ausreichend in der Begründung darge-
legt, daher wird die Begründung entsprechend ergänzt. 

Diese Regelung richtet sich wortgleich nach § 2 Abs. 2 NAGBNatSchG.  

Diese Regelungen sind vor dem Hintergrund des Mahnschreibens der EU, der 
Klage der europäischen Kommission vor dem EuGH gegen die Bundesrepublik 
Deutschland und der daraus hervorgehenden fehlenden Verbindlichkeit der 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Erhaltungsziele unerlässlich. Des Weiteren 
wird auf § 15 NAGBNatSchG hingewiesen. Die Maßnahmen beschränken sich 
auf diejenige, die die Nutzung des Grundstücks nicht unzumutbar beeinträch-
tigen.  

Die Durchführung des Küken- und Gelegeschutzes ist nicht im NAGBNatSchG 
geregelt. Es findet sich lediglich eine Entschädigungsregelung für den Fall, 
wenn die zuständige Naturschutzbehörde eine Anordnung trifft, dass die be-
treffenden Flächen, auch außerhalb eines Naturschutzgebietes, zum Schutz 
der Gelege erst später befahren werden dürfen. 
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Umsetzung von Erhaltungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen §11 Abs. 2 
Einwendung:  
Hinsichtlich der Wiederherstellung geben wir zu bedenken, dass zunächst die 
Angaben in den Standarddatenbögen das Maß aller Dinge sind. Es kann dabei 
nicht darum gehen, prähistorische Zustände wiederherzustellen, wie es bei-
spielweise derzeit seitens des NLWKN mit auen- und ästuartypischen Lebens-
räumen an der Ems versucht wird. Auch hier gilt es, zunächst aufbauend auf 
prioritären Arten und bewährten Konzepten wie dem Gelegeschutz Maßnah-
men zu entwickeln, die dort ansetzen, wo tatsächlich Arten und LRT vorhan-
den sind. 

Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. C-137/14) zulässig. 

Anlage 

§ 26 BNatSchG lässt keinen Zweifel daran, dass das LSG zur Erhaltung, Ent-
wicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushaltes, einschließlich des Schutzes von Lebensstätten und Lebens-
räumen bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten ausgewiesen ist. 
Die Angaben des Standarddatenbogens sind daher, genauso wie Vorgaben des 
Landes aus dem Netzzusammenhang zu berücksichtigen. Es ist dabei nicht 
entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter im Gebiet noch vorkommen. 
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17.   
Eingang LK Aurich:27.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Große Teile unseres landwirtschaftlichen Betriebes soll als Landschaftsschutz-
Gebiet ausgewiesen werden. Etwa 4 ha von den gepachteten Flächensollen 
sogar in ein Naturschutzgebiet ausgewiesen werden. Weitere Flächen liegen in 
NSG der alten Verordnung des Sandwaters. Auf allen Flächen ist und soll eine 
Ausweisung erfolgen. 
Eine Fläche direkt am Hof mit der DENILI-Nummer  mit einer Grö-
ße von 2,93 ha, liegt in der alten Naturschutzverordnung des Sandwaters. Wir 
haben hierzu mit Ihnen, Herrn Kramer, gesprochen, dass die Auflagen des 
alten NSG und der auszuweisender LSG identisch sind und somit eine Möglich-
keit bestehe diese Fläche mit rüber in den LSG zu nehmen. Diese Auflagen 
gelten auch für die Flächen mit der DENILI  in einer Größe von 
1,8ha und die andere Fläche mit der DENILI  mit einer Größe von 
2,13ha, diese beiden sind Pachtflächen. Das LSG und die Verordnung aus dem 
alten NSG sind sehr identisch und da wäre es doch sinnvoll die Flächen aus der 
alten Verordnung rauszunehmen und mit als LSG der neuen Verordnung zu 
nehmen. 
Die zwei Pachtflächen am Fehntjer Tief mit der DENILI  in einer 
Größe von 3,97 ha sollen in das neuen NSG verwiesen werden. Diese sind Pri-
vatflächen und brauchen nicht als NSG ausgewiesen werden, das Land Nieder-
sachsen verlangt dieses nicht. Als NSG sind diese Flächen uninteressant für die 
Landwirtschaft und man müsste sich nach einer anderen Fläche umsehen die 
vernünftig bewirtschaftet werden kann. Es reicht, wenn der Landkreis nur die 
öffentlichen Flächen in ein NSG ausweißt. Sobald private Flächen als NSG aus-
gewiesen werden, kommt es zu Flächenknappheit, Pachtpreise steigen, weil 
hohe Anfragen zu anderen Flächen sind. Die Verpächter sind auf den Pachtzins 
angewiesen, sonst haben die auch keine vernünftige Altersabsicherung.  

Unsere Sorge besteht auch darin wie lange bleibt die Verordnung des LSG 
bestehen? Nicht das die neue Verordnung in ein paar Jahren umgestellt wird 
und wir uns mit mehr Auflagen begnügen müssen, dann sehen wir uns in un-

Die genannte Fläche befindet sich bereits in dem seit 1973 ausgewiesen NSG 
Sandwater. Die angesprochenen Flächen sind aufgrund ihrer Lage im Gesamt-
verbund mit dem Sandwater in das NSG aufgenommen worden. Es finden sich 
allerdings keine weitergehenden landwirtschaftlichen Auflagen als im LSG.  

Die Fläche DENILI  befindet sich nicht in der Schutzgebietskulisse.  
Die Fläche DENILI  ist bereits eine Kompensationsfläche.  

Richtig ist, dass die Schutzform des LSG - zumindest in der Rechtsprechung - 
als prinzipiell geeignet bewertet wird, um Gebieten des Netzes Natura 2000 
den erforderlichen normativen Schutz zu vermitteln. Hiermit übereinstim-
mend verpflichtet § 32 Abs. 2 BNatSchG dazu, die in die Gemeinschaftsliste 
aufgenommenen FFH-Gebiete und die Gebiete im Sinne des Art. 4 Abs. 1 und 
2 VSchRL zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft im Sinne des § 20 
Abs. 2 BNatSchG zu erklären, ohne die Schutzform zu bestimmen. Die zustän-
digen Behörden verfügen daher insoweit über ein Auswahlermessen. Die An-
nahme, dass das Fehntjer Tief-Gebiet nicht zum NSG, sondern allenfalls zum 
LSG erklärt werden könnte, ist dennoch unberechtigt. Auch wenn beide 
Schutzformen im Zuge der BNatSchG-Novelle 2010 einander angenähert wor-
den sind, erscheint eine LSG-Verordnung in Ansehung der besonderen Wertig-
keit des Gebietes sowie der Vielzahl, Gefährdung und besonderen Schutzbe-
dürftigkeit der (auch) aus unionsrechtlichen Gründen in wirksamer Weise zu 
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serer Existenz stark gefährdet!

Bedenken gibt es noch mit der vorgesehenen Pufferzone, da unser Betrieb 
zwischen den NSG des Sandwaters und der Ausweisung des neuen NSG 's lie-
gen, wenn man sich das genau betrachtet, dann liegt unser Betrieb ganz in 
dieser Pufferzone der beiden NSG 's. Das hätte sicher wieder schärfere Aufla-
gen zur Folge. 

sichernden Lebensraumtypen und Arten nicht von hinreichender Effektivität. 
Dabei ist davon auszugehen, dass der Schutz eines Gebietes umso strenger 
sein muss, je höher die Schutzwürdigkeit und -bedürftigkeit der dort maßgeb-
lichen Schutzgüter ist. Ein wirksamer Schutz der hier in Rede stehenden und 
vielfach besonders gefährdeten Schutzgüter setzt voraus, dass sämtliche 
Handlungen unterbunden werden, mit denen sich die Möglichkeit einer Zer-
störung, Beschädigung oder Veränderung des Gebietes oder seiner Bestand-
teile verbindet. Ein derartiger Schutz kann aus Gründen des § 23 Abs. 2 S. 1 
BNatSchG nur durch die Erklärung zum NSG gesichert werden, während in 
einem LSG kraft der Anordnung des § 26 Abs. 2 BNatSchG stets nur solche 
Handlungen im Wege des Erlasses repressiver Verbote untersagt werden dür-
fen, „die den Charakter des Gebietes schlechthin verändern oder dem beson-
deren Schutzzweck schlechthin zuwiderlaufen“. Da die Schutzform des LSG 
nicht geeignet erscheint, den im Fehntjer Tief vorkommenden Lebensraumty-
pen und Arten einen hinreichend wirksamen Schutz zu vermitteln, unterliegt 
es keiner rechtlichen Beanstandung, wenn diesem Gebiet der Status eines 
NSG eingeräumt wird. 

Gemäß § 4 Abs. 4 der NSG-VO kann die zuständige Naturschutzbehörde zur 
Erhaltung des NSG oder einzelner seiner Bestandteile von den Verboten des § 
4 Abs. 3 der NSG-VO einer abweichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen. 

Bei der Pufferzone nach § 3 Absatz 1 Nr. 4 NSG-VO handelt es sich um das 
Verbot, in einer Zone von 500 m Breite um die äußeren Grenzen des NSG un-
bemannte Luftfahrtsysteme/Flugmodelle oder unbemannte oder bemannte 
Luftfahrzeuge zu betreiben.  
Unabhängig davon sind gemäß § 33 BNatSchG alle Veränderungen und Stö-
rungen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-Gebietes 
in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Be-
standteile führen können, unzulässig. Dies gilt auch für Maßnahmen, die von 
außen in das Gebiet hineinwirken können. Nach Art. 6 Abs. 3 der Habitatricht-
linie ist dies bei einer Prüfung der Verträglichkeit eines Planes oder Projektes 
einzuschließen (siehe Schlussantrag Generalanwältin 7.8.2018 in der Rs. C-
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461/17).
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18.   
Eingang LK Aurich:  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich bin Eigentümer von Grundstücken im Gebiet des geplanten LSG in der Ge-
meinde Ihlow. 

 
               
Die von mir bewirtschafteten Flächen stellen sich wie folgt dar: 15,3550 ha 
Eigentum 

Gegen den genannten Entwurf der Verordnung über das Landschaftsschutz-
gebiet erhebe ich die folgenden Einwendungen: 
Die im Entwurf vorgesehne Ausweisung des LSGs wird es mit sich bringen, 
dass die Flächen nur noch im eingeschränkten Maße vom Pächter genutzt 
werden können. Dies wird dazu führen, dass die Pachtverträge ganz oder teil-
weise aufgelöst, nicht verlängert oder nur noch mit geringen pachtzins auf-
rechterhalten werden können. Dies bedeutet, neben den Wertverlust, den die 
landwirtschaftlich genutzten Flächen erleiden werden, eine deutliche Ver-
schlechterung meiner Liquiditätslage. Den Flächen drohen verkehrswesentli-
che, wertbildende Eigenschaften verloren zu gehen. Obwohl ich also nicht 
selbst einen landwirtschaftlichen Betrieb leitete, bin ich von den geplanten 
Änderungen persönlich stark betroffen. 

Allgemeines: 
Der Verordnungsgeber verkennt, dass die Arbeitshilfe des NLWKN zur Siche-
rung von Natura 2000-Gebieten (2018-02-20_Muster-V0_4_aktualisiert.pdf) 
für Naturschutzgebiete 
angefertigt wurde und im Rahmen von Landschaftsschutzgebieten einen un-
verhältnismäßig hohen Schutzmaßstab statuiert. In LSGV0en sind diese stets 
an den besonderen Schutzzweck anzuknüpfen. Dem wird es nicht gerecht, 
wenn die für NSGV0en konzipierten Schutzmaßnahmen des Ministeriums 
„entsprechend" angewandt werden beziehungsweise aus der Muster-VO 
übernommen werden. 

Zur Kenntnis genommen.

Die Arbeitshilfe kann auch für die LSG-VO als Orientierungshilfe/Grundlage 
dienen. Die Regelungen des LSG-VO leiten sich aus dem Schutzzweck, mit re-
pressiven und präventiven Verboten ab. 
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•Sämtliche Regelungen müssen sich am Verschlechterungsverbot messen 
lassen. Der Maßstab für die Beurteilung der Frage, ob eine Gebietsbeeinträch-
tigung vorliegt, verlangt nach einer Ausgangsgröße: Pläne, Projekte und Vor-
haben sind die adressierten Erscheinungsformen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL 
angeordneten Verschlechterungsverbots. Dies dient nach überwiegender An-
sicht der Erhaltung des Zustandes, in dem sich die von dem Schutzgebiet um-
fassten Lebensräume im Zeitpunkt der Eintragung in die Gemeinschaftsliste 
befinden. Gemäß Art. 4 Abs. 5 FFH-RL ist ein Gebiet nämlich erst ab dem Zeit-
punkt geschützt, in dem es in die Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung aufgenommen worden ist. Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken können, von vornhe-
rein vom Verschlechterungsverbot nicht erfasst. Die bereits bei Unterschutz-
stellung des Gebiets bestehenden Vorhaben wirken sich (prägend) auf die 
zeitlich nachfolgend ausgewiesenen Schutzgebiete aus und bestimmen so den 
Erhaltungszustand der Lebensräume und Arten mit (Beier, NVwZ 2016, 575, 
577). Sie sind daher in der Regel bereits im Rahmen des Prozesses der Ge-
bietsausweisung entsprechend berücksichtigt worden (VGH München, Urt. v. 
30.10.2007 — 8 A 06.40024; bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 05.12.2008 — 
9 B 28/08; VGH München, U. v. 19.02.2014 — 8 A 11.40040 u. a.; wiederum 
bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 22.06.2015 — 4 B 59/14). Der Maßstab für 
die Beurteilung der Frage, ob eine Beeinträchtigung vorliegt, verlangt zunächst 
nach einer Ausgangsgröße. Fraglich ist nämlich, ob der naturschutzrechtliche 
„Idealzustand" die Ausgangsgröße bildet oder ob bereits ein vorgefundener 
Zustand (Vorbelastung) Ausgangspunkt ist. Man wird von folgendem ausgehen 
müssen: Die Vorhaben, Maßnahmen und Veränderungen sind Erscheinungs-
formen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL angeordneten Verschlechtungsverbots. 
Letzteres dient nach überwiegender Ansicht der Erhaltung des Zustandes, in 
welchem sich die von dem Schutzgebiet umfassten Lebensräume im Zeitpunkt 
der Eintragung in die Gemeinschaftsliste befinden (Gellermann, Natura 2000-
Europäisches Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepub-
lik Deutschland, 2. Aufl. 2001, S. 72). Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken, von vornherein vom 

Die unionsrechtlichen Vorgaben der FFH-RL und V-RL etablieren lediglich Min-
deststandards, während es den Mitgliedstaaten nicht versagt ist, strengere 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen (Art. 193 AEUV; Art. 14 V-RL). Davon abgese-
hen begrenzt das Verschlechterungsverbot nicht die Regelungsmöglichkeiten 
des Verordnungsgebers. Das Verbot bezieht sich auf Handlungen und Maß-
nahmen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-
Gebietes führen können. Der Verordnungsgeber gehört daher von vornherein 
nicht zu den Adressaten des Verbots; stattdessen hat er aus Gründen des § 32 
Abs. 3 S. 3 BNatSchG durch geeignete Ge- und Verbote sicherzustellen, dass 
der Regelungsvorgabe des Art. 6 Abs. 2 (i.V.m. Art. 7) FFHRL entsprochen wird. 
§ 32 Abs. 3 S. 4 BNatSchG lässt aber keinen Zweifel daran, dass es ihm auch 
gestattet ist, weitergehende Schutzvorschriften zu erlassen. Die Vorstellung, 
dass eine zur Unterschutzstellung von FFH- und/oder Vogelschutzgebieten 
dienende nationale Schutzverordnung lediglich Verschlechterungen des Zu-
standes verhindern dürfte, findet in den einschlägigen Rechtsnormen keinen 
Rückhalt. 

Im Übrigen zur Kenntnis genommen. 
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Verschlechterungsverbot nicht erfasst (Gellermann, Natura 2000-Europäisches 
Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepublik Deutsch-
land, 2. Aufl. 2001, S. 72). Anders formuliert: Soweit Art. 6 Abs. 2 FFH-RL ne-
ben dem Unterlassen beeinträchtigender Handlung ein aktives Tätigwerden 
des Mitgliedstaats fordert, handelt es sich um eine konservierende, nicht um 
eine optimierende Maßnahme (Erbguth/Schubert, DVBI. 2006, 591, 596).  

In Anbetracht des konservierenden Charakters müssen aber alle Maßnahmen 
der Bewirtschaftung zulässig bleiben, die zum Zeitpunkt der Unterschutzstel-
lung bereits vorgenommen wurden und die nicht dazu geführt haben, die 
Schutzbedürftigkeit und die Schutzwürdigkeit in Frage zu stellen. Es geht da-
rum, einen Zustand zu konservieren, so dass Maßstab für die Einschränkungen 
der Zustand der Ausgangsgröße ist, der zum Zeitpunkt der Unterschutzstellung 
herrschte. Deshalb sind die Einschränkungen auf die Aspekte zu begrenzen, 
die über diesen Rahmen hinausgehen und die zu einem Verstoß gegen das 
Verschlechterungsverbot führen können. Das gefundene Resultat entspricht 
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG 146, 145 ff. — 
BAB Waldkappel, erster Leitsatz). Mit Blick auf den Kammmolch hat das Ge-
richt festgestellt, eine ihn betreffende Schadensvermeidungsmaßnahme sei 
rechtlich zulässig, wenn nach Durchführung der Maßnahme mindestens der 
gleiche (oder bessere) Schutz für die Art erreicht wird. 

•Die Fläche des geplanten Landschaftsschutzgebietes korrespondiert nicht mit 
der Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete (vgl. Über-
sichtskarten/ Anlage 1.2 und 1.3). Die Einbeziehung der nicht als FFH-Gebiet 
ausgewiesenen Flächen kommt jedoch nur dort in Betracht, wo diese im Hin-
blick auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebietes schutzwürdig und schutzbedürf-
tig sind. Beides wurde vom Verordnungsgeber nicht dargelegt. 

Das Verschlechterungsverbot bezieht sich, wie oben dargestellt auf den Zeit-
punkt der Meldung des Gebietes als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung, nicht der hier vorgenommenen Überführung in nationales Recht.  

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Im Hoheitsgebiet des 
Landkreises Aurich wurden ansonsten keine weiteren Flächen als die des Na-
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•Der Standdarddatenbogen enthält veraltete Daten. Die Lebensraumtypen 
und die Arten sind weit vor 2017 das letzte Mal kartiert worden — die Biotop-
kartierung des Fehntjer Tief-Niederung für die FFH-Basiserfassung erfolgte im 
Jahr 2002. In der Begründung wird sich auf keine aktuellere Erfassung bezo-
gen. In zeitlicher Hinsicht ist eine solche Überprüfung und Nachkartierung 
jedenfalls dann erforderlich, wenn die nationale Unterschutzstellung mehr als 
sechs Jahre nach Aufstellung der Standarddatenbögen erfolgt. Dies folgt aus 
den Vorgaben der FFH-Richtlinie und der dazu ergangenen Rechtsprechung 
(vgl. Art. 4 Abs. 4 FFH-RL, Art. 9 FFH-RL; VGH Kassel, B. v. 02.01.2009— 11 B 
368/08.T — juris, Rn. 398) 

tura-2000 Gebietes verordnet.

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume 
in den letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung 
mit den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die 
Meldung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrecht-
lich zwingend. 

In der Begründung des Verordnungsentwurfs wird eine Basiserfassung thema-
tisiert, deren Ergebnisse im Standard-Datenbogen des NLWKN dokumentiert 
sind. Die Erstmeldung des FFH-Gebietes „Fehntjer Tief und Umgebung' erfolg-
te im Dezember 2004, indessen wurde der Meldebogen im Juli 2018 aktuali-
siert. Das Vogelschutzgebiet „Fehntjer Tief' wurde im Dezember 1999 gemel-
det, während das Update im August 2018 erfolgte.“ Daraus folgt, dass die 
Datenlage in Ansehung des vorliegenden Falles hinreichend aktuell ist. 

Die Lebensraumtypen (6230, 6410, 7140, stichprobenartig 3150, 3130) und 
Arten sind im Rahmen der Managementplanung 2019 und 2020 kartiert wor-
den. Borstgrasrasen und Pfeifengraswiesen sind stichprobenartig durch das 
Land Niedersachsen im Rahmen der Berichtspflicht kartiert worden. Seit 2009 
erfolgt im Landkreis Leer ein Monitoring im Rahmen der Umsetzung von Maß-
nahmen zur Entwicklung und Erhaltung der LRT 6230 und 6410. Die Gewässer 
des LRT 3130 werden regelmäßig durch das Land Niedersachsen (Luronium) 
untersucht. Zudem erfolgt eine jährliche Revierkartierung seit 1994 (bis auf 
2015/2016) durch die Naturschutzstation Fehntjer Tief. 

Unabhängig davon findet die These, dass nach Ablauf von sechs Jahren eine 
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Schutzzweck § 3 
Einwendung: 
Der besondere Schutzzweck gemäß § 3 Abs. 2 sollte sich auf folgende Punkte 
beschränken: 
•Die Erhaltung und Entwicklung der weitläufigen, offenen, von Grünland ge-
prägten Landschaft sowie ihrer charakteristischen Arten. 
•Die Erhaltung und Entwicklung der im Gebiet 
vorkommenden Gewässer als Lebensraum für zahlreiche Tier-und Pflanzenar-
ten. 
•Die Erhaltung und Entwicklung beruhigter, ungestörter großflächiger Brut-, 
Rast- und Nahrungshabitate der im Gebiet vorkommenden Vogelarten.  
Der Schutz, die Pflege und die Entwicklung von Lebensräumen und Habit-
tatstrukturen wild lebender Tier- und Pflanzenarten, soweit sie 
europäisch geschützt sind und in signifikantem Umfang im Gebiet vorkom-
men. 

Neukartierung erfolgen müsste, in Art. 4 Abs. 4 FFH-RL keine Stütze. Die Vor-
schrift, die nur für FFH-Gebiete gilt, verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Unter-
schutzstellung der in die Gemeinschaftsliste aufgenommenen Gebiete inner-
halb einer Frist von sechs Jahren. Die Rechtsfolge, dass nach Ablauf dieser 
Frist nachkartiert werden müsste, lässt sich der Vorschrift nicht entnehmen, 
zumal dies darauf hinausliefe, die Unterschutzverpflichtung zu relativieren. 

Schließlich verfängt der Hinweis auf Rechtsprechung zur Datenaktualität bei 
Eingriffsvorhaben nicht. Eine Übertragung auf Verfahren der Unterschutzstel-
lung verbietet sich schon deshalb, weil § 26 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG keinen 
Zweifel daran lässt, dass ein LSG auch um der „Wiederherstellung der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes“ willen ausgewiesen wer-
den kann. Es ist daher nicht entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter 
im Gebiet noch vorkommen, und daher ist die Aktualität der Daten keine Vo-
raussetzung der Unterschutzstellung. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 
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Einwendung: 
Absatz 4 sollte von einer „Kann" in eine „Soll"-Bestimmung umge- wandelt 
werden 
Begründung: 
Die Umsetzung der Erhaltungsziele insbesondere auf landwirtschaftlichen 
Flächen sowie von Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen soll aufbauend auf 
die nachfolgenden Schutzbestimmungen auch durch Angebote des Vertrags-
naturschutzes unterstützt werden. 

Verbote § 4 Abs. 1 
Einwendung: 
Die Betretungs- und Befahrungsrechte sind auszuweiten (§ 4 Abs. 1 Nr. 1, 2 
LSG-VO-E) 

Es muss zumindest ausnahmsweise und im Rahmen einer Bewirtschaftung 
nach § 5 
BNatSchG möglich sein, den Pudde-, Hamm-, Kielweg in der Zeit vom 15.03. 
bis zum 15.07. eines jeden Jahres zu betreten, zu befahren oder auf sonstige 
Art und Weise aufzusuchen (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 LSG-VO-E). 

§ 4 Abs. 1 Nr. 3 LSG-VO ist zu ungenau. Zudem wird vorgeschlagen, auf die 
Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erforderlichen Regelun-
gen zum Schutz wilder Tiere bereits enthält. 
Begründung: 
Ausweislich der Begründung zum Verordnungsentwurf (S. 5) bezweckt die 
Regelung insbesondere, einer Beunruhigung wild lebender Tiere vorzubeugen. 
Die Regelung lehnt sich an § 39 Abs. 1 BNatSchG an, geht jedoch über diesen 
hinaus. Abgesehen davon, dass § 39 BNatSchG bereits hinreichenden Schutz 
für wild lebende Tiere und Pflanzen bietet und es einer darüber hinausrei-
chenden Regelung nicht bedarf, ist der weiter reichende Teil auch zu unbe-

Wenn diese Vorschrift in eine „Soll“-Regelung umgewandelt werden würde, 
hätte die zuständige Naturschutzbehörde keinen Ermessensspielraum bei der 
Entscheidung, ob Vertragsnaturschutz durchgeführt werden muss. Diese jetzt 
geltende Regelung dient der Wahrung der Eigentumsrechte.  

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen.  

Die hier angesprochene Sperrung der Wege erfolgt auf dem Hoheitsgebiet des 
Landkreises Leer und findet sich in der Verordnung des Landkreises Aurich 
nicht wieder.  

Der 4. Senat des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg hat in seinem Urteil vom 
04.03.2020, 4 KN 390/17 u.a. festgestellt, dass diese Regelung mit höherrangi-
gem Recht vereinbar und damit nicht zu unbestimmt ist. 
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stimmt. Denn es wird für den Normadressaten nicht hinreichend deutlich um-
grenzbar, ab wann wild lebende Tiere durch Lärm gestört sind. Diese unbe-
stimmte Formulierung kann in dieser Form zu uferlosen Beschränkungen füh-
ren. Verwiesen sei hier auf die zahlreichen Geräuschquellen, die der Fremden-
verkehr als Teil der Gebietsnutzung im öffentlichen Interesse bietet, etwa 
durch Besucher mit ihren Kindern, Radfahrer auf den zugelassenen Wegen 
oder auch nur Pilzsucher im Wald (vgl. § 39 Abs. 3 BNatSchG). 
Unklar bleibt ebenso, was „auf andere Weise" bedeutet. 
Es wird daher vorgeschlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 
BNatSchG die erforderlichen Regelungen zum Schutz wilder Tiere bereits ent-
hält. 
Tiere sind hinsichtlich ihrer Lärmempfindlichkeit vielfach sensibler als der 
Mensch, sodass auch insofern die Regelung des § 39 Abs. 1 BNatSchG hinrei-
chend Schutz bietet. 

Einwendung: 
Es muss zulässig sein, Pflanzstrukturen zu verändern, wenn diese nicht land-
schaftsprägend sind und keine Beeinträchtigung wertbestimmender Tier- und 
Pflanzenarten zu befürchten ist (§ 4 Abs. 1 Nr. 4 LSG-VO-E). 
Begründung: 
Auch wenn man etwa eine Beeinträchtigung seltener Tier-und Pflanzenarten 
im Einzelfall annehmen mag, so ist damit noch keine Aussage darüber getrof-
fen, ob in Hinblick auf 
die besondere Bedeutung einer natur- und 
landschaftsverträglichen Land- und Forstwirtschaft (§ 5 Abs. 1 BNatSchG) eine 
Entnahme jedenfalls im Einzelfall zuzulassen ist. Daher würden auch diese 
Erwägungen jedenfalls den Zustimmungsvorbehalt nicht rechtfertigen. Dies 
gilt umso mehr vor dem Hintergrund, dass das der Zustimmungsvorbehalt 
nach dem Verordnungstext gerade nicht auf wertgebende Lebensraumtypen 
oder besonders geschützte Arten beschränkt ist, sondern unter anderem auf 
alle im Verordnungsgebiet vorzufindenden Hecken, Baumreihen und Feldge-
hölze Anwendung finden soll. Selbst wenn der Verordnungsgeber zudem mög-

Die Aufnahme des Verbotes in die Verordnung stellt sicher, dass in einem 
dadurch notwendig werdenden Ausnahmeverfahren der Schutzzweck des LSG 
beachtet wird. Dieser würde bei einem Verfahren gem. § 39 BNatSchG keine 
Berücksichtigung finden. Zulässig sind gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 LSG-VO Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung des Gebietes mit vorheriger 
Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde. Eine natur- und land-
schaftsverträgliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis ist gemäß § 7 
Abs. 2 Nr. 11 LSG-VO ebenfalls möglich. 
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licherweise davon ausgeht, Pflanzen vor der Beeinträchtigung oder Zerstörung 
durch Laien schützen zu müssen, so könnte dieser an sich nicht zu beanstan-
dende Begründungsansatz jedoch nicht verfangen, wo es um Eingriffe der 
Grundeigentümer und Nutzungsberechtigten und ihr fachlich geschultes Per-
sonal geht. Denn diese sind darüber im Bilde, welche Arten besonders schüt-
zenswert sind, so dass die Regelung unter diesem Blickwinkel nicht gerechtfer-
tigt ist. 
Das Verbot ist daher zumindest auf diejenigen Pflanzen zu beschränken, bei 
denen der Schutz der vorkommenden LRT oder Arten es erfordert. Zudem ist 
auch für diese ein Anspruch der Eigentümer und Nutzungsberechtigten auf 
Ausnahmeerteilung im Einzelfall vorzusehen. 
Es wird daher vorgeschlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 
BNatSchG die erforderlichen Regelungen zum Schutz von Tier- und Pflanzenar-
ten bereits enthält. 

Einwendung: 
Drohnenflüge müssen auch zu land- und forstwirtschaftlichen Zwecken ohne 
vorherige Zustimmung der Landkreise als Naturschutzb hörde erlaubt sein (§ 4 
Abs. 1 Nr. 6 LSG-VO-E); die Anzeigepflicht bei den Freistellungen (§ 7 Abs. 2 Nr. 
7 LSG-VO) ist nicht praktikabel und zudem ist die Freistellung zu eng gefasst; 

Bereits zum jetzigen Zeitpunkt gilt nach § 21b Abs. 1 Nr. 6 der Verordnung zur 
Regelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten (LuftVO) ein Verbot für 
den Betrieb unbemannter Luftfahrtsysteme in FFH-Gebieten. Nach der Unter-
schutzstellung gilt dieses gesetzliche Verbot unabhängig von der Schutzge-
bietskategorie auch für Europäische Vogelschutzgebiete. Von unbemannten 
Luftfahrtsystemen/Flugmodellen/Luftfahrzeuge (z. B. Modellflugzeuge, Dra-
chen, Drohnen) oder bemannten Luftfahrzeugen gehen insbesondere auf die 
Vogelwelt erhebliche Beeinträchtigungen aus. Flugkörper verursachen unab-
hängig von ihrer Form psychischen Stress (z. B. Ducken, verstärkte Rufaktivi-
tät, unruhiges Hin- und Hergehen), der in physischen Stress münden kann (z. 
B. panikartiges Auffliegen, Verlassen des Gebietes). Darüber hinaus werden 
Drohnen mit speziellen Kameras zur Ermittlung von Schäden durch lokal be-
dingte Hagelschauer, Windhosen, Sturmböen etc. in Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft und Naturschutz eingesetzt, um eine aufwändige Begehung der be-
troffenen Schläge zu vermeiden. Nach § 6 Nr. 3 LSG-VO ist der Einsatz von 
unbemannten Luftfahrtsystemen oder unbemannten Luftfahrzeugen zur Wild-
tierrettung, Bestands- und Ertragserfassung durch qualifizierte Anwender 
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Es muss erlaubt sein, land- und forstwirtschaftliche Abfälle zu lagern, aufzu-
schütten oder 
einzubringen (§ 4 Abs. 1 Nr. 9 LSG-VO-E) 
Begründung: 
Es ist nicht nachvollziehbar, inwiefern natürliche nichtgefährliche forstwirt-
schaftliche Materialien wie Pflanzenreste sowie natürliche nicht gefährliche 
Hölzer aus der Landschaftspflege geeignet sind, durch Verwendung als Dünger 
oder in Form des Verbleibs und späteren Unterpflügens tatsächlich geeignet 
sind, Flora und Fauna sowie den Naturhaushalt zu beeinträchtigen. 
Dem Verbot sind daher natürlich abbaubare und durch Landwirtschaft und 
Forstwirtschaft produziertes organisches Material zu entnehmen. 

Einwendung: 
Es muss erlaubt sein, Weihnachtsbaum-, 
Schmuckreisigkulturen und Kurzumtriebsplantagen anzulegen (§ 4 Abs. 1 Nr. 
10 LSG-VO-E) Begründung: 
Das Verbot ist als Verbot mit Erlaubnisvorbehalt 
auszugestalten. 

nach vorheriger schriftlicher oder mündlicher Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde freigestellt. Darüber hinaus kann nach § 4 Abs. 4 der LSG-
VO die zuständige Naturschutzbehörde in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, 
soweit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. 
Darüber hinaus ist ggf. eine Erlaubnis nach der LuftVO bei der Niedersächsi-
schen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLStbV) zu beantragen. 
Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme. Die Anzeige kann sowohl mündlich als auch schriftlich erfol-
gen und stellt keine unzumutbare Beeinträchtigung dar. 

Das Einbringen von Stoffen, insbesondere die Lagerung von land- und forst-
wirtschaftlichen Abfällen oder die illegale Entsorgung von Gartenabfällen auf 
einem begrenzten Raum, führt zur lokalen Anreicherung von Nährstoffen und 
Bodenverdichtung. Es besteht zudem die Gefahr, dass sich ausgehend von 
Gartenabfällen Zier- und Gartenpflanzen im Gebiet verbreiten und etablieren. 
Hierdurch können charakteristische Tier- und Pflanzenarten verdrängt wer-
den.  

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG- VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
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Einwendung:  
Nadelhölzer und andere gebietsfremde oder invasive Pflanzen einzubringen 
sowie gebietsfremde oder invasive Tiere auszusetzen, sollte zumindest für die 
ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft, möglich bleiben (§ 4 Abs. 1 Nr. 
11 LSG-VO-E). 
Begründung: Am stärksten wiegen jedoch die negativen Auswirkungen dieser 
Regelungen in Hinblick auf die unaufhaltsamen Klimaveränderungen. Die 
Waldumbaubeschränkungen werden den Schutzzweck in Zukunft in erhebli-
chem Maße negativ beeinflussen. Aufgrund der Klimaverschiebung und dem 
damit verbundenen Eschen- und Buchensterben ist eine gewisse genetische 
Flexibilität erforderlich. Es ist abzusehen, dass sich diese und andere Laub-
bäume nicht mehr positiv entwickeln können. Die positive ökologische Ent-
wicklung der Waldflächen in dem Schutzgebiet setzen daher weiterhin eine 
ökonomische Nutzung voraus. Um angemessen auf die Klimaänderungen rea-
gieren zu können, ist es zwingend erforderlich, dass in die Verordnung eine 
Öffnungsklausel aufgenommen wird, die eine Beimischung nicht-
lebensraumtypischer Baumarten zulässt. 

Einwendung: Die Befahrung der Gewässer muss unter Würdigung des Ver-
schlechterungsverbots möglich sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 17 LSGVO-E). 
Die Aufweichungen in den Freistellungen (§ 7 Abs. 2 Nr. 9 LSGVO-E) sind zu 
eng gefasst. 

von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG-VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Gemäß § 40a BNatSchG sind die zuständigen Behörden verpflichtet Maßnah-
men zu treffen, die eine Einbringung oder Ausbreitung von invasiven Arten zu 
verhindern oder zu minimieren. 

Die Forstwirtschaft ist von der Verordnung nicht betroffen. 

Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 16 verboten. Freigestellt 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, und Sengelsieltief. Ein Verbot besteht nur für Stehpaddel, Kites und Was-
serfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen montiert sind. Die natur-
schutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind der Begründung zur 
LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt Tourismus zu und ermöglicht die 
Wahrnehmung von Natur und Landschaft. 
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Einwendung: Die Errichtung von Anlagen aller 
Art, gerade wenn hierfür keine Genehmigung erforderlich ist, muss erlaubt 
sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 
18 LSGVO-E). Zumindest muss diese Regelung im 
Erlaubnisvorbehalt verankert werden. 
Begründung: Das Bauverbot dürfte in dieser Form rechtswidrig sein. Denn ein 
solches Verbot findet keine Stütze im Gesetz. Weder unionsrechtliche noch 
nationale Vorgaben sehen ein generelles Bauverbot in Schutzgebieten vor. Ein 
generelles Bauverbot in einem Landschaftsschutzgebiet setzt danach voraus, 
dass aufgrund der Eigenart der Landschaft jeder Bau unabhängig von Zweck, 
Umfang und Gestaltung den Gebietscharakter schlechthin verändern oder 
dem besonderen Schutzzweck der Verordnung generell zuwiderläuft (OVG 
Lüneburg, U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01— juris, Rn. 45 f.; Albrecht, in 
BeckOK Umweltrecht Giesberts/Reinhardt, 50. Edition 2019, § 26 BNatSchG 
Rn. 27). Als denkbare Landschaft, in der jeder Bau dem Schutzzweck zuwider-
läuft und in der deshalb ein absolutes Bauverbot zulässig wäre, nannte das 
Bundesverwaltungsgericht — im U. v. 12.07.1956 —1 C 91.54 — juris, Rn. 10 
— eine „Dünenlandschaft am Meeresstrand". Damit ein Verbot baulicher An-
lagen aller Art zulässig ist, muss vielmehr feststehen, dass diese gerade „in 
jedem 
Bereich des unter Schutz gestellten Gebiets" den 
Gebietscharakter schlechthin verändert (OVG Lüneburg, U. v. 24.08.2001 — 8 
KN 41/01 — juris, Rn. 47; OVG Lüneburg U. v. 04.12.2018 — 4 KN 77/16 — 
juris, Rn. 102). Vor allem bei sehr großen Landschaftsschutzgebieten kann dies 
zweifelhaft sein. Das Oberverwaltungsgericht Lüneburg hat dazu sogar in sei-
nem Leitsatz — im U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01 —juris — erklärt: 
„Ein repressives Verbot, bauliche Anlagen aller Art zu errichten, ist in Land-
schaftsschutzgebieten, die bebaute Grundstücke und Siedlungen umfassen, in 
der Regel unzulässig." 
Das Verbot ist daher zumindest abzuschwächen und mit einem entsprechen-
den Erlaubnisvorbehalt zu versehen. 

Mit der Errichtung von Anlagen aller Art können Beeinträchtigungen entste-
hen, die dem Schutzzweck entgegenstehen. So können sensible Rast- und 
Brutplätze, typische Landschaftsteile und Pflanzenarten betroffen sein. Sie 
stellen eine Veränderung des betroffen Landschaftsraumes dar. Sie werden 
visuell als Fremdkörper wahrgenommen und fungieren als Störungspotential. 
Dies gilt gerade auch für Anlagen, für die keine Genehmigung erforderlich ist, 
wie Schilder oder Tafeln. Diese Maßnahmen stellen Projekte dar. 
Gemäß § 7 Abs. 3 der LSG-VO sind Pläne und Projekte, die einer behördlichen 
Entscheidung oder einer Anzeige bedürfen, freigestellt, wenn im Rahmen ei-
ner Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 26 NAGBNatSchG 
bzw. nach § 1a Abs. 4 BauGB in Verbindung mit §§ 34, 36 BNatSchG nachge-
wiesen wird, dass der in § 2 genannte Schutzzweck dieser Verordnung weder 
einzeln noch im Zusammenwirken mit anderen Plänen oder Projekten nachtei-
lig berührt werden oder die in § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG genannten Voraus-
setzungen erfüllt sind. Kommt also eine sogenannte FFH-
Verträglichkeitsprüfung zu dem Ergebnis, dass das geplante Projekt FFH-
verträglich ist, bedarf es keiner weiteren Befreiung oder sonstigen Prüfung 
durch die zuständige Naturschutzbehörde. Diese Prüfung ist, auch ohne Aus-
weisung eines LSG, bereits jetzt erforderlich. 

Es dürfen repressive Verbote ohne Erlaubnisvorbehalt nur dann erlassen wer-
den, wenn von vornherein feststeht, dass die verbotenen Maßnahmen den 
Charakter des unter Schutz gestellten Gebietes schlechthin (d. h. ungeachtet 
ihrer Art, Zweckbestimmung, Gestaltung und Größe sowie ihres Standortes) 
verändern oder dem besonderen Schutzzweck schlechthin zuwiderlaufen. Dies 
ist hier der Fall, da der Gebietscharakter oder die Schutzgüter des Gebietes 
beeinträchtigt werden  
Der „Gebietscharakter“ besteht hierbei aus den Gesamteigenschaften und 
dem Gesamteindruck des LSG, also die natürlichen Eigenarten des gesamten 
Landschaftsensembles. Diesen Gebietscharakter verändern alle Handlungen, 
die negative Auswirkungen auf die Gesamteigenschaften und den Gesamtein-
druck des Gebietes haben und dadurch den Gesamtwert für den Landschafts-
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Einschränkungen der Landwirtschaft § 4 Abs. 2,3 

Einwendung:  
Die Grünland- und Narbenerneuerung muss zulässig bleiben (§ 4 Abs. 3 Nr. 1 
lit. b NSG-VO-E) 

Einwendung:  
Es muss eine Abweichung von der vorgegebenen Saatgutmischung möglich 
sein (§ 4 Abs. 3 Nr. 1, lit. c NSG-VO-E).  
Begründung:  
Die vorgeschlagene Saatmischung für Über- und Nachsaaten entspricht offen-
bar der Vorgabe aus dem Landesumweltministerium anlässlich der Genehmi-
gung von Neuansaaten im Zusammenhang mit den Dürre- und Mäuseschäden 
im Frühjahr 2020. In der Praxis müsste, damit eine solche Mischung überhaupt 
erst in dieser Zusammensetzung auflaufen kann, das Grundstück nach chemi-

schutz herabmindern.

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
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scher Beseitigung der Altnarbe, gründlicher Pflugfurche und Saatbettbereitung 
ganz neu angesät werden. Wie sich diese Pflanzengesellschaft dann entwi-
ckelt, hängt insbesondere von der Witterung und von der Nutzungsfrequenz 
ab. Sinn und Zweck einer Nachsaat ist jedoch, gerade solche Umbrüche mit 
ihren negativen Konsequenzen, nämlich (Zer-)Störung des Bodenlebens und 
Gefüge, Nährstoffpufferfunktion, Tragfähigkeit des Bodens, Regenerationsfä-
higkeit der Grasnarbe etc. zu vermeiden. Genau aus diesem Grund wird die 
Nachsaat in Wasserschutzgebieten gefördert, nämlich um den Grünlandum-
bruch zu verhindern. Sie unterschätzen die Konkurrenzfähigkeit der Altnarbe, 
die sich auf mittlere Sicht immer wieder durchsetzt. Die Praxiserfahrungen aus 
dem diesjährig trockenen Frühjahr haben gezeigt, dass auch bei scheinbar 
großflächig vernichteten Grasbeständen die Nachsaat mit der geringstmögli-
chen Bodenbearbeitung die beste Wirkung hatte.  

Einwendung: 
Das Liegenlassen von Mähgut (§ 4 Abs. 2 Nr. 5 LSG-VO-E) muss möglich sein. 
Begründung: 

Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Gemäß § 40 BNatSchG ist regionales Saatgut zu verwenden, um eine Ausbrei-
tung von gebietsfremden Arten zu verhindern. Diese Regelung dient insbe-
sondere dem Schutz der innerartlichen Vielfalt gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG. 

Ziel einer Mahd ist die Gewinnung von Futter, so dass Mähgut von der Fläche 
abgefahren wird. Das Liegenlassen von Mahdgut kann zur Veränderung der 
Pflanzenzusammensetzung einer Fläche führen. Auch bei erschwerten Bedin-
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Das Liegenlassen von Mähgut ist keine fachliche Praxis, jedoch in Einzelfällen 
auf Feuchtgrünland unvermeidlich,um bei ungünstiger Witterung Bodenschä-
den zu vermeiden. 

Einwendung: 
Die weiteren Einschränkungen der Landwirtschaft in § 4 Abs. 3 LSGVO-E recht-
fertigen sich nicht. 
Begründung: 
Die Regelungen sind zu streichen. Die Thematik der 
Gewässerabstände ist schon ausreichend durch Gesetz (NWG, WHG) geregelt 
und die erneute und erweiterte Regulierung daher überflüssig. Zudem ist 
durch die gesetzlich vorgesehenen Maßnahmen in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 NAGB-
NatSchG der Gelegeschutz sichergestellt. Damit ist ein Verstoß gegen arten-
schutzrechtliche Verbotstatbestände ausgeschlossen. Zudem wird bisher nicht 
dargestellt, warum das Fachrecht, das bei der ordnungsgemäßen Landwirt-
schaft zu beachten ist, im Hinblick auf die naturschutzrechtlichen Belange 
defizitär sein soll. 
Im Einzelnen: 
Absatz 3 regelt insbesondere die Gewässerabstände bei der Düngung, die 
bereits im NWG bestimmt sind. Die fachliche Notwendigkeit von Abständen, 
die über diese gesetzlichen Vorgaben hinaus gehen, haben Sie bislang nicht 
schlüssig dargelegt. Die in der Begründung aufgeführte Auswertung von 
ZHANG et. al. von der University of California aus 2010 ist in diesem Fall nicht 
geeignet, die Wirksamkeit von Gewässerrandstreifen zu belegen. Wörtlich 
heißt es in der Ausarbeitung: „This paper aggregated many of these results 
and performed a meta-analysis to quantify the relationships between pollu-
tant removal efficacy and buffer width, buffer slope, soll type, and vegetation 
type." Die Klima- und Bodenverhältnisse in Kalifornien sind mit denen am 
Fehntjer Tief nicht im entferntesten zu vergleichen. Die Hangneigung zum 
Gewässer ist ebenfalls nicht zu berücksichtigen. Zudem haben wir es hier aus-

gungen aufgrund ungünstiger Witterungsverhältnisse ist das Mahdgut abzu-
fahren. Bei offensichtlicher Unmöglichkeit, z. B. unvorhergesehener extremer 
Witterungseinflüsse, kann das Mahdgut ausnahmsweise auf den Flächen ver-
bleiben. Eine natur- und landschaftsverträgliche Nutzung sollte diesen Grund-
satz berücksichtigen. Nach der Beweidung überständige Futterreste auszumä-
hen und der Verbleib der Reste auf der Fläche ist gute fachliche Praxis. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
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schließlich mit Grünland zu tun. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nach 
den jüngsten Änderungen im NAGBNatSchG in Natura 2000-Gebieten auf 
Grünland verboten. Sedimenteinträge sind auf Grünland im Gegensatz zu 
Acker ausgeschlossen. Die Zufuhr von Nährstoffen im Uferbereich dagegen 
steigert das Pflanzenwachstum, die Durchwurzelung des Bodens und damit 
die Retentionsleistung und die Filterfunktion des Gewässerrandstreifens. Die 
Eintragspfade Oberflächenwasserabfluss und Grundwasser wirken unabhängig 
von der Entfernung zum Gewässer. Hier spielen Faktoren wie Bodenart, Kul-
turzustand, Niederschlagsmenge, Hangneigung etc. eine ungleich größere 
Rolle. Direkte Nährstoffeinträge sind also wegen der überwiegend angrenzen-
den intensiven Grünlandbewirtschaftung, des ganzjährigen Graswachstums im 
atlantischen Klima, des ebenen Geländes und der inzwischen mehrfach novel-
lierten Düngeverordnung weitestgehend ausgeschlossen. Abgesehen davon, 
dass eine völlige Unterbindung von Nährstoffeinträgen aus diffusen Quellen 
illusorisch wäre, ist dieser Schutzzweck bereits umfassend in der Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) bzw. auf nationaler Ebene in der Oberflächengewässer-
verordnung (OGV) geregelt. Angesichts der letzten Verschärfung dieser Ver-
ordnung aus 2016 ist sichergestellt, dass die aktuell geltenden Grenzwerte den 
Vorsorgegrundsatz mehr als übererfüllt haben. Erfahrungsgemäß wird in die-
sem Zusammenhang die Retentionsleistung von intensivem Grasland noto-
risch unterschätzt. Extensivgrünland hat wegen seiner geringeren Entzüge 
eine wesentlich geringere Nährstoffpufferkapazität. N-min-Untersuchungen in 
den Wasserschutzgebieten in Leer haben ergeben, dass Grünland bei steigen-
den Nutzungsfrequenzen vielfach bessere Werte aufweist als beispielsweise 
Wald. Das ist auch das Ergebnis einer Auswertung des Umweltbundesamtes 
(UBA nach Angaben LAVINDr. Wolter am 24.09.2014). In diesem Zusammen-
hang hat das Grünlandzentrum Niedersachsen-Bremen in einer fachgutachter-
lichen Stellungnahme vom 05.11.2019 die Vorteile von Grünland hinsichtlich 
der Speicherkapazität von Nährstoffen und Kohlenstoff umfassend belegt. 
Demnach ist bei Schnittnutzung unabhängig von der Düngung kein Unter-
schied im Nitrataustrag zwischen der Nullvariante und 480 kg N/ha festzustel-
len (PAASS et al.1991). Da der Eintrag über diffuse Quellen und nicht der 
direkte Eintrag als Hauptursache für die Gewässergefährdung gilt, stünde die 

in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar.  

Die Wirkung von Gewässerrandstreifen für den Stoffrückhalt nimmt nach Lite-
raturauswertungen mit zunehmender Breite zu. Auf die Abb. von Zhang et. al. 
wird in diesem Zusammenhang in der Begründung verwiesen. Text und Abbil-
dung sind der „Allianz für Gewässerschutz: Empfehlungen für die Einrichtung 
von breiten Gewässerrandstreifen, Herausgegeben vom Ministerium für Ener-
giewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume Schleswig-Holstein in 
Allianz mit dem Bauernverband Schleswig-Holstein e. V., Juli 2014“ entnom-
men. Mit der Abbildung von Zhang werden grundsätzliche Prinzipien darge-
stellt. 

§ 25 a NAGBNatSchG regelt die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln inner-
halb von Landschaftsschutzgebieten, soweit sie Natura-2000-Gebiete sind. In § 
25 a Abs. 4 NAGBNatSchG ist dargelegt, dass weitergehende Vorschriften in 
Naturschutzgebiets- und Landschaftsschutzgebietsverordnungen von den 
Regelungen der Absätze 1 bis 3 unberührt bleiben. Dies weist darauf hin, dass 
weitergehende Regelungen möglich sind, wie sie im Rahmen dieser Verord-
nung zur Umsetzung des Schutzzweckes festgelegt werden. 

Im Nitratbericht 2016 wird die Verteilung der Nitratgehalte im Grundwasser in 
Abhängigkeit der Landnutzung dargelegt. Das Grundwasser in als Grünland 
genutzten Bereichen hatte im Vergleich zum Wald einen höheren Anteil der 
Nitratklasse < 1 mg/l. Allerdings lag der Anteil der untersuchten Grünlandbe-
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Schutzwirkung
ungenutzter bzw. extensiv bewirtschafteter Gewässerrandstreifen in keinem 
Verhältnis zu ihren Nachteilen für Bewirtschafter und Eigentümer. 
Der wiederholte Hinweis auf die Vollzugshinweise des NLWKN aus 2011 schei-
det zur Begründung ebenfalls aus, weil inzwischen die Düngeverordnung 
zweimal novelliert wurde, jedes Mal mit schärferen Auflagen zum Gewässer-
schutz. Damit nicht genug, hat der niedersächsische Landtag am 10. Novem-
ber 2020 einstimmig einer gesetzlichen Regelung zum Gewässerabstand zuge-
stimmt, die zuvor zwischen Landesregierung, Landwirtschaftskammer, Land-
wirtschaft und Naturschutzverbänden ausgehandelt wurde. Es wäre ein fata-
les Signal, wenn unverbindliche fachliche Hinweise von der Verwaltung höher 
gewichtet würden als ein historisch einmaliger politischer Beschluss auf Lan-
desebene. Umweltminister Olaf Lies und Frau Alexandra Stück, Leiterin des 
Referats 27 Natura 2000, haben anlässlich eines Gesprächs am 9. Juli 2020 mit 
dem Ortsrat Simonswolde ausdrücklich bestätigt, dass es sich bei den Voll-
zugshinweisen des NLWKN um unverbindliche Hilfestellungen handelt. 
Das Argument, bei den gesetzlichen Vorgaben handele es sich um Regeln, die 
für das ganze Land gelten, geht fehl. Die Rahmenvereinbarung zum „Nieder-
sächsischen Weg" bezieht sich ausdrücklich in erster Linie auf Grünland, Natu-
ra 2000 und gewässerreiche sowie Moorgebiete, ist also passgenau zuge-
schnitten auf diese Gebietskulisse. Zudem ist darzulegen, weshalb die Fortfüh-
rung der 
bisherigen Bewirtschaftung gegen das habitatschutzrechtliche Verschlechte-
rungsverbot verstößt, da schließlich unter dem Einfluss der Bewirtschaftung 
die LRT entstanden sind. 
Im Hinblick auf die Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung 
fehlt bisher der Nachweis, dass die verordnungsgebenden Landkreise die An-
forderungen des Art. 2 Abs. 3 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 
1992 beachtet haben. 

reiche mit einer Nitratklasse oberhalb 10 mg/l bei ca. 50 %, bei Wald lag der 
Anteil bei ca. 34 %. Im Bericht wird auch dargelegt, dass ein Teil des N-
Austrages in das Grundwasser und als Direkt-abfluss in die Oberflächengewäs-
ser erfolgt. Es ist in dem Bericht außerdem dargelegt, dass sich die Nitratbelas-
tung des Grundwassers in Deutschland von 2008/2011 bis 2012/14 praktisch 
nicht verändert hat, obwohl in diesem Zeitraum zahlreiche Maßnahmen zur 
Verminderung der Nitratbelastung durchgeführt worden sind. Aus dem Nit-
ratbericht 2020 geht hervor, dass die Nitratgehalte 2016-2018 im landwirt-
schaftlich beeinflussten Grundwasser nur leicht abgenommen haben, insge-
samt ist die Nitratbelastung jedoch weiterhin als zu hoch einzustufen. 

Die Fortführung der bisherigen Bewirtschaftung ist in Bezug auf die Lebens-
raumtypen, die zum Erhalt eine Bewirtschaftung benötigen, zu sehen. Die 
Kartierungen der Lebensraumtypen 2002 belegen schon einen deutlichen 
Rückgang im Vergleich zur Vegetationskarte von PREISING (1949). Auf den 
damals noch periodisch überschwemmten und nur extensiv nutzbaren Flächen 
im Bereich des Fehntjer Tiefs haben diese Lebensraumtypen/Biotope deutlich 
abgenommen. Die Erfassung der Brutvögel im Rahmen der Aufstellung des 
Pflege- und Entwicklungsplanes Flumm/Fehntjer Tief (ALAND 1992) sowie die 
regelmäßigen Revierkartierungen belegen ebenfalls einen deutlichen Rück-
gang. Die Intensität der landwirtschaftlichen Nutzung hat in den letzten Jahr-
zehnten zugenommen. Sie trägt zum Rückgang bei und lässt sich durch die 
Datenlage belegen. Dort wo eine extensive Bewirtschaftung, teilweise schon 
seit den 1970er Jahren, weiterhin sichergestellt worden ist, sind entsprechen-
de Bestände auch heute noch vorhanden.  
In Art. 2 Abs. 3 der FFH-Richtlinie heißt es, dass die getroffenen Maßnahmen 
den Anforderungen von Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur sowie regionalen 
und örtlichen Besonderheiten Rechnung tragen. Der Wirtschaft wird ausrei-
chend Rechnung getragen. In Bezug auf die landwirtschaftlichen Einschrän-
kungen in der LSG-VO sind diese entsprechend den Wertigkeiten des Gebietes 
und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erforderlich. Sie 
wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass trotz dieser 
Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nutzung bleibt.  
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Regelung in §4 Abs. 5 
Einwendung: 
Abs. 5 ist wie folgt umzuformulieren: „Die zuständige Naturschutzbehörde 
kann einer von den Verboten des §4 Abs. 2 und 3 abweichenden Flächenbe-
wirtschaftung zustimmen, soweit dies dem Schutzzweck nicht entgegensteht.“ 
Begründung: 
Diese Sprachregelung wurde am 08.07.2020 im Gespräch mit den Landkreisen 
in Leer abgestimmt. 

Erlaubnisvorbehalte §5 
Einwendung: 
Die Instandhaltung, Instandsetzung und der Ausbau vorhandener, demöffent-
lichen Verkehr gewidmeten Straßen und Wege muss ohne Erlaubnisvorbehalt 
und allein mit einem Anzeigevorbehalt möglich sein (Nr. 1). 

Die Veränderung von Gewässern im Zusammenhang mit der ordnungsgemä-
ßen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft muss ohne Erlaubnisvorbehalt mög-

Die Vollzugshinweise für Arten und Lebensraumtypen sind Teil der Nieder-
sächsischen Strategie zum Arten- und Biotopschutz. Für Niedersachsen wur-
den die Vogelarten, weitere Tier- und Pflanzenarten sowie Lebensraumty-
pen/Biotope mit besonderem Handlungsbedarf benannt. Für viele dieser Ar-
ten wurden Steckbriefe (Vollzugshinweise) erarbeitet, die neben Angaben zur 
Lebensweise der Arten bzw. zu den Kennzeichen der Lebensraumty-
pen/Biotope auch Vorschläge für Maßnahmen und geeignete Instrumente für 
deren Erhaltung und Entwicklung umfassen. Die für das Gebiet relevanten 
Steckbriefe wurden berücksichtigt. Es ist in der Begründung nicht dargelegt, 
dass es sich um gesetzliche Vorgaben handelt. Weitergehende Regelungen 
über Bewirtschaftungsabstände zu Gewässern in einer Schutzgebietsverord-
nung stehen Regelungen zum „Niedersächsische Weg“ nicht entgegen. 

Als Ergebnis des Gespräches am 08.07.2020 wurde der Begriff „naturschutz-
fachliche Notwendigkeit“ gestrichen. Die Regelung wurde im Verordnungs-
entwurf entsprechend angepasst.  

Die Instandhaltung und Instandsetzung ist nach Überarbeitung der Verord-
nung ohne Erlaubnis- und Anzeigevorbehalt möglich. Insoweit wird dem Ein-
wand gefolgt. Der Ausbau unterliegt weiterhin einem Erlaubnisvorbehalt, da 
die Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem Schutzzweck sicherzustellen ist.  

Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
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lich bleiben (Nr. 2)

Ordnungsgemäße fischereiliche Nutzung §6 abs. 1 Nr. 7 
Einwendung:  
Die Einschränkungen der Freistellungen der ordnungsgemäßen Fischerei 
rechtfertigen sich nicht.  
Begründung: 
Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem BNatSchG bedarf es 
bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die über das BiFischG 
hinaus die ordnungsgemäße Fischerei regeln. Vielmehr ist anerkannt, dass die 
Fischerei einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des Naturschutzes leistet. 
So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG anerkannt, dass die Fische-
rei als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell invasiver Arten einge-
setzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen Vorgaben zur Fische-
rei, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restriktive Regelung der 
Fischerei rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG bleiben die Re-
geln des Fischereirechts grundsätzlich unberührt. 

Jagd, Jagdschutz - § 4 Abs. 8 
Einwendung: 
Die Einschränkungen der ordnungsgemäßen Jagdausübung rechtfertigen sich 
nicht.  
Begründung: 
Die Vorgaben sind an die Musterverordnung vom 20.02.2018 angelehnt und 
gehen teilweise sogar erheblich darüber hinaus. Diese hat aber keinerlei recht-
liche Grundlage. Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem 
BNatSchG bedarf es bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die 
über das BJagdG hinaus die ordnungsgemäße Jagd regeln. Vielmehr ist aner-
kannt, dass Jagd und Jagdschutz einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des 
Naturschutzes leisten. So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG an-
erkannt, dass die Jagd als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell 

der Maßnahme

Die Röhrichtbereiche sowie die Wasser- und Uferpflanzenvegetation sind Le-
bensraum vieler Tierarten und sind deshalb bei der zulässigen ordnungsgemä-
ßen fischereilichen Nutzung zu schonen. Zudem sollen keine festen Angelplät-
ze wie beispielweise durch zusätzliche Befestigungen oder Steganlagen einge-
richtet werden. Durch das Niedersächsische Fischereigesetz (NFischG) ist ge-
regelt, dass die Fischerei auf die natürlichen Lebensgemeinschaften im Ge-
wässer und an seinen Ufern, insbesondere auf seltene Pflanzen- und Tierar-
ten, angemessen Rücksicht zu nehmen hat. Durch die Nennung konkreter 
Vorgaben werden die gesetzlich geforderten Fischereipflichten, u. a. der Ver-
ordnung über die Fischerei in Binnengewässern (Binnenfischereiordnung), 
beispielhaft nachgezeichnet. Eine Störung im Vorfeld des Angeltermins ohne 
Angelabsicht hat aufgrund der Präsenz störungsempfindlicher Tierarten zu 
unterbleiben. Maßnahmen, die zu einer naturschutzfachlichen Aufwertung 
des Gebietes beitragen und den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten 
Tierarten Vorteile bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Na-
turschutzbehörde umgesetzt werden.  

Die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd ist nach der LSG-VO, unter Beach-
tung von Vorgaben, freigestellt, sofern sie nicht über die Kernfunktion gemäß 
§ 1 Abs. 4 des Bundesjagdgesetzes hinausgeht. 
Diese Vorgaben ergeben sich nach § 9 Abs. 5 NJagdG i.V.m. dem Erlass „Jagd 
in Schutzgebieten“ vom 03.12.2019 (406-22220-21), wonach die Jagdbehör-
den und Naturschutzbehörden durch Verordnung die Jagdausübung in Schutz-
gebieten gemäß deren Schutzzweck für bestimmte Zeiträume beschränken 
oder teilweise verbieten können. Im Schutzgebiet kann das Jagdausübungs-
recht unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes insoweit 
eingeschränkt werden, als dies zu Verwirklichung des Schutzzweckes erforder-
lich ist. 

Die ordnungsgemäße Jagd im Landschaftsschutzgebiet „Fehntjer Tief und Um-
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invasiver Arten eingesetzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen 
Vorgaben zur Jagd, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restrikti-
ve Regelung der Jagd rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG blei-
ben die Regeln des Jagdrechts grundsätzlich unberührt. Insoweit ist Festzustel-
len, dass auch der Landkreis in seiner Begründung (S. 15) die sich auf den 
Schutzzweck positiv auswirkende Hegefunktion der Ausübung der Jagd betont. 
Nach dem niedersächsischen Erlass zur Jagd in Schutzgebieten (Gem. RdErl. d. 
ML u. d. MU v. 7. 8. 2012 - 404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2012 
Nr. 29, S. 662), geändert durch Gern. RdErl. d. ML u. d. MU v. 20.11.2017 - 
404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2017 Nr. 46, S. 1549); im Fol-
genden: Jagderlass 2017) in der seit dem 20.11.2017 geltenden Fassung heißt 
es in Punkt 1.5: 
„Allein [...] die Lage im Natura-2000-Gebiet reicht nicht als Grund zur Be-
schränkung der Jagd aus. Vielmehr ist für solche Gebiete zu prüfen, ob der 
Schutzzweck jagdliche Einschränkungen u. a. zu Kirrungen, Wildäckern und 
zum Schutz besonders störanfälliger Tierarten erfordert." 
Dass eine solche einzelfallbezogene Prüfung hier erfolgte, geht aus der LNSG-
VO E sowie ihrer Begründung nicht hervor. Eine solche hätte angesichts der 
Gegebenheiten vor Ort eine Nicht-Erforderlichkeit jedweder Jagdbeschrän-
kungen ergeben. Eine Erforderlichkeit ist jedoch Voraussetzung zur Beschrän-
kung der Jagd durch Vorgaben einer Schutzgebietsverordnung. Dazu heißt es 
im Jagderlass 2017 in Punkt 1.4 ausdrücklich: „Jagdrecht und Jagdausübungs-
recht genießen den verfassungsrechtlichen Schutz des Eigentums. Beschrän-
kungen sind nur zulässig, soweit sie geeignet und erforderlich sind, den 
Schutzzweck zu erreichen. Nach dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist das 
öffentliche Interesse am Schutzzweck abzuwägen sowohl mit dem Jagdrecht 
und dem Jagdausübungsrecht als auch mit den Zielen des Bundesjagdgeset-
zes, nämlich einer grundsätzlich flächendeckenden Jagdausübung, einer nach-
haltigen Nutzung, der Erhaltung eines artenreichen, gesunden Wildbestandes 
sowie der Wildschadensverhütung." 

gebung“ wird in ihrer Kernfunktion nicht eingeschränkt. Bestimmte Maßnah-
men, die den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten Tierarten Vorteile 
bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde 
umgesetzt werden.  
Dies stellt eine Prüfung der Standorte sicher, um besonders schützenswerte 
Biotope oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigun-
gen zu bewahren. 

Es ist weiterhin die Anlage von Wildäckern, Wildäsungsflächen und Futterplät-
zen auf tatsächlich genutzten Ackerflächen gestattet. Dies ergibt sich teilweise 
auch schon aufgrund der notwendigen Bewirtschaftung Die Anlage ist nur auf 
bereits genutzten Ackerflächen gestatten, da die Umwandlung von Grünland 
in Acker oder andere Nutzungsformen mit dem Schutzzweck der Verordnung 
nicht vereinbar ist. Die Erhaltung von Grünlandflächen dient der Entwicklung 
und der Erhaltung einer extensiv geprägten und artenreichen Grünlandvegeta-
tion, welches essentielle Grundlage für Brut-, Rast und Nahrungshabitate der 
vorkommenden Tierarten ist. Die Neuanlage von Futterplätzen außerhalb von 
Ackerflächen bedarf einer Anzeige, um besonders schützenswerte Biotope 
oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigungen zu 
bewahren. Durch Futterplätze können Störungen sensibler Arten und Vegeta-
tionsveränderungen nicht ausgeschlossen werden. An dieser Stelle wird auf § 
8 LSG-VO hingewiesen 

Als besonders sensibel sind das Landschaftsbild und die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes hinsichtlich der Anlage von Hegebüschen einzustufen. Da 
auch kleinflächige Gehölzbestände Habitate für verschiedene Prädatoren bie-
ten, ist damit auch eine Beeinträchtigung der Funktion des Raumes als Brut-
gebiet für bodenbrütende Vogelarten verbunden. 

Im Rahmen des Verfahrens zur Erstellung des Verordnungsentwurfes hat hin-
sichtlich der jagdlichen Beschränkungen eine einzelfallbezogene Prüfung unter 
Anhörung der unteren Jagdbehörden stattgefunden. Die Prüfung erfolgte an-
hand des Schutzzwecks i.S.d. 1.3 des Erlasses „Jagd in Schutzgebieten“ vom 
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Anordnungsbefugnis §9 
Einwendung: 
Die Wiederherstellung des bisherigen Zustands kann nur angeordnet werden, 
wenn gegen die Verbote des § 3 verstoßen oder keine Erlaubnis nach § 4 ein-
geholt und Natur oder Landschaft rechtswidrig zerstört, beschädigt oder ver-
ändert worden sind. Das alleinige Einwirken auf die Natur kann dafür nicht 
ausreichen. 

Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen §10 Abs.1 
Einwendung: 
Diese generalklauselartige Formulierung nimmt die gern. § 32 Abs. 5 
BNatSchG erst im Managementplan zu treffenden Maßnahmen vorweg und 
wirkt faktisch als „Ermächtigungsgesetz", das Eigentümer und Nutzer zur vo-
rauseilenden Duldung von künftig 
zu treffenden Ideen und Vorschlägen zwingt, deren Auswirkungen noch gar 
nicht abzusehen sind. Hier ist stattdessen auf den Managementplan zu ver-
weisen und falls nötig, das Procedere im Einzelnen zu beschreiben (Nr. 1).  

Gelege- und Kükenschutz ist inzwischen umfassend in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 
NAGBNatSchG geregelt (Nr. 2). 

Umsetzung von Erhaltungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen § 11 Abs. 2 
Einwendung: 
Hinsichtlich der Wiederherstellung geben wir zu bedenken, dass zunächst die 

03.12.2019 (406-22220-21). 
Die Erforderlichkeit wurde jedoch nicht ausreichend in der Begründung darge-
legt, daher wird die Begründung entsprechend ergänzt. 

Diese Regelung richtet sich wortgleich nach § 2 Abs. 2 NAGBNatSchG.  

Diese Regelungen sind vor dem Hintergrund des Mahnschreibens der EU, der 
Klage der europäischen Kommission vor dem EuGH gegen die Bundesrepublik 
Deutschland und der daraus hervorgehenden fehlenden Verbindlichkeit der 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Erhaltungsziele unerlässlich. Des Weiteren 
wird auf § 15 NAGBNatSchG hingewiesen. Die Maßnahmen beschränken sich 
auf diejenige, die die Nutzung des Grundstücks nicht unzumutbar beeinträch-
tigen.  

Die Durchführung des Küken- und Gelegeschutzes ist nicht im NAGBNatSchG 
geregelt. Es findet sich lediglich eine Entschädigungsregelung für den Fall, 
wenn die zuständige Naturschutzbehörde eine Anordnung trifft, dass die be-
treffenden Flächen, auch außerhalb eines Naturschutzgebietes, zum Schutz 
der Gelege erst später befahren werden dürfen. 

§ 26 BNatSchG lässt keinen Zweifel daran, dass das LSG zur Erhaltung, Ent-
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Angaben in den Standarddatenbögen das Maß aller Dinge sind. Es kann dabei 
nicht darum gehen, prähistorische Zustände wiederherzustellen, wie es bei-
spielweise derzeit seitens des NLWKN mit auen- und ästuartypischen Lebens-
räumen an der Ems versucht wird. Auch hier gilt es, zunächst aufbauend auf 
prioritären Arten und bewährten Konzepten wie dem Gelegeschutz Maßnah-
men zu entwickeln, die dort ansetzen, wo tatsächlich Arten und LRT vorhan-
den sind. 

Weitere Einwendungen: 
Einwendung:  
Durch Ausweisung zum LSG Wertverlust der Flächen 
Begründung:  
Ein großer Wertverlust, sowie wenige Pachteinnahmen gefährden die Liquidi-
tät der Familie 

wicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushaltes, einschließlich des Schutzes von Lebensstätten und Lebens-
räumen bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten ausgewiesen ist. 
Die Angaben des Standarddatenbogens sind daher, genauso wie Vorgaben des 
Landes aus dem Netzzusammenhang zu berücksichtigen. Es ist dabei nicht 
entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter im Gebiet noch vorkommen. 

Die aufgeführten Regelungen der Verordnung beeinflussen die Wirtschafts-
weise der im Schutzgebiet wirtschaftenden Betriebe. Eine natur- und land-
schaftsverträgliche landwirtschaftliche Bodennutzung nach guter fachlicher 
Praxis gemäß § 5 Abs. 2 BNatSchG ist weiterhin möglich und auch notwendig. 
Eine mögliche Wertminderung ist vom jeweiligen Betrieb und der Betriebs-
struktur abhängig.  
Betroffenheiten durch die geplante Unterschutzstellung wurden in einer durch 
die Landkreise Aurich und Leer beauftragten Betroffenheitsanalyse betrachtet. 
Diese diente der Ermittlung der wesentlichen Grundlagen. Während der Er-
stellung der landwirtschaftlichen Betroffenheitsanalysen haben sich jedoch 
bereits wesentliche Änderungen der geplanten Verordnungsinhalte ergeben, 
unter anderem aufgrund von Gesprächen mit Landwirten. Soweit möglich, 
wurden Problempunkte somit bereits im Erstellungsprozess berücksichtigt und 
die Verordnungsinhalte dementsprechend angepasst. Die Betroffenheitsana-
lysen beziehen sich auf einen überholten Stand der Verordnung und sind so-
mit nicht Gegenstand des formellen Beteiligungsverfahrens zur Ausweisung 
des geplanten Landschaftsschutzgebietes. 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
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Einwendung: 
Artenvielfalt 
Begründung: 
Durch die vorhandenen Gegebenheiten und Maßnahmen gibt es dort eine 
sehr große Artenvielfalt. 

Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. C-137/14) zulässig. 

zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Zur Kenntnis genommen. 
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19.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Gegen den genannten Entwurf der Verordnung über das Landschaftsschutz-
gebiet erheben wir folgende Einwendung. 
Die von Ihnen vorgesehenen Ausweisung des Landschaftsschutzgebietes ha-
ben wir große bedenken. 
Unser Elterliche Hof wurde 1977 ausgesiedelt auf Flurbereinigte Flächen, diese 
Flächen sollen von Ihnen zum größten Teil als Landschaftsschutzgebiet ausge-
wiesen werden. 
Unsere Eltern und Großeltern haben den Hof immer Konkurrenzfähig und 
Modern gehalten und intensiv bewirtschaftet, alle Baumaßnahmen wurden 
immer mit einer Genehmigung des Landkreises ausgeführt. Wir als Kinder sind 
immer aktiv an den Arbeiten im und am Hof beteiligt gewesen. Zwei von uns 
besitzen eine Landwirtschaftliche Ausbildung und wollen somit den Hof auch 
gerne mal übernehmen. 
Wir fordern einen Landschaftsschutzgebiet ohne weitere Auflagen! 
Die Betriebe welche schon seit Jahrzehnten und Jahrhunderten gewissenhaft 
und angemessen für die Region die Flächen bewirtschaften verlieren jede 
Zukunftsperspektive. 

Zur Kenntnis genommen.

Das Netz „Natura 2000" besteht aus den Gebieten von gemeinschaftlicher 
Bedeutung (GGB) nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL, vom 21. 
Mai 1992, 92/43/EWG) und den Europäischen Vogelschutzgebieten (VSG) 
nach der Vogelschutzrichtlinie (VSRL, vom 2. April 1979, 79/409/EWG; ersetzt 
durch kodifizierte Fassung vom 30. November 2009, 2009/147/EG). Die Vogel-
schutzgebiete (VSG) gelten unmittelbar nach ihrer Meldung durch die Mit-
gliedstaaten an die EU-Kommission als besondere Schutzgebiete (Special Pro-
tection Areas - SPA) und gehören damit dem europäischen Schutzgebietssys-
tem „Natura 2000" an. Die Auswahl der Vogelschutzgebiete erfolgt für die 
besonders bedrohten Vogelarten des Anhangs I der Vogelschutzrichtlinie. 
Nach Artikel 4, Absatz 1 der Richtlinie sind die "zahlen- und flächenmäßig ge-
eignetsten Gebiete" zu Schutzgebieten zu erklären. Nach Artikel 4, Absatz 2 
besteht zudem auch für alle nicht im Anhang I aufgeführten, regelmäßigen 
Zugvogelarten die Verpflichtung hinsichtlich ihrer Vermehrungs-, Mauser- und 
Überwinterungsgebiete sowie der Rastplätze in ihren Wanderungsgebieten 
entsprechende Schutzmaßnahmen zu ergreifen.  
Bereits basierend auf der VSRL vom 2. April 1979 wurde das Fehntjer Tief an 
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Die Flächen Verlieren an Wert und sind somit nur eingeschränkt zu Bewirt-
schaften. Wir sehen eine Ausweisung unseres Familiären Hofes als gefährdet! 

die EU in den 1980er Jahren gemeldet. In den Karten für avifaunistisch wert-
volle Bereiche in Niedersachsen – Brut-/Gastvögel von 1986-1992 des Nieder-
sächsischen Landesamtes für Ökologie von 1994 ist das Fehntjer Tiefgebiet 
bereits als gemeldetes „Besonderes Schutzgebiet“ dargestellt.  
Die EU-Kommission veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Union Listen 
der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (GGB) nach der FFH-Richtlinie. 
Die Veröffentlichung erfolgt jeweils für sog. biogeografische Regionen. Eine 
Liste wurde erstmals im Dezember 2004 veröffentlicht, in der das Fehntjer Tief 
enthalten ist. 
Darauf aufbauend basiert der Schutzstatus auf dem Schutzzweck, der unter 
Hinzuziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt 
worden ist, und der allgemeinen Verpflichtung zum Erhalt und der Wiederher-
stellung eines günstigen Erhaltungszustandes. Mit der Meldung des Gebietes 
an die EU-Kommission entstand zudem die Verpflichtung geeignete Schutz-
maßnahmen zur Wahrung der ökologischen Merkmale des Gebietes zu ergrei-
fen. 

Die aufgeführten Regelungen der Verordnung beeinflussen die Wirtschafts-
weise der im Schutzgebiet wirtschaftenden Betriebe. Eine natur- und land-
schaftsverträgliche landwirtschaftliche Bodennutzung nach guter fachlicher 
Praxis gemäß § 5 Abs. 2 BNatSchG ist weiterhin möglich und auch notwendig. 
Eine mögliche Wertminderung ist vom jeweiligen Betrieb und der Betriebs-
struktur abhängig.  
Betroffenheiten durch die geplante Unterschutzstellung wurden in einer durch 
die Landkreise Aurich und Leer beauftragten Betroffenheitsanalyse betrachtet. 
Diese diente der Ermittlung der wesentlichen Grundlagen. Während der Er-
stellung der landwirtschaftlichen Betroffenheitsanalysen haben sich jedoch 
bereits wesentliche Änderungen der geplanten Verordnungsinhalte ergeben, 
unter anderem aufgrund von Gesprächen mit Landwirten. Soweit möglich, 
wurden Problempunkte somit bereits im Erstellungsprozess berücksichtigt und 
die Verordnungsinhalte dementsprechend angepasst. Die Betroffenheitsana-
lysen beziehen sich auf einen überholten Stand der Verordnung und sind so-
mit nicht Gegenstand des formellen Beteiligungsverfahrens zur Ausweisung 
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Allgemeines 
•Der Verordnungsgeber verkennt, dass die Arbeitshilfe des NLWKN zur Siche-
rung von Natura 2000-Gebieten (2018-02-20_Muster-V0_4_aktualisiert.pdf) 
für Naturschutzgebiete angefertigt wurde und im Rahmen von Landschafts-
schutzgebieten einen unverhältnismäßig hohen Schutzmaßstab statuiert. In 
LSGV0en sind diese stets an den besonderen Schutzzweck anzuknüpfen. Dem 
wird es nicht gerecht, wenn die für NSGV0en konzipierten Schutzmaßnahmen 
des Ministeriums „entsprechend" angewandt werden beziehungsweise aus 
der Muster-VO übernommen werden. 
•Sämtliche Regelungen müssen sich am Verschlechterungsverbot messen 

des geplanten Landschaftsschutzgebietes.

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Die Arbeitshilfe kann auch für die LSG-VO als Orientierungshilfe/Grundlage 
dienen. Die Regelungen des LSG-VO leiten sich aus dem Schutzzweck, mit re-
pressiven und präventiven Verboten ab. 

Die unionsrechtlichen Vorgaben der FFH-RL und V-RL etablieren lediglich Min-
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lassen. Der Maßstab für die Beurteilung der Frage, ob eine Gebietsbeeinträch-
tigung vorliegt, verlangt nach einer Ausgangsgröße: Pläne, Projekte und Vor-
haben sind die adressierten Erscheinungsformen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL 
angeordneten Verschlechterungsverbots. Dies dient nach überwiegender An-
sicht der Erhaltung des Zustandes, in dem sich die von dem Schutzgebiet um-
fassten Lebensräume im Zeitpunkt der Eintragung in die Gemeinschaftsliste 
befinden. Gemäß Art. 4 Abs. 5 FFH-RL ist ein Gebiet nämlich erst ab dem Zeit-
punkt geschützt, in dem es in die Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung aufgenommen worden ist. Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken können, von vornhe-
rein vom Verschlechterungsverbot nicht erfasst. Die bereits bei Unterschutz-
stellung des Gebiets bestehenden Vorhaben wirken sich (prägend) auf die 
zeitlich nachfolgend ausgewiesenen Schutzgebiete aus und bestimmen so den 
Erhaltungszustand der Lebensräume und Arten mit (Beier, NVwZ 2016, 575, 
577). Sie sind daher in der Regel bereits im Rahmen des Prozesses der Ge-
bietsausweisung entsprechend berücksichtigt worden (VGH München, Urt. v. 
30.10.2007 — 8 A 06.40024; bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 05.12.2008 —
9 B 28/08; VGH München, U. v. 19.02.2014 — 8 A 11.40040 u. a.; wiederum 
bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 22.06.2015 — 4 B 59/14). Der Maßstab für 
die Beurteilung der Frage, ob eine Beeinträchtigung vorliegt, verlangt zunächst 
nach einer Ausgangsgröße. Fraglich ist nämlich, ob der naturschutzrechtliche 
„Idealzustand" die Ausgangsgröße bildet oder ob bereits ein vorgefundener 
Zustand (Vorbelastung) Ausgangspunkt ist. Man wird von folgendem ausgehen 
müssen: Die Vorhaben, Maßnahmen und Veränderungen sind Erscheinungs-
formen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL angeordneten Verschlechtungsverbots. 
Letzteres dient nach überwiegender Ansicht der Erhaltung des Zustandes, in 
welchem sich die von dem Schutzgebiet umfassten Lebensräume im Zeitpunkt 
der Eintragung in die Gemeinschaftsliste befinden (Gellermann, Natura 2000-
Europäisches Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepub-
lik Deutschland, 2. Aufl. 2001, S. 72). Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken, von vornherein vom 
Verschlechterungsverbot nicht erfasst (Gellermann, Natura 2000-Europäisches 
Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepublik Deutsch-

deststandards, während es den Mitgliedstaaten nicht versagt ist, strengere 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen (Art. 193 AEUV; Art. 14 V-RL). Davon abgese-
hen begrenzt das Verschlechterungsverbot nicht die Regelungsmöglichkeiten 
des Verordnungsgebers. Das Verbot bezieht sich auf Handlungen und Maß-
nahmen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-
Gebietes führen können. Der Verordnungsgeber gehört daher von vornherein 
nicht zu den Adressaten des Verbots; stattdessen hat er aus Gründen des § 32 
Abs. 3 S. 3 BNatSchG durch geeignete Ge- und Verbote sicherzustellen, dass 
der Regelungsvorgabe des Art. 6 Abs. 2 (i.V.m. Art. 7) FFHRL entsprochen wird. 
§ 32 Abs. 3 S. 4 BNatSchG lässt aber keinen Zweifel daran, dass es ihm auch 
gestattet ist, weitergehende Schutzvorschriften zu erlassen. Die Vorstellung, 
dass eine zur Unterschutzstellung von FFH- und/oder Vogelschutzgebieten 
dienende nationale Schutzverordnung lediglich Verschlechterungen des Zu-
standes verhindern dürfte, findet in den einschlägigen Rechtsnormen keinen 
Rückhalt. 

Im Übrigen zur Kenntnis genommen. 
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land, 2. Aufl. 2001, S. 72). Anders formuliert: Soweit Art. 6 Abs. 2 FFH-RL ne-
ben dem Unterlassen beeinträchtigender Handlung ein aktives Tätigwerden 
des Mitgliedstaats fordert, handelt es sich um eine konservierende, nicht um 
eine optimierende Maßnahme (Erbguth/Schubert, DVBI. 2006, 591, 596).  

In Anbetracht des konservierenden Charakters müssen aber alle Maßnahmen 
der Bewirtschaftung zulässig bleiben, die zum Zeitpunkt der Unterschutzstel-
lung bereits vorgenommen wurden und die nicht dazu geführt haben, die 
Schutzbedürftigkeit und die Schutzwürdigkeit in Frage zu stellen. Es geht da-
rum, einen Zustand zu konservieren, so dass Maßstab für die Einschränkungen 
der Zustand der Ausgangsgröße ist, der zum Zeitpunkt der Unterschutzstellung 
herrschte. Deshalb sind die Einschränkungen auf die Aspekte zu begrenzen, 
die über diesen Rahmen hinausgehen und die zu einem Verstoß gegen das 
Verschlechterungsverbot führen können. Das gefundene Resultat 
entspricht der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG 146, 
145 ff. — BAB Waldkappel, erster Leitsatz). Mit Blick auf den Kammmolch hat 
das Gericht festgestellt, eine ihn betreffende Schadensvermeidungsmaßnah-
me sei rechtlich zulässig, wenn nach Durchführung der Maßnahme mindes-
tens der gleiche (oder bessere) Schutz für die Art erreicht wird. 
•Die Fläche des geplanten Landschaftsschutzgebietes korrespondiert nicht mit 
der Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete (vgl. Über-
sichtskarten/ Anlage 1.2 und 1.3). Die Einbeziehung der nicht als FFH-Gebiet 
ausgewiesenen Flächen kommt jedoch nur dort in Betracht, wo diese im Hin-
blick auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebietes schutzwürdig und schutzbedürf-
tig sind. Beides wurde vom Verordnungsgeber nicht dargelegt. 

•Der Standdarddatenbogen enthält veraltete Daten. Die Lebensraumtypen 

Das Verschlechterungsverbot bezieht sich, wie oben dargestellt auf den Zeit-
punkt der Meldung des Gebietes als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung, nicht der hier vorgenommenen Überführung in nationales Recht.  

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Im Hoheitsgebiet des 
Landkreises Aurich wurden ansonsten keine weiteren Flächen als die des Na-
tura-2000 Gebietes verordnet. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
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und die Arten sind weit vor 2017 das letzte Mal kartiert worden — die Biotop-
kartierung des Fehntjer Tief-Niederung für die FFH-Basiserfassung erfolgte im 
Jahr 2002. In der Begründung wird sich auf keine aktuellere Erfassung bezo-
gen. In zeitlicher Hinsicht ist eine solche Überprüfung und Nachkartierung 
jedenfalls dann erforderlich, wenn die nationale Unterschutzstellung mehr als 
sechs Jahre nach Aufstellung der Standarddatenbögen erfolgt. Dies folgt aus 
den Vorgaben der FFH-Richtlinie und der dazu ergangenen Rechtsprechung 
(vgl. Art. 4 Abs. 4 FFH-RL, Art. 9 FFH-RL, VGH Kassel, B. v. 02.01.2009 — 11 B 
368/08.T — juris, Rn. 398). 

schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume 
in den letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung 
mit den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die 
Meldung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrecht-
lich zwingend. 

In der Begründung des Verordnungsentwurfs wird eine Basiserfassung thema-
tisiert, deren Ergebnisse im Standard-Datenbogen des NLWKN dokumentiert 
sind. Die Erstmeldung des FFH-Gebietes „Fehntjer Tief und Umgebung' erfolg-
te im Dezember 2004, indessen wurde der Meldebogen im Juli 2018 aktuali-
siert. Das Vogelschutzgebiet „Fehntjer Tief' wurde im Dezember 1999 gemel-
det, während das Update im August 2018 erfolgte.“ Daraus folgt, dass die 
Datenlage in Ansehung des vorliegenden Falles hinreichend aktuell ist. 

Die Lebensraumtypen (6230, 6410, 7140, stichprobenartig 3150, 3130) und 
Arten sind im Rahmen der Managementplanung 2019 und 2020 kartiert wor-
den. Borstgrasrasen und Pfeifengraswiesen sind stichprobenartig durch das 
Land Niedersachsen im Rahmen der Berichtspflicht kartiert worden. Seit 2009 
erfolgt im Landkreis Leer ein Monitoring im Rahmen der Umsetzung von Maß-
nahmen zur Entwicklung und Erhaltung der LRT 6230 und 6410. Die Gewässer 
des LRT 3130 werden regelmäßig durch das Land Niedersachsen (Luronium) 
untersucht. Zudem erfolgt eine jährliche Revierkartierung seit 1994 (bis auf 
2015/2016) durch die Naturschutzstation Fehntjer Tief. 

Unabhängig davon findet die These, dass nach Ablauf von sechs Jahren eine 
Neukartierung erfolgen müsste, in Art. 4 Abs. 4 FFH-RL keine Stütze. Die Vor-
schrift, die nur für FFH-Gebiete gilt, verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Unter-
schutzstellung der in die Gemeinschaftsliste aufgenommenen Gebiete inner-
halb einer Frist von sechs Jahren. Die Rechtsfolge, dass nach Ablauf dieser 
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Schutzweck § 3 
Einwendung: 
Der besondere Schutzzweck gemäß § 3 Abs. 2 sollte sich auf folgende Punkte 
beschränken: 
•Die Erhaltung und Entwicklung der weitläufigen, offenen, von Grünland ge-
prägten Landschaft sowie ihrer charakteristischen Arten. 
•Die Erhaltung und Entwicklung der im Gebiet vorkommenden Gewässer als 
Lebensraum für 
zahlreiche Tier- und Pflanzenarten. 
•Die Erhaltung und Entwicklung 
beruhigter, ungestörter großflächiger Brut-, Rast- und Nahrungshabitate der 
im Gebiet vorkommenden Vogelarten. 
Der Schutz, die Pflege und die Entwicklung von Lebensräumen und Habit-
tatstrukturen wild lebender Tier-und Pflanzenarten, soweit sie europäisch 
geschützt sind und in signifikantem Umfang im Gebiet vorkommen. 

Frist nachkartiert werden müsste, lässt sich der Vorschrift nicht entnehmen, 
zumal dies darauf hinausliefe, die Unterschutzverpflichtung zu relativieren. 

Schließlich verfängt der Hinweis auf Rechtsprechung zur Datenaktualität bei 
Eingriffsvorhaben nicht. Eine Übertragung auf Verfahren der Unterschutzstel-
lung verbietet sich schon deshalb, weil § 26 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG keinen 
Zweifel daran lässt, dass ein LSG auch um der „Wiederherstellung der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes“ willen ausgewiesen wer-
den kann. Es ist daher nicht entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter 
im Gebiet noch vorkommen, und daher ist die Aktualität der Daten keine Vo-
raussetzung der Unterschutzstellung. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 
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Absatz 4 sollte von einer „Kann“ in eine „Soll“-Bestimmung umgewandelt 
werden. 
Begründung: 
Die Umsetzung der Erhaltungsziele insbesondere auf landwirtschaftlichen 
Flächen sowie von Pföege- und Entwicklungsmaßnahmen soll aufbauend auf 
die nachfolgenden Schutzbestimmungen auch durch Angebote des Vertrags-
naturschutzes unterstützt werden. 

Verbote §4 Abs.1  
Einwnedung: 
Die Betretungs- und Befahrungsrechte sind 
auszuweiten (§ 4 Abs. 1 Nr. 1, 2 LSG-VO-E) 

Es muss zumindest ausnahmsweise und im Rahmen 
einer Bewirtschaftung nach § 5 BNatSchG möglich sein, den Pudde-, Hamm-, 
Kielweg in der 
Zeit vom 15.03. bis zum 15.07. eines jeden Jahres zu betreten, zu befahren 
oder auf sonstige Art und Weise aufzusuchen (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 LSG-VO-E). 

§ 4 Abs. 1 Nr. 3 LSG-VO ist zu 
ungenau. Zudem wird vorgeschlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 
Abs. 1 BNatSchG die erforderlichen Regelungen zum Schutz wilder Tiere be-
reits enthält 
Begründung: 
Ausweislich der Begründung zum Verordnungsentwurf (S. 5) bezweckt die 
Regelung insbesondere, einer Beunruhigung wild lebender Tiere vorzubeugen. 
Die Regelung lehnt sich an § 39 Abs. 1 BNatSchG an, geht jedoch über diesen 
hinaus. 
Abgesehen davon, dass § 39 BNatSchG bereits hinreichenden Schutz für wild 
lebende Tiere und Pflanzen bietet und es einer darüber hinausreichenden 
Regelung nicht bedarf, ist der weiter reichende Teil auch zu unbestimmt. Denn 
es wird für den Normadressaten nicht hinreichend deutlich umgrenzbar, ab 

Wenn diese Vorschrift in eine „Soll“-Regelung umgewandelt werden würde, 
hätte die zuständige Naturschutzbehörde keinen Ermessensspielraum bei der 
Entscheidung, ob Vertragsnaturschutz durchgeführt werden muss. Diese jetzt 
geltende Regelung dient der Wahrung der Eigentumsrechte.  

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen.  

Die hier angesprochene Sperrung der Wege erfolgt auf dem Hoheitsgebiet des 
Landkreises Leer und findet sich in der Verordnung des Landkreises Aurich 
nicht wieder.  

Der 4. Senat des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg hat in seinem Urteil vom 
04.03.2020, 4 KN 390/17 u.a. festgestellt, dass diese Regelung mit höherrangi-
gem Recht vereinbar und damit nicht zu unbestimmt ist. 
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wann wild lebende Tiere durch Lärm gestört sind. Diese unbestimmte Formu-
lierung kann in dieser Form zu uferlosen Beschränkungen führen. Verwiesen 
sei hier auf die zahlreichen Geräuschquellen, die der Fremdenverkehr als 
Teil der Gebietsnutzung im öffentlichen Interesse bietet, etwa durch Besucher 
mit ihren Kindern, Radfahrer auf den zugelassenen Wegen oder auch nur Pilz-
sucher im Wald (vgl. § 39 Abs. 3 BNatSchG). 

Unklar bleibt ebenso, was „auf andere Weise" bedeutet. Es wird daher vorge-
schlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erfor-
derlichen Regelungen zum Schutz wilder Tiere bereits enthält. Tiere sind hin-
sichtlich ihrer Lärmempfindlichkeit vielfach sensibler als der Mensch, sodass 
auch insofern die Regelung des § 39 Abs. 1 BNatSchG hinreichend Schutz bie-
tet. 
Einwendung: 
Es muss zulässig sein, Pflanzstruktu-ren zu verändern, wenn diese nicht land-
schaftsprägend sind und keine Beeinträchtigung 
wertbestimmender Tier- und Pflanzenarten zu befürchten ist (§ 4 Abs. 1 Nr. 4 
LSG-VO-E). 
Begründung: Auch wenn man etwa eine Beeinträchtigung seltener Tier-und 
Pflanzenarten im Einzelfall annehmen mag, so ist damit noch keine Aussage 
darüber getroffen, ob in Hinblick auf die besondere Bedeutung einer natur- 
und land-schaftsverträglichen Land- und Forstwirtschaft (§ 5 Abs. 1 BNatSchG) 
eine Entnahme jedenfalls im Einzelfall zuzulassen ist. Daher würden auch die-
se Erwägungen jedenfalls den Zustimmungsvorbehalt nicht rechtfertigen. Dies 
gilt umso mehr vor dem Hintergrund, dass das der Zustimmungsvorbehalt 
nach dem Verordnungstext gerade nicht auf wertgebende Lebensraumtypen 
oder besonders geschützte Arten beschränkt ist, sondern unter anderem auf 
alle im Verordnungsgebiet vorzufindenden Hecken, Baumreihen und Feldge-
hölze Anwendung finden soll. 
Selbst wenn der Verordnungsgeber zudem möglicherweise davon ausgeht, 
Pflanzen vor der Beeinträchtigung oder Zerstörung durch Laien schützen zu 
müssen, so könnte dieser an sich nicht zu beanstandende Begründungsansatz 
jedoch nicht verfangen, wo es um Eingriffe der Grundeigentümer und Nut-

Die Aufnahme des Verbotes in die Verordnung stellt sicher, dass in einem 
dadurch notwendig werdenden Ausnahmeverfahren der Schutzzweck des LSG 
beachtet wird. Dieser würde bei einem Verfahren gem. § 39 BNatSchG keine 
Berücksichtigung finden. Zulässig sind gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 LSG-VO Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung des Gebietes mit vorheriger 
Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde. Eine natur- und land-
schaftsverträgliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis ist gemäß § 7 
Abs. 2 Nr. 11 LSG-VO ebenfalls möglich. 
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zungsberechtigten und ihr fachlich geschultes Personal geht. Denn diese sind 
darüber im Bilde, welche Arten besonders schützenswert sind, so dass die 
Regelung unter diesem Blickwinkel nicht gerechtfertigt ist. 
Das Verbot ist daher zumindest auf diejenigen Pflanzen zu beschränken, bei 
denen der Schutz der vorkommenden LRT oder Arten es erfordert. Zudem ist 
auch für diese ein Anspruch der Eigentümer und Nutzungsberechtigten auf 
Ausnahmeerteilung im Einzelfall vorzusehen. 
Es wird daher vorgeschlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 
BNatSchG die erforderli-chen Regelungen zum Schutz von Tier- und Pflan-
zenarten bereits enthält. 
Einwendung:  
Drohnenflüge müssen auch zu land- und forstwirtschaftlichen Zwecken ohne 
vorherige Zustimmung der Landkreise als Naturschutzbehör-de erlaubt sein (§ 
4 Abs. 1 Nr. 6 LSG-VO-E); die Anzeigepflicht bei den Freistellungen (§ 7 Abs. 2 
Nr. 7 LSG-VO) ist nicht praktikabel und zudem ist die Freistellung zu eng ge-
fasst;  

Bereits zum jetzigen Zeitpunkt gilt nach § 21b Abs. 1 Nr. 6 der Verordnung zur 
Regelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten (LuftVO) ein Verbot für 
den Betrieb unbemannter Luftfahrtsysteme in FFH-Gebieten. Nach der Unter-
schutzstellung gilt dieses gesetzliche Verbot unabhängig von der Schutzge-
bietskategorie auch für Europäische Vogelschutzgebiete. Von unbemannten 
Luftfahrtsystemen/Flugmodellen/Luftfahrzeuge (z. B. Modellflugzeuge, Dra-
chen, Drohnen) oder bemannten Luftfahrzeugen gehen insbesondere auf die 
Vogelwelt erhebliche Beeinträchtigungen aus. Flugkörper verursachen unab-
hängig von ihrer Form psychischen Stress (z. B. Ducken, verstärkte Rufaktivi-
tät, unruhiges Hin- und Hergehen), der in physischen Stress münden kann (z. 
B. panikartiges Auffliegen, Verlassen des Gebietes). Darüber hinaus werden 
Drohnen mit speziellen Kameras zur Ermittlung von Schäden durch lokal be-
dingte Hagelschauer, Windhosen, Sturmböen etc. in Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft und Naturschutz eingesetzt, um eine aufwändige Begehung der be-
troffenen Schläge zu vermeiden. Nach § 6 Nr. 3 LSG-VO ist der Einsatz von 
unbemannten Luftfahrtsystemen oder unbemannten Luftfahrzeugen zur Wild-
tierrettung, Bestands- und Ertragserfassung durch qualifizierte Anwender 
nach vorheriger schriftlicher oder mündlicher Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde freigestellt. Darüber hinaus kann nach § 4 Abs. 4 der LSG-
VO die zuständige Naturschutzbehörde in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, 
soweit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. 
Darüber hinaus ist ggf. eine Erlaubnis nach der LuftVO bei der Niedersächsi-
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Einwendung:  
Es muss erlaubt sein, land- und forstwirtschaftliche Abfälle ZU lagern, aufzu-
schüt-ten oder einzubringen (§4 Abs. 1 Nr. 9 LSG-VO-E) 
Begründung:Es ist nicht nachvollziehbar, inwiefern natürlichenichtgefährliche 
forstwirtschaftliche Materialien wie Pflanzenreste sowie natürliche nicht ge-
fährliche Hölzer aus der Landschaftspflege geeignet sind, durch Verwendung 
als Dünger oder in Form des Verbleibs und späteren Unterpflügens tatsächlich 
geeignet sind, Flora und Fauna sowie den Naturhaushalt zu beeinträchtigen. 
Dem Verbot sind daher natürlich abbaubare und durch Landwirtschaft und 
Forstwirtschaft produ-ziertes organisches Material zu entnehmen. 

Einwendung:  
Es muss erlaubt sein, Weihnachts-baum-, Schmuckreisigkulturen und Kurzum-
triebs-plantagen anzulegen (§ 4 Abs. 1 Nr. 10 LSG-VO-E) 
Begründung: 
Das Verbot ist als Verbot mit Erlaub-nisvorbehalt auszugestalten. 

Einwendung:  
Nadelhölzer und andere gebiets-fremde oder invasive Pflanzen einzubringen 
sowie gebietsfremde oder invasive Tiere auszusetzen, sollte zumindest für die 
ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft, möglich bleiben (§ 4 Abs. 1 Nr. 

schen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLStbV) zu beantragen. 
Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme. Die Anzeige kann sowohl mündlich als auch schriftlich erfol-
gen und stellt keine unzumutbare Beeinträchtigung dar. 

Das Einbringen von Stoffen, insbesondere die Lagerung von land- und forst-
wirtschaftlichen Abfällen oder die illegale Entsorgung von Gartenabfällen auf 
einem begrenzten Raum, führt zur lokalen Anreicherung von Nährstoffen und 
Bodenverdichtung. Es besteht zudem die Gefahr, dass sich ausgehend von 
Gartenabfällen Zier- und Gartenpflanzen im Gebiet verbreiten und etablieren. 
Hierdurch können charakteristische Tier- und Pflanzenarten verdrängt wer-
den.  

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG- VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
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11 LSG-VO-E).
Begründung:  
Am stärksten wiegen jedoch die negativen Auswirkungen dieser Regelungen in 
Hinblick auf die unaufhaltsamen Klimaveränderungen. Die Waldumbaube-
schränkungen werden den Schutzzweck in Zukunft in erheblichem Maße nega-
tiv beeinflussen. Aufgrund der Klimaverschiebung und dem damit verbunde-
nen Eschen- und Buchensterben ist eine gewisse genetische Flexibilität erfor-
derlich. Es ist abzusehen, dass sich diese und andere Laub-bäume nicht mehr 
positiv entwickeln können. Die positive ökologische Entwicklung der Waldflä-
chen in dem Schutzgebiet setzen daher weiterhin eine ökonomische Nutzung 
voraus. Um angemessen auf die Klimaänderungen reagieren zu können, ist es 
zwingend erforderlich, dass in die Verordnung eine Öffnungsklausel aufge-
nommen wird, die eine Beimischung nicht-lebensraumtypischer Baumarten 
zulässt. 

Einwendung:  
Die Befahrung der Gewässer muss unter Würdigung des Verschlechterungs-
verbots möglich sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 17 LSGVO-E). 
Die Aufweichungen in den Freistellungen (§ 7 Abs. 2 Nr. 9 LSGVO-E) sind zu 
eng gefasst. 

Einwendung:  
Die Errichtung von Anlagen aller 
Art, gerade wenn hierfür keine Genehmigung erforderlich ist, muss erlaubt 
sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 
18 LSGVO-E). Zumindest muss diese Regelung im 
Erlaubnisvorbehalt verankert werden. 
Begründung: 
 Das Bauverbot dürfte in dieser Form rechtswidrig sein. Denn ein solches Ver-
bot findet keine Stütze im Gesetz. Weder unionsrechtliche noch nationale 
Vorgaben sehen ein generelles Bauverbot in Schutzgebieten vor. Ein generel-

schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG-VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Gemäß § 40a BNatSchG sind die zuständigen Behörden verpflichtet Maßnah-
men zu treffen, die eine Einbringung oder Ausbreitung von invasiven Arten zu 
verhindern oder zu minimieren. 

Die Forstwirtschaft ist von der Verordnung nicht betroffen. 

Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 16 verboten. Freigestellt 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, und Sengelsieltief. Ein Verbot besteht nur für Stehpaddel, Kites und Was-
serfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen montiert sind. Die natur-
schutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind der Begründung zur 
LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt Tourismus zu und ermöglicht die 
Wahrnehmung von Natur und Landschaft. 

Mit der Errichtung von Anlagen aller Art können Beeinträchtigungen entste-
hen, die dem Schutzzweck entgegenstehen. So können sensible Rast- und 
Brutplätze, typische Landschaftsteile und Pflanzenarten betroffen sein. Sie 
stellen eine Veränderung des betroffen Landschaftsraumes dar. Sie werden 
visuell als Fremdkörper wahrgenommen und fungieren als Störungspotential. 
Dies gilt gerade auch für Anlagen, für die keine Genehmigung erforderlich ist, 
wie Schilder oder Tafeln. Diese Maßnahmen stellen Projekte dar. 
Gemäß § 7 Abs. 3 der LSG-VO sind Pläne und Projekte, die einer behördlichen 
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les Bauverbot in einem Landschaftsschutzgebiet setzt danach voraus, dass 
aufgrund der Eigenart der Landschaft jeder Bau unabhängig von Zweck, Um-
fang und Gestaltung den Gebietscharakter schlechthin verändern oder dem 
besonderen Schutzzweck der Verordnung generell zuwiderläuft (OVG Lüne-
burg, U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01— juris, Rn. 45 f.; Albrecht, in BeckOK 
Umweltrecht Giesberts/Reinhardt, 50. Edition 2019, § 26 BNatSchG Rn. 27). 
Als denkbare Landschaft, in der jeder Bau dem Schutzzweck zuwiderläuft und 
in der deshalb ein absolutes Bauverbot zulässig wäre, nannte das Bundesver-
waltungsgericht — im U. v. 12.07.1956 —1 C 91.54 — juris, Rn. 10 — eine 
„Dünenlandschaft am Meeresstrand". Damit ein Verbot baulicher Anlagen 
aller Art zulässig ist, muss vielmehr feststehen, dass diese gerade „in jedem 
Bereich des unter Schutz gestellten Gebiets" den 
Gebietscharakter schlechthin verändert (OVG Lüneburg, U. v. 24.08.2001 — 8 
KN 41/01 — juris, Rn. 47; OVG Lüneburg U. v. 04.12.2018 — 4 KN 77/16 — 
juris, Rn. 102). Vor allem bei sehr großen Landschaftsschutzgebieten kann dies 
zweifelhaft sein. Das Oberverwaltungsgericht Lüneburg hat dazu sogar in sei-
nem Leitsatz — im U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01 —juris — erklärt: 
„Ein repressives Verbot, bauliche Anlagen aller Art zu errichten, ist in Land-
schaftsschutzgebieten, die bebaute Grundstücke und Siedlungen umfassen, in 
der Regel unzulässig." 
Das Verbot ist daher zumindest abzuschwächen und mit einem entsprechen-
den Erlaubnisvorbehalt zu versehen. 

Einschränkungen der Landwirtschaft §4 Abs. 2,3  
Einwendung: 
Die Grünland- und Narbenerneuerung muss zulässig bleiben (§ 4 Abs. 3 Nr. 1 
lit. b NSG-VO-E). 

Entscheidung oder einer Anzeige bedürfen, freigestellt, wenn im Rahmen ei-
ner Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 26 NAGBNatSchG 
bzw. nach § 1a Abs. 4 BauGB in Verbindung mit §§ 34, 36 BNatSchG nachge-
wiesen wird, dass der in § 2 genannte Schutzzweck dieser Verordnung weder 
einzeln noch im Zusammenwirken mit anderen Plänen oder Projekten nachtei-
lig berührt werden oder die in § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG genannten Voraus-
setzungen erfüllt sind. Kommt also eine sogenannte FFH-
Verträglichkeitsprüfung zu dem Ergebnis, dass das geplante Projekt FFH-
verträglich ist, bedarf es keiner weiteren Befreiung oder sonstigen Prüfung 
durch die zuständige Naturschutzbehörde. Diese Prüfung ist, auch ohne Aus-
weisung eines LSG, bereits jetzt erforderlich. 

Es dürfen repressive Verbote ohne Erlaubnisvorbehalt nur dann erlassen wer-
den, wenn von vornherein feststeht, dass die verbotenen Maßnahmen den 
Charakter des unter Schutz gestellten Gebietes schlechthin (d. h. ungeachtet 
ihrer Art, Zweckbestimmung, Gestaltung und Größe sowie ihres Standortes) 
verändern oder dem besonderen Schutzzweck schlechthin zuwiderlaufen. Dies 
ist hier der Fall, da der Gebietscharakter oder die Schutzgüter des Gebietes 
beeinträchtigt werden  
Der „Gebietscharakter“ besteht hierbei aus den Gesamteigenschaften und 
dem Gesamteindruck des LSG, also die natürlichen Eigenarten des gesamten 
Landschaftsensembles. Diesen Gebietscharakter verändern alle Handlungen, 
die negative Auswirkungen auf die Gesamteigenschaften und den Gesamtein-
druck des Gebietes haben und dadurch den Gesamtwert für den Landschafts-
schutz herabmindern. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
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Einwendung:  
Es muss eine Abweichung von der vorgegebenen Saatgutmischung möglich 
sein (§ 4 Abs. 3 Nr. 1, lit. c NSG-VO-E).  
Begründung:  
Die vorgeschlagene Saatmischung für Über- und Nachsaaten entspricht offen-
bar der Vorgabe aus dem Landesumweltministerium anlässlich der Genehmi-
gung von Neuansaaten im Zusammenhang mit den Dürre- und Mäuseschäden 
im Frühjahr 2020. In der Praxis müsste, damit eine solche Mischung überhaupt 
erst in dieser Zusammensetzung auflaufen kann, das Grundstück nach chemi-
scher Beseitigung der Altnarbe, gründlicher Pflugfurche und Saatbettbereitung 
ganz neu angesät werden. Wie sich diese Pflanzengesellschaft dann entwi-
ckelt, hängt insbesondere von der Witterung und von der Nutzungsfrequenz 
ab. Sinn und Zweck einer Nachsaat ist jedoch, gerade solche Umbrüche mit 
ihren negativen Konsequenzen, nämlich (Zer-)Störung des Bodenlebens und 
Gefüge, Nährstoffpufferfunktion, Tragfähigkeit des Bodens, Regenerationsfä-
higkeit der Grasnarbe etc. zu vermeiden. Genau aus diesem Grund wird die 
Nachsaat in Wasserschutzgebieten gefördert, nämlich um den Grünlandum-
bruch zu verhindern. Sie unterschätzen die Konkurrenzfähigkeit der Altnarbe, 
die sich auf mittlere Sicht immer wieder durchsetzt. Die Praxiserfahrungen aus 
dem diesjährig trockenen Frühjahr haben gezeigt, dass auch bei scheinbar 
großflächig vernichteten Grasbeständen die Nachsaat mit der geringstmögli-

auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
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chen Bodenbearbeitung die beste Wirkung hatte. 

Einwendung: 
Das Liegenlassen von Mähgut (§ 4 Abs. 2 Nr. 5 LSG-VO-E) muss möglich sein. 
Begründung: 
Das Liegenlassen von Mähgut ist keine fachliche Praxis, jedoch in Einzelfällen 
auf Feuchtgrünland unvermeidlich,um bei ungünstiger Witterung Bodenschä-
den zu vermeiden. 

Einwendung: 
Die weiteren Einschränkungen der Landwirtschaft in § 4 Abs. 3 LSGVO-E recht-
fertigen sich nicht. 
Begründung: 

Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Gemäß § 40 BNatSchG ist regionales Saatgut zu verwenden, um eine Ausbrei-
tung von gebietsfremden Arten zu verhindern. Diese Regelung dient insbe-
sondere dem Schutz der innerartlichen Vielfalt gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG. 

Ziel einer Mahd ist die Gewinnung von Futter, so dass Mähgut von der Fläche 
abgefahren wird. Das Liegenlassen von Mahdgut kann zur Veränderung der 
Pflanzenzusammensetzung einer Fläche führen. Auch bei erschwerten Bedin-
gungen aufgrund ungünstiger Witterungsverhältnisse ist das Mahdgut abzu-
fahren. Bei offensichtlicher Unmöglichkeit, z. B. unvorhergesehener extremer 
Witterungseinflüsse, kann das Mahdgut ausnahmsweise auf den Flächen ver-
bleiben. Eine natur- und landschaftsverträgliche Nutzung sollte diesen Grund-
satz berücksichtigen. Nach der Beweidung überständige Futterreste auszumä-
hen und der Verbleib der Reste auf der Fläche ist gute fachliche Praxis. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
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Die Regelungen sind zu streichen. Die Thematik der
Gewässerabstände ist schon ausreichend durch Gesetz (NWG, WHG) geregelt 
und die erneute und erweiterte Regulierung daher überflüssig. Zudem ist 
durch die gesetzlich vorgesehenen Maßnahmen in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 NAGB-
NatSchG der Gelegeschutz sichergestellt. Damit ist ein Verstoß gegen arten-
schutzrechtliche Verbotstatbestände ausgeschlossen. Zudem wird bisher nicht 
dargestellt, warum das Fachrecht, das bei der ordnungsgemäßen Landwirt-
schaft zu beachten ist, im Hinblick auf die naturschutzrechtlichen Belange 
defizitär sein soll. 
Im Einzelnen: 
Absatz 3 regelt insbesondere die Gewässerabstände bei der Düngung, die 
bereits im NWG bestimmt sind. Die fachliche Notwendigkeit von Abständen, 
die über diese gesetzlichen Vorgaben hinaus gehen, haben Sie bislang nicht 
schlüssig dargelegt. Die in der Begründung aufgeführte Auswertung von 
ZHANG et. al. von der University of California aus 2010 ist in diesem Fall nicht 
geeignet, die Wirksamkeit von Gewässerrandstreifen zu belegen. Wörtlich 
heißt es in der Ausarbeitung: „This paper aggregated many of these results 
and performed a meta-analysis to quantify the relationships between pollu-
tant removal efficacy and buffer width, buffer slope, soll type, and vegetation 
type." Die Klima- und Bodenverhältnisse in Kalifornien sind mit denen am 
Fehntjer Tief nicht im entferntesten zu vergleichen. Die Hangneigung zum 
Gewässer ist ebenfalls nicht zu berücksichtigen. Zudem haben wir es hier aus-
schließlich mit Grünland zu tun. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nach 
den jüngsten Änderungen im NAGBNatSchG in Natura 2000-Gebieten auf 
Grünland verboten. Sedimenteinträge sind auf Grünland im Gegensatz zu 
Acker ausgeschlossen. Die Zufuhr von Nährstoffen im Uferbereich dagegen 
steigert das Pflanzenwachstum, die Durchwurzelung des Bodens und damit 
die Retentionsleistung und die Filterfunktion des Gewässerrandstreifens. Die 
Eintragspfade Oberflächenwasserabfluss und Grundwasser wirken unabhängig 
von der Entfernung zum Gewässer. Hier spielen Faktoren wie Bodenart, Kul-
turzustand, Niederschlagsmenge, Hangneigung etc. eine ungleich größere 
Rolle. Direkte Nährstoffeinträge sind also wegen der überwiegend angrenzen-
den intensiven Grünlandbewirtschaftung, des ganzjährigen Graswachstums im 

(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar.  
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atlantischen Klima, des ebenen Geländes und der inzwischen mehrfach novel-
lierten Düngeverordnung weitestgehend ausgeschlossen. Abgesehen davon, 
dass eine völlige Unterbindung von Nährstoffeinträgen aus diffusen Quellen 
illusorisch wäre, ist dieser Schutzzweck bereits umfassend in der Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) bzw. auf nationaler Ebene in der Oberflächengewässer-
verordnung (OGV) geregelt. Angesichts der letzten Verschärfung dieser Ver-
ordnung aus 2016 ist sichergestellt, dass die aktuell geltenden Grenzwerte den 
Vorsorgegrundsatz mehr als übererfüllt haben. Erfahrungsgemäß wird in die-
sem Zusammenhang die Retentionsleistung von intensivem Grasland noto-
risch unterschätzt. Extensivgrünland hat wegen seiner geringeren Entzüge 
eine wesentlich geringere Nährstoffpufferkapazität. N-min-Untersuchungen in 
den Wasserschutzgebieten in Leer haben ergeben, dass Grünland bei steigen-
den Nutzungsfrequenzen vielfach bessere Werte aufweist als beispielsweise 
Wald. Das ist auch das Ergebnis einer Auswertung des Umweltbundesamtes 
(UBA nach Angaben LAVINDr. Wolter am 24.09.2014). In diesem Zusammen-
hang hat das Grünlandzentrum Niedersachsen-Bremen in einer fachgutachter-
lichen Stellungnahme vom 05.11.2019 die Vorteile von Grünland hinsichtlich 
der Speicherkapazität von Nährstoffen und Kohlenstoff umfassend belegt. 
Demnach ist bei Schnittnutzung unabhängig von der Düngung kein Unter-
schied im Nitrataustrag zwischen der Nullvariante und 480 kg N/ha festzustel-
len (PAASS et al.1991). Da der Eintrag über diffuse Quellen und nicht der di-
rekte Eintrag als Hauptursache für die Gewässergefährdung gilt, stünde die 
Schutzwirkung ungenutzter bzw. extensiv bewirtschafteter Gewässerrand-
streifen in keinem Verhältnis zu ihren Nachteilen für Bewirtschafter und Ei-
gentümer. 
Der wiederholte Hinweis auf die Vollzugshinweise des NLWKN aus 2011 schei-
det zur Begründung ebenfalls aus, weil inzwischen die Düngeverordnung 
zweimal novelliert wurde, jedes Mal mit schärferen Auflagen zum Gewässer-
schutz. Damit nicht genug, hat der niedersächsische Landtag am 10. Novem-
ber 2020 einstimmig einer gesetzlichen Regelung zum Gewässerabstand zuge-
stimmt, die zuvor zwischen Landesregierung, Landwirtschaftskammer, Land-
wirtschaft und Naturschutzverbänden ausgehandelt wurde. Es wäre ein fata-
les Signal, wenn unverbindliche fachliche Hinweise von der Verwaltung höher 

Die Wirkung von Gewässerrandstreifen für den Stoffrückhalt nimmt nach Lite-
raturauswertungen mit zunehmender Breite zu. Auf die Abb. von Zhang et. al. 
wird in diesem Zusammenhang in der Begründung verwiesen. Text und Abbil-
dung sind der „Allianz für Gewässerschutz: Empfehlungen für die Einrichtung 
von breiten Gewässerrandstreifen, Herausgegeben vom Ministerium für Ener-
giewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume Schleswig-Holstein in 
Allianz mit dem Bauernverband Schleswig-Holstein e. V., Juli 2014“ entnom-
men. Mit der Abbildung von Zhang werden grundsätzliche Prinzipien darge-
stellt. 

§ 25 a NAGBNatSchG regelt die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln inner-
halb von Landschaftsschutzgebieten, soweit sie Natura-2000-Gebiete sind. In § 
25 a Abs. 4 NAGBNatSchG ist dargelegt, dass weitergehende Vorschriften in 
Naturschutzgebiets- und Landschaftsschutzgebietsverordnungen von den 
Regelungen der Absätze 1 bis 3 unberührt bleiben. Dies weist darauf hin, dass 
weitergehende Regelungen möglich sind, wie sie im Rahmen dieser Verord-
nung zur Umsetzung des Schutzzweckes festgelegt werden. 

Im Nitratbericht 2016 wird die Verteilung der Nitratgehalte im Grundwasser in 
Abhängigkeit der Landnutzung dargelegt. Das Grundwasser in als Grünland 
genutzten Bereichen hatte im Vergleich zum Wald einen höheren Anteil der 
Nitratklasse < 1 mg/l. Allerdings lag der Anteil der untersuchten Grünlandbe-
reiche mit einer Nitratklasse oberhalb 10 mg/l bei ca. 50 %, bei Wald lag der 
Anteil bei ca. 34 %. Im Bericht wird auch dargelegt, dass ein Teil des N-
Austrages in das Grundwasser und als Direkt-abfluss in die Oberflächengewäs-
ser erfolgt. Es ist in dem Bericht außerdem dargelegt, dass sich die Nitratbelas-
tung des Grundwassers in Deutschland von 2008/2011 bis 2012/14 praktisch 
nicht verändert hat, obwohl in diesem Zeitraum zahlreiche Maßnahmen zur 
Verminderung der Nitratbelastung durchgeführt worden sind. Aus dem Nit-
ratbericht 2020 geht hervor, dass die Nitratgehalte 2016-2018 im landwirt-
schaftlich beeinflussten Grundwasser nur leicht abgenommen haben, insge-
samt ist die Nitratbelastung jedoch weiterhin als zu hoch einzustufen. 
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gewichtet würden als ein historisch einmaliger politischer Beschluss auf Lan-
desebene. Umweltminister Olaf Lies und Frau Alexandra Stück, Leiterin des 
Referats 27 Natura 2000, haben anlässlich eines Gesprächs am 9. Juli 2020 mit 
dem Ortsrat Simonswolde ausdrücklich bestätigt, dass es sich bei den Voll-
zugshinweisen des NLWKN um unverbindliche Hilfestellungen handelt. 
Das Argument, bei den gesetzlichen Vorgaben handele es sich um Regeln, die 
für das ganze Land gelten, geht fehl. Die Rahmenvereinbarung zum „Nieder-
sächsischen Weg" bezieht sich ausdrücklich in erster Linie auf Grünland, Natu-
ra 2000 und gewässerreiche sowie Moorgebiete, ist also passgenau zuge-
schnitten auf diese Gebietskulisse. Zudem ist darzulegen, weshalb die Fortfüh-
rung der 
bisherigen Bewirtschaftung gegen das habitatschutzrechtliche Verschlechte-
rungsverbot verstößt, da schließlich unter dem Einfluss der Bewirtschaftung 
die LRT entstanden sind. 
Im Hinblick auf die Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung 
fehlt bisher der Nachweis, dass die verordnungsgebenden Landkreise die An-
forderungen des Art. 2 Abs. 3 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 
1992 beachtet haben. 

Die Fortführung der bisherigen Bewirtschaftung ist in Bezug auf die Lebens-
raumtypen, die zum Erhalt eine Bewirtschaftung benötigen, zu sehen. Die 
Kartierungen der Lebensraumtypen 2002 belegen schon einen deutlichen 
Rückgang im Vergleich zur Vegetationskarte von PREISING (1949). Auf den 
damals noch periodisch überschwemmten und nur extensiv nutzbaren Flächen 
im Bereich des Fehntjer Tiefs haben diese Lebensraumtypen/Biotope deutlich 
abgenommen. Die Erfassung der Brutvögel im Rahmen der Aufstellung des 
Pflege- und Entwicklungsplanes Flumm/Fehntjer Tief (ALAND 1992) sowie die 
regelmäßigen Revierkartierungen belegen ebenfalls einen deutlichen Rück-
gang. Die Intensität der landwirtschaftlichen Nutzung hat in den letzten Jahr-
zehnten zugenommen. Sie trägt zum Rückgang bei und lässt sich durch die 
Datenlage belegen. Dort wo eine extensive Bewirtschaftung, teilweise schon 
seit den 1970er Jahren, weiterhin sichergestellt worden ist, sind entsprechen-
de Bestände auch heute noch vorhanden.  
In Art. 2 Abs. 3 der FFH-Richtlinie heißt es, dass die getroffenen Maßnahmen 
den Anforderungen von Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur sowie regionalen 
und örtlichen Besonderheiten Rechnung tragen. Der Wirtschaft wird ausrei-
chend Rechnung getragen. In Bezug auf die landwirtschaftlichen Einschrän-
kungen in der LSG-VO sind diese entsprechend den Wertigkeiten des Gebietes 
und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erforderlich. Sie 
wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass trotz dieser 
Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nutzung bleibt.  

Die Vollzugshinweise für Arten und Lebensraumtypen sind Teil der Nieder-
sächsischen Strategie zum Arten- und Biotopschutz. Für Niedersachsen wur-
den die Vogelarten, weitere Tier- und Pflanzenarten sowie Lebensraumty-
pen/Biotope mit besonderem Handlungsbedarf benannt. Für viele dieser Ar-
ten wurden Steckbriefe (Vollzugshinweise) erarbeitet, die neben Angaben zur 
Lebensweise der Arten bzw. zu den Kennzeichen der Lebensraumty-
pen/Biotope auch Vorschläge für Maßnahmen und geeignete Instrumente für 
deren Erhaltung und Entwicklung umfassen. Die für das Gebiet relevanten 
Steckbriefe wurden berücksichtigt. Es ist in der Begründung nicht dargelegt, 
dass es sich um gesetzliche Vorgaben handelt. Weitergehende Regelungen 
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Regelung in §4 Abs. 5 
Einwendung: 
Absatz 5 ist wie folgt umformulieren: 
„Die zuständige Naturschutzbehörde kann einer von den Verboten des § 4 
Abs. 2 und 3 abweichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, soweit dies 
dem Schutzzweck nicht entgegensteht.    

Begründung: 
Diese Sprachregelung wurde am 08.07.2020 im Gespräch mit den Landkreisen 
in Leer abgestimmt. 

Erlaubnisvorbehalte §5 
Einwendung: 
Die Instandhaltung, Instandsetzung und der Ausbau vorhandener, dem öffent-
lichen Verkehr gewidmeten Straßen und Wege muss ohne Erlaubnisvorbehalt 
und allein mit einem Anzeigevorbehalt möglich sein (Nr. 1). 

Die Veränderung von Gewässern im Zusammenhang mit der ordnungsgemä-
ßen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft muss ohne Erlaubnisvorbehalt mög-
lich bleiben (Nr. 2) 

Ordnungsgemäße fischereiliche Nutzung §6 abs. 1 Nr. 7 
Einwendung:  
Die Einschränkungen der Freistellungen der ordnungsgemäßen Fischerei 
rechtfertigen sich nicht.  
Begründung: 
Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem BNatSchG bedarf es 
bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die über das BiFischG 

über Bewirtschaftungsabstände zu Gewässern in einer Schutzgebietsverord-
nung stehen Regelungen zum „Niedersächsische Weg“ nicht entgegen. 

Als Ergebnis des Gespräches am 08.07.2020 wurde der Begriff „naturschutz-
fachliche Notwendigkeit“ gestrichen. Die Regelung wurde im Verordnungs-
entwurf entsprechend angepasst.  

Die Instandhaltung und Instandsetzung ist nach Überarbeitung der Verord-
nung ohne Erlaubnis- und Anzeigevorbehalt möglich. Insoweit wird dem Ein-
wand gefolgt. Der Ausbau unterliegt weiterhin einem Erlaubnisvorbehalt, da 
die Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem Schutzzweck sicherzustellen ist.  

Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme 

Die Röhrichtbereiche sowie die Wasser- und Uferpflanzenvegetation sind Le-
bensraum vieler Tierarten und sind deshalb bei der zulässigen ordnungsgemä-
ßen fischereilichen Nutzung zu schonen. Zudem sollen keine festen Angelplät-
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hinaus die ordnungsgemäße Fischerei regeln. Vielmehr ist anerkannt, dass die 
Fischerei einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des Naturschutzes leistet. 
So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG anerkannt, dass die Fische-
rei als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell invasiver Arten einge-
setzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen Vorgaben zur Fische-
rei, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restriktive Regelung der 
Fischerei rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG bleiben die Re-
geln des Fischereirechts grundsätzlich unberührt. 

Jagd, Jagdschutz - § 4 Abs. 8 
Einwendung: 
Die Einschränkungen der ordnungsgemäßen Jagdausübung rechtfertigen sich 
nicht.  
Begründung: 
Die Vorgaben sind an die Musterverordnung vom 20.02.2018 angelehnt und 
gehen teilweise sogar erheblich darüber hinaus. Diese hat aber keinerlei recht-
liche Grundlage. Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem 
BNatSchG bedarf es bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die 
über das BJagdG hinaus die ordnungsgemäße Jagd regeln. Vielmehr ist aner-
kannt, dass Jagd und Jagdschutz einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des 
Naturschutzes leisten. So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG an-
erkannt, dass die Jagd als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell 
invasiver Arten eingesetzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen 
Vorgaben zur Jagd, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restrikti-
ve Regelung der Jagd rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG blei-
ben die Regeln des Jagdrechts grundsätzlich unberührt. Insoweit ist Festzustel-
len, dass auch der Landkreis in seiner Begründung (S. 15) die sich auf den 
Schutzzweck positiv auswirkende Hegefunktion der Ausübung der Jagd betont. 
Nach dem niedersächsischen Erlass zur Jagd in Schutzgebieten (Gem. RdErl. d. 
ML u. d. MU v. 7. 8. 2012 - 404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2012 

ze wie beispielweise durch zusätzliche Befestigungen oder Steganlagen einge-
richtet werden. Durch das Niedersächsische Fischereigesetz (NFischG) ist ge-
regelt, dass die Fischerei auf die natürlichen Lebensgemeinschaften im Ge-
wässer und an seinen Ufern, insbesondere auf seltene Pflanzen- und Tierar-
ten, angemessen Rücksicht zu nehmen hat. Durch die Nennung konkreter 
Vorgaben werden die gesetzlich geforderten Fischereipflichten, u. a. der Ver-
ordnung über die Fischerei in Binnengewässern (Binnenfischereiordnung), 
beispielhaft nachgezeichnet. Eine Störung im Vorfeld des Angeltermins ohne 
Angelabsicht hat aufgrund der Präsenz störungsempfindlicher Tierarten zu 
unterbleiben. Maßnahmen, die zu einer naturschutzfachlichen Aufwertung 
des Gebietes beitragen und den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten 
Tierarten Vorteile bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Na-
turschutzbehörde umgesetzt werden.  

Die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd ist nach der LSG-VO, unter Beach-
tung von Vorgaben, freigestellt, sofern sie nicht über die Kernfunktion gemäß 
§ 1 Abs. 4 des Bundesjagdgesetzes hinausgeht. 
Diese Vorgaben ergeben sich nach § 9 Abs. 5 NJagdG i.V.m. dem Erlass „Jagd 
in Schutzgebieten“ vom 03.12.2019 (406-22220-21), wonach die Jagdbehör-
den und Naturschutzbehörden durch Verordnung die Jagdausübung in Schutz-
gebieten gemäß deren Schutzzweck für bestimmte Zeiträume beschränken 
oder teilweise verbieten können. Im Schutzgebiet kann das Jagdausübungs-
recht unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes insoweit 
eingeschränkt werden, als dies zu Verwirklichung des Schutzzweckes erforder-
lich ist. 

Die ordnungsgemäße Jagd im Landschaftsschutzgebiet „Fehntjer Tief und Um-
gebung“ wird in ihrer Kernfunktion nicht eingeschränkt. Bestimmte Maßnah-
men, die den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten Tierarten Vorteile 
bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde 
umgesetzt werden.  
Dies stellt eine Prüfung der Standorte sicher, um besonders schützenswerte 
Biotope oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigun-
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Nr. 29, S. 662), geändert durch Gern. RdErl. d. ML u. d. MU v. 20.11.2017 -
404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2017 Nr. 46, S. 1549); im Fol-
genden: Jagderlass 2017) in der seit dem 20.11.2017 geltenden Fassung heißt 
es in Punkt 1.5: 
„Allein [...] die Lage im Natura-2000-Gebiet reicht nicht als Grund zur Be-
schränkung der Jagd aus. Vielmehr ist für solche Gebiete zu prüfen, ob der 
Schutzzweck jagdliche Einschränkungen u. a. zu Kirrungen, Wildäckern und 
zum Schutz besonders störanfälliger Tierarten erfordert." 
Dass eine solche einzelfallbezogene Prüfung hier erfolgte, geht aus der LNSG-
VO E sowie ihrer Begründung nicht hervor. Eine solche hätte angesichts der 
Gegebenheiten vor Ort eine Nicht-Erforderlichkeit jedweder Jagdbeschrän-
kungen ergeben. Eine Erforderlichkeit ist jedoch Voraussetzung zur Beschrän-
kung der Jagd durch Vorgaben einer Schutzgebietsverordnung. Dazu heißt es 
im Jagderlass 2017 in Punkt 1.4 ausdrücklich: „Jagdrecht und Jagdausübungs-
recht genießen den verfassungsrechtlichen Schutz des Eigentums. Beschrän-
kungen sind nur zulässig, soweit sie geeignet und erforderlich sind, den 
Schutzzweck zu erreichen. Nach dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist das 
öffentliche Interesse am Schutzzweck abzuwägen sowohl mit dem Jagdrecht 
und dem Jagdausübungsrecht als auch mit den Zielen des Bundesjagdgeset-
zes, nämlich einer grundsätzlich flächendeckenden Jagdausübung, einer nach-
haltigen Nutzung, der Erhaltung eines artenreichen, gesunden Wildbestandes 
sowie der Wildschadensverhütung." 

Anordnungsbefugnis §9 
Einwendung: 
Die Wiederherstellung des bisherigen Zustands kann nur angeordnet werden, 

gen zu bewahren.

Es ist weiterhin die Anlage von Wildäckern, Wildäsungsflächen und Futterplät-
zen auf tatsächlich genutzten Ackerflächen gestattet. Dies ergibt sich teilweise 
auch schon aufgrund der notwendigen Bewirtschaftung Die Anlage ist nur auf 
bereits genutzten Ackerflächen gestatten, da die Umwandlung von Grünland 
in Acker oder andere Nutzungsformen mit dem Schutzzweck der Verordnung 
nicht vereinbar ist. Die Erhaltung von Grünlandflächen dient der Entwicklung 
und der Erhaltung einer extensiv geprägten und artenreichen Grünlandvegeta-
tion, welches essentielle Grundlage für Brut-, Rast und Nahrungshabitate der 
vorkommenden Tierarten ist. Die Neuanlage von Futterplätzen außerhalb von 
Ackerflächen bedarf einer Anzeige, um besonders schützenswerte Biotope 
oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigungen zu 
bewahren. Durch Futterplätze können Störungen sensibler Arten und Vegeta-
tionsveränderungen nicht ausgeschlossen werden. An dieser Stelle wird auf § 
8 LSG-VO hingewiesen 

Als besonders sensibel sind das Landschaftsbild und die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes hinsichtlich der Anlage von Hegebüschen einzustufen. Da 
auch kleinflächige Gehölzbestände Habitate für verschiedene Prädatoren bie-
ten, ist damit auch eine Beeinträchtigung der Funktion des Raumes als Brut-
gebiet für bodenbrütende Vogelarten verbunden. 

Im Rahmen des Verfahrens zur Erstellung des Verordnungsentwurfes hat hin-
sichtlich der jagdlichen Beschränkungen eine einzelfallbezogene Prüfung unter 
Anhörung der unteren Jagdbehörden stattgefunden. Die Prüfung erfolgte an-
hand des Schutzzwecks i.S.d. 1.3 des Erlasses „Jagd in Schutzgebieten“ vom 
03.12.2019 (406-22220-21).  
Die Erforderlichkeit wurde jedoch nicht ausreichend in der Begründung darge-
legt, daher wird die Begründung entsprechend ergänzt. 

Diese Regelung richtet sich wortgleich nach § 2 Abs. 2 NAGBNatSchG.  
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wenn gegen die Verbote des § 3 verstoßen oder keine Erlaubnis nach § 4 ein-
geholt und Natur oder Landschaft rechtswidrig zerstört, beschädigt oder ver-
ändert worden sind. Das alleinige Einwirken auf die Natur kann dafür nicht 
ausreichen. 

Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen §10 Abs.1 
Einwendung: 
Diese generalklauselartige Formulierung nimmt die gern. § 32 Abs. 5 
BNatSchG erst im Managementplan zu treffenden Maßnahmen vorweg und 
wirkt faktisch als „Ermächtigungsgesetz", das Eigentümer und Nutzer zur vo-
rauseilenden Duldung von künftig 
zu treffenden Ideen und Vorschlägen zwingt, deren Auswirkungen noch gar 
nicht abzusehen sind. Hier ist stattdessen auf den Managementplan zu ver-
weisen und falls nötig, das Procedere im Einzelnen zu beschreiben (Nr. 1).  

Gelege- und Kükenschutz ist inzwischen umfassend in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 
NAGBNatSchG geregelt (Nr. 2). 

Umsetzung von Erhaltungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen § 11 Abs. 2 
Einwendung: 
Hinsichtlich der Wiederherstellung geben wir zu bedenken, dass zunächst die 
Angaben in den Standarddatenbögen das Maß aller Dinge sind. Es kann dabei 
nicht darum gehen, prähistorische Zustände wiederherzustellen, wie es bei-
spielweise derzeit seitens des NLWKN mit auen- und ästuartypischen Lebens-
räumen an der Ems versucht wird. Auch hier gilt es, zunächst aufbauend auf 
prioritären Arten und bewährten Konzepten wie dem Gelegeschutz Maßnah-
men zu entwickeln, die dort ansetzen, wo tatsächlich Arten und LRT vorhan-
den sind.

Diese Regelungen sind vor dem Hintergrund des Mahnschreibens der EU, der 
Klage der europäischen Kommission vor dem EuGH gegen die Bundesrepublik 
Deutschland und der daraus hervorgehenden fehlenden Verbindlichkeit der 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Erhaltungsziele unerlässlich. Des Weiteren 
wird auf § 15 NAGBNatSchG hingewiesen. Die Maßnahmen beschränken sich 
auf diejenige, die die Nutzung des Grundstücks nicht unzumutbar beeinträch-
tigen.  

Die Durchführung des Küken- und Gelegeschutzes ist nicht im NAGBNatSchG 
geregelt. Es findet sich lediglich eine Entschädigungsregelung für den Fall, 
wenn die zuständige Naturschutzbehörde eine Anordnung trifft, dass die be-
treffenden Flächen, auch außerhalb eines Naturschutzgebietes, zum Schutz 
der Gelege erst später befahren werden dürfen. 

§ 26 BNatSchG lässt keinen Zweifel daran, dass das LSG zur Erhaltung, Ent-
wicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushaltes, einschließlich des Schutzes von Lebensstätten und Lebens-
räumen bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten ausgewiesen ist. 
Die Angaben des Standarddatenbogens sind daher, genauso wie Vorgaben des 
Landes aus dem Netzzusammenhang zu berücksichtigen. Es ist dabei nicht 
entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter im Gebiet noch vorkommen. 
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Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. 0-137/14) zulässig. 

Zur Kenntnis genommen. 
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20.   
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich bin Eigentümer von Grundstücken im Gebiet des geplanten LSG in der Ge-
meinde Ihlow. 

 
               
Die von mir bewirtschafteten Flächen stellen sich wie folgt dar: 15,3550 ha 
Eigentum 

Gegen den genannten Entwurf der Verordnung über das Landschaftsschutz-
gebiet erhebe ich die folgenden Einwendungen: 
Die im Entwurf vorgesehne Ausweisung des LSGs wird es mit sich bringen, 
dass die Flächen nur noch im eingeschränkten Maße vom Pächter genutzt 
werden können. Dies wird dazu führen, dass die Pachtverträge ganz oder teil-
weise aufgelöst, nicht verlängert oder nur noch mit geringen pachtzins auf-
rechterhalten werden können. Dies bedeutet, neben den Wertverlust, den die 
landwirtschaftlich genutzten Flächen erleiden werden, eine deutliche Ver-
schlechterung meiner Liquiditätslage. Den Flächen drohen verkehrswesentli-
che, wertbildende Eigenschaften verloren zu gehen. Obwohl ich also nicht 
selbst einen landwirtschaftlichen Betrieb leitete, bin ich von den geplanten 
Änderungen persönlich stark betroffen. 

Allgemeines: 
Der Verordnungsgeber verkennt, dass die Arbeitshilfe des NLWKN zur Siche-
rung von Natura 2000-Gebieten (2018-02-20_Muster-V0_4_aktualisiert.pdf) 
für Naturschutzgebiete 
angefertigt wurde und im Rahmen von Landschaftsschutzgebieten einen un-
verhältnismäßig hohen Schutzmaßstab statuiert. In LSGV0en sind diese stets 
an den besonderen Schutzzweck anzuknüpfen. Dem wird es nicht gerecht, 
wenn die für NSGV0en konzipierten Schutzmaßnahmen des Ministeriums 
„entsprechend" angewandt werden beziehungsweise aus der Muster-VO 
übernommen werden. 

Zur Kenntnis genommen.

Die Arbeitshilfe kann auch für die LSG-VO als Orientierungshilfe/Grundlage 
dienen. Die Regelungen des LSG-VO leiten sich aus dem Schutzzweck, mit re-
pressiven und präventiven Verboten ab. 
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•Sämtliche Regelungen müssen sich am Verschlechterungsverbot messen 
lassen. Der Maßstab für die Beurteilung der Frage, ob eine Gebietsbeeinträch-
tigung vorliegt, verlangt nach einer Ausgangsgröße: Pläne, Projekte und Vor-
haben sind die adressierten Erscheinungsformen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL 
angeordneten Verschlechterungsverbots. Dies dient nach überwiegender An-
sicht der Erhaltung des Zustandes, in dem sich die von dem Schutzgebiet um-
fassten Lebensräume im Zeitpunkt der Eintragung in die Gemeinschaftsliste 
befinden. Gemäß Art. 4 Abs. 5 FFH-RL ist ein Gebiet nämlich erst ab dem Zeit-
punkt geschützt, in dem es in die Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung aufgenommen worden ist. Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken können, von vornhe-
rein vom Verschlechterungsverbot nicht erfasst. Die bereits bei Unterschutz-
stellung des Gebiets bestehenden Vorhaben wirken sich (prägend) auf die 
zeitlich nachfolgend ausgewiesenen Schutzgebiete aus und bestimmen so den 
Erhaltungszustand der Lebensräume und Arten mit (Beier, NVwZ 2016, 575, 
577). Sie sind daher in der Regel bereits im Rahmen des Prozesses der Ge-
bietsausweisung entsprechend berücksichtigt worden (VGH München, Urt. v. 
30.10.2007 — 8 A 06.40024; bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 05.12.2008 — 
9 B 28/08; VGH München, U. v. 19.02.2014 — 8 A 11.40040 u. a.; wiederum 
bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 22.06.2015 — 4 B 59/14). Der Maßstab für 
die Beurteilung der Frage, ob eine Beeinträchtigung vorliegt, verlangt zunächst 
nach einer Ausgangsgröße. Fraglich ist nämlich, ob der naturschutzrechtliche 
„Idealzustand" die Ausgangsgröße bildet oder ob bereits ein vorgefundener 
Zustand (Vorbelastung) Ausgangspunkt ist. Man wird von folgendem ausgehen 
müssen: Die Vorhaben, Maßnahmen und Veränderungen sind Erscheinungs-
formen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL angeordneten Verschlechtungsverbots. 
Letzteres dient nach überwiegender Ansicht der Erhaltung des Zustandes, in 
welchem sich die von dem Schutzgebiet umfassten Lebensräume im Zeitpunkt 
der Eintragung in die Gemeinschaftsliste befinden (Gellermann, Natura 2000-
Europäisches Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepub-
lik Deutschland, 2. Aufl. 2001, S. 72). Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken, von vornherein vom 

Die unionsrechtlichen Vorgaben der FFH-RL und V-RL etablieren lediglich Min-
deststandards, während es den Mitgliedstaaten nicht versagt ist, strengere 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen (Art. 193 AEUV; Art. 14 V-RL). Davon abgese-
hen begrenzt das Verschlechterungsverbot nicht die Regelungsmöglichkeiten 
des Verordnungsgebers. Das Verbot bezieht sich auf Handlungen und Maß-
nahmen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-
Gebietes führen können. Der Verordnungsgeber gehört daher von vornherein 
nicht zu den Adressaten des Verbots; stattdessen hat er aus Gründen des § 32 
Abs. 3 S. 3 BNatSchG durch geeignete Ge- und Verbote sicherzustellen, dass 
der Regelungsvorgabe des Art. 6 Abs. 2 (i.V.m. Art. 7) FFHRL entsprochen wird. 
§ 32 Abs. 3 S. 4 BNatSchG lässt aber keinen Zweifel daran, dass es ihm auch 
gestattet ist, weitergehende Schutzvorschriften zu erlassen. Die Vorstellung, 
dass eine zur Unterschutzstellung von FFH- und/oder Vogelschutzgebieten 
dienende nationale Schutzverordnung lediglich Verschlechterungen des Zu-
standes verhindern dürfte, findet in den einschlägigen Rechtsnormen keinen 
Rückhalt. 

Im Übrigen zur Kenntnis genommen 
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Verschlechterungsverbot nicht erfasst (Gellermann, Natura 2000-Europäisches 
Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepublik Deutsch-
land, 2. Aufl. 2001, S. 72). Anders formuliert: Soweit Art. 6 Abs. 2 FFH-RL ne-
ben dem Unterlassen beeinträchtigender Handlung ein aktives Tätigwerden 
des Mitgliedstaats fordert, handelt es sich um eine konservierende, nicht um 
eine optimierende Maßnahme (Erbguth/Schubert, DVBI. 2006, 591, 596).  

In Anbetracht des konservierenden Charakters müssen aber alle Maßnahmen 
der Bewirtschaftung zulässig bleiben, die zum Zeitpunkt der Unterschutzstel-
lung bereits vorgenommen wurden und die nicht dazu geführt haben, die 
Schutzbedürftigkeit und die Schutzwürdigkeit in Frage zu stellen. Es geht da-
rum, einen Zustand zu konservieren, so dass Maßstab für die Einschränkungen 
der Zustand der Ausgangsgröße ist, der zum Zeitpunkt der Unterschutzstellung 
herrschte. Deshalb sind die Einschränkungen auf die Aspekte zu begrenzen, 
die über diesen Rahmen hinausgehen und die zu einem Verstoß gegen das 
Verschlechterungsverbot führen können. Das gefundene Resultat entspricht 
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG 146, 145 ff. — 
BAB Waldkappel, erster Leitsatz). Mit Blick auf den Kammmolch hat das Ge-
richt festgestellt, eine ihn betreffende Schadensvermeidungsmaßnahme sei 
rechtlich zulässig, wenn nach Durchführung der Maßnahme mindestens der 
gleiche (oder bessere) Schutz für die Art erreicht wird. 

•Die Fläche des geplanten Landschaftsschutzgebietes korrespondiert nicht mit 
der Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete (vgl. Über-
sichtskarten/ Anlage 1.2 und 1.3). Die Einbeziehung der nicht als FFH-Gebiet 
ausgewiesenen Flächen kommt jedoch nur dort in Betracht, wo diese im Hin-
blick auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebietes schutzwürdig und schutzbedürf-
tig sind. Beides wurde vom Verordnungsgeber nicht dargelegt. 

Das Verschlechterungsverbot bezieht sich, wie oben dargestellt auf den Zeit-
punkt der Meldung des Gebietes als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung, nicht der hier vorgenommenen Überführung in nationales Recht.  

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Im Hoheitsgebiet des 
Landkreises Aurich wurden ansonsten keine weiteren Flächen als die des Na-
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•Der Standdarddatenbogen enthält veraltete Daten. Die Lebensraumtypen 
und die Arten sind weit vor 2017 das letzte Mal kartiert worden — die Biotop-
kartierung des Fehntjer Tief-Niederung für die FFH-Basiserfassung erfolgte im 
Jahr 2002. In der Begründung wird sich auf keine aktuellere Erfassung bezo-
gen. In zeitlicher Hinsicht ist eine solche Überprüfung und Nachkartierung 
jedenfalls dann erforderlich, wenn die nationale Unterschutzstellung mehr als 
sechs Jahre nach Aufstellung der Standarddatenbögen erfolgt. Dies folgt aus 
den Vorgaben der FFH-Richtlinie und der dazu ergangenen Rechtsprechung 
(vgl. Art. 4 Abs. 4 FFH-RL, Art. 9 FFH-RL; VGH Kassel, B. v. 02.01.2009— 11 B 
368/08.T — juris, Rn. 398) 

tura-2000 Gebietes verordnet.

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume 
in den letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung 
mit den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die 
Meldung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrecht-
lich zwingend. 

In der Begründung des Verordnungsentwurfs wird eine Basiserfassung thema-
tisiert, deren Ergebnisse im Standard-Datenbogen des NLWKN dokumentiert 
sind. Die Erstmeldung des FFH-Gebietes „Fehntjer Tief und Umgebung' erfolg-
te im Dezember 2004, indessen wurde der Meldebogen im Juli 2018 aktuali-
siert. Das Vogelschutzgebiet „Fehntjer Tief' wurde im Dezember 1999 gemel-
det, während das Update im August 2018 erfolgte.“ Daraus folgt, dass die 
Datenlage in Ansehung des vorliegenden Falles hinreichend aktuell ist. 

Die Lebensraumtypen (6230, 6410, 7140, stichprobenartig 3150, 3130) und 
Arten sind im Rahmen der Managementplanung 2019 und 2020 kartiert wor-
den. Borstgrasrasen und Pfeifengraswiesen sind stichprobenartig durch das 
Land Niedersachsen im Rahmen der Berichtspflicht kartiert worden. Seit 2009 
erfolgt im Landkreis Leer ein Monitoring im Rahmen der Umsetzung von Maß-
nahmen zur Entwicklung und Erhaltung der LRT 6230 und 6410. Die Gewässer 
des LRT 3130 werden regelmäßig durch das Land Niedersachsen (Luronium) 
untersucht. Zudem erfolgt eine jährliche Revierkartierung seit 1994 (bis auf 
2015/2016) durch die Naturschutzstation Fehntjer Tief. 

Unabhängig davon findet die These, dass nach Ablauf von sechs Jahren eine 
Neukartierung erfolgen müsste, in Art. 4 Abs. 4 FFH-RL keine Stütze. Die Vor-
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Schutzzweck § 3 
Einwendung: 
Der besondere Schutzzweck gemäß § 3 Abs. 2 sollte sich auf folgende Punkte 
beschränken: 
•Die Erhaltung und Entwicklung der weitläufigen, offenen, von Grünland ge-
prägten Landschaft sowie ihrer charakteristischen Arten. 
•Die Erhaltung und Entwicklung der im Gebiet 
vorkommenden Gewässer als Lebensraum für zahlreiche Tier-und Pflanzenar-
ten. 
•Die Erhaltung und Entwicklung beruhigter, ungestörter großflächiger Brut-, 
Rast- und Nahrungshabitate der im Gebiet vorkommenden Vogelarten.  
Der Schutz, die Pflege und die Entwicklung von Lebensräumen und Habit-
tatstrukturen wild lebender Tier- und Pflanzenarten, soweit sie 
europäisch geschützt sind und in signifikantem Umfang im Gebiet vorkom-
men. 

schrift, die nur für FFH-Gebiete gilt, verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Unter-
schutzstellung der in die Gemeinschaftsliste aufgenommenen Gebiete inner-
halb einer Frist von sechs Jahren. Die Rechtsfolge, dass nach Ablauf dieser 
Frist nachkartiert werden müsste, lässt sich der Vorschrift nicht entnehmen, 
zumal dies darauf hinausliefe, die Unterschutzverpflichtung zu relativieren. 

Schließlich verfängt der Hinweis auf Rechtsprechung zur Datenaktualität bei 
Eingriffsvorhaben nicht. Eine Übertragung auf Verfahren der Unterschutzstel-
lung verbietet sich schon deshalb, weil § 26 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG keinen 
Zweifel daran lässt, dass ein LSG auch um der „Wiederherstellung der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes“ willen ausgewiesen wer-
den kann. Es ist daher nicht entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter 
im Gebiet noch vorkommen, und daher ist die Aktualität der Daten keine Vo-
raussetzung der Unterschutzstellung. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 
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Einwendung:
Absatz 4 sollte von einer „Kann" in eine „Soll"-Bestimmung umge- wandelt 
werden 
Begründung: 
Die Umsetzung der Erhaltungsziele insbesondere auf landwirtschaftlichen 
Flächen sowie von Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen soll aufbauend auf 
die nachfolgenden Schutzbestimmungen auch durch Angebote des Vertrags-
naturschutzes unterstützt werden. 

Verbote § 4 Abs. 1 
Einwendung: 
Die Betretungs- und Befahrungsrechte sind auszuweiten (§ 4 Abs. 1 Nr. 1, 2 
LSG-VO-E) 

Es muss zumindest ausnahmsweise und im Rahmen einer Bewirtschaftung 
nach § 5 
BNatSchG möglich sein, den Pudde-, Hamm-, Kielweg in der Zeit vom 15.03. 
bis zum 15.07. eines jeden Jahres zu betreten, zu befahren oder auf sonstige 
Art und Weise aufzusuchen (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 LSG-VO-E). 

§ 4 Abs. 1 Nr. 3 LSG-VO ist zu ungenau. Zudem wird vorgeschlagen, auf die 
Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erforderlichen Regelun-
gen zum Schutz wilder Tiere bereits enthält. 
Begründung: 
Ausweislich der Begründung zum Verordnungsentwurf (S. 5) bezweckt die 
Regelung insbesondere, einer Beunruhigung wild lebender Tiere vorzubeugen. 
Die Regelung lehnt sich an § 39 Abs. 1 BNatSchG an, geht jedoch über diesen 
hinaus. Abgesehen davon, dass § 39 BNatSchG bereits hinreichenden Schutz 
für wild lebende Tiere und Pflanzen bietet und es einer darüber hinausrei-
chenden Regelung nicht bedarf, ist der weiter reichende Teil auch zu unbe-
stimmt. Denn es wird für den Normadressaten nicht hinreichend deutlich um-
grenzbar, ab wann wild lebende Tiere durch Lärm gestört sind. Diese unbe-

Wenn diese Vorschrift in eine „Soll“-Regelung umgewandelt werden würde, 
hätte die zuständige Naturschutzbehörde keinen Ermessensspielraum bei der 
Entscheidung, ob Vertragsnaturschutz durchgeführt werden muss. Diese jetzt 
geltende Regelung dient der Wahrung der Eigentumsrechte.  

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen.  

Die hier angesprochene Sperrung der Wege erfolgt auf dem Hoheitsgebiet des 
Landkreises Leer und findet sich in der Verordnung des Landkreises Aurich 
nicht wieder.  

Der 4. Senat des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg hat in seinem Urteil vom 
04.03.2020, 4 KN 390/17 u.a. festgestellt, dass diese Regelung mit höherrangi-
gem Recht vereinbar und damit nicht zu unbestimmt ist. 
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stimmte Formulierung kann in dieser Form zu uferlosen Beschränkungen füh-
ren. Verwiesen sei hier auf die zahlreichen Geräuschquellen, die der Fremden-
verkehr als Teil der Gebietsnutzung im öffentlichen Interesse bietet, etwa 
durch Besucher mit ihren Kindern, Radfahrer auf den zugelassenen Wegen 
oder auch nur Pilzsucher im Wald (vgl. § 39 Abs. 3 BNatSchG). 
Unklar bleibt ebenso, was „auf andere Weise" bedeutet. 
Es wird daher vorgeschlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 
BNatSchG die erforderlichen Regelungen zum Schutz wilder Tiere bereits ent-
hält. 
Tiere sind hinsichtlich ihrer Lärmempfindlichkeit vielfach sensibler als der 
Mensch, sodass auch insofern die Regelung des § 39 Abs. 1 BNatSchG hinrei-
chend Schutz bietet. 

Einwendung: 
Es muss zulässig sein, Pflanzstrukturen zu verändern, wenn diese nicht land-
schaftsprägend sind und keine Beeinträchtigung wertbestimmender Tier- und 
Pflanzenarten zu befürchten ist (§ 4 Abs. 1 Nr. 4 LSG-VO-E). 
Begründung: 
Auch wenn man etwa eine Beeinträchtigung seltener Tier-und Pflanzenarten 
im Einzelfall annehmen mag, so ist damit noch keine Aussage darüber getrof-
fen, ob in Hinblick auf 
die besondere Bedeutung einer natur- und 
landschaftsverträglichen Land- und Forstwirtschaft (§ 5 Abs. 1 BNatSchG) eine 
Entnahme jedenfalls im Einzelfall zuzulassen ist. Daher würden auch diese 
Erwägungen jedenfalls den Zustimmungsvorbehalt nicht rechtfertigen. Dies 
gilt umso mehr vor dem Hintergrund, dass das der Zustimmungsvorbehalt 
nach dem Verordnungstext gerade nicht auf wertgebende Lebensraumtypen 
oder besonders geschützte Arten beschränkt ist, sondern unter anderem auf 
alle im Verordnungsgebiet vorzufindenden Hecken, Baumreihen und Feldge-
hölze Anwendung finden soll. Selbst wenn der Verordnungsgeber zudem mög-
licherweise davon ausgeht, Pflanzen vor der Beeinträchtigung oder Zerstörung 
durch Laien schützen zu müssen, so könnte dieser an sich nicht zu beanstan-
dende Begründungsansatz jedoch nicht verfangen, wo es um Eingriffe der 

Die Aufnahme des Verbotes in die Verordnung stellt sicher, dass in einem 
dadurch notwendig werdenden Ausnahmeverfahren der Schutzzweck des LSG 
beachtet wird. Dieser würde bei einem Verfahren gem. § 39 BNatSchG keine 
Berücksichtigung finden. Zulässig sind gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 LSG-VO Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung des Gebietes mit vorheriger 
Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde. Eine natur- und land-
schaftsverträgliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis ist gemäß § 7 
Abs. 2 Nr. 11 LSG-VO ebenfalls möglich. 
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Grundeigentümer und Nutzungsberechtigten und ihr fachlich geschultes Per-
sonal geht. Denn diese sind darüber im Bilde, welche Arten besonders schüt-
zenswert sind, so dass die Regelung unter diesem Blickwinkel nicht gerechtfer-
tigt ist. 
Das Verbot ist daher zumindest auf diejenigen Pflanzen zu beschränken, bei 
denen der Schutz der vorkommenden LRT oder Arten es erfordert. Zudem ist 
auch für diese ein Anspruch der Eigentümer und Nutzungsberechtigten auf 
Ausnahmeerteilung im Einzelfall vorzusehen. 
Es wird daher vorgeschlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 
BNatSchG die erforderlichen Regelungen zum Schutz von Tier- und Pflanzenar-
ten bereits enthält. 

Einwendung: 
Drohnenflüge müssen auch zu land- und forstwirtschaftlichen Zwecken ohne 
vorherige Zustimmung der Landkreise als Naturschutzb hörde erlaubt sein (§ 4 
Abs. 1 Nr. 6 LSG-VO-E); die Anzeigepflicht bei den Freistellungen (§ 7 Abs. 2 Nr. 
7 LSG-VO) ist nicht praktikabel und zudem ist die Freistellung zu eng gefasst; 

Bereits zum jetzigen Zeitpunkt gilt nach § 21b Abs. 1 Nr. 6 der Verordnung zur 
Regelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten (LuftVO) ein Verbot für 
den Betrieb unbemannter Luftfahrtsysteme in FFH-Gebieten. Nach der Unter-
schutzstellung gilt dieses gesetzliche Verbot unabhängig von der Schutzge-
bietskategorie auch für Europäische Vogelschutzgebiete. Von unbemannten 
Luftfahrtsystemen/Flugmodellen/Luftfahrzeuge (z. B. Modellflugzeuge, Dra-
chen, Drohnen) oder bemannten Luftfahrzeugen gehen insbesondere auf die 
Vogelwelt erhebliche Beeinträchtigungen aus. Flugkörper verursachen unab-
hängig von ihrer Form psychischen Stress (z. B. Ducken, verstärkte Rufaktivi-
tät, unruhiges Hin- und Hergehen), der in physischen Stress münden kann (z. 
B. panikartiges Auffliegen, Verlassen des Gebietes). Darüber hinaus werden 
Drohnen mit speziellen Kameras zur Ermittlung von Schäden durch lokal be-
dingte Hagelschauer, Windhosen, Sturmböen etc. in Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft und Naturschutz eingesetzt, um eine aufwändige Begehung der be-
troffenen Schläge zu vermeiden. Nach § 6 Nr. 3 LSG-VO ist der Einsatz von 
unbemannten Luftfahrtsystemen oder unbemannten Luftfahrzeugen zur Wild-
tierrettung, Bestands- und Ertragserfassung durch qualifizierte Anwender 
nach vorheriger schriftlicher oder mündlicher Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde freigestellt. Darüber hinaus kann nach § 4 Abs. 4 der LSG-
VO die zuständige Naturschutzbehörde in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, 
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Es muss erlaubt sein, land- und forstwirtschaftliche Abfälle zu lagern, aufzu-
schütten oder 
einzubringen (§ 4 Abs. 1 Nr. 9 LSG-VO-E) 
Begründung: 
Es ist nicht nachvollziehbar, inwiefern natürliche nichtgefährliche forstwirt-
schaftliche Materialien wie Pflanzenreste sowie natürliche nicht gefährliche 
Hölzer aus der Landschaftspflege geeignet sind, durch Verwendung als Dünger 
oder in Form des Verbleibs und späteren Unterpflügens tatsächlich geeignet 
sind, Flora und Fauna sowie den Naturhaushalt zu beeinträchtigen. 
Dem Verbot sind daher natürlich abbaubare und durch Landwirtschaft und 
Forstwirtschaft produziertes organisches Material zu entnehmen. 

Einwendung: 
Es muss erlaubt sein, Weihnachtsbaum-, 
Schmuckreisigkulturen und Kurzumtriebsplantagen anzulegen (§ 4 Abs. 1 Nr. 
10 LSG-VO-E) Begründung: 
Das Verbot ist als Verbot mit Erlaubnisvorbehalt 
auszugestalten. 

soweit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht.
Darüber hinaus ist ggf. eine Erlaubnis nach der LuftVO bei der Niedersächsi-
schen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLStbV) zu beantragen. 
Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme. Die Anzeige kann sowohl mündlich als auch schriftlich erfol-
gen und stellt keine unzumutbare Beeinträchtigung dar. 

Das Einbringen von Stoffen, insbesondere die Lagerung von land- und forst-
wirtschaftlichen Abfällen oder die illegale Entsorgung von Gartenabfällen auf 
einem begrenzten Raum, führt zur lokalen Anreicherung von Nährstoffen und 
Bodenverdichtung. Es besteht zudem die Gefahr, dass sich ausgehend von 
Gartenabfällen Zier- und Gartenpflanzen im Gebiet verbreiten und etablieren. 
Hierdurch können charakteristische Tier- und Pflanzenarten verdrängt wer-
den.  

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG- VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 
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Einwendung: Nadelhölzer und andere gebietsfremde oder invasive Pflanzen 
einzubringen sowie gebietsfremde oder invasive Tiere auszusetzen, sollte zu-
mindest für die ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft, möglich bleiben 
(§ 4 Abs. 1 Nr. 11 LSG-VO-E). 
Begründung: Am stärksten wiegen jedoch die negativen Auswirkungen dieser 
Regelungen in Hinblick auf die unaufhaltsamen Klimaveränderungen. Die 
Waldumbaubeschränkungen werden den Schutzzweck in Zukunft in erhebli-
chem Maße negativ beeinflussen. Aufgrund der Klimaverschiebung und dem 
damit verbundenen Eschen- und Buchensterben ist eine gewisse genetische 
Flexibilität erforderlich. Es ist abzusehen, dass sich diese und andere Laub-
bäume nicht mehr positiv entwickeln können. Die positive ökologische Ent-
wicklung der Waldflächen in dem Schutzgebiet setzen daher weiterhin eine 
ökonomische Nutzung voraus. Um angemessen auf die Klimaänderungen rea-
gieren zu können, ist es zwingend erforderlich, dass in die Verordnung eine 
Öffnungsklausel aufgenommen wird, die eine Beimischung nicht-
lebensraumtypischer Baumarten zulässt. 

Einwendung: Die Befahrung der Gewässer muss unter Würdigung des Ver-
schlechterungsverbots möglich sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 17 LSGVO-E). 
Die Aufweichungen in den Freistellungen (§ 7 Abs. 2 Nr. 9 LSGVO-E) sind zu 
eng gefasst. 

Einwendung: Die Errichtung von Anlagen aller 
Art, gerade wenn hierfür keine Genehmigung erforderlich ist, muss erlaubt 

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG-VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Gemäß § 40a BNatSchG sind die zuständigen Behörden verpflichtet Maßnah-
men zu treffen, die eine Einbringung oder Ausbreitung von invasiven Arten zu 
verhindern oder zu minimieren. 

Die Forstwirtschaft ist von der Verordnung nicht betroffen. 

Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 16 verboten. Freigestellt 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, und Sengelsieltief. Ein Verbot besteht nur für Stehpaddel, Kites und Was-
serfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen montiert sind. Die natur-
schutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind der Begründung zur 
LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt Tourismus zu und ermöglicht die 
Wahrnehmung von Natur und Landschaft. 

Mit der Errichtung von Anlagen aller Art können Beeinträchtigungen entste-
hen, die dem Schutzzweck entgegenstehen. So können sensible Rast- und 
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sein (§ 4 Abs. 1 Nr.
18 LSGVO-E). Zumindest muss diese Regelung im 
Erlaubnisvorbehalt verankert werden. 
Begründung: Das Bauverbot dürfte in dieser Form rechtswidrig sein. Denn ein 
solches Verbot findet keine Stütze im Gesetz. Weder unionsrechtliche noch 
nationale Vorgaben sehen ein generelles Bauverbot in Schutzgebieten vor. Ein 
generelles Bauverbot in einem Landschaftsschutzgebiet setzt danach voraus, 
dass aufgrund der Eigenart der Landschaft jeder Bau unabhängig von Zweck, 
Umfang und Gestaltung den Gebietscharakter schlechthin verändern oder 
dem besonderen Schutzzweck der Verordnung generell zuwiderläuft (OVG 
Lüneburg, U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01— juris, Rn. 45 f.; Albrecht, in 
BeckOK Umweltrecht Giesberts/Reinhardt, 50. Edition 2019, § 26 BNatSchG 
Rn. 27). Als denkbare Landschaft, in der jeder Bau dem Schutzzweck zuwider-
läuft und in der deshalb ein absolutes Bauverbot zulässig wäre, nannte das 
Bundesverwaltungsgericht — im U. v. 12.07.1956 —1 C 91.54 — juris, Rn. 10 
— eine „Dünenlandschaft am Meeresstrand". Damit ein Verbot baulicher An-
lagen aller Art zulässig ist, muss vielmehr feststehen, dass diese gerade „in 
jedem 
Bereich des unter Schutz gestellten Gebiets" den 
Gebietscharakter schlechthin verändert (OVG Lüneburg, U. v. 24.08.2001 — 8 
KN 41/01 — juris, Rn. 47; OVG Lüneburg U. v. 04.12.2018 — 4 KN 77/16 — 
juris, Rn. 102). Vor allem bei sehr großen Landschaftsschutzgebieten kann dies 
zweifelhaft sein. Das Oberverwaltungsgericht Lüneburg hat dazu sogar in sei-
nem Leitsatz — im U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01 —juris — erklärt: 
„Ein repressives Verbot, bauliche Anlagen aller Art zu errichten, ist in Land-
schaftsschutzgebieten, die bebaute Grundstücke und Siedlungen umfassen, in 
der Regel unzulässig." 
Das Verbot ist daher zumindest abzuschwächen und mit einem entsprechen-
den Erlaubnisvorbehalt zu versehen. 

Brutplätze, typische Landschaftsteile und Pflanzenarten betroffen sein. Sie 
stellen eine Veränderung des betroffen Landschaftsraumes dar. Sie werden 
visuell als Fremdkörper wahrgenommen und fungieren als Störungspotential. 
Dies gilt gerade auch für Anlagen, für die keine Genehmigung erforderlich ist, 
wie Schilder oder Tafeln. Diese Maßnahmen stellen Projekte dar. 
Gemäß § 7 Abs. 3 der LSG-VO sind Pläne und Projekte, die einer behördlichen 
Entscheidung oder einer Anzeige bedürfen, freigestellt, wenn im Rahmen ei-
ner Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 26 NAGBNatSchG 
bzw. nach § 1a Abs. 4 BauGB in Verbindung mit §§ 34, 36 BNatSchG nachge-
wiesen wird, dass der in § 2 genannte Schutzzweck dieser Verordnung weder 
einzeln noch im Zusammenwirken mit anderen Plänen oder Projekten nachtei-
lig berührt werden oder die in § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG genannten Voraus-
setzungen erfüllt sind. Kommt also eine sogenannte FFH-
Verträglichkeitsprüfung zu dem Ergebnis, dass das geplante Projekt FFH-
verträglich ist, bedarf es keiner weiteren Befreiung oder sonstigen Prüfung 
durch die zuständige Naturschutzbehörde. Diese Prüfung ist, auch ohne Aus-
weisung eines LSG, bereits jetzt erforderlich. 

Es dürfen repressive Verbote ohne Erlaubnisvorbehalt nur dann erlassen wer-
den, wenn von vornherein feststeht, dass die verbotenen Maßnahmen den 
Charakter des unter Schutz gestellten Gebietes schlechthin (d. h. ungeachtet 
ihrer Art, Zweckbestimmung, Gestaltung und Größe sowie ihres Standortes) 
verändern oder dem besonderen Schutzzweck schlechthin zuwiderlaufen. Dies 
ist hier der Fall, da der Gebietscharakter oder die Schutzgüter des Gebietes 
beeinträchtigt werden  
Der „Gebietscharakter“ besteht hierbei aus den Gesamteigenschaften und 
dem Gesamteindruck des LSG, also die natürlichen Eigenarten des gesamten 
Landschaftsensembles. Diesen Gebietscharakter verändern alle Handlungen, 
die negative Auswirkungen auf die Gesamteigenschaften und den Gesamtein-
druck des Gebietes haben und dadurch den Gesamtwert für den Landschafts-
schutz herabmindern. 
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Einschränkungen der Landwirtschaft § 4 Abs. 2,3
Einwendung:  
Die Grünland- und Narbenerneuerung muss zulässig bleiben (§ 4 Abs. 3 Nr. 1 
lit. b NSG-VO-E). 

Einwendung:  
Es muss eine Abweichung von der vorgegebenen Saatgutmischung möglich 
sein (§ 4 Abs. 3 Nr. 1, lit. c NSG-VO-E).  
Begründung:  
Die vorgeschlagene Saatmischung für Über- und Nachsaaten entspricht offen-
bar der Vorgabe aus dem Landesumweltministerium anlässlich der Genehmi-
gung von Neuansaaten im Zusammenhang mit den Dürre- und Mäuseschäden 
im Frühjahr 2020. In der Praxis müsste, damit eine solche Mischung überhaupt 
erst in dieser Zusammensetzung auflaufen kann, das Grundstück nach chemi-
scher Beseitigung der Altnarbe, gründlicher Pflugfurche und Saatbettbereitung 
ganz neu angesät werden. Wie sich diese Pflanzengesellschaft dann entwi-
ckelt, hängt insbesondere von der Witterung und von der Nutzungsfrequenz 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
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ab. Sinn und Zweck einer Nachsaat ist jedoch, gerade solche Umbrüche mit 
ihren negativen Konsequenzen, nämlich (Zer-)Störung des Bodenlebens und 
Gefüge, Nährstoffpufferfunktion, Tragfähigkeit des Bodens, Regenerationsfä-
higkeit der Grasnarbe etc. zu vermeiden. Genau aus diesem Grund wird die 
Nachsaat in Wasserschutzgebieten gefördert, nämlich um den Grünlandum-
bruch zu verhindern. Sie unterschätzen die Konkurrenzfähigkeit der Altnarbe, 
die sich auf mittlere Sicht immer wieder durchsetzt. Die Praxiserfahrungen aus 
dem diesjährig trockenen Frühjahr haben gezeigt, dass auch bei scheinbar 
großflächig vernichteten Grasbeständen die Nachsaat mit der geringstmögli-
chen Bodenbearbeitung die beste Wirkung hatte.  

Einwendung: 
Das Liegenlassen von Mähgut (§ 4 Abs. 2 Nr. 5 LSG-VO-E) muss möglich sein. 
Begründung: 
Das Liegenlassen von Mähgut ist keine fachliche Praxis, jedoch in Einzelfällen 
auf Feuchtgrünland unvermeidlich,um bei ungünstiger Witterung Bodenschä-

Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Gemäß § 40 BNatSchG ist regionales Saatgut zu verwenden, um eine Ausbrei-
tung von gebietsfremden Arten zu verhindern. Diese Regelung dient insbe-
sondere dem Schutz der innerartlichen Vielfalt gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG. 

Ziel einer Mahd ist die Gewinnung von Futter, so dass Mähgut von der Fläche 
abgefahren wird. Das Liegenlassen von Mahdgut kann zur Veränderung der 
Pflanzenzusammensetzung einer Fläche führen. Auch bei erschwerten Bedin-
gungen aufgrund ungünstiger Witterungsverhältnisse ist das Mahdgut abzu-
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den zu vermeiden.

Einwendung: 
Die weiteren Einschränkungen der Landwirtschaft in § 4 Abs. 3 LSGVO-E recht-
fertigen sich nicht. 
Begründung: 
Die Regelungen sind zu streichen. Die Thematik der 
Gewässerabstände ist schon ausreichend durch Gesetz (NWG, WHG) geregelt 
und die erneute und erweiterte Regulierung daher überflüssig. Zudem ist 
durch die gesetzlich vorgesehenen Maßnahmen in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 NAGB-
NatSchG der Gelegeschutz sichergestellt. Damit ist ein Verstoß gegen arten-
schutzrechtliche Verbotstatbestände ausgeschlossen. Zudem wird bisher nicht 
dargestellt, warum das Fachrecht, das bei der ordnungsgemäßen Landwirt-
schaft zu beachten ist, im Hinblick auf die naturschutzrechtlichen Belange 
defizitär sein soll. 
Im Einzelnen: 
Absatz 3 regelt insbesondere die Gewässerabstände bei der Düngung, die 
bereits im NWG bestimmt sind. Die fachliche Notwendigkeit von Abständen, 
die über diese gesetzlichen Vorgaben hinaus gehen, haben Sie bislang nicht 
schlüssig dargelegt. Die in der Begründung aufgeführte Auswertung von 
ZHANG et. al. von der University of California aus 2010 ist in diesem Fall nicht 
geeignet, die Wirksamkeit von Gewässerrandstreifen zu belegen. Wörtlich 
heißt es in der Ausarbeitung: „This paper aggregated many of these results 
and performed a meta-analysis to quantify the relationships between pollu-
tant removal efficacy and buffer width, buffer slope, soll type, and vegetation 
type." Die Klima- und Bodenverhältnisse in Kalifornien sind mit denen am 
Fehntjer Tief nicht im entferntesten zu vergleichen. Die Hangneigung zum 
Gewässer ist ebenfalls nicht zu berücksichtigen. Zudem haben wir es hier aus-
schließlich mit Grünland zu tun. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nach 

fahren. Bei offensichtlicher Unmöglichkeit, z. B. unvorhergesehener extremer 
Witterungseinflüsse, kann das Mahdgut ausnahmsweise auf den Flächen ver-
bleiben. Eine natur- und landschaftsverträgliche Nutzung sollte diesen Grund-
satz berücksichtigen. Nach der Beweidung überständige Futterreste auszumä-
hen und der Verbleib der Reste auf der Fläche ist gute fachliche Praxis. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
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den jüngsten Änderungen im NAGBNatSchG in Natura 2000-Gebieten auf 
Grünland verboten. Sedimenteinträge sind auf Grünland im Gegensatz zu 
Acker ausgeschlossen. Die Zufuhr von Nährstoffen im Uferbereich dagegen 
steigert das Pflanzenwachstum, die Durchwurzelung des Bodens und damit 
die Retentionsleistung und die Filterfunktion des Gewässerrandstreifens. Die 
Eintragspfade Oberflächenwasserabfluss und Grundwasser wirken unabhängig 
von der Entfernung zum Gewässer. Hier spielen Faktoren wie Bodenart, Kul-
turzustand, Niederschlagsmenge, Hangneigung etc. eine ungleich größere 
Rolle. Direkte Nährstoffeinträge sind also wegen der überwiegend angrenzen-
den intensiven Grünlandbewirtschaftung, des ganzjährigen Graswachstums im 
atlantischen Klima, des ebenen Geländes und der inzwischen mehrfach novel-
lierten Düngeverordnung weitestgehend ausgeschlossen. Abgesehen davon, 
dass eine völlige Unterbindung von Nährstoffeinträgen aus diffusen Quellen 
illusorisch wäre, ist dieser Schutzzweck bereits umfassend in der Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) bzw. auf nationaler Ebene in der Oberflächengewässer-
verordnung (OGV) geregelt. Angesichts der letzten Verschärfung dieser Ver-
ordnung aus 2016 ist sichergestellt, dass die aktuell geltenden Grenzwerte den 
Vorsorgegrundsatz mehr als übererfüllt haben. Erfahrungsgemäß wird in die-
sem Zusammenhang die Retentionsleistung von intensivem Grasland noto-
risch unterschätzt. Extensivgrünland hat wegen seiner geringeren Entzüge 
eine wesentlich geringere Nährstoffpufferkapazität. N-min-Untersuchungen in 
den Wasserschutzgebieten in Leer haben ergeben, dass Grünland bei steigen-
den Nutzungsfrequenzen vielfach bessere Werte aufweist als beispielsweise 
Wald. Das ist auch das Ergebnis einer Auswertung des Umweltbundesamtes 
(UBA nach Angaben LAVINDr. Wolter am 24.09.2014). In diesem Zusammen-
hang hat das Grünlandzentrum Niedersachsen-Bremen in einer fachgutachter-
lichen Stellungnahme vom 05.11.2019 die Vorteile von Grünland hinsichtlich 
der Speicherkapazität von Nährstoffen und Kohlenstoff umfassend belegt. 
Demnach ist bei Schnittnutzung unabhängig von der Düngung kein Unter-
schied im Nitrataustrag zwischen der Nullvariante und 480 kg N/ha festzustel-
len (PAASS et al.1991). Da der Eintrag über diffuse Quellen und nicht der 
direkte Eintrag als Hauptursache für die Gewässergefährdung gilt, stünde die 
Schutzwirkung 

ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar.  

Die Wirkung von Gewässerrandstreifen für den Stoffrückhalt nimmt nach Lite-
raturauswertungen mit zunehmender Breite zu. Auf die Abb. von Zhang et. al. 
wird in diesem Zusammenhang in der Begründung verwiesen. Text und Abbil-
dung sind der „Allianz für Gewässerschutz: Empfehlungen für die Einrichtung 
von breiten Gewässerrandstreifen, Herausgegeben vom Ministerium für Ener-
giewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume Schleswig-Holstein in 
Allianz mit dem Bauernverband Schleswig-Holstein e. V., Juli 2014“ entnom-
men. Mit der Abbildung von Zhang werden grundsätzliche Prinzipien darge-
stellt. 

§ 25 a NAGBNatSchG regelt die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln inner-
halb von Landschaftsschutzgebieten, soweit sie Natura-2000-Gebiete sind. In § 
25 a Abs. 4 NAGBNatSchG ist dargelegt, dass weitergehende Vorschriften in 
Naturschutzgebiets- und Landschaftsschutzgebietsverordnungen von den 
Regelungen der Absätze 1 bis 3 unberührt bleiben. Dies weist darauf hin, dass 
weitergehende Regelungen möglich sind, wie sie im Rahmen dieser Verord-
nung zur Umsetzung des Schutzzweckes festgelegt werden. 

Im Nitratbericht 2016 wird die Verteilung der Nitratgehalte im Grundwasser in 
Abhängigkeit der Landnutzung dargelegt. Das Grundwasser in als Grünland 
genutzten Bereichen hatte im Vergleich zum Wald einen höheren Anteil der 
Nitratklasse < 1 mg/l. Allerdings lag der Anteil der untersuchten Grünlandbe-
reiche mit einer Nitratklasse oberhalb 10 mg/l bei ca. 50 %, bei Wald lag der 
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ungenutzter bzw. extensiv bewirtschafteter Gewässerrandstreifen in keinem 
Verhältnis zu ihren Nachteilen für Bewirtschafter und Eigentümer. 
Der wiederholte Hinweis auf die Vollzugshinweise des NLWKN aus 2011 schei-
det zur Begründung ebenfalls aus, weil inzwischen die Düngeverordnung 
zweimal novelliert wurde, jedes Mal mit schärferen Auflagen zum Gewässer-
schutz. Damit nicht genug, hat der niedersächsische Landtag am 10. Novem-
ber 2020 einstimmig einer gesetzlichen Regelung zum Gewässerabstand zuge-
stimmt, die zuvor zwischen Landesregierung, Landwirtschaftskammer, Land-
wirtschaft und Naturschutzverbänden ausgehandelt wurde. Es wäre ein fata-
les Signal, wenn unverbindliche fachliche Hinweise von der Verwaltung höher 
gewichtet würden als ein historisch einmaliger politischer Beschluss auf Lan-
desebene. Umweltminister Olaf Lies und Frau Alexandra Stück, Leiterin des 
Referats 27 Natura 2000, haben anlässlich eines Gesprächs am 9. Juli 2020 mit 
dem Ortsrat Simonswolde ausdrücklich bestätigt, dass es sich bei den Voll-
zugshinweisen des NLWKN um unverbindliche Hilfestellungen handelt. 
Das Argument, bei den gesetzlichen Vorgaben handele es sich um Regeln, die 
für das ganze Land gelten, geht fehl. Die Rahmenvereinbarung zum „Nieder-
sächsischen Weg" bezieht sich ausdrücklich in erster Linie auf Grünland, Natu-
ra 2000 und gewässerreiche sowie Moorgebiete, ist also passgenau zuge-
schnitten auf diese Gebietskulisse. Zudem ist darzulegen, weshalb die Fortfüh-
rung der 
bisherigen Bewirtschaftung gegen das habitatschutzrechtliche Verschlechte-
rungsverbot verstößt, da schließlich unter dem Einfluss der Bewirtschaftung 
die LRT entstanden sind. 
Im Hinblick auf die Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung 
fehlt bisher der Nachweis, dass die verordnungsgebenden Landkreise die An-
forderungen des Art. 2 Abs. 3 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 
1992 beachtet haben. 

Anteil bei ca. 34 %. Im Bericht wird auch dargelegt, dass ein Teil des N-
Austrages in das Grundwasser und als Direkt-abfluss in die Oberflächengewäs-
ser erfolgt. Es ist in dem Bericht außerdem dargelegt, dass sich die Nitratbelas-
tung des Grundwassers in Deutschland von 2008/2011 bis 2012/14 praktisch 
nicht verändert hat, obwohl in diesem Zeitraum zahlreiche Maßnahmen zur 
Verminderung der Nitratbelastung durchgeführt worden sind. Aus dem Nit-
ratbericht 2020 geht hervor, dass die Nitratgehalte 2016-2018 im landwirt-
schaftlich beeinflussten Grundwasser nur leicht abgenommen haben, insge-
samt ist die Nitratbelastung jedoch weiterhin als zu hoch einzustufen. 

Die Fortführung der bisherigen Bewirtschaftung ist in Bezug auf die Lebens-
raumtypen, die zum Erhalt eine Bewirtschaftung benötigen, zu sehen. Die 
Kartierungen der Lebensraumtypen 2002 belegen schon einen deutlichen 
Rückgang im Vergleich zur Vegetationskarte von PREISING (1949). Auf den 
damals noch periodisch überschwemmten und nur extensiv nutzbaren Flächen 
im Bereich des Fehntjer Tiefs haben diese Lebensraumtypen/Biotope deutlich 
abgenommen. Die Erfassung der Brutvögel im Rahmen der Aufstellung des 
Pflege- und Entwicklungsplanes Flumm/Fehntjer Tief (ALAND 1992) sowie die 
regelmäßigen Revierkartierungen belegen ebenfalls einen deutlichen Rück-
gang. Die Intensität der landwirtschaftlichen Nutzung hat in den letzten Jahr-
zehnten zugenommen. Sie trägt zum Rückgang bei und lässt sich durch die 
Datenlage belegen. Dort wo eine extensive Bewirtschaftung, teilweise schon 
seit den 1970er Jahren, weiterhin sichergestellt worden ist, sind entsprechen-
de Bestände auch heute noch vorhanden.  
In Art. 2 Abs. 3 der FFH-Richtlinie heißt es, dass die getroffenen Maßnahmen 
den Anforderungen von Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur sowie regionalen 
und örtlichen Besonderheiten Rechnung tragen. Der Wirtschaft wird ausrei-
chend Rechnung getragen. In Bezug auf die landwirtschaftlichen Einschrän-
kungen in der LSG-VO sind diese entsprechend den Wertigkeiten des Gebietes 
und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erforderlich. Sie 
wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass trotz dieser 
Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nutzung bleibt.  
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Regelung in §4 Abs. 5 
Einwendung: 
Abs. 5 ist wie folgt umzuformulieren: „Die zuständige Naturschutzbehörde 
kann einer von den Verboten des §4 Abs. 2 und 3 abweichenden Flächenbe-
wirtschaftung zustimmen, soweit dies dem Schutzzweck nicht entgegensteht.“ 
Begründung: 
Diese Sprachregelung wurde am 08.07.2020 im Gespräch mit den Landkreisen 
in Leer abgestimmt. 

Erlaubnisvorbehalte §5 
Einwendung: 
Die Instandhaltung, Instandsetzung und der Ausbau vorhandener, demöffent-
lichen Verkehr gewidmeten Straßen und Wege muss ohne Erlaubnisvorbehalt 
und allein mit einem Anzeigevorbehalt möglich sein (Nr. 1). 

Die Veränderung von Gewässern im Zusammenhang mit der ordnungsgemä-
ßen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft muss ohne Erlaubnisvorbehalt mög-
lich bleiben (Nr. 2) 

Die Vollzugshinweise für Arten und Lebensraumtypen sind Teil der Nieder-
sächsischen Strategie zum Arten- und Biotopschutz. Für Niedersachsen wur-
den die Vogelarten, weitere Tier- und Pflanzenarten sowie Lebensraumty-
pen/Biotope mit besonderem Handlungsbedarf benannt. Für viele dieser Ar-
ten wurden Steckbriefe (Vollzugshinweise) erarbeitet, die neben Angaben zur 
Lebensweise der Arten bzw. zu den Kennzeichen der Lebensraumty-
pen/Biotope auch Vorschläge für Maßnahmen und geeignete Instrumente für 
deren Erhaltung und Entwicklung umfassen. Die für das Gebiet relevanten 
Steckbriefe wurden berücksichtigt. Es ist in der Begründung nicht dargelegt, 
dass es sich um gesetzliche Vorgaben handelt. Weitergehende Regelungen 
über Bewirtschaftungsabstände zu Gewässern in einer Schutzgebietsverord-
nung stehen Regelungen zum „Niedersächsische Weg“ nicht entgegen. 

Als Ergebnis des Gespräches am 08.07.2020 wurde der Begriff „naturschutz-
fachliche Notwendigkeit“ gestrichen. Die Regelung wurde im Verordnungs-
entwurf entsprechend angepasst.  

Die Instandhaltung und Instandsetzung ist nach Überarbeitung der Verord-
nung ohne Erlaubnis- und Anzeigevorbehalt möglich. Insoweit wird dem Ein-
wand gefolgt. Der Ausbau unterliegt weiterhin einem Erlaubnisvorbehalt, da 
die Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem Schutzzweck sicherzustellen ist.  

Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme 
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Ordnungsgemäße fischereiliche Nutzung §6 abs. 1 Nr. 7
Einwendung:  
Die Einschränkungen der Freistellungen der ordnungsgemäßen Fischerei 
rechtfertigen sich nicht.  
Begründung: 
Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem BNatSchG bedarf es 
bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die über das BiFischG 
hinaus die ordnungsgemäße Fischerei regeln. Vielmehr ist anerkannt, dass die 
Fischerei einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des Naturschutzes leistet. 
So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG anerkannt, dass die Fische-
rei als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell invasiver Arten einge-
setzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen Vorgaben zur Fische-
rei, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restriktive Regelung der 
Fischerei rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG bleiben die Re-
geln des Fischereirechts grundsätzlich unberührt. 

Jagd, Jagdschutz - § 4 Abs. 8 
Einwendung: 
Die Einschränkungen der ordnungsgemäßen Jagdausübung rechtfertigen sich 
nicht.  
Begründung: 
Die Vorgaben sind an die Musterverordnung vom 20.02.2018 angelehnt und 
gehen teilweise sogar erheblich darüber hinaus. Diese hat aber keinerlei recht-
liche Grundlage. Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem 
BNatSchG bedarf es bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die 
über das BJagdG hinaus die ordnungsgemäße Jagd regeln. Vielmehr ist aner-
kannt, dass Jagd und Jagdschutz einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des 
Naturschutzes leisten. So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG an-
erkannt, dass die Jagd als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell 
invasiver Arten eingesetzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen 
Vorgaben zur Jagd, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restrikti-

Die Röhrichtbereiche sowie die Wasser- und Uferpflanzenvegetation sind Le-
bensraum vieler Tierarten und sind deshalb bei der zulässigen ordnungsgemä-
ßen fischereilichen Nutzung zu schonen. Zudem sollen keine festen Angelplät-
ze wie beispielweise durch zusätzliche Befestigungen oder Steganlagen einge-
richtet werden. Durch das Niedersächsische Fischereigesetz (NFischG) ist ge-
regelt, dass die Fischerei auf die natürlichen Lebensgemeinschaften im Ge-
wässer und an seinen Ufern, insbesondere auf seltene Pflanzen- und Tierar-
ten, angemessen Rücksicht zu nehmen hat. Durch die Nennung konkreter 
Vorgaben werden die gesetzlich geforderten Fischereipflichten, u. a. der Ver-
ordnung über die Fischerei in Binnengewässern (Binnenfischereiordnung), 
beispielhaft nachgezeichnet. Eine Störung im Vorfeld des Angeltermins ohne 
Angelabsicht hat aufgrund der Präsenz störungsempfindlicher Tierarten zu 
unterbleiben. Maßnahmen, die zu einer naturschutzfachlichen Aufwertung 
des Gebietes beitragen und den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten 
Tierarten Vorteile bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Na-
turschutzbehörde umgesetzt werden.  

Die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd ist nach der LSG-VO, unter Beach-
tung von Vorgaben, freigestellt, sofern sie nicht über die Kernfunktion gemäß 
§ 1 Abs. 4 des Bundesjagdgesetzes hinausgeht. 
Diese Vorgaben ergeben sich nach § 9 Abs. 5 NJagdG i.V.m. dem Erlass „Jagd 
in Schutzgebieten“ vom 03.12.2019 (406-22220-21), wonach die Jagdbehör-
den und Naturschutzbehörden durch Verordnung die Jagdausübung in Schutz-
gebieten gemäß deren Schutzzweck für bestimmte Zeiträume beschränken 
oder teilweise verbieten können. Im Schutzgebiet kann das Jagdausübungs-
recht unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes insoweit 
eingeschränkt werden, als dies zu Verwirklichung des Schutzzweckes erforder-
lich ist. 

Die ordnungsgemäße Jagd im Landschaftsschutzgebiet „Fehntjer Tief und Um-
gebung“ wird in ihrer Kernfunktion nicht eingeschränkt. Bestimmte Maßnah-
men, die den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten Tierarten Vorteile 
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ve Regelung der Jagd rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG blei-
ben die Regeln des Jagdrechts grundsätzlich unberührt. Insoweit ist Festzustel-
len, dass auch der Landkreis in seiner Begründung (S. 15) die sich auf den 
Schutzzweck positiv auswirkende Hegefunktion der Ausübung der Jagd betont. 
Nach dem niedersächsischen Erlass zur Jagd in Schutzgebieten (Gem. RdErl. d. 
ML u. d. MU v. 7. 8. 2012 - 404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2012 
Nr. 29, S. 662), geändert durch Gern. RdErl. d. ML u. d. MU v. 20.11.2017 - 
404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2017 Nr. 46, S. 1549); im Fol-
genden: Jagderlass 2017) in der seit dem 20.11.2017 geltenden Fassung heißt 
es in Punkt 1.5: 
„Allein [...] die Lage im Natura-2000-Gebiet reicht nicht als Grund zur Be-
schränkung der Jagd aus. Vielmehr ist für solche Gebiete zu prüfen, ob der 
Schutzzweck jagdliche Einschränkungen u. a. zu Kirrungen, Wildäckern und 
zum Schutz besonders störanfälliger Tierarten erfordert." 
Dass eine solche einzelfallbezogene Prüfung hier erfolgte, geht aus der LNSG-
VO E sowie ihrer Begründung nicht hervor. Eine solche hätte angesichts der 
Gegebenheiten vor Ort eine Nicht-Erforderlichkeit jedweder Jagdbeschrän-
kungen ergeben. Eine Erforderlichkeit ist jedoch Voraussetzung zur Beschrän-
kung der Jagd durch Vorgaben einer Schutzgebietsverordnung. Dazu heißt es 
im Jagderlass 2017 in Punkt 1.4 ausdrücklich: „Jagdrecht und Jagdausübungs-
recht genießen den verfassungsrechtlichen Schutz des Eigentums. Beschrän-
kungen sind nur zulässig, soweit sie geeignet und erforderlich sind, den 
Schutzzweck zu erreichen. Nach dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist das 
öffentliche Interesse am Schutzzweck abzuwägen sowohl mit dem Jagdrecht 
und dem Jagdausübungsrecht als auch mit den Zielen des Bundesjagdgeset-
zes, nämlich einer grundsätzlich flächendeckenden Jagdausübung, einer nach-
haltigen Nutzung, der Erhaltung eines artenreichen, gesunden Wildbestandes 
sowie der Wildschadensverhütung." 

bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde 
umgesetzt werden.  
Dies stellt eine Prüfung der Standorte sicher, um besonders schützenswerte 
Biotope oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigun-
gen zu bewahren. 

Es ist weiterhin die Anlage von Wildäckern, Wildäsungsflächen und Futterplät-
zen auf tatsächlich genutzten Ackerflächen gestattet. Dies ergibt sich teilweise 
auch schon aufgrund der notwendigen Bewirtschaftung Die Anlage ist nur auf 
bereits genutzten Ackerflächen gestatten, da die Umwandlung von Grünland 
in Acker oder andere Nutzungsformen mit dem Schutzzweck der Verordnung 
nicht vereinbar ist. Die Erhaltung von Grünlandflächen dient der Entwicklung 
und der Erhaltung einer extensiv geprägten und artenreichen Grünlandvegeta-
tion, welches essentielle Grundlage für Brut-, Rast und Nahrungshabitate der 
vorkommenden Tierarten ist. Die Neuanlage von Futterplätzen außerhalb von 
Ackerflächen bedarf einer Anzeige, um besonders schützenswerte Biotope 
oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigungen zu 
bewahren. Durch Futterplätze können Störungen sensibler Arten und Vegeta-
tionsveränderungen nicht ausgeschlossen werden. An dieser Stelle wird auf § 
8 LSG-VO hingewiesen 

Als besonders sensibel sind das Landschaftsbild und die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes hinsichtlich der Anlage von Hegebüschen einzustufen. Da 
auch kleinflächige Gehölzbestände Habitate für verschiedene Prädatoren bie-
ten, ist damit auch eine Beeinträchtigung der Funktion des Raumes als Brut-
gebiet für bodenbrütende Vogelarten verbunden. 

Im Rahmen des Verfahrens zur Erstellung des Verordnungsentwurfes hat hin-
sichtlich der jagdlichen Beschränkungen eine einzelfallbezogene Prüfung unter 
Anhörung der unteren Jagdbehörden stattgefunden. Die Prüfung erfolgte an-
hand des Schutzzwecks i.S.d. 1.3 des Erlasses „Jagd in Schutzgebieten“ vom 
03.12.2019 (406-22220-21).  
Die Erforderlichkeit wurde jedoch nicht ausreichend in der Begründung darge-
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Anordnungsbefugnis §9 
Einwendung: 
Die Wiederherstellung des bisherigen Zustands kann nur angeordnet werden, 
wenn gegen die Verbote des § 3 verstoßen oder keine Erlaubnis nach § 4 ein-
geholt und Natur oder Landschaft rechtswidrig zerstört, beschädigt oder ver-
ändert worden sind. Das alleinige Einwirken auf die Natur kann dafür nicht 
ausreichen. 

Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen §10 Abs.1 
Einwendung: 
Diese generalklauselartige Formulierung nimmt die gern. § 32 Abs. 5 
BNatSchG erst im Managementplan zu treffenden Maßnahmen vorweg und 
wirkt faktisch als „Ermächtigungsgesetz", das Eigentümer und Nutzer zur vo-
rauseilenden Duldung von künftig 
zu treffenden Ideen und Vorschlägen zwingt, deren Auswirkungen noch gar 
nicht abzusehen sind. Hier ist stattdessen auf den Managementplan zu ver-
weisen und falls nötig, das Procedere im Einzelnen zu beschreiben (Nr. 1).  

Gelege- und Kükenschutz ist inzwischen umfassend in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 
NAGBNatSchG geregelt (Nr. 2). 

Umsetzung von Erhaltungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen § 11 Abs. 2 
Einwendung: 
Hinsichtlich der Wiederherstellung geben wir zu bedenken, dass zunächst die 
Angaben in den Standarddatenbögen das Maß aller Dinge sind. Es kann dabei 
nicht darum gehen, prähistorische Zustände wiederherzustellen, wie es bei-

legt, daher wird die Begründung entsprechend ergänzt.

Diese Regelung richtet sich wortgleich nach § 2 Abs. 2 NAGBNatSchG.  

Diese Regelungen sind vor dem Hintergrund des Mahnschreibens der EU, der 
Klage der europäischen Kommission vor dem EuGH gegen die Bundesrepublik 
Deutschland und der daraus hervorgehenden fehlenden Verbindlichkeit der 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Erhaltungsziele unerlässlich. Des Weiteren 
wird auf § 15 NAGBNatSchG hingewiesen. Die Maßnahmen beschränken sich 
auf diejenige, die die Nutzung des Grundstücks nicht unzumutbar beeinträch-
tigen.  

Die Durchführung des Küken- und Gelegeschutzes ist nicht im NAGBNatSchG 
geregelt. Es findet sich lediglich eine Entschädigungsregelung für den Fall, 
wenn die zuständige Naturschutzbehörde eine Anordnung trifft, dass die be-
treffenden Flächen, auch außerhalb eines Naturschutzgebietes, zum Schutz 
der Gelege erst später befahren werden dürfen. 

§ 26 BNatSchG lässt keinen Zweifel daran, dass das LSG zur Erhaltung, Ent-
wicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushaltes, einschließlich des Schutzes von Lebensstätten und Lebens-
räumen bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten ausgewiesen ist. 
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spielweise derzeit seitens des NLWKN mit auen- und ästuartypischen Lebens-
räumen an der Ems versucht wird. Auch hier gilt es, zunächst aufbauend auf 
prioritären Arten und bewährten Konzepten wie dem Gelegeschutz Maßnah-
men zu entwickeln, die dort ansetzen, wo tatsächlich Arten und LRT vorhan-
den sind. 

Durch die vorhandenen Gegebenheiten und Maßnahmen gibt es dort eine 
sehr große Artenvielfalt. 

Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. C-137/14) zulässig. 

Die Angaben des Standarddatenbogens sind daher, genauso wie Vorgaben des 
Landes aus dem Netzzusammenhang zu berücksichtigen. Es ist dabei nicht 
entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter im Gebiet noch vorkommen. 

Zur Kenntnis genommen. 
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21.   
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich habe folgende Einwendungen gegen den o. g. Entwurf einzubringen:
Die Verordnung ist ein Maßnahmenkatalog, der meines Erachtens zu stark in 
die Grundrechte der Grundstückseigentümer und/oder Bewirtschafter/Nutzer 
eingreift. 

Die Verordnung verkennt, dass sich das o. g. Gebiet über Jahrhunderte zu ei-
ner Natur-/Kultur-landschaft entwickelt hat, wie wir sie heute vorfinden. Die 
offene, von Grünland geprägte Landschaft ist erhaltenswert. Sie ist touristi-
scher Faktor und wie die Verordnung in ihrer Einleitung richtigerweise be-
schreibt: ein Erholungsfaktor. Die Strukturen von kleinen bäuerlichen Fami-
lienbetrieben, erholungssuchenden Einheimischen und Touristen, Jägern, Rei-
tern etc. eingebunden in die Wallhecken- und Flusslandschaft funktionieren 
gut. Viele Dinge haben sich entwickelt (so z. B. der Bestand diverser Pflanzen- 
und Tierarten, die die Verordnung auflistet) ohne, dass es ein großes Dazutun 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzuziehung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. Die Daten 
belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume in den 
letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung mit den 
hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Meldung 
des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich zwin-
gend. 
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brauchte. Die ansässigen Familien sind teilweise seit Generationen an ein und 
demselben Ort ansässig. Viele Bewohner empfinden eine tiefe Verbundenheit 
zu diesem Gebiet. Ich denke nicht dass dem/den Bürger(-innen) / Bewirtschaf-
ter(-innen) / Nutzer(-innen) / Eigentümer(innen) etc. ein derart beeinträchti-
gender Maßnahmenkatalog an Verboten, Einschränkungen, Freistellungen auf 
Antrag, Duldungen und Unterlassungen auferlegt werden sollte, um dem in 
der Verordnung verankerten Schutzzweck zu dienen. Der Schutzzweck sollte 
meiner Meinung nach überarbeitet und weniger streng gefasst werden. 

Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. C-137/14) zulässig. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG.  

Zur Kenntnis genommen. 
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22.   
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Fehntier Tief und Umgebung
Gegen den o. g. Entwurf erhebe ich die folgenden EINWENDUNGEN: 
Es ist nicht zu akzeptieren, dass die Fläche des geplanten Landschaftsschutz-
gebietes sich nicht mit der Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogel-
schutzgebiete deckt. Dafür gibt es keine Grundlage. 

Den besonderen Schutzzweck der Verordnung sehe ich nicht Dieser Punkt 
sollte nachgebessert werden. Ich bin der Meinung, dass das betroffene Gebiet 
keiner schärferen Verordnung bedarf Die weitläufige, von Grünland geprägte 
Kulturtandschaft isterhaltenswert Sie wurde in unzähligen Generationen zu 
dem gemacht wie wir sie heute vorfinden. Das Zusammenspiel von Natur und 
kleinbäuerlichen Strukturen hat seit Generationen Bestand und funktioniert 
gut Dass hier viele Dinge ohne großes Zutun gut laufen, sieht man an dem 
Vorkommen der in der Verordnung aufgeftihrten Tier-/und Pflanzenarten. 

Um dem besonderen Schutzzweck i. S. d. Verordnung zu dienen, beeinträch-
tigtdie Verordnung zu viele Bereiche. Die Verordnung schwächt die Landwirt-
schaft, beeinträchtigt den Tourismus, ignoriert den Nuten der Jagd/Fischerei, 
greift in das kommunale Selbstverwaltungsrecht und greift in Bereiche der 
Sielachten ein.  

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Es wurden keine Flä-
chen in das LSG miteinbezogen, die kein Natura-2000 Gebiet sind. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass die schützenswerten Arten in den letz-
ten 20 Jahren stark beeinträchtigt worden sind. Eine Unterschutzstellung mit 
den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Mel-
dung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich 
zwingend. 

Zur Kenntnis genommen. 
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Die „Wiederherstellunge-Regeking (s. Schutzzweck) und das Verbot nach § 4 
Abs. 1 Nr. 11 LSG-VO-E sehe ich kritisch. Das ist leider in Zeiten des Klimawan-
dels/der klimatischen Verschiebung nichtdurchdacht Hier darf nicht der Wille 
des Menschen das Maß der Dinge sein. Pflanzen und Tiere, die für die verän-
derten klimatischen Bedingungen geeignet sind, müssen hiereinen Platz fin-
den dürfen. 

Ich bedauere sehr, lesen zu müssen, wie die Verordnung die Tätigkeit der 
Landwirte beeinträchtigt Ich denke, hier sollte man den Landwirten doch sein 
Vertrauen schenken, dass diese nach allgemein guter fachlicher Praxis arbei-
ten. Die Verordnung verhindertteilweise die Arbeit nach guter fachlicher Pra-
xis, z. B. wenn die Ei nholung on Genehmigungen bei der Naturschutzbehörde 
das Maß der Dinge sein soll. Landwirtschaft findet in der Natur mit den Gege-
benheiten der Natur (Wetter) statt Der Landwirt kann nicht nach dem Kalen-
derdatum arbeiten. 
Aus den vorgenannten Gründen halte ich die Verordnung für unverhältnismä-
ßig. 
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. C-137/14) zulässig. 

Die einzuholenden Genehmigungen oder abzugebenden Anzeigen stellen die 
Vereinbarkeit der jeweiligen Maßnahmen sicher. 

Zur Kenntnis genommen. 
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23.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Die Verordnung schwächt die Landwirtschaft, beeinträchtigt den Tourismus, 
ignoriert den Nutzen der Jagd/Fischerei, greift in das kommunale Selbstver-
waltungsrecht und greift in Bereiche der Sielachten ein. 
Den besonderen Schutzzweck der Verordnung sehe ich nicht. Dieser Punkt 
sollte nachgebessert werden. 

Ich bin der Meinung, dass das betroffene Gebiet keiner schärferen Verord-
nung bedarf. Die weitläufige, von Grünland geprägte Kulturlandschaft ist er-
haltenswert. Sie wurde in unzähligen Generationen zu dem gemacht, wie wir 
sie heute vorfinden. Das Zusammenspiel von Natur und kleinbäuerlichen 
Strukturen hat seit Generationen Bestand und funktioniert gut. Dass hier viele 
Dinge ohne großes Zutun gut laufen, sieht man an dem Vorkommen der in der 
Verordnung aufgeführten Tier-/und Pflanzenarten. 

Den Landwirten spricht die Verordnung ihr Fachwissen, ihr Praxiswissen und 
vor allem ihre Erfahrungswerte mit den Gegebenheiten vor Ort ab. Die Betrie-
be sind über oftmals über Jahrzehnte an der jeweiligen Hofstelle ansässig. Es 
entsteht ein Wissensfundus, der mehr beinhaltet als das Wissen über die Bo-
deneigenschaften und Ähnliches. Die Verordnung beeinträchtigt die Tätigkeit 
der Landwirte und kann den Betrieb je nach Betroffenheit in ihrer Existenz 

Zur Kenntnis genommen. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. 

Das Gebiet ist nicht nur als Vogelschutzgebiet, sondern auch überwiegend als 
FFH-Gebiet gemeldet. Nach § 32 Abs. 2 BNatSchG sind die Natura 2000-
Gebiete grundsätzlich zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft zu er-
klären. Diese Anforderung ist gemeinschaftsrechtlich zwingend und nicht zu 
umgehen. Die EU-Kommission hat in einem Vermerk vom 14.05.2012 ergän-
zend dargelegt, welche Anforderungen sie an die Unterschutzstellung von 
FFH- und Vogelschutzgebieten stellt. Dies sind neben anderen eine Drittver-
bindlichkeit, eine verbindliche kartenmäßige Darstellung des Schutzgebietes, 
die Einbeziehung der Erhaltungsziele in die Schutzvorschrift und die Durchfüh-
rung eines Verfahrens mit Beteiligung der Betroffenen. 
Vor diesem Hintergrund kann die eingangs dargelegte gesetzliche Verpflich-
tung bei der Größe dieses FFH- und Vogelschutzgebietes nur durch eine 
Schutzgebietsausweisung erfüllt werden; dies entspricht auch der einschlägi-
gen Rechtsprechung. 

Die Verordnung spricht der Landwirtschaft in keiner Weise das vorhandene 
Fachwissen ab. Die Verordnung hat, wie oben bereits beschrieben, den Zweck, 
europarechtliche Verpflichtungen umzusetzen. Eine natur- und landschafts-
verträgliche landwirtschaftliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis 
gemäß § 5 Abs. 2 BNatSchG ist weiterhin eingeschränkt möglich. 
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gefährden. Ich denke, hier sollte man den Landwirten doch sein Vertrauen 
schenken, dass diese nach allgemein guter fachlicher Praxis arbeiten. Die Ver-
ordnung verhindert teilweise die Arbeit nach guter fachlicher Praxis, z. B. 
wenn die Einholung von Genehmigungen bei der Naturschutzbehörde das 
Maß der Dinge sein soll. Landwirtschaft findet in der Natur mit den Gegeben-
heiten der Natur (Wetter) statt. 

Die Verordnung greift unverhältnismäßig stark in die Rechte der Eigentümer 
und/oder Bewirtschafter/Nutzer ein. 

Das geplante Landschaftsschutzgebiet deckt sich nicht mit der Fläche der zu 
Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete. Das muss berichtigt werden. 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
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Aus den vorgenannten Gründen halte ich die Verordnung für unverhältnismä-
ßig. 
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. C-137/14) zulässig. 

im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Es wurden keine Flä-
chen in das LSG miteinbezogen, die kein Natura-2000 Gebiet sind. 

Zur Kenntnis genommen. 
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24.   
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Die Verordnung schwächt die Landwirtschaft, beeinträchtigt den Tourismus, 
ignoriert den Nutzen der Jagd/Fischerei, greift in das kommunale Selbstver-
waltungsrecht und greift in Bereiche der Sielachten ein. 
Den besonderen Schutzzweck der Verordnung sehe ich nicht. Dieser Punkt 
sollte nachgebessert werden. 

Ich bin der Meinung, dass das betroffene Gebiet keiner schärferen Verord-
nung bedarf. Die weitläufige, von Grünland geprägte Kulturlandschaft ist er-
haltenswert. Sie wurde in unzähligen Generationen zu dem gemacht, wie wir 
sie heute vorfinden. Das Zusammenspiel von Natur und kleinbäuerlichen 
Strukturen hat seit Generationen Bestand und funktioniert gut. Dass hier viele 
Dinge ohne großes Zutun gut laufen, sieht man an dem Vorkommen der in der 
Verordnung aufgeführten Tier-/und Pflanzenarten. 

Den Landwirten spricht die Verordnung ihr Fachwissen, ihr Praxiswissen und 
vor allem ihre Erfahrungswerte mit den Gegebenheiten vor Ort ab. Die Betrie-
be sind über oftma ls über Ja hrzehnte an der jeweiligen Hofstelle ansässig. Es 
entsteht ein Wissensfundus, der mehr beinhaltet als das Wissen über die Bo-
deneigenschaften und Ähnliches. Die Verordnung beeinträchtigt die Tätigkeit 
der Landwirte und kann den Betrieb je nach Betroffenheit in ihrer Existenz 

Zur Kenntnis genommen. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. 

Das Gebiet ist nicht nur als Vogelschutzgebiet, sondern auch überwiegend als 
FFH-Gebiet gemeldet. Nach § 32 Abs. 2 BNatSchG sind die Natura 2000-
Gebiete grundsätzlich zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft zu er-
klären. Diese Anforderung ist gemeinschaftsrechtlich zwingend und nicht zu 
umgehen. Die EU-Kommission hat in einem Vermerk vom 14.05.2012 ergän-
zend dargelegt, welche Anforderungen sie an die Unterschutzstellung von 
FFH- und Vogelschutzgebieten stellt. Dies sind neben anderen eine Drittver-
bindlichkeit, eine verbindliche kartenmäßige Darstellung des Schutzgebietes, 
die Einbeziehung der Erhaltungsziele in die Schutzvorschrift und die Durchfüh-
rung eines Verfahrens mit Beteiligung der Betroffenen. 
Vor diesem Hintergrund kann die eingangs dargelegte gesetzliche Verpflich-
tung bei der Größe dieses FFH- und Vogelschutzgebietes nur durch eine 
Schutzgebietsausweisung erfüllt werden; dies entspricht auch der einschlägi-
gen Rechtsprechung. 

Die Verordnung spricht der Landwirtschaft in keiner Weise das vorhandene 
Fachwissen ab. Die Verordnung hat, wie oben bereits beschrieben, den Zweck, 
europarechtliche Verpflichtungen umzusetzen. Eine natur- und landschafts-
verträgliche landwirtschaftliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis 
gemäß § 5 Abs. 2 BNatSchG ist weiterhin eingeschränkt möglich. 
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gefährden. Ich denke, hier sollte man den Landwirten doch sein Vertrauen 
schenken, dass diese nach allgemein guter fachlicher Praxis arbeiten. Die Ver-
ordnung verhindert teilweise die Arbeit nach guter fachlicher Praxis, z. B. 
wenn die Einholung von Genehmigungen bei der Naturschutzbehörde das 
Maß der Dinge sein soll. Landwirtschaft fmdet in der Natur mit den Gegeben-
heiten der Natur(Wetter) statt. 

Die Verordnung greift unverhältnismäßig stark in die Rechte der Eigentümer 
und/oder Bewirtscha fter/Nutzer ein. 

Das geplante Landschaftsschutzgebiet deckt sich nicht mit der Fläche der zu 
Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete. Das muss berichtigt werden. 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
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Aus den vorgenannten Gründen halte ich die Verordnung für unverhältnismä-
ßig. 
Ich weise daraufhin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. C-137/14) zulässig. 

im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Es wurden keine Flä-
chen in das LSG miteinbezogen, die kein Natura-2000 Gebiet sind. 

Zur Kenntnis genommen. 
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25.   
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich habe folgende Einwendungen gegen den o. g. Entwurf einzubringen:
Um dem in der Verordnung angegeben Schutzzweck zu dienen, greift die Ver-
ordnung meines Erachtens in zu viele Bereiche jeweils mit zu starren Vorga-
ben ein. Der Schutzzweck sollte meiner Meinung nach überarbeitet werden 
und weniger streng gefasst werden, denn die Verordnung schwächt die Land-
wirtschaft, beeinträchtigt den Tourismus, ignoriert den Nutzen der 
Jagd/Fischerei, greift in das kommunale Selbstverwaltungsrecht und greift in 
Bereiche der Sielachten ein. Es schwächt Landeigentümer wirtschaftlich. Zu-
dem möchte ich als Bewohner dieser Gegend den von der Verordnung zu 
Recht hervorgehobenen Erholungszweck auch nutzen können. 
Die Verordnung verkennt, dass sich das o. g. Gebiet über Jahrhunderte zu ei-
ner Natur-/Kultur-landschaft entwickelt hat, wie wir sie heute vorfinden. Die 
offene, von Grünland geprägte Landschaft ist erhaltenswert. Sie ist touristi-
scher Faktor und wie die Verordnung in ihrer Einleitung richtigerweise be-
schreibt: ein Erholungsfaktor. Die Strukturen von kleinen bäuerlichen Fami-
lienbetrieben, erholungssuchenden Einheimischen und Touristen, Jägern, Rei-
tern etc. eingebunden in die Wallhecken- und Flusslandschaft funktionieren 
gut. Viele Dinge haben sich entwickelt (so z. B. der Bestand diverser Pflanzen- 
und Tierarten, die die Verordnung auflistet) ohne, dass es ein großes Dazutun 
brauchte. Die ansässigen Familien sind teilweise seit Generationen an ein und 
demselben Ort ansässig. Viele Bewohner empfinden eine tiefe Verbundenheit 
zu diesem Gebiet. Ich denke nicht, dass dem/den Bürger(-innen) / Bewirt-
schafter(-innen) / Nutzer(-innen) / Eigentümer(innen) etc. ein derart beein-
trächtigender Maßnahmenkatalog an Verboten, Einschränkungen, Freistellun-
gen auf Antrag, Duldungen und Unterlassungen auferlegt werden sollte. 
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. C-137/14) zulässig. 

Zur Kenntnis genommen.

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 

Die ordnungsgemäße Jagd im Schutzgebiet wird in ihrer Kernfunktion nicht 
eingeschränkt. Bestimmte Maßnahmen, die den Erhaltungszielen dienen oder 
bestimmten Tierarten Vorteile bieten, können nach Abstimmung mit der zu-
ständigen Naturschutzbehörde umgesetzt werden. Dies stellt eine Prüfung der 
Standorte sicher, um besonders schützenswerte Biotope oder Lebensräume 
geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigungen zu bewahren. 
Gemäß des Gemeinsamen Runderlasses des Niedersächsischen Ministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz und des Niedersächsi-
schen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz vom 
03.12.2019 ist festgestellt worden, dass die zuständige Behörde durch Ver-
ordnung die Jagd in Landschaftsschutzgebieten gemäß deren Schutzzweck und 
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gemäß § 19 NAGBNatSchG in Verbindung mit § 26 BNatSchG beschränken 
kann. 

Die Röhrichtbereiche sowie die Wasser- und Uferpflanzenvegetation sind Le-
bensraum vieler Tierarten und sind deshalb bei der zulässigen ordnungsgemä-
ßen fischereilichen Nutzung zu schonen. Zudem sollen keine festen Angelplät-
ze wie beispielweise durch zusätzliche Befestigungen oder Steganlagen einge-
richtet werden. Durch das Niedersächsische Fischereigesetz (NFischG) ist ge-
regelt, dass die Fischerei auf die natürlichen Lebensgemeinschaften im Ge-
wässer und an seinen Ufern, insbesondere auf seltene Pflanzen- und Tierar-
ten, angemessen Rücksicht zu nehmen hat. Durch die Nennung konkreter 
Vorgaben werden die gesetzlich geforderten Fischereipflichten, u. a. der Ver-
ordnung über die Fischerei in Binnengewässern (Binnenfischereiordnung), 
beispielhaft nachgezeichnet. Eine Störung im Vorfeld des Angeltermins ohne 
Angelabsicht hat aufgrund der Präsenz störungsempfindlicher Tierarten zu 
unterbleiben. Maßnahmen, die zu einer naturschutzfachlichen Aufwertung 
des Gebietes beitragen und den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten 
Tierarten Vorteile bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Na-
turschutzbehörde umgesetzt werden.  

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen. Vor allem in der Brut-, Setz- und Auf-
zuchtzeit befinden sich störungsempfindliche Arten, insbesondere wertbe-
stimmende Vogelarten, im Gebiet. Die Einschränkung dient der Realisierung 
des Schutzzweckes, nämlich der Erhaltung und Entwicklung beruhigter, unge-
störter großflächiger Brut-, Rast- und Nahrungshabitate der im Gebiet vor-
kommenden Vogelarten. 
Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 16 verboten. Freigestellt 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, und Sengelsieltief. Ein Verbot besteht nur für Stehpaddel, Kites und Was-
serfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen montiert sind. Die natur-
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schutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind der Begründung zur 
LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt Tourismus zu und ermöglicht die 
Wahrnehmung von Natur und Landschaft. 
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26.   
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich habe folgende Einwendungen gegen den o. g. Entwurf einzubringen:
Die Verordnung ist ein Maßnahmenkatalog, der meines Erachtens zu stark in 
die Grundrechte der Grundstückseigentümer und/oder Bewirtschafter/Nutzer 
eingreift. 

Die Verordnung verkennt, dass sich das o. g. Gebiet über Jahrhunderte zu ei-
ner Natur-/Kultur-landschaft entwickelt hat, wie wir sie heute vorfinden. Die 
offene, von Grünland geprägte Landschaft ist erhaltenswert. Sie ist touristi-
scher Faktor und wie die Verordnung in ihrer Einleitung richtigerweise be-
schreibt: ein Erholungsfaktor. Die Strukturen von kleinen bäuerlichen Fami-
lienbetrieben, erholungssuchenden Einheimischen und Touristen, Jägern, Rei-
tern etc. eingebunden in die Wallhecken- und Flusslandschaft funktionieren 
gut. Viele Dinge haben sich entwickelt (so z. B. der Bestand diverser Pflanzen- 
und Tierarten, die die Verordnung auflistet) ohne, dass es ein großes Dazutun 
brauchte. Die ansässigen Familien sind teilweise seit Generationen an ein und 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzuziehung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. Die Daten 
belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume in den 
letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung mit den 
hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Meldung 
des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich zwin-
gend. 
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demselben Ort ansässig. Viele Bewohner empfinden eine tiefe Verbundenheit 
zu diesem Gebiet. Ich denke nicht, dass dem/den Bürger(-innen) / Bewirt-
schafter(-innen) / Nutzer(-innen) / Eigentümer(innen) etc. ein derart beein-
trächtigender Maßnahmenkatalog an Verboten, Einschränkungen, Freistellun-
gen auf Antrag, Duldungen und Unterlassungen auferlegt werden sollte, um 
dem in der Verordnung verankerten Schutzzweck zu dienen. Der Schutzzweck 
sollte meiner Meinung nach überarbeitet und weniger streng gefasst werden. 

Ich bin bestürzt zu lesen, dass eine Verordnung derart in die Rechte der Eigen-
tümer eingreift, dass diese von negativen wirtschaftlichen Folgen betroffen 
sein werden: Die Flächen im geplanten LSG werden an Wert verlieren, da die 
betreffenden Flächen nur noch unter verschärften Auflagen bewirtschaftet 
werden dürften. Pachteinnahmen werden sinken, Verkaufserlöse wären nur 
noch unter (jetzigem) Wert zu erzielen (wenn überhaupt, da das Grundstück 
für landwirtschaftliche Zwecke kaum noch wirtschaftlichen Ertrag bringen 
wird), Finanzierungslücken können entstehen. Für viele Personen in der Land-
wirtschaft sind die Flächenverpachtungen das Altersvorsorgemodell. Der Ein-
bruch der Einnahmen kann nicht kompensiert werden. 

Berichtigt werden muss, das geplante Landschaftsschutzgebiet nicht mit der 
Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete deckt. Das ist 
unakzeptabel, da ohne jegliche Grundlage. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG.  

Der Verkehrswert /der Pachtwert eines Grundstücks fußt neben Lage, Schnitt, 
Erschließung, Boden etc. auf dessen Nutzbarkeit, also auf der aktuell dort zu 
erzielenden Wertschöpfung. Die gegenwärtig rechtmäßig ausgeübte Flächen-
nutzung wird aber durch die Schutzgebietsausweisung nicht verhindert oder in 
erheblichem Maße eingeschränkt. Es besteht daher objektiv kein Grund, dass 
sich am wirtschaftlichen Wert der Fläche und damit auch am zu erzielenden 
Verkaufserlös bzw. an der zu erzielenden Pacht etwas ändert. Es gilt ein Ver-
schlechterungsverbot seit Meldung des FFH- und/oder Vogelschutzgebietes. 

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Übrige Flächen wurden 
nicht hinzugefügt. 
Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
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Ich rege aus o. g. Gründen eine Nachbesserung der Verordnung an. 
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 - 
Rs. C-137/14) zulässig. 

auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass die schützenswerten Arten in den letz-
ten 20 Jahren stark beeinträchtigt worden sind. Eine Unterschutzstellung mit 
den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Mel-
dung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich 
zwingend. 

Zur Kenntnis genommen. 
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27.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich habe folgende Einwendungen gegen den o. g. Entwurf einzubringen:
Die Verordnung ist ein Maßnahmenkatalog, der meines Erachtens zu stark in 
die Grundrechte der Grundstückseigentümer und/oder Bewirtschafter/Nutzer 
eingreift. 

Die Verordnung verkennt, dass sich das o. g. Gebiet über Jahrhunderte zu ei-
ner Natur-/Kultur-landschaft entwickelt hat, wie wir sie heute vorfinden. Die 
offene, von Grünland geprägte Landschaft ist erhaltenswert. Sie ist touristi-
scher Faktor und wie die Verordnung in ihrer Einleitung richtigerweise be-
schreibt: ein Erholungsfaktor. Die Strukturen von kleinen bäuerlichen Fami-
lienbetrieben, crholungssuchenden Einheimischen und Touristen, Jägern, Rei-
tern etc. eingebunden in die Wallhecken- und Flusslandschaft funktionieren 
gut. Viele Dinge haben sich entwickelt (so z. B. der Bestand diverser Pflanzen- 
und Tierarten, die die Verordnung auflistet) ohne, dass es ein großes Dazutun 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzuziehung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. Die Daten 
belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume in den 
letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung mit den 
hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Meldung 
des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich zwin-
gend. 



253 

brauchte. Die ansässigen Familien sind teilweise seit Generationen an ein und 
demselben Ort ansässig. Viele Bewohner empfinden eine tiefe Verbundenheit 
zu diesem Gebiet. Ich denke nicht, dass dem/den Bürger(-innen) / Bewirt-
schafter(-innen) / Nutzer(-innen) / Eigentümer(innen) etc. ein derart beein-
trächtigender Maßnahmenkatalog an Verboten, Einschränkungen, Freistellun-
gen auf Antrag, Duldungen und Unterlassungen auferlegt werden sollte, um 
dem in der Verordnung verankerter Schutzzweck zu dienen. Der Schutzzweck 
sollte meiner Meinung nach überarbeitet und weniger streng gefasst werden. 

Ich bin bestürzt zu lesen, dass eine Verordnung derart in die Rechte der Eigen-
tümer eingreift, dass diese von negativen wirtschaftlichen Folgen betroffen 
sein werden: Die Flächen im geplanten LSG werden an Wert verlieren, da die 
betreffenden Flächen nur noch unter verschärften Auflagen bewirtschaftet 
werden dürften. Pachteinnahmen werden sinken, Verkaufserlöse wären nur 
noch unter (jetzigem) Wert zu erzielen (wenn überhaupt, da das Grundstück 
für landwirtschaftliche Zwecke kaum noch wirtschaftlichen Ertrag bringen 
wird), Finanzierungslücken können entstehen. Für viele Personen in der Land-
wirtschaft sind die Flächenverpachtungen das Altersvorsorgemodell. Der Ein-
bruch der Einnahmen kann nicht kompensiert werden. 

Berichtigt werden muss, das geplante Landschaftsschutzgebiet nicht mit der 
Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete deckt. Das ist 
unakzeptabel, da ohne jegliche Grundlage. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG.  

Der Verkehrswert /der Pachtwert eines Grundstücks fußt neben Lage, Schnitt, 
Erschließung, Boden etc. auf dessen Nutzbarkeit, also auf der aktuell dort zu 
erzielenden Wertschöpfung. Die gegenwärtig rechtmäßig ausgeübte Flächen-
nutzung wird aber durch die Schutzgebietsausweisung nicht verhindert oder in 
erheblichem Maße eingeschränkt. Es besteht daher objektiv kein Grund, dass 
sich am wirtschaftlichen Wert der Fläche und damit auch am zu erzielenden 
Verkaufserlös bzw. an der zu erzielenden Pacht etwas ändert. Es gilt ein Ver-
schlechterungsverbot seit Meldung des FFH- und/oder Vogelschutzgebietes. 

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Übrige Flächen wurden 
nicht hinzugefügt. 
Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
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ich rege aus o. g. Gründen eine Nachbesserung der Verordnung an. 
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 Rs. C-
137/14) zulässig. 

auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass die schützenswerten Arten in den letz-
ten 20 Jahren stark beeinträchtigt worden sind. Eine Unterschutzstellung mit 
den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Mel-
dung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich 
zwingend. 

Zur Kenntnis genommen. 
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27 a.  
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ihre geplanten Verordnungen schädigen uns erheblich: 2,11 ha Acker und 9,54 
ha Grünland liegen im geplanten Landschaftsschutzgebiet und 3,56 ha Grün-
land im Naturschutzgebiet. Beim Ackerland ist besonders das Pflanzenschutz-
verbot unter § 4 Absatz 2 Nr. 6 des LSG-Verordnungsentwurfs unverhältnis-
mäßig und bedeutet in der Praxis eine Zwangsökologisierung. Da muss ich 
womöglich vor jedem Pflanzenschutzeinsatz einen Befreiungsantrag stellen. 

Im Haupterwerb bewirtschaften wir einen insgesamt 56 ha großen Milchvieh-
betrieb mit 50 Milchkühen sowie weiblicher Nachzucht. Mittelfristig ist der 
Bau eines Laufstalls für 80 Kühe geplant. Ob wir die Baugenehmigung im Um-
kreis des geplanten NSG noch bekommen, ist fraglich, weil laut Begründung 
zur NSG-Verordnung auch Einflüsse von außerhalb verboten werden können. 
Das ist unzumutbar und existenzgefährdend. 

Mit den von Ihnen vorgeschlagenen Einschränkungen sind wir nicht einver-
standen. Die Vergrämung von invasiven Arten, der Einsatz von Drohnen zur 
Ertragsmessung und Wildtierrettung, das Aufbringen von Bodenbestandteilen, 
die Gewässerunterhaltung, Melioration und Grünlanderneuerung sind weiter-
hin uneingeschränkt freizustellen. Die Bewirtschaftung muss also wie bisher 
weiterhin möglich sein, um Natur und Landschaft in einem Zustand zu erhal-
ten, der überhaupt erst zu einer Meldung als Natura 2000-Gebiet geführt hat. 
Die wertgebenden Arten sind nicht trotz, sondern gerade wegen der standort-
angepassten Bewirtschaftung dort zu finden. 

Gemäß § 7 Abs. 3 der LSG-VO sind Pläne und Projekte, die einer behördlichen 
Entscheidung oder einer Anzeige bedürfen, freigestellt, wenn im Rahmen ei-
ner Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 26 NAGBNatSchG 
bzw. nach § 1a Abs. 4 BauGB in Verbindung mit §§ 34, 36 BNatSchG nachge-
wiesen wird, dass der in § 2 genannte Schutzzweck dieser Verordnung weder 
einzeln noch im Zusammenwirken mit anderen Plänen oder Projekten nachtei-
lig berührt werden oder die in § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG genannten Voraus-
setzungen erfüllt sind. Kommt also eine sogenannte FFH-
Verträglichkeitsprüfung zu dem Ergebnis, dass das geplante Projekt FFH-
verträglich ist, bedarf es keiner weiteren Befreiung oder sonstigen Prüfung 
durch die zuständige Naturschutzbehörde. Diese Prüfung ist, auch ohne Aus-
weisung eines LSG, bereits jetzt erforderlich. 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
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Schutzzweck kann nur die Sicherung, nicht aber die Verbesserung und Förde-
rung der ökologischen Funktionen des LSG sein. Der spezielle Schutzzweck 
zielt unmissverständlich auf eine Förderung von feuchtem Extensivgrünland 
mit hohen Grundwasserständen ab. Wegen der Grabensysteme mit zahlrei-
chen Sielen und Schöpfwerken sind entsprechende Auswirkungen auf das 
gesamte Entwässerungsnetz vorprogrammiert. Das mag aus naturschutzfach-
licher Sicht wünschenswert sein. Eine standortangepasste Grünlandbewirt-
schaftung, wie sie zur Sicherung hochwertiger Grundfutterqualitäten unab-
dingbar ist, wird jedoch in weiten Teilen des Gebietes dadurch erschwert bis 
unmöglich gemacht 

Die bereits bestehenden NSG Fehntjer Tief Nord, Fehntjer Tief Süd, West-
großefehn, Sandwater, Flumm-Niederung und Boekzetelerfehner Meer sind 
bereits durch entsprechende Verordnungen geschützt. Soweit diese Schutzbe-
stimmungen den heutigen Ansprüchen nicht mehr genügen, wäre eine Ergän-
zung fehlender Bestandteile einer völlig neuen Verordnung vorzuziehen. Das 
Vertrauen von An- und Einwohnern solcher Gebiete in die Dauerhaftigkeit 
öffentlich-rechtlicher Zusagen und Vereinbarungen wird nachhaltig beschä-
digt, wenn Verordnungsvorgaben in regelmäßigen Abständen einkassiert und 
in immer restriktiveren Versionen neu aufgelegt werden. 

Sie verkennen außerdem die gesamtwirtschaftliche Bedeutung der Milchvieh-
betriebe im Landkreis. Der überwiegende Teil der landwirtschaftlichen Nutz-
fläche wird standortangepasst als Grünland genutzt. Die Landwirtschaftskam-
mer Niedersachsen hat aktuell ermittelt, dass bei mittlerer Intensität in Ost-
friesland je Hektar Grünland ein durchschnittlicher Umsatzerlös von 5.416,- € 
erzielt wird, wovon 2.940,- € (54 %) dem vor- und nachgelagerten Bereich 
zugutekommen, 1.363,- € (25 %) der Arbeitsentlohnung und 1.114,- € (21 %) 
der Festkostendeckung des Landwirts dienen. Grünland ist wegen des ungleich 
höheren Arbeitsaufwands ökonomisch nicht für den Landwirt, aber gesamt-
wirtschaftlich wesentlich wertvoller als Ackerland und erst recht als Extensiv-
grünland, auf dem i. d. R. keine Kostendeckung erreicht wird. 

welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 

Zur Kenntnis genommen.  
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An folgenden Verboten sind Änderungen notwendig:
Die Grünlanderneuerung muss weiter zulässig bleiben, weil wir energie- und 
eiweißreiches Grundfutter brauchen.  

Die von Ihnen vorgeschriebene Saatmischung für Über- und Nachsaaten ist ein 
unzulässiger Eingriff in unsere Bewirtschaftungspraxis.  

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
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Das Liegenlassen von Mähgut ist nicht üblich, aber manchmal auf Feuchtgrün-
land bei ungünstiger Witterung nicht zu verhindern, um Bodenschäden zu 
vermeiden.  

umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Gemäß § 40 BNatSchG ist regionales Saatgut zu verwenden, um eine Ausbrei-
tung von gebietsfremden Arten zu verhindern. Diese Regelung dient insbe-
sondere dem Schutz der innerartlichen Vielfalt gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG. 

Ziel einer Mahd ist die Gewinnung von Futter, so dass Mähgut von der Fläche 
abgefahren wird. Das Liegenlassen von Mahdgut kann zur Veränderung der 
Pflanzenzusammensetzung einer Fläche führen. Auch bei erschwerten Bedin-
gungen aufgrund ungünstiger Witterungsverhältnisse ist das Mahdgut abzu-
fahren. Bei offensichtlicher Unmöglichkeit, z. B. unvorhergesehener extremer 
Witterungseinflüsse, kann das Mahdgut ausnahmsweise auf den Flächen ver-
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Die Gewässerabstände bei der Düngung sind fachlicher Unsinn, weil bei Grün-
land keine Abschwemmungen vorkommen. Das ist durch unzählige Gutachten 
belegt. Das von Ihnen in der Begründung genannte Gutachten einer kaliforni-
schen Universität ist völlig ungeeignet für unsere Grünlandregion. Außerdem 
sind die Abstände schon in der Düngeverordnung und im Niedersächsischen 
Wassergesetz reglementiert.  

bleiben. Eine natur- und landschaftsverträgliche Nutzung sollte diesen Grund-
satz berücksichtigen. Nach der Beweidung überständige Futterreste auszumä-
hen und der Verbleib der Reste auf der Fläche ist gute fachliche Praxis. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
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Der Managementplan ist rechtlich nicht verbindlich und deshalb mit einer 
bedingungslosen Duldungspflicht nicht vereinbar.  

Was die Wiederherstellung angeht, hat die EU-Kommission wiederholt darauf 
hingewiesen, dass nicht immer und überall alle möglicherweise vorkommen-
den Arten zu schützen gleichermaßen zu schützen sind, sondern dass inner-
halb biogeografischer Regionen Prioritäten zu setzen sind.  

Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der NSG-
VO macht diese Vorgabe unabdingbar. 

Diese Regelungen sind vor dem Hintergrund des Mahnschreibens der EU, der 
Klage der europäischen Kommission vor dem EuGH gegen die Bundesrepublik 
Deutschland und der daraus hervorgehenden fehlenden Verbindlichkeit der 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Erhaltungsziele unerlässlich. Des Weiteren 
wird auf § 15 NAGBNatSchG hingewiesen. Die Maßnahmen beschränken sich 
auf diejenige, die die Nutzung des Grundstücks nicht unzumutbar beeinträch-
tigen.  

Der Schutzzweck dieses LSG ergibt sich aus § 26 Abs. 1 BNatSchG und ist auf 
den Biotopschutz, Wissenschaft, Naturgeschichte, Landeskunde sowie der 
Seltenheit, besonderen Eigenart und Schönheit des Gebietes abgestellt. Der 
Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, welche insbeson-
dere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein günstiger Zustand der 
Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Standarddatenbögen für 
das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhalten werden. Auf einen 
Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung besonderer Schutzgebiete 
vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-Kommission sinngemäße 
Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird verwiesen. Danach sind alle im 
Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signifikanten Arten zum Schutz-
gegenstand der Sicherung zu machen und in dieser NSG-Verordnung zu be-
rücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. Auf diesen Flächen ist ein 
besonderer Schutz von Natur und Landschaft in seiner Gesamtheit oder in 
einzelnen Bereichen zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung von 
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Wir fordern deshalb eine Verordnung, die sich auf die nötigen Regeln zur Er-
haltung der wertbestimmenden Arten und deren Lebensräume beschränkt 
und behalten uns weitere Einwendungen ausdrücklich vor. 

Gegen den genannten Entwurf der Verordnung über das Landschaftsschutz-
gebiet erhebe ich die folgenden Einwendungen: 

Allgemeines 

• Der Verordnungsgeber verkennt, dass die Arbeitshilfe des NLWKN zur 
Sicherung von Natura 2000-Gebieten (2018-02-20_Muster-
V0_4_aktualisiert.pdf) für Naturschutzgebiete angefertigt wurde und im 
Rahmen von Landschaftsschutzgebieten einen unverhältnismäßig hohen 
Schutzmaßstab statuiert. In LSGV0en sind diese stets an den besonderen 
Schutzzweck anzuknüpfen. Dem wird es nicht gerecht, wenn die für 
NSGV0en konzipierten Schutzmaßnahmen des Ministeriums „entspre-
chend" angewandt werden beziehungsweise aus der Muster-VO über-
nommen werden. 

• Sämtliche Regelungen müssen sich am Verschlechterungsverbot messen 
lassen. Der Maßstab für die Beurteilung der Frage, ob eine Gebietsbeein-
trächtigung vorliegt, verlangt nach einer Ausgangsgröße: Pläne, Projekte 
und Vorhaben sind die adressierten Erscheinungsformen des in Art. 6 Abs. 
2 FFH-RL angeordneten Verschlechterungsverbots. Dies dient nach über-
wiegender Ansicht der Erhaltung des Zustandes, in dem sich die von dem 
Schutzgebiet umfassten Lebensräume im Zeitpunkt der Eintragung in die 
Gemeinschaftsliste befinden. Gemäß Art. 4 Abs. 5 FFH-RL ist ein Gebiet 
nämlich erst ab dem Zeitpunkt geschützt, in dem es in die Liste der Gebie-
te von gemeinschaftlicher Bedeutung aufgenommen worden ist. Deshalb 
werden etwaige Vorbelastungen, die sich ungünstig auf die Lebensräume 
auswirken können, von vornherein vom Verschlechterungsverbot nicht er-
fasst. Die bereits bei Unterschutzstellung des Gebiets bestehenden Vor-

Lebensstätten und Lebensgemeinschaften wildlebender Pflanzen und Tierar-
ten erforderlich. 

Zur Kenntnis genommen.  

Die Arbeitshilfe kann auch für die LSG-VO als Orientierungshilfe/Grundlage 
dienen. Die Regelungen des LSG-VO leiten sich aus dem Schutzzweck, mit re-
pressiven und präventiven Verboten ab. 

Die unionsrechtlichen Vorgaben der FFH-RL und V-RL etablieren lediglich Min-
deststandards, während es den Mitgliedstaaten nicht versagt ist, strengere 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen (Art. 193 AEUV; Art. 14 V-RL). Davon abgese-
hen begrenzt das Verschlechterungsverbot nicht die Regelungsmöglichkeiten 
des Verordnungsgebers. Das Verbot bezieht sich auf Handlungen und Maß-
nahmen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-
Gebietes führen können. Der Verordnungsgeber gehört daher von vornherein 
nicht zu den Adressaten des Verbots; stattdessen hat er aus Gründen des § 32 
Abs. 3 S. 3 BNatSchG durch geeignete Ge- und Verbote sicherzustellen, dass 
der Regelungsvorgabe des Art. 6 Abs. 2 (i.V.m. Art. 7) FFHRL entsprochen wird. 
§ 32 Abs. 3 S. 4 BNatSchG lässt aber keinen Zweifel daran, dass es ihm auch 
gestattet ist, weitergehende Schutzvorschriften zu erlassen. Die Vorstellung, 
dass eine zur Unterschutzstellung von FFH- und/oder Vogelschutzgebieten 
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haben wirken sich (prägend) auf die zeitlich nachfolgend ausgewiesenen 
Schutzgebiete aus und bestimmen so den Erhaltungszustand der Lebens-
räume und Arten mit (Beier, NVwZ 2016, 575, 577). Sie sind daher in der 
Regel bereits im Rahmen des Prozesses der Gebietsausweisung entspre-
chend berücksichtigt worden (VGH München, Urt. v. 30.10.2007 —8 A 
06.40024; bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 05.12.2008 —9 B 28/08; 
VGH München, U. v. 19.02.2014 — 8 A 11.40040 u. a.; wiederum bestätigt 
durch BVerwG, Beschl. v. 22.06.2015 — 4 B 59/14). Der Maßstab für die 
Beurteilung der Frage, ob eine Beeinträchtigung vorliegt, verlangt zu-
nächst nach einer Ausgangsgröße. Fraglich ist nämlich, ob der natur-
schutzrechtliche „Idealzustand" die Ausgangsgröße bildet oder ob bereits 
ein vorgefundener Zustand (Vorbelastung) Ausgangspunkt ist. Man wird 
von folgendem ausgehen müssen: Die Vorhaben, Maßnahmen und Verän-
derungen sind Erscheinungsformen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL angeordne-
ten Verschlechtungsverbots. Letzteres dient nach überwiegender Ansicht 
der Erhaltung des Zustandes, in welchem sich die von dem Schutzgebiet 
umfassten Lebensräume im Zeitpunkt der Eintragung in die Gemein-
schaftsliste befinden (Gellermann, Natura 2000-Europäisches Habitat-
schutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepublik Deutschland, 2. 
Aufl. 2001, S. 72). Deshalb werden etwaige Vorbelastungen, die sich un-
günstig auf die Lebensräume auswirken, von vornherein vom Verschlech-
terungsverbot nicht erfasst (Gellermann, Natura 2000-Europäisches Habi-
tatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepublik Deutschland, 
2. Aufl. 2001, S. 72). Anders formuliert: Soweit Art. 6 Abs. 2 FFH-RL neben 
dem Unterlassen beeinträchtigender Handlung ein aktives Tätigwerden 
des Mitgliedstaats fordert, handelt es sich um eine konservierende, nicht 
um eine optimierende Maßnahme (Erbguth/Schubert, DVBI. 2006, 591, 
596).  

•

• In Anbetracht des konservierenden Charakters müssen aber alle Maß-
nahmen der Bewirtschaftung zulässig bleiben, die zum Zeitpunkt der Un-
terschutzstellung bereits vorgenommen wurden und die nicht dazu ge-
führt haben, die Schutzbedürftigkeit und die Schutzwürdigkeit in Frage zu 

dienende nationale Schutzverordnung lediglich Verschlechterungen des Zu-
standes verhindern dürfte, findet in den einschlägigen Rechtsnormen keinen 
Rückhalt. 

Im Übrigen zur Kenntnis genommen. 

Das Verschlechterungsverbot bezieht sich, wie oben dargestellt auf den Zeit-
punkt der Meldung des Gebietes als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung, nicht der hier vorgenommenen Überführung in nationales Recht.  
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stellen. Es geht darum, einen Zustand zu konservieren, so dass Maßstab 
für die Einschränkungen der Zustand der Ausgangsgröße ist, der zum Zeit-
punkt der Unterschutzstellung herrschte. Deshalb sind die Einschränkun-
gen auf die Aspekte zu begrenzen, die über diesen Rahmen hinausgehen 
und die zu einem Verstoß gegen das Verschlechterungsverbot führen 
können. Das gefundene Resultat entspricht der Rechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts (BVerwG 146, 145 ff. — BAB Waldkappel, erster 
Leitsatz). Mit Blick auf den Kammmolch hat das Gericht festgestellt, eine 
ihn betreffende Schadensvermeidungsmaßnahme sei rechtlich zulässig, 
wenn nach Durchführung der Maßnahme mindestens der gleiche (oder 
bessere) Schutz für die Art erreicht wird. 

• Die Fläche des geplanten Landschaftsschutzgebietes korrespondiert nicht 
mit der Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete (vgl. 
Übersichtskarten/ Anlage 1.2 und 1.3). Die Einbeziehung der nicht als FFH-
Gebiet ausgewiesenen Flächen kommt jedoch nur dort in Betracht, wo 
diese im Hinblick auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebietes schutzwürdig 
und schutzbedürftig sind. Beides wurde vorn Verordnungsgeber nicht dar-
gelegt. 

• Der Standdarddatenbogen enthält veraltete Daten. Die Lebensraumtypen 
und die Arten sind weit vor 2017 das letzte Mal kartiert worden — die Bio-
topkartierung des Fehntjer Tief-Niederung für die FFH-Basiserfassung er-
folgte im Jahr 2002. In der Begründung (S. 3) wird sich auf keine aktuellere 
Erfassung bezogen. In zeitlicher Hinsicht ist eine solche Überprüfung und 
Nachkartierung jedenfalls dann erforderlich, wenn die nationale Unter-
schutzstellung mehr als sechs Jahre nach Aufstellung der Standarddaten-
bögen erfolgt. Dies folgt aus den Vorgaben der FFH-Richtlinie und der da-
zu ergangenen Rechtsprechung (vgl. Art. 4 Abs. 4 FFH-RL, Art. 9 FFH-RL; 

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Im Hoheitsgebiet des 
Landkreises Aurich wurden ansonsten keine weiteren Flächen als die des Na-
tura-2000 Gebietes verordnet. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume 
in den letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung 
mit den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die 
Meldung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrecht-
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VGH Kassel, B. v. 02.01.2009 — 11 B 368/08.T — juris, Rn. 398). lich zwingend.

In der Begründung des Verordnungsentwurfs wird eine Basiserfassung thema-
tisiert, deren Ergebnisse im Standard-Datenbogen des NLWKN dokumentiert 
sind. Die Erstmeldung des FFH-Gebietes „Fehntjer Tief und Umgebung' erfolg-
te im Dezember 2004, indessen wurde der Meldebogen im Juli 2018 aktuali-
siert. Das Vogelschutzgebiet „Fehntjer Tief' wurde im Dezember 1999 gemel-
det, während das Update im August 2018 erfolgte.“ Daraus folgt, dass die 
Datenlage in Ansehung des vorliegenden Falles hinreichend aktuell ist. 

Die Lebensraumtypen (6230, 6410, 7140, stichprobenartig 3150, 3130) und 
Arten sind im Rahmen der Managementplanung 2019 und 2020 kartiert wor-
den. Borstgrasrasen und Pfeifengraswiesen sind stichprobenartig durch das 
Land Niedersachsen im Rahmen der Berichtspflicht kartiert worden. Seit 2009 
erfolgt im Landkreis Leer ein Monitoring im Rahmen der Umsetzung von Maß-
nahmen zur Entwicklung und Erhaltung der LRT 6230 und 6410. Die Gewässer 
des LRT 3130 werden regelmäßig durch das Land Niedersachsen (Luronium) 
untersucht. Zudem erfolgt eine jährliche Revierkartierung seit 1994 (bis auf 
2015/2016) durch die Naturschutzstation Fehntjer Tief. 

Unabhängig davon findet die These, dass nach Ablauf von sechs Jahren eine 
Neukartierung erfolgen müsste, in Art. 4 Abs. 4 FFH-RL keine Stütze. Die Vor-
schrift, die nur für FFH-Gebiete gilt, verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Unter-
schutzstellung der in die Gemeinschaftsliste aufgenommenen Gebiete inner-
halb einer Frist von sechs Jahren. Die Rechtsfolge, dass nach Ablauf dieser 
Frist nachkartiert werden müsste, lässt sich der Vorschrift nicht entnehmen, 
zumal dies darauf hinausliefe, die Unterschutzverpflichtung zu relativieren. 

Schließlich verfängt der Hinweis auf Rechtsprechung zur Datenaktualität bei 
Eingriffsvorhaben nicht. Eine Übertragung auf Verfahren der Unterschutzstel-
lung verbietet sich schon deshalb, weil § 26 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG keinen 
Zweifel daran lässt, dass ein LSG auch um der „Wiederherstellung der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes“ willen ausgewiesen wer-
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Schutzzweck § 3 
Einwendung: 
Der besondere Schutzzweck gemäß § 3 Abs. 2 sollte sich auf folgende Punkte 
beschränken: • Die Erhaltung und Entwicklung der weitläufigen, offenen, von 
Grünland geprägten Landschaft sowie ihrer charakteristischen Arten.  
• Die Erhaltung und Entwicklung der im Gebiet vorkommenden Gewässer als 
Lebensraum für zahlreiche Tier- und Pflanzenarten.  
• Die Erhaltung und Entwicklung beruhigter, ungestörter großflächiger Brut-, 
Rast- und Nahrungshabitate der im Gebiet vorkommenden Vogelarten.  
Der Schutz, die Pflege und die Entwicklung von Lebensräumen und Habit-
tatstrukturen wild lebender Tierund Pflanzenarten, soweit sie europäisch ge-
schützt sind und in signifikantem Umfang im Gebiet vorkommen. 

Einwendung: 
Absatz 4 sollte von einer „Kann" in eine „Soll"-Bestimmung umgewandelt 
werden. 
Begründung: 
Die Umsetzung der Erhaltungsziele insbesondere auf landwirtschaftlichen 
Flächen sowie von Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen soll aufbauend auf. 
Die nachfolgenden Schutzbestimmungen auch durch Angebote des Vertrags-
naturschutzes unterstützt werden. 

Verbote - § 4 Abs. 1 
Einwendung: 

den kann. Es ist daher nicht entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter 
im Gebiet noch vorkommen, und daher ist die Aktualität der Daten keine Vo-
raussetzung der Unterschutzstellung. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 

Wenn diese Vorschrift in eine „Soll“-Regelung umgewandelt werden würde, 
hätte die zuständige Naturschutzbehörde keinen Ermessensspielraum bei der 
Entscheidung, ob Vertragsnaturschutz durchgeführt werden muss. Diese jetzt 
geltende Regelung dient der Wahrung der Eigentumsrechte.  

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
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Die Betretungs- und Befahrungsrechte sind auszuweiten (§ 4 Abs. 1 Nr. 1, 2 
LSG-VO-E). 

Einwendung: 
Es muss zumindest ausnahmsweise und im Rahmen einer Bewirtschaftung 
nach § 5 BNatSchG möglich sein, den Pudde-, Hamm-, Kielweg in der Zeit vom 
15.03. bis zum 15.07. eines jeden Jahres zu betreten, zu befahren oder auf 
sonstige Art und Weise aufzusuchen (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 LSG-VO-E). 

Einwendung: 
§ 4 Abs. 1 Nr. 3 LSG-VO ist zu ungenau. Zudem wird vorgeschlagen, auf die 
Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erforderlichen Regelun-
gen zum Schutz wilder Tiere bereits enthält. 
Begründung: 
Ausweislich der Begründung zum Verordnungsentwurf (5. 5) bezweckt die 
Regelung insbesondere, einer Beunruhigung wild lebender Tiere vorzubeugen. 
Die Regelung lehnt sich an § 39 Abs. -1 BNatSchG an, geht jedoch über diesen 
hinaus. Abgesehen davon, dass § 39 BNatSchG bereits hinreichenden Schutz 
für wild lebende Tiere und Pflanzen bietet und es einer darüber hinausrei-
chenden Regelung nicht bedarf, ist der weiter reichende Teil auch zu unbe-
stimmt. Denn es wird für den Normadressaten nicht hinreichend deutlich um-
grenzbar, ab wann wild lebende Tiere durch Lärm gestört sind. Diese unbe-
stimmte Formulierung kann in dieser Form zu uferlosen Beschränkungen füh-
ren. Verwiesen sei hier auf die zahlreichen Geräuschquellen, die der Fremden-
verkehr als Teil der Gebietsnutzung im öffentlichen Interesse bietet, etwa 
durch Besucher mit ihren Kindern, Radfahrer auf den zugelassenen Wegen 
oder auch nur Pilzsucher im Wald (vgl. § 39 Abs. 3 BNatSchG). Unklar bleibt 
ebenso, was ,,auf andere Weise" bedeutet. Es wird daher vorgeschlagen, auf 
die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erforderlichen Re-
gelungen zum Schutz wilder Tiere bereits enthält. Tiere sind hinsichtlich ihrer 
Lärmempfindlichkeit vielfach sensibler als der Mensch, sodass auch insofern 
die Regelung des § 39 Abs. 1 BNatSchG hinreichend Schutz bietet. 

dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen.  

Die hier angesprochene Sperrung der Wege erfolgt auf dem Hoheitsgebiet des 
Landkreises Leer und findet sich in der Verordnung des Landkreises Aurich 
nicht wieder.  

Der 4. Senat des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg hat in seinem Urteil vom 
04.03.2020, 4 KN 390/17 u.a. festgestellt, dass diese Regelung mit höherrangi-
gem Recht vereinbar und damit nicht zu unbestimmt ist. 
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Einwendung:
Es muss zulässig sein, Pflanzstrukturen zu verändern, wenn diese nicht land-
schaftsprägend sind und keine Beeinträchtigung wertbestimmender Tier- und 
Pflanzenarten zu befürchten ist (§4 Abs. 1 Nr. 4 LSG-VO-E). 
Begründung: 
Auch wenn man etwa eine Beeinträchtigung seltener Tier- und Pflanzenarten 
im Einzelfall annehmen mag, so ist damit noch keine Aussage darüber getrof-
fen, ob in Hinblick auf die besondere Bedeutung einer natur- und landschafts-
verträglichen Land- oder Forstwirtschaft (§ 5 Abs. 1 BNatSchG) eine Entnahme 
jedenfalls im Einzelfall zuzulassen ist. Daher würden auch diese Erwägungen 
jedenfalls den Zustimmungsvorbehalt nicht rechtfertigen 
Dies gilt umso mehr vor dem Hintergrund, dass das der Zustimmungsvorbehalt 
nach dem Verordnungstext gerade nicht auf wertgebende Lebensraumtypen 
oder besonders geschützte Arten beschränkt ist, sondern unter anderem auf 
alle im Verordnungsgebiet vorzufindenden Hecken, Baumreihen und Feldge-
hölze Anwendung finden soll. Selbst wenn der Verordnungsgeber zudem mög-
licherweise davon ausgeht, Pflanzen vor der Beeinträchtigung oder Zerstörung 
durch Laien schützen zu müssen, so könnte dieser an sich nicht zu beanstan-
dende Begründungsansatz jedoch nicht verfangen, wo es um Eingriffe der 
Grundeigentümer und Nutzungsberechtigten und ihr fachlich geschultes Per-
sonal geht. Denn diese sind darüber im Bilde, welche Arten besonders schüt-
zenswert sind, so dass die Regelung unter diesem Blickwinkel nicht gerechtfer-
tigt ist. Das Verbot ist daher zumindest auf diejenigen Pflanzen zu beschrün-
ken, bei denen der Schutz der vorkommenden LRT oder Arten es erfordert 
Zudem ist auch für diese ein Anspruch der Eigentümer und Nutzungsberech-
tigten auf Ausnahmeerteilung im Einzelfall vorzusehen. Es wird daher vorge-
schlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erfor-
derlichen Regelungen zum Schutz von Tier- und Pflanzenarten bereits enthält. 

Einwendung: 
Drohnenflüge müssen auch zu land- und forstwirtschaftlichen Zwecken ohne 
vorherige Zustimmung der Landkreise als Naturschutzbehörde erlaubt sein (§ 
4 Abs. 1 Nr. 6 LSG-VO-E); die Anzeigepflicht bei den Freistellungen (§ 7 Abs. 2 

Die Aufnahme des Verbotes in die Verordnung stellt sicher, dass in einem 
dadurch notwendig werdenden Ausnahmeverfahren der Schutzzweck des LSG 
beachtet wird. Dieser würde bei einem Verfahren gem. § 39 BNatSchG keine 
Berücksichtigung finden. Zulässig sind gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 LSG-VO Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung des Gebietes mit vorheriger 
Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde. Eine natur- und land-
schaftsverträgliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis ist gemäß § 7 
Abs. 2 Nr. 11 LSG-VO ebenfalls möglich. 

Bereits zum jetzigen Zeitpunkt gilt nach § 21b Abs. 1 Nr. 6 der Verordnung zur 
Regelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten (LuftVO) ein Verbot für 
den Betrieb unbemannter Luftfahrtsysteme in FFH-Gebieten. Nach der Unter-
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Nr. 7 LSG-VO) ist nicht praktikabel und zudem ist die Freistellung zu eng ge-
fasst; 

Einwendung:  
Es muss erlaubt sein, land- und forstwirtschaftliche Abfälle zu lagern, aufzu-
schütten oder einzubringen (§4 Abs. 1 Nr. 9 LSG-VO-E) 
Begründung: 
Es ist nicht nachvollziehbar, inwiefern natürliche nichtgefährliche forstwirt-
schaftliche Materialien wie Pflanzenreste sowie natürliche nicht gefährliche 
Hölzer aus der Landschaftspflege geeignet sind, durch Verwendung als Dünger 
oder in Form des Verbleibs und späteren Unterpflügens tatsächlich geeignet 
sind, Flora und Fauna sowie den Naturhaushalt zu beeinträchtigen. Dem Ver-

schutzstellung gilt dieses gesetzliche Verbot unabhängig von der Schutzge-
bietskategorie auch für Europäische Vogelschutzgebiete. Von unbemannten 
Luftfahrtsystemen/Flugmodellen/Luftfahrzeuge (z. B. Modellflugzeuge, Dra-
chen, Drohnen) oder bemannten Luftfahrzeugen gehen insbesondere auf die 
Vogelwelt erhebliche Beeinträchtigungen aus. Flugkörper verursachen unab-
hängig von ihrer Form psychischen Stress (z. B. Ducken, verstärkte Rufaktivi-
tät, unruhiges Hin- und Hergehen), der in physischen Stress münden kann (z. 
B. panikartiges Auffliegen, Verlassen des Gebietes). Darüber hinaus werden 
Drohnen mit speziellen Kameras zur Ermittlung von Schäden durch lokal be-
dingte Hagelschauer, Windhosen, Sturmböen etc. in Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft und Naturschutz eingesetzt, um eine aufwändige Begehung der be-
troffenen Schläge zu vermeiden. Nach § 6 Nr. 3 LSG-VO ist der Einsatz von 
unbemannten Luftfahrtsystemen oder unbemannten Luftfahrzeugen zur Wild-
tierrettung, Bestands- und Ertragserfassung durch qualifizierte Anwender 
nach vorheriger schriftlicher oder mündlicher Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde freigestellt. Darüber hinaus kann nach § 4 Abs. 4 der LSG-
VO die zuständige Naturschutzbehörde in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, 
soweit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. 
Darüber hinaus ist ggf. eine Erlaubnis nach der LuftVO bei der Niedersächsi-
schen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLStbV) zu beantragen. 
Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme. Die Anzeige kann sowohl mündlich als auch schriftlich erfol-
gen und stellt keine unzumutbare Beeinträchtigung dar. 

Das Einbringen von Stoffen, insbesondere die Lagerung von land- und forst-
wirtschaftlichen Abfällen oder die illegale Entsorgung von Gartenabfällen auf 
einem begrenzten Raum, führt zur lokalen Anreicherung von Nährstoffen und 
Bodenverdichtung. Es besteht zudem die Gefahr, dass sich ausgehend von 
Gartenabfällen Zier- und Gartenpflanzen im Gebiet verbreiten und etablieren. 
Hierdurch können charakteristische Tier- und Pflanzenarten verdrängt wer-
den.  
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bot sind daher natürlich abbaubare und durch Landwirtschaft und Forstwirt-
schaft produziertes organisches Material zu entnehmen. 

Einwendung: 
Weihnachtsbaum-, Schmuckreisigkulturen und Kurzumtriebsplantagen anzu-
legen (§4 Abs. 1 Nr. 10 LSG-VO-E) 
Begründung: 
Das Verbot auszugestalten. ist als Verbot mit Erlaubnisvorbehalt auszugestal-
ten. 

Einwendung:  
Nadelhölzer und andere gebietsfremde oder invasive Pflanzen einzubringen 
sowie gebietsfremde oder invasive Tiere auszusetzen, sollte zumindest für die 
ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft, möglich bleiben (§ 4 Abs. 1 Nr. 
11 LSG-VO-E). 
Begründung: 
Am stärksten wiegen jedoch die negativen Auswirkungen dieser Regelungen in 
Hinblick auf die unaufhaltsamen Klimaveränderungen. Die Waldumbaube-
schränkungen werden den Schutzzweck in Zukunft in erheblichem Maße nega-
tiv beeinflussen. Aufgrund der Klimaverschiebung und dem damit verbunde-
nen Eschen- und Buchensterben ist eine gewisse genetische Flexibilität erfor-
derlich. Es ist abzusehen, dass sich diese und andere Laubbäume nicht mehr 
positiv entwickeln können. Die positive ökologische Entwicklung der Waldflä-
chen in dem Schutzgebiet setzen daher weiterhin eine ökonomische Nutzung 
voraus. Um angemessen auf die Klimaänderungen reagieren zu können, ist es 
zwingend erforderlich, dass in die Verordnung eine Öffnungsklausel aufge-
nommen wird, die eine Beimischung nicht-lebensraumtypischer Baumarten 
zulässt. 

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG- VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG-VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Gemäß § 40a BNatSchG sind die zuständigen Behörden verpflichtet Maßnah-
men zu treffen, die eine Einbringung oder Ausbreitung von invasiven Arten zu 
verhindern oder zu minimieren. 

Die Forstwirtschaft ist von der Verordnung nicht betroffen. 
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Einwendung:  
Die Befahrung der Gewässer muss unter Würdigung des Verschlechterungs-
verbots möglich sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 17 LSGVO-E). Die Aufweichungen in den 
Freistellungen (§ 7 Abs. 2 Nr. 9 LSGVO-E) sind zu eng gefasst. 

Einwendung:  
Die Errichtung von Anlagen aller Art, gerade wenn hierfür keine Genehmigung 
erforderlich ist, muss erlaubt sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 18 LSGVO-E). Zumindest muss 
diese Regelung im Erlaubnisvorbehalt verankert werden.  
Begründung:  
Das Bauverbot dürfte in dieser Form rechtswidrig sein. Denn ein solches Ver-
bot findet keine Stütze im Gesetz. Weder unionsrechtliche noch nationale 
Vorgaben sehen ein generelles Bauverbot in Schutzgebieten vor. Ein generel-
les Bauverbot in einem Landschaftsschutzgebiet setzt danach voraus, dass 
aufgrund der Eigenart der Landschaft jeder Bau unabhängig von Zweck, Um-
fang und Gestaltung den Gebietscharakter schlechthin verändern oder dem 
besonderen Schutzzweck der Verordnung generell zuwiderläuft (OVG Lüne-
burg, U. v. 24.08.2001 - 8 KN 41/01 juris, Rn. 45 f.; Albrecht, in BeckOK Um-
weltrecht Giesberts/Reinhardt, 50. Edition 2019, § 26 BNatSchG Rn. 27) Als 
denkbare Landschaft. in der jeder Bau dem Schutzzweck zuwiderläuft und in 
der deshalb ein absolutes Bauverbot zulässig wäre, nannte das Bundesverwal-
tungsgericht- im U. v. 12.07.1956 - I C 91.54 - juris, Rn. 10 - eine „Dünenland-
schaft am Meeresstrand". Damit ein Verbot baulicher Anlagen aller Art zuläs-
sig ist, muss vielmehr feststehen, dass diese gerade .,in jedem Bereich des 
unter Schutz gestellten Gebiets" den Gebietscharakter schlechthin verändert 
(OVG Lüneburg, U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01 — juris, Rn. 47; OVG Lüneburg 
U. v. 04.12 2018 — 4 KN 77/16 — juris, Rn. 102). Vor allem bei sehr großen 
Landschaftsschutzgebieten kann dies zweifelhaft sein. Das Oberverwaltungs-

Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 16 verboten. Freigestellt 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, und Sengelsieltief. Ein Verbot besteht nur für Stehpaddel, Kites und Was-
serfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen montiert sind. Die natur-
schutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind der Begründung zur 
LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt Tourismus zu und ermöglicht die 
Wahrnehmung von Natur und Landschaft. 

Mit der Errichtung von Anlagen aller Art können Beeinträchtigungen entste-
hen, die dem Schutzzweck entgegenstehen. So können sensible Rast- und 
Brutplätze, typische Landschaftsteile und Pflanzenarten betroffen sein. Sie 
stellen eine Veränderung des betroffen Landschaftsraumes dar. Sie werden 
visuell als Fremdkörper wahrgenommen und fungieren als Störungspotential. 
Dies gilt gerade auch für Anlagen, für die keine Genehmigung erforderlich ist, 
wie Schilder oder Tafeln. Diese Maßnahmen stellen Projekte dar. 
Gemäß § 7 Abs. 3 der LSG-VO sind Pläne und Projekte, die einer behördlichen 
Entscheidung oder einer Anzeige bedürfen, freigestellt, wenn im Rahmen ei-
ner Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 26 NAGBNatSchG 
bzw. nach § 1a Abs. 4 BauGB in Verbindung mit §§ 34, 36 BNatSchG nachge-
wiesen wird, dass der in § 2 genannte Schutzzweck dieser Verordnung weder 
einzeln noch im Zusammenwirken mit anderen Plänen oder Projekten nachtei-
lig berührt werden oder die in § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG genannten Voraus-
setzungen erfüllt sind. Kommt also eine sogenannte FFH-
Verträglichkeitsprüfung zu dem Ergebnis, dass das geplante Projekt FFH-
verträglich ist, bedarf es keiner weiteren Befreiung oder sonstigen Prüfung 
durch die zuständige Naturschutzbehörde. Diese Prüfung ist, auch ohne Aus-
weisung eines LSG, bereits jetzt erforderlich. 

Es dürfen repressive Verbote ohne Erlaubnisvorbehalt nur dann erlassen wer-
den, wenn von vornherein feststeht, dass die verbotenen Maßnahmen den 
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gericht Lüneburg hat dazu sogar in seinem Leitsatz — im U v 24.08.2001 — 8 
KN 41/01 — juris — erklärt: ,,Ein repressives Verbot, bauliche Anlagen aller Art 
zu errichten. ist in Landschaftsschutzgebieten, die bebaute Grundstücke und 
Siedlungen umfassen, in der Regel unzulässig. Das Verbot ist daher zumindest 
abzuschwächen und mit einem entsprechenden Erlaubnisvorbehalt zu verse-
hen. 

Einschränkungen der Landwirtschaft - § 4 Abs. 2, 3 
Einwendung:  
Die Grünland- und Narbenerneuerung muss zulässig bleiben (§ 4 Abs. 2 Nr. 2 
LSG-VOE) 

Einwendung:  
Es muss eine Abweichung von der vorgegebenen Saatgutmischung möglich 

Charakter des unter Schutz gestellten Gebietes schlechthin (d. h. ungeachtet 
ihrer Art, Zweckbestimmung, Gestaltung und Größe sowie ihres Standortes) 
verändern oder dem besonderen Schutzzweck schlechthin zuwiderlaufen. Dies 
ist hier der Fall, da der Gebietscharakter oder die Schutzgüter des Gebietes 
beeinträchtigt werden  
Der „Gebietscharakter“ besteht hierbei aus den Gesamteigenschaften und 
dem Gesamteindruck des LSG, also die natürlichen Eigenarten des gesamten 
Landschaftsensembles. Diesen Gebietscharakter verändern alle Handlungen, 
die negative Auswirkungen auf die Gesamteigenschaften und den Gesamtein-
druck des Gebietes haben und dadurch den Gesamtwert für den Landschafts-
schutz herabmindern. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-



272 

sein (§ 4 Abs. 2 Nr. 3, NSG-VO-E).
Begründung: 
Die vorgeschlagene Saatmischung für Über- und Nachsaaten entspricht offen-
bar der Vorgabe aus dem Landesumweltministerium anlässlich der Genehmi-
gung von Neuansaaten im Zusammenhang mit den Dürre- und Mäuseschäden 
im Frühjahr 2020. In der Praxis müsste, damit eine solche Mischung überhaupt 
erst in dieser Zusammensetzung auflaufen kann, das Grundstück nach chemi-
scher Beseitigung der Altnarbe, gründlicher Pflugfurche und Saatbettbereitung 
ganz neu angesät werden. Wie sich diese Pflanzengesellschaft dann entwi-
ckelt, hängt insbesondere von der Witterung und von der Nutzungsfrequenz 
ab. Sinn und Zweck einer Nachsaat ist jedoch, gerade solche Umbrüche mit 
ihren negativen Konsequenzen, nämlich (Zer-)Störung des Bodenlebens und 
Gefüge, Nährstoffpufferfunktion, Tragfähigkeit des Bodens, Regenerationsfä-
higkeit der Grasnarbe etc. zu vermeiden. Genau aus diesem Grund wird die 
Nachsaat in Wasserschutzgebieten gefördert, nämlich um den Grünlandum-
bruch zu verhindern. Sie unterschätzen die Konkurrenzfähigkeit der Altnarbe, 
die sich auf mittlere Sicht immer wieder durchsetzt. Die Praxiserfahrungen aus 
dem diesjährig trockenen Frühjahr haben gezeigt, dass auch bei scheinbar 
großflächig vernichteten Grasbeständen die Nachsaat mit der geringstmögli-
chen Bodenbearbeitung die beste Wirkung hatte.  

zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 
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Einwendung: 
Das Liegenlassen von Mähgut muss zulässig bleiben (§ 4 Abs. 2 Nr. 5 LSG-VO-
E).  
Begründung: 
Das Liegenlassen von Mähgut ist keine fachliche Praxis, jedoch in Einzelfällen 
auf Feuchtgrünland unvermeidlich, um bei ungünstiger Witterung Bodenschä-
den zu vermeiden. 

Einwendung: 
Die weiteren Einschränkungen der Landwirtschaft in § 4 Abs. 3 LSGVO-E recht-
fertigen sich nicht.  
Begründung:  
Die Regelungen sind zu streichen. Die Thematik der Gewässerabstände ist 
schon ausreichend durch andere Gesetz (NWG, WHG) geregelt und die erneu-
te und erweiterte Regulierung daher überflüssig. Zudem ist durch die gesetz-
lich vorgesehenen Maßnahmen in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 NAGBNatSchG der Gele-
geschutz sichergestellt. Damit ist ein Verstoß gegen artenschutzrechtliche 
Verbotstatbestände ausgeschlossen. Zudem wird bisher nicht dargestellt, wa-
rum das Fachrecht, das bei der ordnungsgemäßen Landwirtschaft zu beachten 
ist, im Hinblick auf die naturschutzrechtlichen Belange defizitär sein soll. 

Im Einzelnen: Absatz 3 regelt insbesondere die Gewässerabstände bei der 
Düngung, die bereits im NWG bestimmt sind. Die fachliche Notwendigkeit von 
Abständen, die über diese gesetzlichen Vorgaben hinaus gehen, haben Sie 
bislang nicht schlüssig dargelegt. Die in der Begründung aufgeführte Auswer-
tung von ZHANG et. al. von der University of California aus 2010 ist in diesem 

Gemäß § 40 BNatSchG ist regionales Saatgut zu verwenden, um eine Ausbrei-
tung von gebietsfremden Arten zu verhindern. Diese Regelung dient insbe-
sondere dem Schutz der innerartlichen Vielfalt gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG. 

Ziel einer Mahd ist die Gewinnung von Futter, so dass Mähgut von der Fläche 
abgefahren wird. Das Liegenlassen von Mahdgut kann zur Veränderung der 
Pflanzenzusammensetzung einer Fläche führen. Auch bei erschwerten Bedin-
gungen aufgrund ungünstiger Witterungsverhältnisse ist das Mahdgut abzu-
fahren. Bei offensichtlicher Unmöglichkeit, z. B. unvorhergesehener extremer 
Witterungseinflüsse, kann das Mahdgut ausnahmsweise auf den Flächen ver-
bleiben. Eine natur- und landschaftsverträgliche Nutzung sollte diesen Grund-
satz berücksichtigen. Nach der Beweidung überständige Futterreste auszumä-
hen und der Verbleib der Reste auf der Fläche ist gute fachliche Praxis. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
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Fall nicht geeignet, die Wirksamkeit von Gewässerrandstreifen zu belegen. 
Wörtlich heißt es in der Ausarbeitung: ,, This paper aggregated many of these 
results and performed a metaanalysis to quantify the relationships between 
pollutant removal efficacy and buffer width, buffer slope, soll type, and vege-
tation type." Die Klima- und Bodenverhältnisse in Kalifornien sind mit denen 
am Fehntjer Tief nicht im entferntesten zu vergleichen. Die Hangneigung zum 
Gewässer ist ebenfalls nicht zu berücksichtigen. Zudem haben wir es hier aus-
schließlich mit Grünland zu tun. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nach 
den jüngsten Änderungen im NAGBNatSchG in Natura 2000-Gebieten auf 
Grünland verboten. Sedimenteinträge sind auf Grünland im Gegensatz zu 
Acker ausgeschlossen. Die Zufuhr von Nährstoffen im Uferbereich dagegen 
steigert das Pflanzenwachstum, die Durchwurzelung des, Bodens und damit 
die Retentionsleistung und die Filterfunktion des Gewässerrandstreifens. Die 
Eintragspfade Oberflächenwasserabfluss und Grundwasser wirken unabhängig 
von der Entfernung zum Gewässer. Hier spielen Faktoren wie Bodenart, Kul-
turzustand, Niederschlagsmenge, Hangneigung etc. eine ungleich größere 
Rolle. Direkte Nährstoffeinträge sind also wegen der überwiegend angrenzen-
den intensiven Grünlandbewirtschaftung, des ganzjährigen Graswachstums im 
atlantischen Klima, des ebenen Geländes und der inzwischen mehrfach novel-
lierten Düngeverordnung weitestgehend ausgeschlossen. Abgesehen davon, 
dass eine völlige Unterbindung von Nährstoffeinträgen aus diffusen Quellen 
illusorisch wäre, ist dieser Schutzzweck bereits umfassend in der Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) bzw. auf nationaler Ebene in der Oberflächengewässer-
verordnung (OGV) geregelt. 
Angesichts der letzten Verschärfung dieser Verordnung aus 2016 ist sicherge-
stellt, dass die aktuell geltenden Grenzwerte den Vorsorgegrundsatz mehr als 
übererfüllt haben. Erfahrungsgemäß wird in diesem Zusammenhang die Rei-
entionsleistung von intensivem Grasland notorisch unterschätzt. Extensivgrün-
land hat wegen seiner geringeren Entzüge eine wesentlich geringere Nähr-
stoffpufferkapazität. N-min-Untersuchungen in den Wasserschutzgebieten in 
Leer haben ergeben, dass Grünland bei steigenden Nutzungsfrequenzen viel-
fach bessere Werte aufweist als beispielsweise Wald 

stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar.  

Die Wirkung von Gewässerrandstreifen für den Stoffrückhalt nimmt nach Lite-
raturauswertungen mit zunehmender Breite zu. Auf die Abb. von Zhang et. al. 
wird in diesem Zusammenhang in der Begründung verwiesen. Text und Abbil-
dung sind der „Allianz für Gewässerschutz: Empfehlungen für die Einrichtung 
von breiten Gewässerrandstreifen, Herausgegeben vom Ministerium für Ener-
giewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume Schleswig-Holstein in 
Allianz mit dem Bauernverband Schleswig-Holstein e. V., Juli 2014“ entnom-
men. Mit der Abbildung von Zhang werden grundsätzliche Prinzipien darge-
stellt. 

§ 25 a NAGBNatSchG regelt die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln inner-
halb von Landschaftsschutzgebieten, soweit sie Natura-2000-Gebiete sind. In § 
25 a Abs. 4 NAGBNatSchG ist dargelegt, dass weitergehende Vorschriften in 
Naturschutzgebiets- und Landschaftsschutzgebietsverordnungen von den 
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Das ist auch das Ergebnis einer Auswertung des Umweltbundesamtes (UBA 
nach Angaben LAWA/Dr. Wolter am 24.09.2014). In diesem Zusammenhang 
hat das Grünlandzentrum Niedersachsen-Bremen in einer fachgutachterlichen 
Stellungnahme vom 05.11.2019 die Vorteile von Grünland hinsichtlich der 
Speicherkapazität von Nährstoffen und Kohlenstoff umfassend belegt. Dem-
nach ist bei Schnittnutzung unabhängig von der Düngung kein Unterschied im 
Nitrataustrag zwischen der Nullvariante und 480 kg N/ha festzustellen (PAASS 
et al.1991). Da der Eintrag über diffuse Quellen und nicht der direkte Eintrag 
als Hauptursache für die Gewässergefährdung gilt, stünde die Schutzwirkung 
ungenutzter bzw. extensiv bewirtschafteter Gewässerrandstreifen in keinem 
Verhältnis zu ihren Nachteilen für Bewirtschafter und Eigentümer.  
Der wiederholte Hinweis auf die Vollzugshinweise des NLWKN aus 2011 schei-
det zur Begründung ebenfalls aus, weil inzwischen die Düngeverordnung 
zweimal novelliert wurde, jedes Mal mit schärferen Auflagen zum Gewässer-
schutz. Damit nicht genug, hat der niedersächsische Landtag am 10. Novem-
ber 2020 einstimmig einer gesetzlichen Regelung zum Gewässerabstand zuge-
stimmt, die zuvor zwischen Landesregierung, Landwirtschaftskammer, Land-
wirtschaft und Naturschutzverbänden ausgehandelt wurde. Es wäre ein fata-
les Signal, wenn unverbindliche fachliche Hinweise von der Verwaltung höher 
gewichtet würden als ein historisch einmaliger politischer Beschluss auf Lan-
desebene. Umweltminister Olaf Lies und Frau Alexandra Stück, Leiterin des 
Referats 27 Natura 2000, haben anlässlich eines Gesprächs am 9. Juli 2020 mit 
dem Ortsrat Simonswolde ausdrücklich bestätigt, dass es sich bei den Voll-
zugshinweisen des NLWKN um unverbindliche Hilfestellungen handelt. Das 
Argument, bei den gesetzlichen Vorgaben handele es sich um Regeln, die für 
das ganze Land gelten, geht fehl. Die Rahmenvereinbarung zum „Niedersäch-
sischen Weg" bezieht sich ausdrücklich in erster Linie auf Grünland, Natura 
2000 und gewässerreiche sowie Moorgebiete, ist also passgenau zugeschnit-
ten auf diese Gebietskulisse. Zudem ist darzulegen, weshalb die Fortführung 
der bisherigen Bewirtschaftung gegen das habitatschutzrechtliche Verschlech-
terungsverbot verstößt, da schließlich unter dem Einfluss der Bewirtschaftung 
die L1RT entstanden sind. Im Hinblick auf die Einschränkungen der landwirt-
schaftlichen Bewirtschaftung fehlt bisher der Nachweis, dass die verordnungs-

Regelungen der Absätze 1 bis 3 unberührt bleiben. Dies weist darauf hin, dass 
weitergehende Regelungen möglich sind, wie sie im Rahmen dieser Verord-
nung zur Umsetzung des Schutzzweckes festgelegt werden. 

Im Nitratbericht 2016 wird die Verteilung der Nitratgehalte im Grundwasser in 
Abhängigkeit der Landnutzung dargelegt. Das Grundwasser in als Grünland 
genutzten Bereichen hatte im Vergleich zum Wald einen höheren Anteil der 
Nitratklasse < 1 mg/l. Allerdings lag der Anteil der untersuchten Grünlandbe-
reiche mit einer Nitratklasse oberhalb 10 mg/l bei ca. 50 %, bei Wald lag der 
Anteil bei ca. 34 %. Im Bericht wird auch dargelegt, dass ein Teil des N-
Austrages in das Grundwasser und als Direkt-abfluss in die Oberflächengewäs-
ser erfolgt. Es ist in dem Bericht außerdem dargelegt, dass sich die Nitratbelas-
tung des Grundwassers in Deutschland von 2008/2011 bis 2012/14 praktisch 
nicht verändert hat, obwohl in diesem Zeitraum zahlreiche Maßnahmen zur 
Verminderung der Nitratbelastung durchgeführt worden sind. Aus dem Nit-
ratbericht 2020 geht hervor, dass die Nitratgehalte 2016-2018 im landwirt-
schaftlich beeinflussten Grundwasser nur leicht abgenommen haben, insge-
samt ist die Nitratbelastung jedoch weiterhin als zu hoch einzustufen. 

Die Fortführung der bisherigen Bewirtschaftung ist in Bezug auf die Lebens-
raumtypen, die zum Erhalt eine Bewirtschaftung benötigen, zu sehen. Die 
Kartierungen der Lebensraumtypen 2002 belegen schon einen deutlichen 
Rückgang im Vergleich zur Vegetationskarte von PREISING (1949). Auf den 
damals noch periodisch überschwemmten und nur extensiv nutzbaren Flächen 
im Bereich des Fehntjer Tiefs haben diese Lebensraumtypen/Biotope deutlich 
abgenommen. Die Erfassung der Brutvögel im Rahmen der Aufstellung des 
Pflege- und Entwicklungsplanes Flumm/Fehntjer Tief (ALAND 1992) sowie die 
regelmäßigen Revierkartierungen belegen ebenfalls einen deutlichen Rück-
gang. Die Intensität der landwirtschaftlichen Nutzung hat in den letzten Jahr-
zehnten zugenommen. Sie trägt zum Rückgang bei und lässt sich durch die 
Datenlage belegen. Dort wo eine extensive Bewirtschaftung, teilweise schon 
seit den 1970er Jahren, weiterhin sichergestellt worden ist, sind entsprechen-
de Bestände auch heute noch vorhanden.  
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gebenden Landkreise die Anforderungen des Art. 2 Abs. 3 der Richtlinie 
92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 beachtet haben. 

Regelungen in § 4 Abs. 5 
Einwendung: 
Absatz 5 ist wie folgt umformulieren: „Die zuständige Naturschutzbehörde 
kann einer von den Verboten des § 4 Abs. 2 und 3 abweichenden Flächenbe-
wirtschaftung zustimmen, soweit dies dem Schutzzweck nicht entgegensteht.“ 
Begründung:  
Diese Sprachregelung wurde am 08.07.2020 im Gespräch mit den Landkreisen 
in Leer abgestimmt.  

Erlaubnisvorbehalte - § 5 
Einwendung:  

In Art. 2 Abs. 3 der FFH-Richtlinie heißt es, dass die getroffenen Maßnahmen 
den Anforderungen von Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur sowie regionalen 
und örtlichen Besonderheiten Rechnung tragen. Der Wirtschaft wird ausrei-
chend Rechnung getragen. In Bezug auf die landwirtschaftlichen Einschrän-
kungen in der LSG-VO sind diese entsprechend den Wertigkeiten des Gebietes 
und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erforderlich. Sie 
wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass trotz dieser 
Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nutzung bleibt.  

Die Vollzugshinweise für Arten und Lebensraumtypen sind Teil der Nieder-
sächsischen Strategie zum Arten- und Biotopschutz. Für Niedersachsen wur-
den die Vogelarten, weitere Tier- und Pflanzenarten sowie Lebensraumty-
pen/Biotope mit besonderem Handlungsbedarf benannt. Für viele dieser Ar-
ten wurden Steckbriefe (Vollzugshinweise) erarbeitet, die neben Angaben zur 
Lebensweise der Arten bzw. zu den Kennzeichen der Lebensraumty-
pen/Biotope auch Vorschläge für Maßnahmen und geeignete Instrumente für 
deren Erhaltung und Entwicklung umfassen. Die für das Gebiet relevanten 
Steckbriefe wurden berücksichtigt. Es ist in der Begründung nicht dargelegt, 
dass es sich um gesetzliche Vorgaben handelt. Weitergehende Regelungen 
über Bewirtschaftungsabstände zu Gewässern in einer Schutzgebietsverord-
nung stehen Regelungen zum „Niedersächsische Weg“ nicht entgegen. 

Als Ergebnis des Gespräches am 08.07.2020 wurde der Begriff „naturschutz-
fachliche Notwendigkeit“ gestrichen. Die Regelung wurde im Verordnungs-
entwurf entsprechend angepasst.  
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Die Instandhaltung, Instandsetzung und der Ausbau vorhandener, dem öffent-
lichen Verkehr gewidmeten Straßen und Wege muss ohne Erlaubnisvorbehalt 
und allein mit einem Anzeigevorbehalt möglich sein (Nr. 1). 

Einwendung:  
Die Veränderung von Gewässern im Zusammenhang mit der ordnungsgemä-
ßen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft muss ohne Erlaubnisvorbehalt mög-
lich bleiben (Nr. 2) 

Ordnungsgemäße fischereiliche Nutzung - § 6 Abs. 1 Nr. 7 
Einwendung: 
Die Einschränkungen der Freistellungen der ordnungsgemäßen Fischerei 
rechtfertigen sich nicht.  
Begründung: 
Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem BNatSchG bedarf es 
bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die über das BiFischG 
hinaus die ordnungsgemäße Fischerei regeln. Vielmehr ist anerkannt, dass die 
Fischerei einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des Naturschutzes leistet. 
So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG anerkannt, dass die Fische-
rei als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell invasiver Arten einge-
setzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen Vorgaben zur Fische-
rei, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restriktive Regelung der 
Fischerei rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG bleiben die Re-
geln des Fischereirechts grundsätzlich unberührt. 

Jagd, Jagdschutz - § 6 Abs. 1 Nr. 8 
Einwendung: 

Die Instandhaltung und Instandsetzung ist nach Überarbeitung der Verord-
nung ohne Erlaubnis- und Anzeigevorbehalt möglich. Insoweit wird dem Ein-
wand gefolgt. Der Ausbau unterliegt weiterhin einem Erlaubnisvorbehalt, da 
die Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem Schutzzweck sicherzustellen ist.  

Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme 

Die Röhrichtbereiche sowie die Wasser- und Uferpflanzenvegetation sind Le-
bensraum vieler Tierarten und sind deshalb bei der zulässigen ordnungsgemä-
ßen fischereilichen Nutzung zu schonen. Zudem sollen keine festen Angelplät-
ze wie beispielweise durch zusätzliche Befestigungen oder Steganlagen einge-
richtet werden. Durch das Niedersächsische Fischereigesetz (NFischG) ist ge-
regelt, dass die Fischerei auf die natürlichen Lebensgemeinschaften im Ge-
wässer und an seinen Ufern, insbesondere auf seltene Pflanzen- und Tierar-
ten, angemessen Rücksicht zu nehmen hat. Durch die Nennung konkreter 
Vorgaben werden die gesetzlich geforderten Fischereipflichten, u. a. der Ver-
ordnung über die Fischerei in Binnengewässern (Binnenfischereiordnung), 
beispielhaft nachgezeichnet. Eine Störung im Vorfeld des Angeltermins ohne 
Angelabsicht hat aufgrund der Präsenz störungsempfindlicher Tierarten zu 
unterbleiben. Maßnahmen, die zu einer naturschutzfachlichen Aufwertung 
des Gebietes beitragen und den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten 
Tierarten Vorteile bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Na-
turschutzbehörde umgesetzt werden.  
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Die Einschränkungen der ordnungsgemäßen Jagdausübung rechtfertigen sich 
nicht.  
Begründung: 
Die Vorgaben sind an die Musterverordnung vom 20.02.2018 angelehnt und 
gehen teilweise sogar erheblich darüber hinaus. Diese hat aber keinerlei recht-
liche Grundlage. Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem 
BNatSchG bedarf es bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die 
über das BJagdG hinaus die ordnungsgemäße Jagd regeln. Vielmehr ist aner-
kannt, dass Jagd und Jagdschutz einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des 
Naturschutzes leisten. So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG an-
erkannt, dass die Jagd als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell 
invasiver Arten eingesetzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen 
Vorgaben zur Jagd, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restrikti-
ve Regelung der Jagd rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG blei-
ben die Regeln des Jagdrechts grundsätzlich unberührt. Insoweit ist Festzustel-
len, dass auch der Landkreis in seiner Begründung (S. 15) die sich auf den 
Schutzzweck positiv auswirkende Hegefunktion der Ausübung der Jagd betont. 
Nach dem niedersächsischen Erlass zur Jagd in Schutzgebieten (Gem. RdErl. d. 
ML u. d. MU v. 7. 8. 2012 - 404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2012 
Nr. 29, S. 662), geändert durch Gern. RdErl. d. ML u. d. MU v. 20.11.2017 - 
404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2017 Nr. 46, S. 1549); im Fol-
genden: Jagderlass 2017) in der seit dem 20.11.2017 geltenden Fassung heißt 
es in Punkt 1.5: 
„Allein [...] die Lage im Natura-2000-Gebiet reicht nicht als Grund zur Be-
schränkung der Jagd aus. Vielmehr ist für solche Gebiete zu prüfen, ob der 
Schutzzweck jagdliche Einschränkungen u. a. zu Kirrungen, Wildäckern und 
zum Schutz besonders störanfälliger Tierarten erfordert." 
Dass eine solche einzelfallbezogene Prüfung hier erfolgte, geht aus der LNSG-
VO E sowie ihrer Begründung nicht hervor. Eine solche hätte angesichts der 
Gegebenheiten vor Ort eine Nicht-Erforderlichkeit jedweder Jagdbeschrän-
kungen ergeben. Eine Erforderlichkeit ist jedoch Voraussetzung zur Beschrän-
kung der Jagd durch Vorgaben einer Schutzgebietsverordnung. Dazu heißt es 
im Jagderlass 2017 in Punkt 1.4 ausdrücklich: „Jagdrecht und Jagdausübungs-

Die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd ist nach der LSG-VO, unter Beach-
tung von Vorgaben, freigestellt, sofern sie nicht über die Kernfunktion gemäß 
§ 1 Abs. 4 des Bundesjagdgesetzes hinausgeht. 
Diese Vorgaben ergeben sich nach § 9 Abs. 5 NJagdG i.V.m. dem Erlass „Jagd 
in Schutzgebieten“ vom 03.12.2019 (406-22220-21), wonach die Jagdbehör-
den und Naturschutzbehörden durch Verordnung die Jagdausübung in Schutz-
gebieten gemäß deren Schutzzweck für bestimmte Zeiträume beschränken 
oder teilweise verbieten können. Im Schutzgebiet kann das Jagdausübungs-
recht unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes insoweit 
eingeschränkt werden, als dies zu Verwirklichung des Schutzzweckes erforder-
lich ist. 

Die ordnungsgemäße Jagd im Landschaftsschutzgebiet „Fehntjer Tief und Um-
gebung“ wird in ihrer Kernfunktion nicht eingeschränkt. Bestimmte Maßnah-
men, die den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten Tierarten Vorteile 
bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde 
umgesetzt werden.  
Dies stellt eine Prüfung der Standorte sicher, um besonders schützenswerte 
Biotope oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigun-
gen zu bewahren. 

Es ist weiterhin die Anlage von Wildäckern, Wildäsungsflächen und Futterplät-
zen auf tatsächlich genutzten Ackerflächen gestattet. Dies ergibt sich teilweise 
auch schon aufgrund der notwendigen Bewirtschaftung Die Anlage ist nur auf 
bereits genutzten Ackerflächen gestatten, da die Umwandlung von Grünland 
in Acker oder andere Nutzungsformen mit dem Schutzzweck der Verordnung 
nicht vereinbar ist. Die Erhaltung von Grünlandflächen dient der Entwicklung 
und der Erhaltung einer extensiv geprägten und artenreichen Grünlandvegeta-
tion, welches essentielle Grundlage für Brut-, Rast und Nahrungshabitate der 
vorkommenden Tierarten ist. Die Neuanlage von Futterplätzen außerhalb von 
Ackerflächen bedarf einer Anzeige, um besonders schützenswerte Biotope 
oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigungen zu 
bewahren. Durch Futterplätze können Störungen sensibler Arten und Vegeta-
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recht genießen den verfassungsrechtlichen Schutz des Eigentums. Beschrän-
kungen sind nur zulässig, soweit sie geeignet und erforderlich sind, den 
Schutzzweck zu erreichen. Nach dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist das 
öffentliche Interesse am Schutzzweck abzuwägen sowohl mit dem Jagdrecht 
und dem Jagdausübungsrecht als auch mit den Zielen des Bundesjagdgeset-
zes, nämlich einer grundsätzlich flächendeckenden Jagdausübung, einer nach-
haltigen Nutzung, der Erhaltung eines artenreichen, gesunden Wildbestandes 
sowie der Wildschadensverhütung." 

Anordnungsbefugnis - § 9 
Einwendung:  
Die Wiederherstellung des bisherigen Zustands kann nur angeordnet werden, 
wenn gegen die Verbote des § 3 verstoßen oder keine Erlaubnis nach § 4 ein-
geholt und Natur oder Landschaft rechtswidrig zerstört, beschädigt oder ver-
ändert worden sind. Das alleinige Einwirken auf die Natur kann dafür nicht 
ausreichen. 

Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen - § 10 Abs. 1  
Einwendung:  
Diese generalklauselartige Formulierung nimmt die gern. § 32 Abs. 5 
BNatSchG erst im Managementplan zu treffenden Maßnahmen vorweg und 
wirkt faktisch als „Ermächtigungsgesetz", das Eigentümer und Nutzer zur vo-
rauseilenden Duldung von künftig zu treffenden Ideen und Vorschlägen 
zwingt, deren Auswirkungen noch gar nicht abzusehen sind. Hier ist stattdes-
sen auf den Managementplan zu verweisen und falls nötig, das Procedere im 

tionsveränderungen nicht ausgeschlossen werden. An dieser Stelle wird auf § 
8 LSG-VO hingewiesen 

Als besonders sensibel sind das Landschaftsbild und die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes hinsichtlich der Anlage von Hegebüschen einzustufen. Da 
auch kleinflächige Gehölzbestände Habitate für verschiedene Prädatoren bie-
ten, ist damit auch eine Beeinträchtigung der Funktion des Raumes als Brut-
gebiet für bodenbrütende Vogelarten verbunden. 

Im Rahmen des Verfahrens zur Erstellung des Verordnungsentwurfes hat hin-
sichtlich der jagdlichen Beschränkungen eine einzelfallbezogene Prüfung unter 
Anhörung der unteren Jagdbehörden stattgefunden. Die Prüfung erfolgte an-
hand des Schutzzwecks i.S.d. 1.3 des Erlasses „Jagd in Schutzgebieten“ vom 
03.12.2019 (406-22220-21).  
Die Erforderlichkeit wurde jedoch nicht ausreichend in der Begründung darge-
legt, daher wird die Begründung entsprechend ergänzt. 

Diese Regelung richtet sich wortgleich nach § 2 Abs. 2 NAGBNatSchG.  

Diese Regelungen sind vor dem Hintergrund des Mahnschreibens der EU, der 
Klage der europäischen Kommission vor dem EuGH gegen die Bundesrepublik 
Deutschland und der daraus hervorgehenden fehlenden Verbindlichkeit der 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Erhaltungsziele unerlässlich. Des Weiteren 
wird auf § 15 NAGBNatSchG hingewiesen. Die Maßnahmen beschränken sich 
auf diejenige, die die Nutzung des Grundstücks nicht unzumutbar beeinträch-
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Einzelnen zu beschreiben (Nr. 1).

Einwendung:  
Gelege- und Kükenschutz ist inzwischen umfassend in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 
NAGBNatSchG geregelt (Nr. 2). 

Umsetzung von Erhaltungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen - § 11 Abs. 2 
Einwendung:  
Hinsichtlich der Wiederherstellung geben wir zu bedenken, dass zunächst die 
Angaben in den Standarddatenbögen das Maß aller Dinge sind. Es kann dabei 
nicht darum gehen, prähistorische Zustände wiederherzustellen, wie es bei-
spielWeise derzeit seitens des NLWKN mit auen- und ästuartypischen Lebens-
räumen an der Ems versucht wird. Auch hier gilt es, zunächst aufbauend auf 
prioritären Arten und bewährten Konzepten wie dem Gelegeschutz Maßnah-
men zu entwickeln, die dort ansetzen, wo tatsächlich Arten und LRT vorhan-
den sind. 

tigen. 

Die Durchführung des Küken- und Gelegeschutzes ist nicht im NAGBNatSchG 
geregelt. Es findet sich lediglich eine Entschädigungsregelung für den Fall, 
wenn die zuständige Naturschutzbehörde eine Anordnung trifft, dass die be-
treffenden Flächen, auch außerhalb eines Naturschutzgebietes, zum Schutz 
der Gelege erst später befahren werden dürfen. 

§ 26 BNatSchG lässt keinen Zweifel daran, dass das LSG zur Erhaltung, Ent-
wicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushaltes, einschließlich des Schutzes von Lebensstätten und Lebens-
räumen bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten ausgewiesen ist. 
Die Angaben des Standarddatenbogens sind daher, genauso wie Vorgaben des 
Landes aus dem Netzzusammenhang zu berücksichtigen. Es ist dabei nicht 
entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter im Gebiet noch vorkommen. 
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28.   
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich habe folgende Einwendungen gegen den o. g. Entwurf einzubringen:
Die Verordnung ist ein Maßnahmenkatalog, der meines Erachtens zu stark in 
die Grundrechte der Grundstückseigentümer und/oder Bewirtschafter/Nutzer 
eingreift. 

Die Verordnung verkennt, dass sich das o. g. Gebiet über Jahrhunderte zu ei-
ner Natur-/Kultur-landschaft entwickelt hat, wie wir sie heute vorfinden. Die 
offene, von Grünland geprägte Landschaft ist erhaltenswert. Sie ist touristi-
scher Faktor und wie die Verordnung in ihrer Einleitung richtigerweise be-
schreibt: ein Erholungsfaktor. Die Strukturen von kleinen bäuerlichen Fami-
lienbetrieben, erholungssuchenden Einheimischen und Touristen, Jägern, Rei-
tern etc. eingebunden in die Wallhecken- und Flusslandschaft funktionieren 
gut. Viele Dinge haben sich entwickelt (so z. B. der Bestand diverser Pflanzen- 
und Tierarten, die die Verordnung auflistet) ohne, dass es ein großes Dazutun 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzuziehung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. Die Daten 
belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume in den 
letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung mit den 
hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Meldung 
des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich zwin-
gend. 
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brauchte. Die ansässigen Familien sind teilweise seit Generationen an ein und 
demselben Ort ansässig. Viele Bewohner empfinden eine tiefe Verbundenheit 
zu diesem Gebiet. Ich denke nicht, dass dem/den Bürger(-innen) / Bewirt-
schafter(-innen) / Nutzer(-innen) / Eigentümer(innen) etc. ein derart beein-
trächtigender Maßnahmenkatalog an Verboten, Einschränkungen, Freistellun-
gen auf Antrag, Duldungen und Unterlassungen auferlegt werden sollte, um 
dem in der Verordnung verankerten Schutzzweck zu dienen, Der Schutzzweck 
sollte meiner Meinung nach überarbeitet und weniger streng gefasst werden. 

Ich bin bestürzt zu lesen, dass eine Verordnung derart in die Rechte der Eigen-
tümer eingreift, dass diese von negativen wirtschaftlichen Folgen betroffen 
sein werden: Die Flächen im geplanten LSG werden an Wert verlieren, da die 
betreffenden Flächen nur noch unter verschärften Auflagen bewirtschaftet 
werden dürften. Pachteinnahmen werden sinken, Verkaufserlöse wären nur 
noch unter (jetzigem) Wert zu erzielen (wenn überhaupt, da das Grundstück 
für landwirtschaftliche Zwecke kaum noch wirtschaftlichen Ertrag bringen 
wird), Finanzierungslücken können entstehen. Für viele Personen in der Land-
wirtschaft sind die Flächenverpachtungen das Altersvorsorgemodell. Der Ein-
bruch der Einnahmen kann nicht kompensiert werden. 

Berichtigt werden muss, das geplante Landschaftsschutzgebiet nicht mit der 
Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete deckt. Das ist 
unakzeptabel, da ohne jegliche Grundlage. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG.  

Der Verkehrswert /der Pachtwert eines Grundstücks fußt neben Lage, Schnitt, 
Erschließung, Boden etc. auf dessen Nutzbarkeit, also auf der aktuell dort zu 
erzielenden Wertschöpfung. Die gegenwärtig rechtmäßig ausgeübte Flächen-
nutzung wird aber durch die Schutzgebietsausweisung nicht verhindert oder in 
erheblichem Maße eingeschränkt. Es besteht daher objektiv kein Grund, dass 
sich am wirtschaftlichen Wert der Fläche und damit auch am zu erzielenden 
Verkaufserlös bzw. an der zu erzielenden Pacht etwas ändert. Es gilt ein Ver-
schlechterungsverbot seit Meldung des FFH- und/oder Vogelschutzgebietes. 

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Übrige Flächen wurden 
nicht hinzugefügt. 
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Ich rege aus o. g. Gründen eine Nachbesserung der Verordnung an. 
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 - 
Rs. C-137/14) zulässig. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass die schützenswerten Arten in den letz-
ten 20 Jahren stark beeinträchtigt worden sind. Eine Unterschutzstellung mit 
den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Mel-
dung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich 
zwingend. 

Zur Kenntnis genommen. 



284 

29.   
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich habe folgende Einwendungen gegen den o. g. Entwurf einzubringen:
Die Verordnung ist ein Maßnahmenkatalog, der meines Erachtens zu stark in 
die Grundrechte der Grundstückseigentümer und/oder Bewirtschafter/Nutzer 
eingreift. 

Die Verordnung verkennt, dass sich das o. g. Gebiet über Jahrhunderte zu ei-
ner Natur-/Kultur-landschaft entwickelt hat, wie wir sie heute vorfinden. Die 
offene, von Grünland geprägte Landschaft ist erhaltenswert. Sie ist touristi-
scher Faktor und wie die Verordnung in ihrer Einleitung richtigerweise be-
schreibt: ein Erholungsfaktor. Die Strukturen von kleinen bäuerlichen Fami-
lienbetrieben, erholungssuchenden Einheimischen und Touristen, Jägern, Rei-
tern etc. eingebunden in die Wallhecken- und Flusslandschaft funktionieren 
gut. Viele Dinge haben sich entwickelt (so z. B. der Bestand diverser Pflanzen- 
und Tierarten, die die Verordnung auflistet) ohne, dass es ein großes Dazutun 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzuziehung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. Die Daten 
belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume in den 
letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung mit den 
hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Meldung 
des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich zwin-
gend. 
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brauchte. Die ansässigen Familien sind teilweise seit Generationen an ein und 
demselben Ort ansässig. Viele Bewohner empfinden eine tiefe Verbundenheit 
zu diesem Gebiet. Ich denke nicht, dass dem/den Bürger(-innen) / Bewirt-
schafter(-innen) Nutzer(-innen) / Eigentümer(innen) etc. ein derart beein-
trächtigender Maßnahmenkatalog an Verboten, Einschränkungen, Freistellun-
gen auf Antrag, Duldungen und Unterlassungen auferlegt werden sollte, um 
dem in der Verordnung verankerten Schutzzweck zu dienen. Der Schutzzweck 
sollte meiner Meinung nach überarbeitet und weniger streng gefasst werden 

Ich bin bestürzt zu lesen, dass eine Verordnung derart in die Rechte der Eigen-
tümer eingreift, dass diese von negativen wirtschaftlichen Folgen betroffen 
sein werden: Die Flächen im geplanten LSG werden an Wert verlieren, da die 
betreffenden Flächen nur noch unter verschärften Auflagen bewirtschaftet 
werden dürften. Pachteinnahmen werden sinken. Verkaufserlöse wären nur 
noch unter (jetzigem) Wert zu erzielen (wenn überhaupt, da das Grundstück 
für landwirtschaftliche Zwecke kaum noch wirtschaftlichen Ertrag bringen 
wird), Finanzierungslücken können entstehen. Für viele Personen in der Land-
wirtschaft sind die Flächenverpachtungen das Altersvorsorgemodell. Der Ein-
bruch der Einnahmen kann nicht kompensiert werden. 

Berichtigt werden muss, das geplante Landschaftsschutzgebiet nicht mit der 
Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete deckt. Das ist 
unakzeptabel, da ohne jegliche Grundlage. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG.  

Der Verkehrswert /der Pachtwert eines Grundstücks fußt neben Lage, Schnitt, 
Erschließung, Boden etc. auf dessen Nutzbarkeit, also auf der aktuell dort zu 
erzielenden Wertschöpfung. Die gegenwärtig rechtmäßig ausgeübte Flächen-
nutzung wird aber durch die Schutzgebietsausweisung nicht verhindert oder in 
erheblichem Maße eingeschränkt. Es besteht daher objektiv kein Grund, dass 
sich am wirtschaftlichen Wert der Fläche und damit auch am zu erzielenden 
Verkaufserlös bzw. an der zu erzielenden Pacht etwas ändert. Es gilt ein Ver-
schlechterungsverbot seit Meldung des FFH- und/oder Vogelschutzgebietes. 

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Übrige Flächen wurden 
nicht hinzugefügt. 
Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
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Ich rege aus o. g. Gründen eine Nachbesserung der Verordnung an. 
Ich weise darauf hin, dass Ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 Rs. C-
137/14) zulässig. 
\ 

schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass die schützenswerten Arten in den letz-
ten 20 Jahren stark beeinträchtigt worden sind. Eine Unterschutzstellung mit 
den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Mel-
dung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich 
zwingend. 

Zur Kenntnis genommen. 
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30.   
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

als Familienbetrieb mit 76 Kühen zuzüglich Nachzucht sind wir mit gut 100 ha 
Grünland auf den ersten Blick gut mit Futterfläche ausgestattet. Davon sind 
jetzt aber schon viele mit Naturschutzauflagen, das Futter von dort hat also 
nur begrenzten Wert. Weitere Verluste in den Teilgebieten Tergast und Heike-
landsweg können wir uns deshalb nicht leisten. Als Milchviehhalter bin ich auf 
eine Grundfutterernte mit hinreichender Qualität angewiesen. Die Landwirt-
schaftskammer Niedersachsen in Aurich hat anlässlich diese Ausweisungsver-
fahrens die Unterschiede zwischen Extensiv — und Wirtschaftsgrünland deut-
lich dargestellt und im Umweltausschuss des Landkreis Leer präsentiert. 

Nach § 3 Absatz 1 Nr. 4 des NSG-Verordnungsentwurfs wird voraussichtlich 
das Genehmigungsverfahren für Baumaßnahmen aller Art schwierig und auf-
wendig. Ein mögliches Ausschlusskriterium wird die in der Begründung zu § 3 
Absatz 1 genannte Bedingung, dass die Verbote sich nicht nur auf Handlungen 
im NSG beziehen, sondern auch auf solche, die von außen in das Gebiet hin-
einwirken können. Wegen der nicht abschließenden Liste der Verbote fehlt es 
diesem Verbot an Bestimmtheit und Verständlichkeit. Mit dieser Regelung ist 
unser Betrieb in unmittelbarer Nähe des geplanten NSG selbst bei Bestands-
schutz für die bestehenden genehmigten Anlagen auf mittlere Sicht erledigt. 
Unter diesen Voraussetzungen wird schon ein zusätzlicher Kälberiglu an einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung scheitern. Das muss unbedingt verhindert 
werden, diese Auflage muss aus dem Verordnungsentwurf gestrichen werden. 
Wenn wir uns die Bewirtschaftungsauflagen unter § 4 des NSG-
Verordnungsentwurfs ansehen, fragen wir uns, warum die hier als „Freistel-
lungen" bezeichnet werden. Allein schon die Regelungen im Grundschutz im 
Absatz 3 Nr. 1 sind eine Zumutung. Wie sollen wir ohne Neuansaat oder gar 
Übersaat unser Grünland in gutem Zustand halten? Wir sind darauf angewie-
sen, möglichst viel Milch aus eigenem Grundfutter zu erzeugen, und dafür 
braucht das Grünland eine passende Qualität. Ansonsten müssten wir mehr 
Futter importieren, und das wäre definitiv nicht im Sinne einer naturverträgli-

Zur Kenntnis genommen.

Die folgenden Einwendungen betreffen das Hoheitsgebiet des Landkreises 
Leer und werden durch die geplante Verordnung des Landkreises Aurich nicht 
berührt. 

Gemäß § 4 Abs. 12 der NSG-VO sind Pläne und Projekte, die einer behördli-
chen Entscheidung oder einer Anzeige bedürfen, freigestellt, wenn im Rahmen 
einer Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 26 NAGB-
NatSchG bzw. nach § 1a Abs. 4 BauGB in Verbindung mit §§ 34, 36 BNatSchG 
nachvollziehbar nachgewiesen wird, dass der in § 2 genannte Schutzzweck 
dieser Verordnung weder einzeln noch im Zusammenwirken mit anderen Plä-
nen oder Projekten nachteilig berührt werden oder die in § 34 Abs. 3 bis 5 
BNatSchG genannten Voraussetzungen erfüllt sind. Kommt also eine soge-
nannte FFH-Verträglichkeitsprüfung zu dem Ergebnis, dass das geplante Pro-
jekt FFH-verträglich ist, bedarf es keiner weiteren Befreiung oder sonstigen 
Prüfung durch die zuständige Naturschutzbehörde. Diese Prüfung ist, auch 
ohne Ausweisung eines NSG, bereits jetzt erforderlich. 
Entgangene Entwicklungschancen sind des Weiteren nach höchstrichterlicher 
Rechtsprechung kein Bestandteil des grundgesetzlich garantierten Eigentums-
schutzes (siehe z.B. Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes vom 22.05. 
1979 [1 BvL 9/75]). Sie stehen daher der Unterschutzstellung nicht entgegen. 
Zum Teil sind es ja gerade Nutzungsintensivierungen, die im Interesse des 
Schutzzweckes durch die Unterschutzstellung abgewendet werden sollen. 
Unberührt hiervon bleiben bereits erteilte behördliche Genehmigungen. 
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chen Landwirtschaft. Gerade die Nachsaat wird doch empfohlen, um Umbruch 
und Neuansaat zu vermeiden, und in Wasserschutzgebieten finanziell geför-
dert. 
Die Begründung ist absolut nicht nachvollziehbar. Hier heißt es, dass eine dich-
te Grasnarbe ausdrücklich nicht gewollt ist. Das steht im absoluten Gegensatz 
zu unserem Anliegen, möglichst viel Grundfutter selbst zu erzeugen. Abgese-
hen davon schützt eine dichte Grasnarbe den Boden vor Austrocknung und 
dient deswegen den Zielen von Umwelt- und Naturschutz. Da ist es schon 
zweifelhaft, ob eine derart schwerwiegende Einschränkung in meine Bewirt-
schaftungspraxis noch verhältnismäßig ist. Das Verbot ist ein nicht gerechtfer-
tigter Eingriff in die alltägliche Bewirtschaftungspraxis, ein Verstoß gegen die 
Berufsausübungsfreiheit gemäß Art. 12 Absatz 1 Grundgesetz und führt au-
ßerdem dazu, dass dort auf Dauer als neuer Biotoptyp „mesophiles Grünland" 
entsteht und womöglich nach § 30 Bundesnaturschutzgesetz geschützt wird. 
Wegen der weltweit erhöhten Nachfrage nach Protein ist der Nährstoffimport 
aus Drittländern nicht nur umweltschädlich, sondern auch unwirtschaftlich. Es 
ist wesentlich sinnvoller, in geschlossenen betrieblichen Nährstoffkreisläufen 
selbst eiweißreiches Grundfutter zu erzeugen, als Sojabohnen aus Südamerika 
einzuführen. Der Handelsstreit zwischen den USA und China und die schwache 
brasilianische Währung haben zu einer steigenden Nachfrage geführt. Haupt-
grund ist der rasante Ausbau der Tierhaltung in Ostasien. Der Verbrauch von 
Sojaschrot ist allein in China seit 2018 von ca. 66,5 auf geschätzt 79 Millionen 
Tonnen gestiegen. Vor dem Hintergrund wäre es unverantwortlich, eine ur-
sprünglich flächengebundene Tierhaltung von Importen abhängig zu machen. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
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Von den völlig unsinnigen Abstandsregelungen an Gewässern ganz zu schwei-
gen. Die sind neuerdings im Niedersächsischen Wassergesetz bestimmt, und 
darüber hinaus sind keine weiteren Einschränkungen nötig. Auch die Dünge-
verordnung wurde in den letzten Jahren zweimal verschärft und erfüllt den 
Vorsorgegrundsatz. Wie Sie auf den Gedanken gekommen sind, eine 10 Jahre 
alte Untersuchung aus Kalifornien zur Begründung von Gewässerabständen in 
einer ostfriesischen Grünlandniederung zu verwenden, kann ich mir beim bes-
ten Willen nicht vorstellen. Es gibt doch genug Gutachten, die die Pufferkapa-
zität von Grünland beweisen, und hier sehe ich einen Widerspruch zu Ihrem 
Anliegen, dichte Grasnarben zu verhüten. Gerade die sind es doch, die in un-
serem vergleichsweise milden atlantischen Klima fast ganzjährig Nährstoffe 
entziehen und den Eintrag in Grund- und Oberflächenwasser verhindern. Das 

Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
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Umweltministerium hat das inzwischen auch gemerkt und deswegen Grünland 
in der neuen Landesdüngeverordnung grundsätzlich von den Bewirtschaf-
tungsauflagen in den nitratsensiblen Gebieten befreit. 

Die Besatzdichtebeschränkung im Teilgebiet Tergast bedeutet faktisch das 
Ende der Weidehaltung dort. Ausgerechnet zu der Zeit, wo das meiste Gras 
wächst! Das wäre aus landwirtschaftlicher Sicht nicht tragisch, dann wird dort 
eben nur noch gemäht. Ob das für die wertbestimmenden Arten besser wäre, 
bezweifeln wir allerdings. Die Obergrenze von 8o kg N/ha kommt praktisch 
einem Berufsverbot gleich, weil wir dort den Düngebedarf nicht mehr ansatz-
weise decken können, und auch das Verbot von Bearbeitung und Mahd vor 
dem 15. Juni läuft faktisch auf eine Enteignung hinaus. 
Deswegen fordern wir Sie auf, die Verordnungsentwürfe, sowohl die Land-

Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar. 

Diese Einwendung betrifft das Hoheitsgebiet des Landkreises Leer und wird 
durch die geplante Verordnung des Landkreises Aurich nicht berührt. 

Zur Kenntnis genommen. 
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schafts- wie auch die Naturschutzgebietsverordnung, entsprechend anzupas-
sen und die Auflagen auf das absolut notwendige Maß zu beschränken, um 
den Ansprüchen der EU-Kommission zu genügen. Weitere Einwendungen be-
halten wir uns ausdrücklich vor. 
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31.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich habe folgende Einwendungen gegen den o. g. Entwurf einzubringen:
Die Verordnung ist ein Maßnahmenkatalog, der meines Erachtens zu stark in 
die Grundrechte der Grundstückseigentümer und/oder Bewirtschafter/Nutzer 
eingreift. 

Die Verordnung verkennt, dass sich das o. g. Gebiet über Jahrhunderte zu ei-
ner Natur-/Kultur-landschaft entwickelt hat, wie wir sie heute vorfinden. Die 
offene, von Grünland geprägte Landschaft ist erhaltenswert. Sie ist touristi-
scher Faktor und wie die Verordnung in ihrer Einleitung richtigerweise be-
schreibt: ein Erholungsfaktor. Die Strukturen von kleinen bäuerlichen Fami-
lienbetrieben, erholungssuchenden Einheimischen und Touristen, Jägern, Rei-
tern etc. eingebunden in die Wallhecken- und Flusslandschaft funktionieren 
gut. Viele Dinge haben sich entwickelt (so z. B. der Bestand diverser Pflanzen- 
und Tierarten, die die Verordnung auflistet) ohne, dass es ein großes Dazutun 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzuziehung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. Die Daten 
belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume in den 
letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung mit den 
hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Meldung 
des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich zwin-
gend. 
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brauchte. Die ansässigen Familien sind teilweise seit Generationen an ein und 
demselben Ort ansässig. Viele Bewohner empfinden eine tiefe Verbundenheit 
zu diesem Gebiet. Ich denke nicht, dass dem/den Bürger(-innen) / Bewirt-
schafter(-innen) / Nutzer(-innen) / Eigentümer(innen) etc. ein derart beein-
trächtigender Maßnahmenkatalog an Verboten, Einschränkungen, Freistellun-
gen auf Antrag, Duldungen und Unterlassungen auferlegt werden sollte, um 
dem in der Verordnung verankerten Schutzzweck zu dienen. Der Schutzzweck 
sollte meiner Meinung nach überarbeitet und weniger streng gefasst werden. 

Ich bin bestürzt zu lesen, dass eine Verordnung derart in die Rechte der Eigen-
tümer eingreift, dass diese von negativen wirtschaftlichen Folgen betroffen 
sein werden: Die Flächen im geplanten LSG werden an Wert verlieren, da die 
betreffenden Flächen nur noch unter verschärften Auflagen bewirtschaftet 
werden dürften. Pachteinnahmen werden sinken. Verkaufserlöse wären nur 
noch unter (jetzigem) Wert zu erzielen (wenn überhaupt, da das Grundstück 
für landwirtschaftliche Zwecke kaum noch wirtschaftlichen Ertrag bringen 
wird), Finanzierungslücken können entstehen. Für viele Personen in der Land-
wirtschaft sind die Flächenverpachtungen das Altersvorsorgemodell. Der Ein-
bruch der Einnahmen kann nicht kompensiert werden. 

Berichtigt werden muss, das geplante Landschaftsschutzgebiet nicht mit der 
Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete deckt. Das ist 
unakzeptabel, da ohne jegliche Grundlage. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG.  

Der Verkehrswert /der Pachtwert eines Grundstücks fußt neben Lage, Schnitt, 
Erschließung, Boden etc. auf dessen Nutzbarkeit, also auf der aktuell dort zu 
erzielenden Wertschöpfung. Die gegenwärtig rechtmäßig ausgeübte Flächen-
nutzung wird aber durch die Schutzgebietsausweisung nicht verhindert oder in 
erheblichem Maße eingeschränkt. Es besteht daher objektiv kein Grund, dass 
sich am wirtschaftlichen Wert der Fläche und damit auch am zu erzielenden 
Verkaufserlös bzw. an der zu erzielenden Pacht etwas ändert. Es gilt ein Ver-
schlechterungsverbot seit Meldung des FFH- und/oder Vogelschutzgebietes. 

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Übrige Flächen wurden 
nicht hinzugefügt. 
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Ich rege aus o. g. Gründen eine Nachbesserung der Verordnung an. 
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 - 
Rs. C-137/14) zulässig. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass die schützenswerten Arten in den letz-
ten 20 Jahren stark beeinträchtigt worden sind. Eine Unterschutzstellung mit 
den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Mel-
dung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich 
zwingend. 

Zur Kenntnis genommen. 
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32.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Sehr geehrte Damen und Herren,
als Eigentümer und Bewirtschafter von Grundstücken in der geplanten Ge-
bietskulisse „Heikelandsweg" erhebe ich Widerspruch gegen die vorliegenden 
Verordnungsentwürfe. Als M ilchviehhalter bin ich auf eine Grundfutterernte 
mit hinreichender Qualität angewiesen. Die Landwirtschaftskammer Nieder-
sachsen in Aurich hat anlässlich diese Ausweisungsverfahrens die Unterschie-
de zwischen Extensiv — und Wirtschaftsgrünland deutlich dargestellt und im 
Umweltausschuss des Landkreis Leer präsentiert. 
Nach § 3 Absatz 1 Nr. 4 des NSG-Verordnungsentwurfs wird voraussichtlich 
das Genehmigungsverfahren für Baumaßnahmen aller Art schwierig und auf-
wendig. Ein mögliches Ausschlusskriterium wird die in der Begründung zu § 3 
Absatz 1 genannte Bedingung, dass die Verbote sich nicht nur auf Handlungen 
im NSG beziehen, sondern auch auf solche, die von außen in das Gebiet hin-
einwirken können. Wegen der nicht abschließenden Liste der Verbote fehlt es 
diesem Verbot an Bestimmtheit und Verständlichkeit. Mit dieser Regelung ist 
unser Betrieb in unmittelbarer Nähe des geplanten NSG selbst bei Bestands-
schutz für die bestehenden genehmigten Anlagen auf mittlere Sicht erledigt. 
Unter diesen Voraussetzungen wird schon ein zusätzlicher Kälberiglu an einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung scheitern. Das muss unbedingt verhindert 
werden, diese Auflage muss aus dem Verordnungsentwurf gestrichen werden. 
Leider werden hier wieder mit altbekannten Standardrezepten wie Extensivie-
rung und zu hohen Wasserständen Maximalforderungen formuliert, statt mit 
den traditionellen Nutzungsformen vor Ort Konzepte zu entwickeln, die auch 
wirtschaftlich tragfähig wären.  

Flächen mit Nutzungsaufgabe tragen nicht zur Erhaltung und Entwicklung der 
wertbestimmenden Vogelarten bei, sondern dienen vor allem als Rückzugs-

Die folgenden Einwendungen betreffen das Hoheitsgebiet des Landkreises 
Leer und werden durch die geplante Verordnung des Landkreises Aurich nicht 
berührt. 

Gemäß § 4 Abs. 12 der NSG-VO sind Pläne und Projekte, die einer behördli-
chen Entscheidung oder einer Anzeige bedürfen, freigestellt, wenn im Rahmen 
einer Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 26 NAGB-
NatSchG bzw. nach § 1a Abs. 4 BauGB in Verbindung mit §§ 34, 36 BNatSchG 
nachvollziehbar nachgewiesen wird, dass der in § 2 genannte Schutzzweck 
dieser Verordnung weder einzeln noch im Zusammenwirken mit anderen Plä-
nen oder Projekten nachteilig berührt werden oder die in § 34 Abs. 3 bis 5 
BNatSchG genannten Voraussetzungen erfüllt sind. Kommt also eine soge-
nannte FFH-Verträglichkeitsprüfung zu dem Ergebnis, dass das geplante Pro-
jekt FFH-verträglich ist, bedarf es keiner weiteren Befreiung oder sonstigen 
Prüfung durch die zuständige Naturschutzbehörde. Diese Prüfung ist, auch 
ohne Ausweisung eines NSG, bereits jetzt erforderlich. 
Entgangene Entwicklungschancen sind des Weiteren nach höchstrichterlicher 
Rechtsprechung kein Bestandteil des grundgesetzlich garantierten Eigentums-
schutzes (siehe z.B. Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes vom 22.05. 
1979 [1 BvL 9/75]). Sie stehen daher der Unterschutzstellung nicht entgegen. 
Zum Teil sind es ja gerade Nutzungsintensivierungen, die im Interesse des 
Schutzzweckes durch die Unterschutzstellung abgewendet werden sollen. 
Unberührt hiervon bleiben bereits erteilte behördliche Genehmigungen. 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
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räume für Prädatoren. Statt immer mehr Flächen der Nutzung zu entziehen 
und der Sukzession zu überlassen, sollte man sich auf innovative und zielge-
richtete Maßnahmen für prioritäre Arten beschränken. Eine zeitliche Kombi-
nation wäre einer räumlichen Trennung bei weitem vorzuziehen, wenn z. B. 
auf Basis des Küken- und Gelegeschutzes zusammen mit den Praktikern vor 
Ort habitatverbessernde Maßnahmen gegen ein angemessenes Entgelt flexi-
bel angelegt werden, auf Grundstücken, die anschließend wieder in ortsübli-
cher Intensität genutzt werden können. 
Vogelzählungen und Biotopkartierungen geben die tatsächlichen Verhältnisse 
vor Ort unvollständig wieder. Deshalb ist es Unsinn, mit Konzepten zu arbei-
ten, die schon in der Vergangenheit gescheitert sind. Sie erwarten doch wohl 
nicht im Ernst, dass Sie mit den gleichen Extensivierungsmaßnahmen, die bis-
lang nichts gebracht haben, zukünftig bessere Ergebnisse erreichen. 

Die fachlichen Grundlagen für die Begründung des Schutzzwecks sind falsch. 
Über das örtliche Vorkommen wertbestimmender Arten und Lebensraumty-
pen (LRT) gibt es widersprüchliche Angaben. Einflüsse wie Klimaveränderun-
gen, politische Beschlüsse, Grenzwertverschiebungen, wirtschaftliche Entwick-
lungen, Anpassungen bei der Bewirtschaftung sind unvorhersehbar. 
Meine Grünlandflächen eignen sich nicht zum Umbruch.  

derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 
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Um so wichtiger ist es, dass wir jederzeit in der Lage sind, mit Nach- und Über-
saat einen standortangepassten Grasbestand zu erhalten. Die von Ihnen vor-
geschlagene Saatmischung macht das unmöglich. So eine Vorgabe geht auch 
viel zu sehr ins Detail unserer althergebrachten Wirtschaftsweise und ist se-
wegen unzulässig. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 
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Fachlich unsinnig sind auch die Gewässerabstände. Als Referenz eine Untersu-
chung aus Kalifornien zu nehmen, zeugt nicht von Sachverstand. Es gibt mehr 
als genug Gutachten, die die Pufferkapazität von Grünland belegen. Z. B. Prof. 
Paaß von der Universität Bonn aus 1991, Prof. Frede von der Universität Gie-
ßen aus 2003, Dr. Wolter vom LAWA 2014 oder zuletzt das Grünlandzentrum 
Niedersachsen-Bremen in einer Stellungnahme zur jüngsten Novellierung der 
Düngeverordnung vom 05.11.2019. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
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Entscheidend für den Schutzstatus ist der Zustand des Gebietes zum Zeitpunkt 
der Meldung an die EU. Die landwirtschaftliche Nutzung hat schon damals das 
Gebiet geprägt und ist deshalb nicht weiter einzuschränken. Deswegen müs-
sen alle landwirtschaftlichen Tätigkeiten weiter möglich bleiben, die schon 
zum Zeitpunkt der Meldung üblich und zulässig waren. 
Die Verordnungen in dieser Form halte ich deswegen für ungeeignet. Weitere 
Rechtsmittel und Ergänzungen dieser Eingabe behalten ich mir vor. 

fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar. 

Das Netz „Natura 2000" besteht aus den Gebieten von gemeinschaftlicher 
Bedeutung (GGB) nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL, vom 21. 
Mai 1992, 92/43/EWG) und den Europäischen Vogelschutzgebieten (VSG) 
nach der Vogelschutzrichtlinie (VSRL, vom 2. April 1979, 79/409/EWG; ersetzt 
durch kodifizierte Fassung vom 30. November 2009, 2009/147/EG). Die Vogel-
schutzgebiete (VSG) gelten unmittelbar nach ihrer Meldung durch die Mit-
gliedstaaten an die EU-Kommission als besondere Schutzgebiete (Special Pro-
tection Areas - SPA) und gehören damit dem europäischen Schutzgebietssys-
tem „Natura 2000" an. Die Auswahl der Vogelschutzgebiete erfolgt für die 
besonders bedrohten Vogelarten des Anhangs I der Vogelschutzrichtlinie. 
Nach Artikel 4, Absatz 1 der Richtlinie sind die "zahlen- und flächenmäßig ge-
eignetsten Gebiete" zu Schutzgebieten zu erklären. Nach Artikel 4, Absatz 2 
besteht zudem auch für alle nicht im Anhang I aufgeführten, regelmäßigen 
Zugvogelarten die Verpflichtung hinsichtlich ihrer Vermehrungs-, Mauser- und 
Überwinterungsgebiete sowie der Rastplätze in ihren Wanderungsgebieten 
entsprechende Schutzmaßnahmen zu ergreifen.  
Bereits basierend auf der VSRL vom 2. April 1979 wurde das Fehntjer Tief an 
die EU in den 1980er Jahren gemeldet. In den Karten für avifaunistisch wert-
volle Bereiche in Niedersachsen – Brut-/Gastvögel von 1986-1992 des Nieder-
sächsischen Landesamtes für Ökologie von 1994 ist das Fehntjer Tiefgebiet 
bereits als gemeldetes „Besonderes Schutzgebiet“ dargestellt.  
Die EU-Kommission veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Union Listen 
der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (GGB) nach der FFH-Richtlinie. 
Die Veröffentlichung erfolgt jeweils für sog. biogeografische Regionen. Eine 
Liste wurde erstmals im Dezember 2004 veröffentlicht, in der das Fehntjer Tief 
enthalten ist. 
Darauf aufbauend basiert der Schutzstatus auf dem Schutzzweck, der unter 
Hinzuziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt 
worden ist, und der allgemeinen Verpflichtung zum Erhalt und der Wiederher-
stellung eines günstigen Erhaltungszustandes. Mit der Meldung des Gebietes 
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an die EU-Kommission entstand zudem die Verpflichtung geeignete Schutz-
maßnahmen zur Wahrung der ökologischen Merkmale des Gebietes zu ergrei-
fen. 
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33.   
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

schon drei Jahre dauert die Hängepartie mit den drohenden Schutzgebiets-
ausweisungen, die zusammen mit den Ergebnissen der Flurbereinigung für viel 
unnötigen Ärger gesorgt haben. Ist Ihnen eigentlich klar, was Sie mit diesen 
Verordnungsentwürfen anrichten? An diesen 3.000 Hektar hängen unzählige 
Existenzen, nicht nur Bauern, sondern auch Maschinenringe, Landhändler, 
Lohnunternehmer, Molkereien, Bauunternehmen usw. Ich habe als 50-
jähriger Landwirt voraussichtlich noch etliche Jahre vor mir, in denen ich von 
der Landwirtschaft leben muss. Soll ich das Risiko unter diesen Umständen 
wirklich eingehen? Ich bewirtschaften im Teilbereich Bagband einen landwirt-
schaftlichen Vollerwerbsbetrieb mit 60 Kühen und der weiblichen Nachzucht. 
Von 65,96 ha Futterfläche sind zwei Drittel Grünland, teilweise im FFH-Gebiet. 
Das brauchen wir dringend zur Grundfutterversorgung für unsere Rinder. 
Mit den von Ihnen vorgeschlagenen Einschränkungen sind wir nicht einver-
standen. Die Vergrämung von invasiven Arten, der Einsatz von Drohnen zur 
Ertragsmessung und Wildtierrettung, das Aufbringen von Bodenbestandteilen, 
die Gewässerunterhaltung, Melioration und Grünlanderneuerung sind weiter-
hin uneingeschränkt freizustellen. Die Bewirtschaftung muss also wie bisher 
weiterhin möglich sein, um Natur und Landschaft in einem Zustand zu erhal-
ten, der überhaupt erst zu einer Meldung als Natura 2000-Gebiet geführt hat. 
Die wertgebenden Arten sind nicht trotz, sondern gerade wegen unserer 
standortangepassten Bewirtschaftung dort zu finden. 
Wir haben in der Vergangenheit zu oft die Erfahrung gemacht, dass Auswei-
sungen in dieser Form und in diesem Umfang unweigerlich weitere Pufferzo-
nen, Arrondierungen und Vernetzungen zu benachbarten Schutzgebieten nach 
sich ziehen. Mit entsprechenden Einschränkungen für die wirtschaftenden 
Betriebe, die sich unverschuldet dazwischen wiederfinden und an sich ständig 
verschärfenden rechtlich Vorgaben beim Naturschutz, Gewässergüte, Vorga-
ben zur Düngung, TA Luft und vielen weiteren Schikanen letztlich zugrunde 
gerichtet werden. Ob sich da der Betrieb noch dauerhaft rentiert, ist äußerst 
ungewiss. 

Zur Kenntnis genommen.

Das Netz „Natura 2000" besteht aus den Gebieten von gemeinschaftlicher 
Bedeutung (GGB) nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL, vom 21. 
Mai 1992, 92/43/EWG) und den Europäischen Vogelschutzgebieten (VSG) 
nach der Vogelschutzrichtlinie (VSRL, vom 2. April 1979, 79/409/EWG; ersetzt 
durch kodifizierte Fassung vom 30. November 2009, 2009/147/EG). Die Vogel-
schutzgebiete (VSG) gelten unmittelbar nach ihrer Meldung durch die Mit-
gliedstaaten an die EU-Kommission als besondere Schutzgebiete (Special Pro-
tection Areas - SPA) und gehören damit dem europäischen Schutzgebietssys-
tem „Natura 2000" an. Die Auswahl der Vogelschutzgebiete erfolgt für die 
besonders bedrohten Vogelarten des Anhangs I der Vogelschutzrichtlinie. 
Nach Artikel 4, Absatz 1 der Richtlinie sind die "zahlen- und flächenmäßig ge-
eignetsten Gebiete" zu Schutzgebieten zu erklären. Nach Artikel 4, Absatz 2 
besteht zudem auch für alle nicht im Anhang I aufgeführten, regelmäßigen 
Zugvogelarten die Verpflichtung hinsichtlich ihrer Vermehrungs-, Mauser- und 
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Entscheidend für den Schutzstatus ist der Zustand des Gebietes zum Zeitpunkt 
der Meldung an die EU. Die landwirtschaftliche Nutzung hat schon damals das 
Gebiet geprägt und ist deshalb nicht weiter einzuschränken. Deswegen müs-
sen alle landwirtschaftlichen Tätigkeiten weiter möglich bleiben, die schon 
zum Zeitpunkt der Meldung üblich und zulässig waren. 
Was uns besonders stört: Es gibt doch über den niedersächsischen Weg, einer 
Rahmenvereinbarung, die neben der Landesregierung auch LSV und Landvolk, 
Landwirtschaftskammer und die Naturschutzverbände unterschrieben haben, 
verbindliche Vorgaben zu all den Themen, die Sie hier per Verordnung regeln 
wollen. Die sind sogar schon im niedersächsischen Wassergesetz und Natur-
schutzgesetz festgeschrieben. Warum um alles in der Welt müssen Sie dann 
noch einen draufsetzen und Auflagen erfinden, die weder Sinn noch Verstand 
haben? Ist nicht eine gesetzliche Vorgabe, die einstimmig im Landtag be-
schlossen wird, wesentlich verbindlicher als Standard-Vorgaben aus dem 
NLWKN? 

Zu den Auflagen im Einzelnen: 
§ 4 Verbote 
Straßen und Wege müssen geöffnet bleiben, um Natur und Landschaft für 
unsere Feriengäste zugänglich zu machen. 

Das Verbot der Grünlanderneuerung muss gestrichen werden, weil wir auf 
energie- und eiweißreiches Grundfutter angewiesen sind. 

Überwinterungsgebiete sowie der Rastplätze in ihren Wanderungsgebieten 
entsprechende Schutzmaßnahmen zu ergreifen.  
Bereits basierend auf der VSRL vom 2. April 1979 wurde das Fehntjer Tief an 
die EU in den 1980er Jahren gemeldet. In den Karten für avifaunistisch wert-
volle Bereiche in Niedersachsen – Brut-/Gastvögel von 1986-1992 des Nieder-
sächsischen Landesamtes für Ökologie von 1994 ist das Fehntjer Tiefgebiet 
bereits als gemeldetes „Besonderes Schutzgebiet“ dargestellt.  
Die EU-Kommission veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Union Listen 
der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (GGB) nach der FFH-Richtlinie. 
Die Veröffentlichung erfolgt jeweils für sog. biogeografische Regionen. Eine 
Liste wurde erstmals im Dezember 2004 veröffentlicht, in der das Fehntjer Tief 
enthalten ist. 
Darauf aufbauend basiert der Schutzstatus auf dem Schutzzweck, der unter 
Hinzuziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt 
worden ist, und der allgemeinen Verpflichtung zum Erhalt und der Wiederher-
stellung eines günstigen Erhaltungszustandes. Mit der Meldung des Gebietes 
an die EU-Kommission entstand zudem die Verpflichtung geeignete Schutz-
maßnahmen zur Wahrung der ökologischen Merkmale des Gebietes zu ergrei-
fen. 

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen, außer es dient der rechtmäßigen Nut-
zung. Vor allem in der Brut-, Setz- und Aufzuchtzeit befinden sich störungs-
empfindliche Arten, insbesondere wertbestimmende Vogelarten, im Gebiet. 
Die Einschränkung dient der Realisierung des Schutzzweckes, nämlich der Er-
haltung und Entwicklung beruhigter, ungestörter großflächiger Brut-, Rast- 
und Nahrungshabitate der im Gebiet vorkommenden Vogelarten. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
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Die Saatmischung für Über- und Nachsaaten ist ebenfalls ungeeignet und wird 
sich voraussichtlich in der Grünlandnarbe nicht durchsetzen können, weil die 
vorhandenen Gräser abhängig von Klima, Boden und Nutzungsintensität do-
minieren. 

sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
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Das Liegenlassen von Mähgut ist nicht üblich, aber gelegentlich auf Feucht-
grünland unvermeidbar, um bei ungünstiger Witterung Bodenschäden zu 
vermeiden. 

Die Gewässerabstände bei der Düngung sind fachlich unnötig, weil es sich um 
Grünland handelt, wo keine Abschwemmungen zu befürchten sind. Das Ver-
bot von Düngung binnen eines Gewässerrandstreifens ist fachlich nicht ge-
rechtfertigt und wird schon in § 5 Düngeverordnung eingeschränkt. Außerdem 

ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Ziel einer Mahd ist die Gewinnung von Futter, so dass Mähgut von der Fläche 
abgefahren wird. Das Liegenlassen von Mahdgut kann zur Veränderung der 
Pflanzenzusammensetzung einer Fläche führen. Auch bei erschwerten Bedin-
gungen aufgrund ungünstiger Witterungsverhältnisse ist das Mahdgut abzu-
fahren. Bei offensichtlicher Unmöglichkeit, z. B. unvorhergesehener extremer 
Witterungseinflüsse, kann das Mahdgut ausnahmsweise auf den Flächen ver-
bleiben. Eine natur- und landschaftsverträgliche Nutzung sollte diesen Grund-
satz berücksichtigen. Nach der Beweidung überständige Futterreste auszumä-
hen und der Verbleib der Reste auf der Fläche ist gute fachliche Praxis. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
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sind sie bereits im Niedersächsischen Wassergesetz geregelt. Das hätte zur 
Folge, dass diese Teilflächen bei der Verwertung von Wirtschaftsdünger in der 
Düngeverordnung und als Futterfläche bei der Begriffsbestimmung der Land-
wirtschaft gern. § 201 BauGB nicht mehr gelten. 

Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar. 
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§ 6 Zulässige Handlungen
Gewässerunterhaltung ist Sache der Sielacht und muss freigestellt bleiben. 

Unterhaltung und Erneuerung zulässiger Anlagen muss freigestellt bleiben. 

§9 
Eine Wiederherstellung kann nur angeordnet werden, wenn ein Verursacher 
verantwortlich ist. 
§ 10 
Der Managementplan muss erst bekannt sein, bevor er verordnet werden 
kann. 
Gelegeschutz ist schon im niedersächsischen Naturschutzgesetz geregelt. 

§ 11 
Es bleibt unklar, welche Zustände wiederhergestellt werden sollen. Das darf 
nicht über die Verhältnisse 
bei der Ersterfassung hinausgehen. 
Mit den aufgeführten Maßnahmenvorschlägen verstoßen Sie gegen das 

Die ordnungsgemäße Gewässerunterhaltung ist nach § 7 Abs. 2 Nr. 9 LSG-VO 
freigestellt.  

Gemäß § 7 Abs. 3 der LSG-VO sind Pläne und Projekte, die einer behördlichen 
Entscheidung oder einer Anzeige bedürfen, freigestellt, wenn im Rahmen ei-
ner Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 26 NAGBNatSchG 
bzw. nach § 1a Abs. 4 BauGB in Verbindung mit §§ 34, 36 BNatSchG nachge-
wiesen wird, dass der in § 2 genannte Schutzzweck dieser Verordnung weder 
einzeln noch im Zusammenwirken mit anderen Plänen oder Projekten nachtei-
lig berührt werden oder die in § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG genannten Voraus-
setzungen erfüllt sind. Kommt also eine sogenannte FFH-
Verträglichkeitsprüfung zu dem Ergebnis, dass das geplante Projekt FFH-
verträglich ist, bedarf es keiner weiteren Befreiung oder sonstigen Prüfung 
durch die zuständige Naturschutzbehörde. Diese Prüfung ist, auch ohne Aus-
weisung eines LSG, bereits jetzt erforderlich. 

Diese Regelung richtet sich wortgleich nach § 2 Abs. 2 NAGBNatSchG.  

Zur Kenntnis genommen. 

Die Durchführung des Küken- und Gelegeschutzes ist nicht im NAGBNatSchG 
geregelt. Es findet sich lediglich eine Entschädigungsregelung für den Fall, 
wenn die zuständige Naturschutzbehörde eine Anordnung trifft, dass die be-
treffenden Flächen, auch außerhalb eines Naturschutzgebietes, zum Schutz 
der Gelege erst später befahren werden dürfen. 

Die Verordnung erfüllt zusammen mit dem noch zu erstellenden Manage-
mentplan oder Pflege- und Entwicklungsplan diese Kriterien. Im Rahmen des 
Managementplanes werden die Erhaltungsziele hinreichend genug konkreti-
siert. Darüber hinaus sind die Erhaltungsziele zu den Lebensraumtypen und 



307 

Übermaßverbot und benachteiligen die Eigentümer und Bewirtschafter un-
verhältnismäßig. Wegen der Größe des Schutzgebiets müssen nicht nur natur-
schutzfachliche, sondern auch wirtschaftliche, soziale und kulturelle Belange 
berücksichtigt werden. Wir fordern eine Verordnung, die sich auf den Schutz-
zweck beschränkt und behalten uns weitere Einwendungen ausdrücklich vor. 

Arten in den Anlagen der Verordnungen entsprechend beschrieben.
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34.   
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich betreibe einen landwirtschaftlichen Betrieb im Haupterwerb.
Die von mir bewirtschafteten Flächen stellen sich wie folgt dar: 
Acker: 17ha 
Grünland: 61 ha 
Gesamt: 78 ha 
Davon Eigentum: 11 ha 
Davon gepachtet: 67 ha 
Der gehaltene Viehbestand gliedert sich wie folgt auf: 
Milchkühe: 90 
Kälber. 23 
Weibl. Nachzuchtt: 87 
Sonstige: 6 
Einwendungen 
Allgemeines: 
Der Verordnungsgeber verkennt, dass die Arbeitshilfe des NLWKN zur Siche-
rung von Natura 
2000-Gebieten (2018-02-20_Muster-V0_4_aktualisiert.pdf) für Naturschutz-
gebiete 
angefertigt wurde und im Rahmen von Landschaftsschutzgebieten einen un-
verhältnismäßig hohen Schutzmaßstab statuiert. In LSGV0en sind diese stets 
an den besonderen Schutzzweck anzuknüpfen. Dem wird es nicht gerecht, 
wenn die für NSGV0en konzipierten Schutzmaßnahmen des Ministeriums 
„entsprechend" angewandt werden beziehungsweise aus der Muster-VO 
übernommen werden. 

•Sämtliche Regelungen müssen sich am Verschlechterungsverbot messen 
lassen. Der Maßstab für die Beurteilung der Frage, ob eine Gebietsbeeinträch-
tigung vorliegt, verlangt nach einer Ausgangsgröße: Pläne, Projekte und Vor-
haben sind die adressierten Erscheinungsformen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL 
angeordneten Verschlechterungsverbots. Dies dient nach überwiegender An-

Die Arbeitshilfe kann auch für die LSG-VO als Orientierungshilfe/Grundlage 
dienen. Die Regelungen des LSG-VO leiten sich aus dem Schutzzweck, mit re-
pressiven und präventiven Verboten ab. 

Die unionsrechtlichen Vorgaben der FFH-RL und V-RL etablieren lediglich Min-
deststandards, während es den Mitgliedstaaten nicht versagt ist, strengere 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen (Art. 193 AEUV; Art. 14 V-RL). Davon abgese-
hen begrenzt das Verschlechterungsverbot nicht die Regelungsmöglichkeiten 
des Verordnungsgebers. Das Verbot bezieht sich auf Handlungen und Maß-



309 

sicht der Erhaltung des Zustandes, in dem sich die von dem Schutzgebiet um-
fassten Lebensräume im Zeitpunkt der Eintragung in die Gemeinschaftsliste 
befinden. Gemäß Art. 4 Abs. 5 FFH-RL ist ein Gebiet nämlich erst ab dem Zeit-
punkt geschützt, in dem es in die Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung aufgenommen worden ist. Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken können, von vornhe-
rein vom Verschlechterungsverbot nicht erfasst. Die bereits bei Unterschutz-
stellung des Gebiets bestehenden Vorhaben wirken sich (prägend) auf die 
zeitlich nachfolgend ausgewiesenen Schutzgebiete aus und bestimmen so den 
Erhaltungszustand der Lebensräume und Arten mit (Beier, NVwZ 2016, 575, 
577). Sie sind daher in der Regel bereits im Rahmen des Prozesses der Ge-
bietsausweisung entsprechend berücksichtigt worden (VGH München, Urt. v. 
30.10.2007 — 8 A 06.40024; bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 05.12.2008 — 
9 B 28/08; VGH München, U. v. 19.02.2014 — 8 A 11.40040 u. a.; wiederum 
bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 22.06.2015 — 4 B 59/14). Der Maßstab für 
die Beurteilung der Frage, ob eine Beeinträchtigung vorliegt, verlangt zunächst 
nach einer Ausgangsgröße. Fraglich ist nämlich, ob der naturschutzrechtliche 
„Idealzustand" die Ausgangsgröße bildet oder ob bereits ein vorgefundener 
Zustand (Vorbelastung) Ausgangspunkt ist. Man wird von folgendem ausgehen 
müssen: Die Vorhaben, Maßnahmen und Veränderungen sind Erscheinungs-
formen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL angeordneten Verschlechtungsverbots. 
Letzteres dient nach überwiegender Ansicht der Erhaltung des Zustandes, in 
welchem sich die von dem Schutzgebiet umfassten Lebensräume im Zeitpunkt 
der Eintragung in die Gemeinschaftsliste befinden (Gellermann, Natura 2000-
Europäisches Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepub-
lik Deutschland, 2. Aufl. 2001, S. 72). Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken, von vornherein vom 
Verschlechterungsverbot nicht erfasst (Gellermann, Natura 2000-Europäisches 
Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepublik Deutsch-
land, 2. Aufl. 2001, S. 72). Anders formuliert: Soweit Art. 6 Abs. 2 FFH-RL ne-
ben dem Unterlassen beeinträchtigender Handlung ein aktives Tätigwerden 
des Mitgliedstaats fordert, handelt es sich um eine konservierende, nicht um 
eine optimierende Maßnahme (Erbguth/Schubert, DVBI. 2006, 591, 596).  

nahmen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-
Gebietes führen können. Der Verordnungsgeber gehört daher von vornherein 
nicht zu den Adressaten des Verbots; stattdessen hat er aus Gründen des § 32 
Abs. 3 S. 3 BNatSchG durch geeignete Ge- und Verbote sicherzustellen, dass 
der Regelungsvorgabe des Art. 6 Abs. 2 (i.V.m. Art. 7) FFHRL entsprochen wird. 
§ 32 Abs. 3 S. 4 BNatSchG lässt aber keinen Zweifel daran, dass es ihm auch 
gestattet ist, weitergehende Schutzvorschriften zu erlassen. Die Vorstellung, 
dass eine zur Unterschutzstellung von FFH- und/oder Vogelschutzgebieten 
dienende nationale Schutzverordnung lediglich Verschlechterungen des Zu-
standes verhindern dürfte, findet in den einschlägigen Rechtsnormen keinen 
Rückhalt. 

Im Übrigen zur Kenntnis genommen. 
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In Anbetracht des konservierenden Charakters müssen aber alle Maßnahmen 
der Bewirtschaftung zulässig bleiben, die zum Zeitpunkt der Unterschutzstel-
lung bereits vorgenommen wurden und die nicht dazu geführt haben, die 
Schutzbedürftigkeit und die Schutzwürdigkeit in Frage zu stellen. Es geht da-
rum, einen Zustand zu konservieren, so dass Maßstab für die Einschränkungen 
der Zustand der Ausgangsgröße ist, der zum Zeitpunkt der Unterschutzstellung 
herrschte. Deshalb sind die Einschränkungen auf die Aspekte zu 
begrenzen, die über diesen Rahmen hinausgehen und die zu einem Verstoß 
gegen das 
Verschlechterungsverbot führen können. Das gefundene Resultat entspricht 
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG 146, 145 ff. — 
BAB Waldkappel, 
erster Leitsatz). Mit Blick auf den Kammmolch hat das Gericht festgestellt, 
eine ihn betreffende Schadensvermeidungsmaßnahme sei rechtlich zulässig, 
wenn nach Durchführung der Maßnahme mindestens der gleiche (oder besse-
re) Schutz für die Art erreicht wird. 

•Die Fläche des geplanten Landschaftsschutzgebietes korrespondiert nicht mit 
der Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete (vgl. Über-
sichtskarten/ Anlage 1.2 und 1.3). Die Einbeziehung der nicht als FFH-Gebiet 
ausgewiesenen Flächen kommt jedoch nur dort in Betracht, wo diese im Hin-
blick auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebietes schutzwürdig und schutzbedürf-
tig sind. Beides wurde vom Verordnungsgeber nicht dargelegt. 

Das Verschlechterungsverbot bezieht sich, wie oben dargestellt auf den Zeit-
punkt der Meldung des Gebietes als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung, nicht der hier vorgenommenen Überführung in nationales Recht.  

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Im Hoheitsgebiet des 
Landkreises Aurich wurden ansonsten keine weiteren Flächen als die des Na-
tura-2000 Gebietes verordnet. 
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•Der Standdarddatenbogen enthält veraltete Daten. Die Lebensraumtypen 
und die Arten sind weit vor 2017 das letzte Mal kartiert worden — die Biotop-
kartierung des Fehntjer Tief-Niederung für die FFH-Basiserfassung erfolgte im 
Jahr 2002. In der Begründung wird sich auf keine aktuellere Erfassung bezo-
gen. In zeitlicher Hinsicht ist eine solche Uberprüfung und Nachkartierung 
jedenfalls dann erforderlich, wenn die nationale Unterschutzstellung mehr als 
sechs Jahre nach Aufstellung der Standarddatenbögen erfolgt. Dies folgt aus 
den Vorgaben der FFH-Richtlinie und der dazu ergangenen Rechtsprechung 
(vgl. Art. 4 Abs. 4 FFH-RL, Art. 9 FFH-RL; VGH Kassel, B. v. 02.01.2009 — 11 B 
368/08.T — juris, Rn. 398). 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume 
in den letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung 
mit den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die 
Meldung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrecht-
lich zwingend. 

In der Begründung des Verordnungsentwurfs wird eine Basiserfassung thema-
tisiert, deren Ergebnisse im Standard-Datenbogen des NLWKN dokumentiert 
sind. Die Erstmeldung des FFH-Gebietes „Fehntjer Tief und Umgebung' erfolg-
te im Dezember 2004, indessen wurde der Meldebogen im Juli 2018 aktuali-
siert. Das Vogelschutzgebiet „Fehntjer Tief' wurde im Dezember 1999 gemel-
det, während das Update im August 2018 erfolgte.“ Daraus folgt, dass die 
Datenlage in Ansehung des vorliegenden Falles hinreichend aktuell ist. 

Die Lebensraumtypen (6230, 6410, 7140, stichprobenartig 3150, 3130) und 
Arten sind im Rahmen der Managementplanung 2019 und 2020 kartiert wor-
den. Borstgrasrasen und Pfeifengraswiesen sind stichprobenartig durch das 
Land Niedersachsen im Rahmen der Berichtspflicht kartiert worden. Seit 2009 
erfolgt im Landkreis Leer ein Monitoring im Rahmen der Umsetzung von Maß-
nahmen zur Entwicklung und Erhaltung der LRT 6230 und 6410. Die Gewässer 
des LRT 3130 werden regelmäßig durch das Land Niedersachsen (Luronium) 
untersucht. Zudem erfolgt eine jährliche Revierkartierung seit 1994 (bis auf 
2015/2016) durch die Naturschutzstation Fehntjer Tief. 

Unabhängig davon findet die These, dass nach Ablauf von sechs Jahren eine 
Neukartierung erfolgen müsste, in Art. 4 Abs. 4 FFH-RL keine Stütze. Die Vor-
schrift, die nur für FFH-Gebiete gilt, verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Unter-
schutzstellung der in die Gemeinschaftsliste aufgenommenen Gebiete inner-
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Schutzzweck §3 
Einwendung: 
Der besondere Schutzzweck gemäß § 3 Abs. 2 sollte sich auf folgende Punkte 
beschränken: 
•Die Erhaltung und Entwicklung der weitläufigen, offenen, von Grünland ge-
prägten Landschaft sowie ihrer charakteristischen Arten. 
•Die Erhaltung und Entwicklung der im Gebiet vorkommenden Gewässer als 
Lebensraum für 
zahlreiche Tier- und Pflanzenarten. 
ODie Erhaltung und Entwicklung 
beruhigter, ungestörter großflächiger Brut-, Rast- und Nahrungshabitate der 
im Gebiet vorkommenden Vogelarten. 
Der Schutz, die Pflege und die Entwicklung von Lebensräumen und Habit-
tatstrukturen wild lebender Tier-und Pflanzenarten, soweit sie europäisch 
geschützt sind und in signifikantem Umfang im Gebiet vorkommen. 

Begründung: 
§3 Abs. 2 Pkt. 3 
„Je größer der Randstreifen, desto mehr Fläche mit „Wildwechselnden“, den 
Tieren nicht artgerecht Zustand werden entstehen und werden irgendwann 

halb einer Frist von sechs Jahren. Die Rechtsfolge, dass nach Ablauf dieser 
Frist nachkartiert werden müsste, lässt sich der Vorschrift nicht entnehmen, 
zumal dies darauf hinausliefe, die Unterschutzverpflichtung zu relativieren. 

Schließlich verfängt der Hinweis auf Rechtsprechung zur Datenaktualität bei 
Eingriffsvorhaben nicht. Eine Übertragung auf Verfahren der Unterschutzstel-
lung verbietet sich schon deshalb, weil § 26 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG keinen 
Zweifel daran lässt, dass ein LSG auch um der „Wiederherstellung der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes“ willen ausgewiesen wer-
den kann. Es ist daher nicht entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter 
im Gebiet noch vorkommen, und daher ist die Aktualität der Daten keine Vo-
raussetzung der Unterschutzstellung. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 
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überhaupt nicht mehr beseitigt werden können! Auch führt es bei den vielen 
kleinen Parzellen zu übermäßig viel Flächenverlust für uns Landwirte!“ 

Einwendung:  
Absatz 4 sollte von einer „Kann" in eine „Soll"-Bestimmung umge- wandelt 
werden. 
Begründung: 
Die Umsetzung der Erhaltungsziele insbesondere auf landwirtschaftlichen 
Flächen sowie von Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen soll aufbauend auf 
die nachfolgenden Schutzbestimmungen auch durch Angebote des Vertrags-
naturschutzes unterstützt werden. 

Verbote §4 Abs. 1 
Einwendung 
Die Betretungs- und Befahrungsrechte sind 
auszuweiten (§ 4 Abs. 1 Nr. 1, 2 LSG-VO-E) 

Einwendung: Es muss zumindest ausnahmsweise und im Rahmen einer Be-
wirtschaftung nach § 5 BNatSchG möglich sein, den Pudde-, Hamm-, Kiel-weg 
in der Zeit vom 15.03. bis zum 15.07. eines jeden Jahres zu betreten, zu befah-
ren oder auf sonstige Art und Weise aufzusuchen (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 LSG-VO-E). 

§ 4 Abs. 1 Nr. 3 LSG-VO ist zu ungenau. Zudem wird vorgeschlagen, auf die 
Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erforderlichen Regelun-
gen zum Schutz wilder Tiere bereits enthält. 
Begründung: Ausweislich der Begründung zum Verordnungsentwurf (S. 5) 
bezweckt die Regelung insbesondere, einer Beunruhigung wild lebender Tiere 
vorzubeugen. Die Regelung lehnt sich an § 39 Abs. 1 BNatSchG an, geht jedoch 
über diesen hinaus. Abgesehen davon, dass § 39 BNatSchG bereits hinrei-
chenden Schutz für wild lebende Tiere und Pflanzen bietet und es einer dar-
über hinausreichenden Regelung nicht bedarf, ist der weiter reichende Teil 
auch zu unbestimmt. Denn es wird für den Normadressaten nicht hinreichend 
deutlich umgrenzbar, ab wann wild lebende Tiere durch Lärm gestört sind. 

Wenn diese Vorschrift in eine „Soll“-Regelung umgewandelt werden würde, 
hätte die zuständige Naturschutzbehörde keinen Ermessensspielraum bei der 
Entscheidung, ob Vertragsnaturschutz durchgeführt werden muss. Diese jetzt 
geltende Regelung dient der Wahrung der Eigentumsrechte.  

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen.  

Die hier angesprochene Sperrung der Wege erfolgt auf dem Hoheitsgebiet des 
Landkreises Leer und findet sich in der Verordnung des Landkreises Aurich 
nicht wieder.  

Der 4. Senat des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg hat in seinem Urteil vom 
04.03.2020, 4 KN 390/17 u.a. festgestellt, dass diese Regelung mit höherrangi-
gem Recht vereinbar und damit nicht zu unbestimmt ist. 
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Diese unbestimmte Formulierung kann in dieser Form zu uferlosen Beschrän-
kungen führen. Verwiesen sei hier auf die zahlreichen Geräuschquellen, die 
der Fremdenverkehr als 
Teil der Gebietsnutzung im öffentlichen Interesse bietet, etwa durch Besucher 
mit ihren Kindern, Radfahrer auf den zugelassenen Wegen oder auch nur Pilz-
sucher im Wald (vgl. § 39 Abs. 3 BNatSchG). 
Unklar bleibt ebenso, was „auf andere Weise" bedeutet. 
Es wird daher vorgeschlagen, auf die Norm ganz zu 
verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erforderli-chen Regelungen zum 
Schutz wilder Tiere bereits enthält. 
Tiere sind hinsichtlich ihrer Lärmempfindlichkeit vielfach sensibler als der 
Mensch, sodass auch insofern die Regelung des § 39 Abs. 1 BNatSchG hinrei-
chend Schutz bietet.  

Einwendung: Es muss zulässig sein, Pflanzstruktu-ren zu verändern, wenn die-
se nicht landschaftsprägend sind und keine Beeinträchtigung 
wertbestimmender Tier- und Pflanzenarten zu befürchten ist (§ 4 Abs. 1 Nr. 4 
LSG-VO-E). 
Begründung: Auch wenn man etwa eine Beeinträchtigung seltener Tier-und 
Pflanzenarten im Einzelfall annehmen mag, so ist damit noch keine Aussage 
darüber getroffen, ob in Hinblick auf die besondere Bedeutung einer natur- 
und land-schaftsverträglichen Land- und Forstwirtschaft (§ 5 Abs. 1 BNatSchG) 
eine Entnahme jedenfalls im Einzelfall zuzulassen ist. Daher würden auch die-
se Erwägungen jedenfalls den Zustimmungsvorbehalt nicht rechtfertigen. Dies 
gilt umso mehr vor dem Hintergrund, dass das der Zustimmungsvorbehalt 
nach dem Verordnungstext gerade nicht auf wertgebende Lebensraumtypen 
oder besonders geschützte Arten beschränkt ist, sondern unter anderem auf 
alle im Verordnungsgebiet vorzufindenden Hecken, Baumreihen und Feldge-
hölze Anwendung finden soll. 
Selbst wenn der Verordnungsgeber zudem möglicherweise davon ausgeht, 
Pflanzen vor der Beeinträchtigung oder Zerstörung durch Laien schützen zu 
müssen, so könnte dieser an sich nicht zu beanstandende Begründungsansatz 
jedoch nicht verfangen, wo es um Eingriffe der Grundeigentümer und Nut-

Die Aufnahme des Verbotes in die Verordnung stellt sicher, dass in einem 
dadurch notwendig werdenden Ausnahmeverfahren der Schutzzweck des LSG 
beachtet wird. Dieser würde bei einem Verfahren gem. § 39 BNatSchG keine 
Berücksichtigung finden. Zulässig sind gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 LSG-VO Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung des Gebietes mit vorheriger 
Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde. Eine natur- und land-
schaftsverträgliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis ist gemäß § 7 
Abs. 2 Nr. 11 LSG-VO ebenfalls möglich. 
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zungsberechtigten und ihr fachlich geschultes Personal geht. Denn diese sind 
darüber im Bilde, welche Arten besonders schützenswert sind, so dass die 
Regelung unter diesem Blickwinkel nicht gerechtfertigt ist. 
Das Verbot ist daher zumindest auf diejenigen Pflanzen zu beschränken, bei 
denen der Schutz der vorkommenden LRT oder Arten es erfordert. Zudem ist 
auch für diese ein Anspruch der Eigentümer und Nutzungsberechtigten auf 
Ausnahmeerteilung im Einzelfall vorzusehen. 
Es wird daher vorgeschlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 
BNatSchG die erforderli-chen Regelungen zum Schutz von Tier- und Pflan-
zenarten bereits enthält. 

Einwendung: Drohnenflüge müssen auch zu land- und forstwirtschaftlichen 
Zwecken ohne vorherige Zustimmung der Landkreise als Naturschutzbehör-de 
erlaubt sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 6 LSG-VO-E); die Anzeigepflicht bei den Freistellun-
gen (§ 7 Abs. 2 Nr. 7 LSG-VO) ist nicht praktikabel und zudem ist die Freistel-
lung zu eng gefasst;  

Bereits zum jetzigen Zeitpunkt gilt nach § 21b Abs. 1 Nr. 6 der Verordnung zur 
Regelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten (LuftVO) ein Verbot für 
den Betrieb unbemannter Luftfahrtsysteme in FFH-Gebieten. Nach der Unter-
schutzstellung gilt dieses gesetzliche Verbot unabhängig von der Schutzge-
bietskategorie auch für Europäische Vogelschutzgebiete. Von unbemannten 
Luftfahrtsystemen/Flugmodellen/Luftfahrzeuge (z. B. Modellflugzeuge, Dra-
chen, Drohnen) oder bemannten Luftfahrzeugen gehen insbesondere auf die 
Vogelwelt erhebliche Beeinträchtigungen aus. Flugkörper verursachen unab-
hängig von ihrer Form psychischen Stress (z. B. Ducken, verstärkte Rufaktivi-
tät, unruhiges Hin- und Hergehen), der in physischen Stress münden kann (z. 
B. panikartiges Auffliegen, Verlassen des Gebietes). Darüber hinaus werden 
Drohnen mit speziellen Kameras zur Ermittlung von Schäden durch lokal be-
dingte Hagelschauer, Windhosen, Sturmböen etc. in Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft und Naturschutz eingesetzt, um eine aufwändige Begehung der be-
troffenen Schläge zu vermeiden. Nach § 6 Nr. 3 LSG-VO ist der Einsatz von 
unbemannten Luftfahrtsystemen oder unbemannten Luftfahrzeugen zur Wild-
tierrettung, Bestands- und Ertragserfassung durch qualifizierte Anwender 
nach vorheriger schriftlicher oder mündlicher Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde freigestellt. Darüber hinaus kann nach § 4 Abs. 4 der LSG-
VO die zuständige Naturschutzbehörde in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, 
soweit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. 
Darüber hinaus ist ggf. eine Erlaubnis nach der LuftVO bei der Niedersächsi-
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Einwendung: Es muss erlaubt sein, land- und forstwirtschaftliche Abfälle ZU 
lagern, aufzuschüt-ten oder einzubringen (§4 Abs. 1 Nr. 9 LSG-VO-E) 
Begründung:Es ist nicht nachvollziehbar, inwiefern natürlichenichtgefährliche 
forstwirtschaftliche Materialien wie Pflanzenreste sowie natürliche nicht ge-
fährliche Hölzer aus der Landschaftspflege geeignet sind, durch Verwendung 
als Dünger oder in Form des Verbleibs und späteren Unterpflügens tatsächlich 
geeignet sind, Flora und Fauna sowie den Naturhaushalt zu beeinträchtigen. 
Dem Verbot sind daher natürlich abbaubare und durch Landwirtschaft und 
Forstwirtschaft produ-ziertes organisches Material zu entnehmen. 

Einwendung: Es muss erlaubt sein, Weihnachts-baum-, Schmuckreisigkulturen 
und Kurzumtriebs-plantagen anzulegen (§ 4 Abs. 1 Nr. 10 LSG-VO-E) 
Begründung:Das Verbot ist als Verbot mit Erlaub-nisvorbehalt auszugestalten. 

Einwendung: Nadelhölzer und andere gebiets-fremde oder invasive Pflanzen 
einzubringen sowie gebietsfremde oder invasive Tiere auszusetzen, sollte zu-
mindest für die ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft, möglich bleiben 
(§ 4 Abs. 1 Nr. 11 LSG-VO-E). 
Begründung: Am stärksten wiegen jedoch die negativen Auswirkungen dieser 

schen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLStbV) zu beantragen. 
Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme. Die Anzeige kann sowohl mündlich als auch schriftlich erfol-
gen und stellt keine unzumutbare Beeinträchtigung dar. 

Das Einbringen von Stoffen, insbesondere die Lagerung von land- und forst-
wirtschaftlichen Abfällen oder die illegale Entsorgung von Gartenabfällen auf 
einem begrenzten Raum, führt zur lokalen Anreicherung von Nährstoffen und 
Bodenverdichtung. Es besteht zudem die Gefahr, dass sich ausgehend von 
Gartenabfällen Zier- und Gartenpflanzen im Gebiet verbreiten und etablieren. 
Hierdurch können charakteristische Tier- und Pflanzenarten verdrängt wer-
den.  

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG- VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
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Regelungen in Hinblick auf die unaufhaltsamen Klimaveränderungen. Die 
Waldumbaubeschränkungen werden den Schutzzweck in Zukunft in erhebli-
chem Maße negativ beeinflussen. Aufgrund der Klimaverschiebung und dem 
damit verbundenen Eschen- und Buchensterben ist eine gewisse genetische 
Flexibilität erforderlich. Es ist abzusehen, dass sich diese und andere Laub-
bäume nicht mehr positiv entwickeln können. Die positive ökologische Ent-
wicklung der Waldflächen in dem Schutzgebiet setzen daher weiterhin eine 
ökonomische Nutzung voraus. Um angemessen auf die Klimaänderungen rea-
gieren zu können, ist es zwingend erforderlich, dass in die Verordnung eine 
Öffnungsklausel aufgenommen wird, die eine Beimischung nicht-
lebensraumtypischer Baumarten zulässt. 

Einwendung: Die Befahrung der Gewässer muss unter Würdigung des Ver-
schlechterungsverbots möglich sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 17 LSGVO-E). 
Die Aufweichungen in den Freistellungen (§ 7 Abs. 2 Nr. 9 LSGVO-E) sind zu 
eng gefasst. 

Einwendung: Die Errichtung von Anlagen aller 
Art, gerade wenn hierfür keine Genehmigung erforderlich ist, muss erlaubt 
sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 
18 LSGVO-E). Zumindest muss diese Regelung im 
Erlaubnisvorbehalt verankert werden. 
Begründung: Das Bauverbot dürfte in dieser Form rechtswidrig sein. Denn ein 
solches Verbot findet keine Stütze im Gesetz. Weder unionsrechtliche noch 
nationale Vorgaben sehen ein generelles Bauverbot in Schutzgebieten vor. Ein 
generelles Bauverbot in einem Landschaftsschutzgebiet setzt danach voraus, 
dass aufgrund der Eigenart der Landschaft jeder Bau unabhängig von Zweck, 
Um-fang und Gestaltung den Gebietscharakter schlechthin verändern oder 

Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG-VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Gemäß § 40a BNatSchG sind die zuständigen Behörden verpflichtet Maßnah-
men zu treffen, die eine Einbringung oder Ausbreitung von invasiven Arten zu 
verhindern oder zu minimieren. 

Die Forstwirtschaft ist von der Verordnung nicht betroffen. 

Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 16 verboten. Freigestellt 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, und Sengelsieltief. Ein Verbot besteht nur für Stehpaddel, Kites und Was-
serfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen montiert sind. Die natur-
schutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind der Begründung zur 
LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt Tourismus zu und ermöglicht die 
Wahrnehmung von Natur und Landschaft. 

Mit der Errichtung von Anlagen aller Art können Beeinträchtigungen entste-
hen, die dem Schutzzweck entgegenstehen. So können sensible Rast- und 
Brutplätze, typische Landschaftsteile und Pflanzenarten betroffen sein. Sie 
stellen eine Veränderung des betroffen Landschaftsraumes dar. Sie werden 
visuell als Fremdkörper wahrgenommen und fungieren als Störungspotential. 
Dies gilt gerade auch für Anlagen, für die keine Genehmigung erforderlich ist, 
wie Schilder oder Tafeln. Diese Maßnahmen stellen Projekte dar. 
Gemäß § 7 Abs. 3 der LSG-VO sind Pläne und Projekte, die einer behördlichen 
Entscheidung oder einer Anzeige bedürfen, freigestellt, wenn im Rahmen ei-
ner Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 26 NAGBNatSchG 
bzw. nach § 1a Abs. 4 BauGB in Verbindung mit §§ 34, 36 BNatSchG nachge-
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dem besonderen Schutzzweck der Verordnung generell zuwiderläuft (OVG 
Lüneburg, U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01— juris, Rn. 45 f.; Albrecht, in 
BeckOK Umweltrecht Giesberts/Reinhardt, 50. Edition 2019, § 26 BNatSchG 
Rn. 27). Als denkbare Landschaft, in der jeder Bau dem Schutzzweck zuwider-
läuft und in der deshalb ein absolutes Bauverbot zulässig wäre, nannte das 
Bundesver-waltungsgericht — im U. v. 12.07.1956 —1 C 91.54 — juris, Rn. 10 
— eine „Dünenlandschaft am Meeresstrand". Damit ein Verbot baulicher An-
lagen aller Art zulässig ist, muss vielmehr feststehen, dass diese gerade „in 
jedem Bereich des unter Schutz gestellten Gebiets" den 
Gebietscharakter schlechthin verändert (OVG Lüneburg, U. v. 24.08.2001 — 8 
KN 41/01 — juris, Rn. 47; OVG Lüneburg U. v. 04.12.2018 — 4 KN 77/16 — 
juris, Rn. 102). Vor allem bei sehr großen Landschaftsschutzgebieten kann dies 
zweifelhaft sein. Das Oberverwaltungsgericht Lüneburg hat dazu sogar in sei-
nem Leitsatz — im U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01 —juris — erklärt: 
„Ein repressives Verbot, bauliche Anlagen aller Art zu errichten, ist in Land-
schaftsschutzgebieten, die bebaute Grundstücke und Siedlungen umfassen, in 
der Regel unzulässig." 
Das Verbot ist daher zumindest abzuschwächen und mit einem entsprechen-
den Erlaubnisvorbehalt zu versehen. 

Einschränkungen der Landwirtschaft § 4 Abs. 2,3 

Einwendung:  
Die Grünland- und Narbenerneuerung muss zulässig bleiben (§ 4 Abs. 3 Nr. 1 
lit. b NSG-VO-E). 

wiesen wird, dass der in § 2 genannte Schutzzweck dieser Verordnung weder 
einzeln noch im Zusammenwirken mit anderen Plänen oder Projekten nachtei-
lig berührt werden oder die in § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG genannten Voraus-
setzungen erfüllt sind. Kommt also eine sogenannte FFH-
Verträglichkeitsprüfung zu dem Ergebnis, dass das geplante Projekt FFH-
verträglich ist, bedarf es keiner weiteren Befreiung oder sonstigen Prüfung 
durch die zuständige Naturschutzbehörde. Diese Prüfung ist, auch ohne Aus-
weisung eines LSG, bereits jetzt erforderlich. 

Es dürfen repressive Verbote ohne Erlaubnisvorbehalt nur dann erlassen wer-
den, wenn von vornherein feststeht, dass die verbotenen Maßnahmen den 
Charakter des unter Schutz gestellten Gebietes schlechthin (d. h. ungeachtet 
ihrer Art, Zweckbestimmung, Gestaltung und Größe sowie ihres Standortes) 
verändern oder dem besonderen Schutzzweck schlechthin zuwiderlaufen. Dies 
ist hier der Fall, da der Gebietscharakter oder die Schutzgüter des Gebietes 
beeinträchtigt werden  
Der „Gebietscharakter“ besteht hierbei aus den Gesamteigenschaften und 
dem Gesamteindruck des LSG, also die natürlichen Eigenarten des gesamten 
Landschaftsensembles. Diesen Gebietscharakter verändern alle Handlungen, 
die negative Auswirkungen auf die Gesamteigenschaften und den Gesamtein-
druck des Gebietes haben und dadurch den Gesamtwert für den Landschafts-
schutz herabmindern. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
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Einwendung:  
Es muss eine Abweichung von der vorgegebenen Saatgutmischung möglich 
sein (§ 4 Abs. 3 Nr. 1, lit. c NSG-VO-E).  
Begründung:  
Die vorgeschlagene Saatmischung für Über- und Nachsaaten entspricht offen-
bar der Vorgabe aus dem Landesumweltministerium anlässlich der Genehmi-
gung von Neuansaaten im Zusammenhang mit den Dürre- und Mäuseschäden 
im Frühjahr 2020. In der Praxis müsste, damit eine solche Mischung überhaupt 
erst in dieser Zusammensetzung auflaufen kann, das Grundstück nach chemi-
scher Beseitigung der Altnarbe, gründlicher Pflugfurche und Saatbettbereitung 
ganz neu angesät werden. Wie sich diese Pflanzengesellschaft dann entwi-
ckelt, hängt insbesondere von der Witterung und von der Nutzungsfrequenz 
ab. Sinn und Zweck einer Nachsaat ist jedoch, gerade solche Umbrüche mit 
ihren negativen Konsequenzen, nämlich (Zer-)Störung des Bodenlebens und 
Gefüge, Nährstoffpufferfunktion, Tragfähigkeit des Bodens, Regenerationsfä-
higkeit der Grasnarbe etc. zu vermeiden. Genau aus diesem Grund wird die 
Nachsaat in Wasserschutzgebieten gefördert, nämlich um den Grünlandum-
bruch zu verhindern. Sie unterschätzen die Konkurrenzfähigkeit der Altnarbe, 
die sich auf mittlere Sicht immer wieder durchsetzt. Die Praxiserfahrungen aus 
dem diesjährig trockenen Frühjahr haben gezeigt, dass auch bei scheinbar 
großflächig vernichteten Grasbeständen die Nachsaat mit der geringstmögli-
chen Bodenbearbeitung die beste Wirkung hatte.  

wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
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Einwendung: 
Das Liegenlassen von Mähgut (§ 4 Abs. 2 Nr. 5 LSG-VO-E) muss möglich sein. 
Begründung: 
Das Liegenlassen von Mähgut ist keine fachliche Praxis, jedoch in Einzelfällen 
auf Feuchtgrünland unvermeidlich,um bei ungünstiger Witterung Bodenschä-
den zu vermeiden. 

Einwendung: 
Die weiteren Einschränkungen der Landwirtschaft in § 4 Abs. 3 LSGVO-E recht-
fertigen sich nicht. 
Begründung: 
Die Regelungen sind zu streichen. Die Thematik der 
Gewässerabstände ist schon ausreichend durch Gesetz (NWG, WHG) geregelt 
und die erneute und erweiterte Regulierung daher überflüssig. Zudem ist 

insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Gemäß § 40 BNatSchG ist regionales Saatgut zu verwenden, um eine Ausbrei-
tung von gebietsfremden Arten zu verhindern. Diese Regelung dient insbe-
sondere dem Schutz der innerartlichen Vielfalt gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG. 

Ziel einer Mahd ist die Gewinnung von Futter, so dass Mähgut von der Fläche 
abgefahren wird. Das Liegenlassen von Mahdgut kann zur Veränderung der 
Pflanzenzusammensetzung einer Fläche führen. Auch bei erschwerten Bedin-
gungen aufgrund ungünstiger Witterungsverhältnisse ist das Mahdgut abzu-
fahren. Bei offensichtlicher Unmöglichkeit, z. B. unvorhergesehener extremer 
Witterungseinflüsse, kann das Mahdgut ausnahmsweise auf den Flächen ver-
bleiben. Eine natur- und landschaftsverträgliche Nutzung sollte diesen Grund-
satz berücksichtigen. Nach der Beweidung überständige Futterreste auszumä-
hen und der Verbleib der Reste auf der Fläche ist gute fachliche Praxis. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
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durch die gesetzlich vorgesehenen Maßnahmen in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 NAGB-
NatSchG der Gelegeschutz sichergestellt. Damit ist ein Verstoß gegen arten-
schutzrechtliche Verbotstatbestände ausgeschlossen. Zudem wird bisher nicht 
dargestellt, warum das Fachrecht, das bei der ordnungsgemäßen Landwirt-
schaft zu beachten ist, im Hinblick auf die naturschutzrechtlichen Belange 
defizitär sein soll. 

Im Einzelnen: 
Absatz 3 regelt insbesondere die Gewässerabstände bei der Düngung, die 
bereits im NWG bestimmt sind. Die fachliche Notwendigkeit von Abständen, 
die über diese gesetzlichen Vorgaben hinaus gehen, haben Sie bislang nicht 
schlüssig dargelegt. Die in der Begründung aufgeführte Auswertung von 
ZHANG et. al. von der University of California aus 2010 ist in diesem Fall nicht 
geeignet, die Wirksamkeit von Gewässerrandstreifen zu belegen. Wörtlich 
heißt es in der Ausarbeitung: „This paper aggregated many of these results 
and performed a meta-analysis to quantify the relationships between pollu-
tant removal efficacy and buffer width, buffer slope, soll type, and vegetation 
type." Die Klima- und Bodenverhältnisse in Kalifornien sind mit denen am 
Fehntjer Tief nicht im entferntesten zu vergleichen. Die Hangneigung zum 
Gewässer ist ebenfalls nicht zu berücksichtigen. Zudem haben wir es hier aus-
schließlich mit Grünland zu tun. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nach 
den jüngsten Änderungen im NAGBNatSchG in Natura 2000-Gebieten auf 
Grünland verboten. Sedimenteinträge sind auf Grünland im Gegensatz zu 
Acker ausgeschlossen. Die Zufuhr von Nährstoffen im Uferbereich dagegen 
steigert das Pflanzenwachstum, die Durchwurzelung des Bodens und damit 
die Retentionsleistung und die Filterfunktion des Gewässerrandstreifens. Die 
Eintragspfade Oberflächenwasserabfluss und Grundwasser wirken unabhängig 
von der Entfernung zum Gewässer. Hier spielen Faktoren wie Bodenart, Kul-
turzustand, Niederschlagsmenge, Hangneigung etc. eine ungleich größere 
Rolle. Direkte Nährstoffeinträge sind also wegen der überwiegend angrenzen-
den intensiven Grünlandbewirtschaftung, des ganzjährigen Graswachstums im 
atlantischen Klima, des ebenen Geländes und der inzwischen mehrfach novel-
lierten Düngeverordnung weitestgehend ausgeschlossen. Abgesehen davon, 

Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar.  

Die Wirkung von Gewässerrandstreifen für den Stoffrückhalt nimmt nach Lite-
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dass eine völlige Unterbindung von Nährstoffeinträgen aus diffusen Quellen 
illusorisch wäre, ist dieser Schutzzweck bereits umfassend in der Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) bzw. auf nationaler Ebene in der Oberflächengewässer-
verordnung (OGV) geregelt. Angesichts der letzten Verschärfung dieser Ver-
ordnung aus 2016 ist sichergestellt, dass die aktuell geltenden Grenzwerte den 
Vorsorgegrundsatz mehr als übererfüllt haben. Erfahrungsgemäß wird in die-
sem Zusammenhang die Retentionsleistung von intensivem Grasland noto-
risch unterschätzt. Extensivgrünland hat wegen seiner geringeren Entzüge 
eine wesentlich geringere Nährstoffpufferkapazität. N-min-Untersuchungen in 
den Wasserschutzgebieten in Leer haben ergeben, dass Grünland bei steigen-
den Nutzungsfrequenzen vielfach bessere Werte aufweist als beispielsweise 
Wald. Das ist auch das Ergebnis einer Auswertung des Umweltbundesamtes 
(UBA nach Angaben LAVINDr. Wolter am 24.09.2014). In diesem Zusammen-
hang hat das Grünlandzentrum Niedersachsen-Bremen in einer fachgutachter-
lichen Stellungnahme vom 05.11.2019 die Vorteile von Grünland hinsichtlich 
der Speicherkapazität von Nährstoffen und Kohlenstoff umfassend belegt. 
Demnach ist bei Schnittnutzung unabhängig von der Düngung kein Unter-
schied im Nitrataustrag zwischen der Nullvariante und 480 kg N/ha festzustel-
len (PAASS et al.1991). Da der Eintrag über diffuse Quellen und nicht der di-
rekte Eintrag als Hauptursache für die Gewässergefährdung gilt, stünde die 
Schutzwirkung ungenutzter bzw. extensiv bewirtschafteter Gewässerrand-
streifen in keinem Verhältnis zu ihren Nachteilen für Bewirtschafter und Ei-
gentümer. 
Der wiederholte Hinweis auf die Vollzugshinweise des NLWKN aus 2011 schei-
det zur Begründung ebenfalls aus, weil inzwischen die Düngeverordnung 
zweimal novelliert wurde, jedes Mal mit schärferen Auflagen zum Gewässer-
schutz. Damit nicht genug, hat der niedersächsische Landtag am 10. Novem-
ber 2020 einstimmig einer gesetzlichen Regelung zum Gewässerabstand zuge-
stimmt, die zuvor zwischen Landesregierung, Landwirtschaftskammer, Land-
wirtschaft und Naturschutzverbänden ausgehandelt wurde. Es wäre ein fata-
les Signal, wenn unverbindliche fachliche Hinweise von der Verwaltung höher 
gewichtet würden als ein historisch einmaliger politischer Beschluss auf Lan-
desebene. Umweltminister Olaf Lies und Frau Alexandra Stück, Leiterin des 

raturauswertungen mit zunehmender Breite zu. Auf die Abb. von Zhang et. al. 
wird in diesem Zusammenhang in der Begründung verwiesen. Text und Abbil-
dung sind der „Allianz für Gewässerschutz: Empfehlungen für die Einrichtung 
von breiten Gewässerrandstreifen, Herausgegeben vom Ministerium für Ener-
giewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume Schleswig-Holstein in 
Allianz mit dem Bauernverband Schleswig-Holstein e. V., Juli 2014“ entnom-
men. Mit der Abbildung von Zhang werden grundsätzliche Prinzipien darge-
stellt. 

§ 25 a NAGBNatSchG regelt die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln inner-
halb von Landschaftsschutzgebieten, soweit sie Natura-2000-Gebiete sind. In § 
25 a Abs. 4 NAGBNatSchG ist dargelegt, dass weitergehende Vorschriften in 
Naturschutzgebiets- und Landschaftsschutzgebietsverordnungen von den 
Regelungen der Absätze 1 bis 3 unberührt bleiben. Dies weist darauf hin, dass 
weitergehende Regelungen möglich sind, wie sie im Rahmen dieser Verord-
nung zur Umsetzung des Schutzzweckes festgelegt werden. 

Im Nitratbericht 2016 wird die Verteilung der Nitratgehalte im Grundwasser in 
Abhängigkeit der Landnutzung dargelegt. Das Grundwasser in als Grünland 
genutzten Bereichen hatte im Vergleich zum Wald einen höheren Anteil der 
Nitratklasse < 1 mg/l. Allerdings lag der Anteil der untersuchten Grünlandbe-
reiche mit einer Nitratklasse oberhalb 10 mg/l bei ca. 50 %, bei Wald lag der 
Anteil bei ca. 34 %. Im Bericht wird auch dargelegt, dass ein Teil des N-
Austrages in das Grundwasser und als Direkt-abfluss in die Oberflächengewäs-
ser erfolgt. Es ist in dem Bericht außerdem dargelegt, dass sich die Nitratbelas-
tung des Grundwassers in Deutschland von 2008/2011 bis 2012/14 praktisch 
nicht verändert hat, obwohl in diesem Zeitraum zahlreiche Maßnahmen zur 
Verminderung der Nitratbelastung durchgeführt worden sind. Aus dem Nit-
ratbericht 2020 geht hervor, dass die Nitratgehalte 2016-2018 im landwirt-
schaftlich beeinflussten Grundwasser nur leicht abgenommen haben, insge-
samt ist die Nitratbelastung jedoch weiterhin als zu hoch einzustufen. 

Die Fortführung der bisherigen Bewirtschaftung ist in Bezug auf die Lebens-
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Referats 27 Natura 2000, haben anlässlich eines Gesprächs am 9. Juli 2020 mit 
dem Ortsrat Simonswolde ausdrücklich bestätigt, dass es sich bei den Voll-
zugshinweisen des NLWKN um unverbindliche Hilfestellungen handelt. 
Das Argument, bei den gesetzlichen Vorgaben handele es sich um Regeln, die 
für das ganze Land gelten, geht fehl. Die Rahmenvereinbarung zum „Nieder-
sächsischen Weg" bezieht sich ausdrücklich in erster Linie auf Grünland, Natu-
ra 2000 und gewässerreiche sowie Moorgebiete, ist also passgenau zuge-
schnitten auf diese Gebietskulisse. Zudem ist darzulegen, weshalb die Fortfüh-
rung der 
bisherigen Bewirtschaftung gegen das habitatschutzrechtliche Verschlechte-
rungsverbot verstößt, da schließlich unter dem Einfluss der Bewirtschaftung 
die LRT entstanden sind. 
Im Hinblick auf die Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung 
fehlt bisher der Nachweis, dass die verordnungsgebenden Landkreise die An-
forderungen des Art. 2 Abs. 3 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 
1992 beachtet haben. 

raumtypen, die zum Erhalt eine Bewirtschaftung benötigen, zu sehen. Die 
Kartierungen der Lebensraumtypen 2002 belegen schon einen deutlichen 
Rückgang im Vergleich zur Vegetationskarte von PREISING (1949). Auf den 
damals noch periodisch überschwemmten und nur extensiv nutzbaren Flächen 
im Bereich des Fehntjer Tiefs haben diese Lebensraumtypen/Biotope deutlich 
abgenommen. Die Erfassung der Brutvögel im Rahmen der Aufstellung des 
Pflege- und Entwicklungsplanes Flumm/Fehntjer Tief (ALAND 1992) sowie die 
regelmäßigen Revierkartierungen belegen ebenfalls einen deutlichen Rück-
gang. Die Intensität der landwirtschaftlichen Nutzung hat in den letzten Jahr-
zehnten zugenommen. Sie trägt zum Rückgang bei und lässt sich durch die 
Datenlage belegen. Dort wo eine extensive Bewirtschaftung, teilweise schon 
seit den 1970er Jahren, weiterhin sichergestellt worden ist, sind entsprechen-
de Bestände auch heute noch vorhanden.  
In Art. 2 Abs. 3 der FFH-Richtlinie heißt es, dass die getroffenen Maßnahmen 
den Anforderungen von Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur sowie regionalen 
und örtlichen Besonderheiten Rechnung tragen. Der Wirtschaft wird ausrei-
chend Rechnung getragen. In Bezug auf die landwirtschaftlichen Einschrän-
kungen in der LSG-VO sind diese entsprechend den Wertigkeiten des Gebietes 
und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erforderlich. Sie 
wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass trotz dieser 
Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nutzung bleibt.  

Die Vollzugshinweise für Arten und Lebensraumtypen sind Teil der Nieder-
sächsischen Strategie zum Arten- und Biotopschutz. Für Niedersachsen wur-
den die Vogelarten, weitere Tier- und Pflanzenarten sowie Lebensraumty-
pen/Biotope mit besonderem Handlungsbedarf benannt. Für viele dieser Ar-
ten wurden Steckbriefe (Vollzugshinweise) erarbeitet, die neben Angaben zur 
Lebensweise der Arten bzw. zu den Kennzeichen der Lebensraumty-
pen/Biotope auch Vorschläge für Maßnahmen und geeignete Instrumente für 
deren Erhaltung und Entwicklung umfassen. Die für das Gebiet relevanten 
Steckbriefe wurden berücksichtigt. Es ist in der Begründung nicht dargelegt, 
dass es sich um gesetzliche Vorgaben handelt. Weitergehende Regelungen 
über Bewirtschaftungsabstände zu Gewässern in einer Schutzgebietsverord-
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Regelung in §4 Abs. 5 
Einwendung: 
Absatz 5 ist wie folgt umformulieren: 
„Die zuständige Naturschutzbehörde kann einer von den Verboten des § 4 
Abs. 2 und 3 abweichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, soweit dies 
dem Schutzzweck nicht entgegensteht.    
Begründung: 
Diese Sprachregelung wurde am 08.07.2020 im Gespräch mit den Landkreisen 
in Leer abgestimmt. 

Erlaubnisvorbehalte §5 
Einwendung: 
Die Instandhaltung, Instandsetzung und der Ausbau vorhandener, dem öffent-
lichen Verkehr gewidmeten Straßen und Wege muss ohne Erlaubnisvorbehalt 
und allein mit einem Anzeigevorbehalt möglich sein (Nr. 1). 
Die Veränderung von Gewässern im Zusammenhang mit der ordnungsgemä-
ßen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft muss ohne Erlaubnisvorbehalt mög-
lich bleiben (Nr. 2) 

Ordnungsgemäße fischereiliche Nutzung §6 abs. 1 Nr. 7 
Einwendung:  
Die Einschränkungen der Freistellungen der ordnungsgemäßen Fischerei 
rechtfertigen sich nicht.  
Begründung: 
Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem BNatSchG bedarf es 
bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die über das BiFischG 
hinaus die ordnungsgemäße Fischerei regeln. Vielmehr ist anerkannt, dass die 
Fischerei einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des Naturschutzes leistet. 
So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG anerkannt, dass die Fische-
rei als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell invasiver Arten einge-

nung stehen Regelungen zum „Niedersächsische Weg“ nicht entgegen.

Als Ergebnis des Gespräches am 08.07.2020 wurde der Begriff „naturschutz-
fachliche Notwendigkeit“ gestrichen. Die Regelung wurde im Verordnungs-
entwurf entsprechend angepasst.  

Die Instandhaltung und Instandsetzung ist nach Überarbeitung der Verord-
nung ohne Erlaubnis- und Anzeigevorbehalt möglich. Insoweit wird dem Ein-
wand gefolgt. Der Ausbau unterliegt weiterhin einem Erlaubnisvorbehalt, da 
die Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem Schutzzweck sicherzustellen ist.  

Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme 

Die Röhrichtbereiche sowie die Wasser- und Uferpflanzenvegetation sind Le-
bensraum vieler Tierarten und sind deshalb bei der zulässigen ordnungsgemä-
ßen fischereilichen Nutzung zu schonen. Zudem sollen keine festen Angelplät-
ze wie beispielweise durch zusätzliche Befestigungen oder Steganlagen einge-
richtet werden. Durch das Niedersächsische Fischereigesetz (NFischG) ist ge-
regelt, dass die Fischerei auf die natürlichen Lebensgemeinschaften im Ge-
wässer und an seinen Ufern, insbesondere auf seltene Pflanzen- und Tierar-
ten, angemessen Rücksicht zu nehmen hat. Durch die Nennung konkreter 
Vorgaben werden die gesetzlich geforderten Fischereipflichten, u. a. der Ver-
ordnung über die Fischerei in Binnengewässern (Binnenfischereiordnung), 
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setzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen Vorgaben zur Fische-
rei, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restriktive Regelung der 
Fischerei rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG bleiben die Re-
geln des Fischereirechts grundsätzlich unberührt. 

Jagd, Jagdschutz - § 4 Abs. 8 
Einwendung: 
Die Einschränkungen der ordnungsgemäßen Jagdausübung rechtfertigen sich 
nicht.  
Begründung: 
Die Vorgaben sind an die Musterverordnung vom 20.02.2018 angelehnt und 
gehen teilweise sogar erheblich darüber hinaus. Diese hat aber keinerlei recht-
liche Grundlage. Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem 
BNatSchG bedarf es bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die 
über das BJagdG hinaus die ordnungsgemäße Jagd regeln. Vielmehr ist aner-
kannt, dass Jagd und Jagdschutz einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des 
Naturschutzes leisten. So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG an-
erkannt, dass die Jagd als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell 
invasiver Arten eingesetzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen 
Vorgaben zur Jagd, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restrikti-
ve Regelung der Jagd rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG blei-
ben die Regeln des Jagdrechts grundsätzlich unberührt. Insoweit ist Festzustel-
len, dass auch der Landkreis in seiner Begründung (S. 15) die sich auf den 
Schutzzweck positiv auswirkende Hegefunktion der Ausübung der Jagd betont. 
Nach dem niedersächsischen Erlass zur Jagd in Schutzgebieten (Gem. RdErl. d. 
ML u. d. MU v. 7. 8. 2012 - 404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2012 
Nr. 29, S. 662), geändert durch Gern. RdErl. d. ML u. d. MU v. 20.11.2017 - 
404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2017 Nr. 46, S. 1549); im Fol-
genden: Jagderlass 2017) in der seit dem 20.11.2017 geltenden Fassung heißt 
es in Punkt 1.5: 
„Allein [...] die Lage im Natura-2000-Gebiet reicht nicht als Grund zur Be-
schränkung der Jagd aus. Vielmehr ist für solche Gebiete zu prüfen, ob der 

beispielhaft nachgezeichnet. Eine Störung im Vorfeld des Angeltermins ohne 
Angelabsicht hat aufgrund der Präsenz störungsempfindlicher Tierarten zu 
unterbleiben. Maßnahmen, die zu einer naturschutzfachlichen Aufwertung 
des Gebietes beitragen und den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten 
Tierarten Vorteile bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Na-
turschutzbehörde umgesetzt werden.  

Die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd ist nach der LSG-VO, unter Beach-
tung von Vorgaben, freigestellt, sofern sie nicht über die Kernfunktion gemäß 
§ 1 Abs. 4 des Bundesjagdgesetzes hinausgeht. 
Diese Vorgaben ergeben sich nach § 9 Abs. 5 NJagdG i.V.m. dem Erlass „Jagd 
in Schutzgebieten“ vom 03.12.2019 (406-22220-21), wonach die Jagdbehör-
den und Naturschutzbehörden durch Verordnung die Jagdausübung in Schutz-
gebieten gemäß deren Schutzzweck für bestimmte Zeiträume beschränken 
oder teilweise verbieten können. Im Schutzgebiet kann das Jagdausübungs-
recht unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes insoweit 
eingeschränkt werden, als dies zu Verwirklichung des Schutzzweckes erforder-
lich ist. 

Die ordnungsgemäße Jagd im Landschaftsschutzgebiet „Fehntjer Tief und Um-
gebung“ wird in ihrer Kernfunktion nicht eingeschränkt. Bestimmte Maßnah-
men, die den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten Tierarten Vorteile 
bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde 
umgesetzt werden.  
Dies stellt eine Prüfung der Standorte sicher, um besonders schützenswerte 
Biotope oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigun-
gen zu bewahren. 

Es ist weiterhin die Anlage von Wildäckern, Wildäsungsflächen und Futterplät-
zen auf tatsächlich genutzten Ackerflächen gestattet. Dies ergibt sich teilweise 
auch schon aufgrund der notwendigen Bewirtschaftung Die Anlage ist nur auf 
bereits genutzten Ackerflächen gestatten, da die Umwandlung von Grünland 
in Acker oder andere Nutzungsformen mit dem Schutzzweck der Verordnung 
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Schutzzweck jagdliche Einschränkungen u. a. zu Kirrungen, Wildäckern und 
zum Schutz besonders störanfälliger Tierarten erfordert." 
Dass eine solche einzelfallbezogene Prüfung hier erfolgte, geht aus der LNSG-
VO E sowie ihrer Begründung nicht hervor. Eine solche hätte angesichts der 
Gegebenheiten vor Ort eine Nicht-Erforderlichkeit jedweder Jagdbeschrän-
kungen ergeben. Eine Erforderlichkeit ist jedoch Voraussetzung zur Beschrän-
kung der Jagd durch Vorgaben einer Schutzgebietsverordnung. Dazu heißt es 
im Jagderlass 2017 in Punkt 1.4 ausdrücklich: „Jagdrecht und Jagdausübungs-
recht genießen den verfassungsrechtlichen Schutz des Eigentums. Beschrän-
kungen sind nur zulässig, soweit sie geeignet und erforderlich sind, den 
Schutzzweck zu erreichen. Nach dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist das 
öffentliche Interesse am Schutzzweck abzuwägen sowohl mit dem Jagdrecht 
und dem Jagdausübungsrecht als auch mit den Zielen des Bundesjagdgeset-
zes, nämlich einer grundsätzlich flächendeckenden Jagdausübung, einer nach-
haltigen Nutzung, der Erhaltung eines artenreichen, gesunden Wildbestandes 
sowie der Wildschadensverhütung." 

Anordnungsbefugnis §9 
Einwendung: 
Die Wiederherstellung des bisherigen Zustands kann nur angeordnet werden, 
wenn gegen die Verbote des § 3 verstoßen oder keine Erlaubnis nach § 4 ein-
geholt und Natur oder Landschaft rechtswidrig zerstört, beschädigt oder ver-
ändert worden sind. Das alleinige Einwirken auf die Natur kann dafür nicht 
ausreichen. 

Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen §10 Abs.1 
Einwendung: 

nicht vereinbar ist. Die Erhaltung von Grünlandflächen dient der Entwicklung 
und der Erhaltung einer extensiv geprägten und artenreichen Grünlandvegeta-
tion, welches essentielle Grundlage für Brut-, Rast und Nahrungshabitate der 
vorkommenden Tierarten ist. Die Neuanlage von Futterplätzen außerhalb von 
Ackerflächen bedarf einer Anzeige, um besonders schützenswerte Biotope 
oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigungen zu 
bewahren. Durch Futterplätze können Störungen sensibler Arten und Vegeta-
tionsveränderungen nicht ausgeschlossen werden. An dieser Stelle wird auf § 
8 LSG-VO hingewiesen 

Als besonders sensibel sind das Landschaftsbild und die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes hinsichtlich der Anlage von Hegebüschen einzustufen. Da 
auch kleinflächige Gehölzbestände Habitate für verschiedene Prädatoren bie-
ten, ist damit auch eine Beeinträchtigung der Funktion des Raumes als Brut-
gebiet für bodenbrütende Vogelarten verbunden. 

Im Rahmen des Verfahrens zur Erstellung des Verordnungsentwurfes hat hin-
sichtlich der jagdlichen Beschränkungen eine einzelfallbezogene Prüfung unter 
Anhörung der unteren Jagdbehörden stattgefunden. Die Prüfung erfolgte an-
hand des Schutzzwecks i.S.d. 1.3 des Erlasses „Jagd in Schutzgebieten“ vom 
03.12.2019 (406-22220-21).  
Die Erforderlichkeit wurde jedoch nicht ausreichend in der Begründung darge-
legt, daher wird die Begründung entsprechend ergänzt. 

Diese Regelung richtet sich wortgleich nach § 2 Abs. 2 NAGBNatSchG.  

Diese Regelungen sind vor dem Hintergrund des Mahnschreibens der EU, der 
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Diese generalklauselartige Formulierung nimmt die gern. § 32 Abs. 5 
BNatSchG erst im Managementplan zu treffenden Maßnahmen vorweg und 
wirkt faktisch als „Ermächtigungsgesetz", das Eigentümer und Nutzer zur vo-
rauseilenden Duldung von künftig 
zu treffenden Ideen und Vorschlägen zwingt, deren Auswirkungen noch gar 
nicht abzusehen sind. Hier ist stattdessen auf den Managementplan zu ver-
weisen und falls nötig, das Procedere im Einzelnen zu beschreiben (Nr. 1).  

Gelege- und Kükenschutz ist inzwischen umfassend in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 
NAGBNatSchG geregelt (Nr. 2). 

Umsetzung von Erhaltungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen § 11 Abs. 2 
Einwendung: 
Hinsichtlich der Wiederherstellung geben wir zu bedenken, dass zunächst die 
Angaben in den Standarddatenbögen das Maß aller Dinge sind. Es kann dabei 
nicht darum gehen, prähistorische Zustände wiederherzustellen, wie es bei-
spielweise derzeit seitens des NLWKN mit auen- und ästuartypischen Lebens-
räumen an der Ems versucht wird. Auch hier gilt es, zunächst aufbauend auf 
prioritären Arten und bewährten Konzepten wie dem Gelegeschutz Maßnah-
men zu entwickeln, die dort ansetzen, wo tatsächlich Arten und LRT vorhan-
den sind. 

Weitere Einwendungen: 
Flächennutzung 
Begründung:  
„Durch die Einschränkung der Flächennutzung für die Betroffenen, werden 
weitere zur Pacht angebotenen Flächen gefragter.Die Pachtpreise steigen 
somit! Der „normale“ Familienbetrieb kann ab einer bestimmten Summe aus 
betriebswirtschaftlichen Gründen nicht weiter bieten. Er wird mit der Zeit 
durch die verschärften Düngeverordnungen und weiteren Auflagen nicht 

Klage der europäischen Kommission vor dem EuGH gegen die Bundesrepublik 
Deutschland und der daraus hervorgehenden fehlenden Verbindlichkeit der 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Erhaltungsziele unerlässlich. Des Weiteren 
wird auf § 15 NAGBNatSchG hingewiesen. Die Maßnahmen beschränken sich 
auf diejenige, die die Nutzung des Grundstücks nicht unzumutbar beeinträch-
tigen.  

Die Durchführung des Küken- und Gelegeschutzes ist nicht im NAGBNatSchG 
geregelt. Es findet sich lediglich eine Entschädigungsregelung für den Fall, 
wenn die zuständige Naturschutzbehörde eine Anordnung trifft, dass die be-
treffenden Flächen, auch außerhalb eines Naturschutzgebietes, zum Schutz 
der Gelege erst später befahren werden dürfen. 

§ 26 BNatSchG lässt keinen Zweifel daran, dass das LSG zur Erhaltung, Ent-
wicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushaltes, einschließlich des Schutzes von Lebensstätten und Lebens-
räumen bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten ausgewiesen ist. 
Die Angaben des Standarddatenbogens sind daher, genauso wie Vorgaben des 
Landes aus dem Netzzusammenhang zu berücksichtigen. Es ist dabei nicht 
entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter im Gebiet noch vorkommen. 

Der Pachtwert fußt neben Lage, Schnitt, Erschließung, Boden etc. auf dessen 
Nutzbarkeit, also auf der aktuell dort zu erzielenden Wertschöpfung. Die ge-
genwärtig rechtmäßig ausgeübte Nutzung wird aber durch die Schutzgebiets-
ausweisung nicht in erheblichem Maße eingeschränkt. Es besteht daher objek-
tiv kein Grund, dass sich am wirtschaftlichen Wert der Fläche und damit auch 



328 

mehr genügend Fläche als Nachweis vorlegen können. Diese Betriebe sind in 
ihrer Existenz bedroht. Je größer die Betriebe, desto optimierter wird gewirt-
schaftet und dient nicht immer der Natur.“ 

Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 - 
Rs. C-137/14) zulässig.  

an der zu erzielenden Pacht etwas ändert.
Die aufgeführten Regelungen der LSG-VO beeinflussen die Wirtschaftsweise 
der im Schutzgebiet wirtschaftenden Betriebe. Eine natur- und landschaftsver-
trägliche landwirtschaftliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis ge-
mäß § 5 Abs. 2 BNatSchG ist weiterhin möglich und auch notwendig. Die ange-
sprochene Flächenverknappung ist kein Ergebnis einer Schutzgebietsauswei-
sung, sondern von vielen weitergehenden Faktoren abhängig. 

Zur Kenntnis genommen. 
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35.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich bin Eigentümer von Grundstücken im Gebiet des geplanten LSG in der Ge-
meinde Großefehn. 

 
 

 
Ich betreibe einen landwirtschaftlichen betrieb im Haupterwerb. 
Einwendungen: 
Allgemeines: 
Der Verordnungsgeber verkennt, dass die Arbeitshilfe des NLWKN zur Siche-
rung von Natura 2000-Gebieten (2018-02-20_Muster-V0_4_aktualisiert.pdf) 
für Naturschutzgebiete angefertigt wurde und im Rahmen von Landschafts-
schutzgebieten einen unverhältnismäßig hohen Schutzmaßstab statuiert. In 
LSGV0en sind diese stets an den besonderen Schutzzweck anzuknüpfen. Dem 
wird es nicht gerecht, wenn die für NSGV0en konzipierten Schutzmaßnahmen 
des Ministeriums „entsprechend" angewandt werden beziehungsweise aus 
der Muster-VO übernommen werden_ 
oSämtliche Regelungen müssen sich am Verschlechterungsverbot messen 
lassen. Der Maßstab für die Beurteilung der Frage, ob eine Gebietsbeeinträch-
tigung vorliegt, verlangt nach einer Ausgangsgröße: Pläne, Projekte und Vor-
haben sind die adressierten Erscheinungsformen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL 
angeordneten Verschlechterungsverbots. Dies dient nach überwiegender An-
sicht der Erhaltung des Zustandes, in dem sich die von dem Schutzgebiet um-
fassten Lebensräume im Zeitpunkt der Eintragung in die Gemeinschaftsliste 
befinden. Gemäß Art. 4 Abs. 5 FFH-RL ist ein Gebiet nämlich erst ab dem Zeit-
punkt geschützt, in dem es in die Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung aufgenommen worden ist. Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken können, von vornhe-
rein vom Verschlechterungsverbot nicht erfasst. Die bereits bei Unterschutz-
stellung des Gebiets bestehenden Vorhaben wirken sich (prägend) auf die 
zeitlich nachfolgend ausgewiesenen Schutzgebiete aus und bestimmen so den 

Zur Kenntnis genommen.

Die Flurstücke befinden sich nicht im geplanten Schutzgebiet. 

Die Arbeitshilfe kann auch für die LSG-VO als Orientierungshilfe/Grundlage 
dienen. Die Regelungen des LSG-VO leiten sich aus dem Schutzzweck, mit re-
pressiven und präventiven Verboten ab. 

Die unionsrechtlichen Vorgaben der FFH-RL und V-RL etablieren lediglich Min-
deststandards, während es den Mitgliedstaaten nicht versagt ist, strengere 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen (Art. 193 AEUV; Art. 14 V-RL). Davon abgese-
hen begrenzt das Verschlechterungsverbot nicht die Regelungsmöglichkeiten 
des Verordnungsgebers. Das Verbot bezieht sich auf Handlungen und Maß-
nahmen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-
Gebietes führen können. Der Verordnungsgeber gehört daher von vornherein 
nicht zu den Adressaten des Verbots; stattdessen hat er aus Gründen des § 32 
Abs. 3 S. 3 BNatSchG durch geeignete Ge- und Verbote sicherzustellen, dass 
der Regelungsvorgabe des Art. 6 Abs. 2 (i.V.m. Art. 7) FFHRL entsprochen wird. 
§ 32 Abs. 3 S. 4 BNatSchG lässt aber keinen Zweifel daran, dass es ihm auch 
gestattet ist, weitergehende Schutzvorschriften zu erlassen. Die Vorstellung, 
dass eine zur Unterschutzstellung von FFH- und/oder Vogelschutzgebieten 
dienende nationale Schutzverordnung lediglich Verschlechterungen des Zu-
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Erhaltungszustand der Lebensräume und Arten mit (Beier, NVwZ 2016, 575, 
577). Sie sind daher in der Regel bereits im Rahmen des Prozesses der Ge-
bietsausweisung entsprechend berücksichtigt worden (VGH München, Urt. v. 
30.10.2007 — 8 A 06.40024; bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 05.12.2008 — 
9 B 28/08; VGH München, U. v. 19.02.2014 — 8 A 11.40040 u. a.; wiederum 
bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 22.06.2015 — 4 B 59/14). Der Maßstab für 
die Beurteilung der Frage, ob eine Beeinträchtigung vorliegt, verlangt zunächst 
nach einer Ausgangsgröße. Fraglich ist nämlich, ob der naturschutzrechtliche 
„Idealzustand" die Ausgangsgröße bildet oder ob bereits ein vorgefundener 
Zustand (Vorbelastung) Ausgangspunkt ist. Man wird von folgendem ausgehen 
müssen: Die Vorhaben, Maßnahmen und Veränderungen sind Erscheinungs-
formen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL angeordneten Versehlechtungsverbots. 
Letzteres dient nach überwiegender Ansicht der Erhaltung des Zustandes, in 
welchem sich die von dem Schutzgebiet umfassten Lebensräume im Zeitpunkt 
der Eintragung in die Gemeinschaftsliste befinden (Gellermann, Natura 2000-
Europäisches Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepub-
lik Deutschland, 2. Aufl, 2001, S. 72). Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken, von vornherein vom 
Verschlechterungsverbot nicht erfasst (Gellermann, Natura 2000-Europäisches 
Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepublik Deutsch-
land, 2. Aufl. 2001, S. 72). Anders formuliert: Soweit Art. 6 Abs. 2 FFH-RL ne-
ben dem Unterlassen beeinträchtigender Handlung ein aktives Tätigwerden 
des Mitgliedstaats fordert, handelt es sich um eine konservierende, nicht um 
eine optimierende Maßnahme (Erbguth/Schubert, DVBI. 2006, 591, 596). 

 In Anbetracht des konservierenden Charakters müssen aber alle Maßnahmen 
der Bewirtschaftung zulässig bleiben, die zum Zeitpunkt der Unterschutzstel-
lung bereits vorgenommen wurden und die nicht dazu geführt haben, die 
Schutzbedürftigkeit und die Schutzwürdigkeit in Frage zu steilen. LS geht da-
rum, einen Zustand zu Konservieren, so dass Maßstab für die Einschränkungen 
der Zustand der Ausgangsgröße ist, der zum Zeitpunkt der Unterschutzstellung 
herrschte. Deshalb sind die Einschränkungen auf die Aspekte zu begrenzen, 
die über diesen Rahmen hinausgehen und die zu einem Verstoß gegen das 

standes verhindern dürfte, findet in den einschlägigen Rechtsnormen keinen 
Rückhalt. 

Im Übrigen zur Kenntnis genommen. 

Das Verschlechterungsverbot bezieht sich, wie oben dargestellt auf den Zeit-
punkt der Meldung des Gebietes als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung, nicht der hier vorgenommenen Überführung in nationales Recht.  
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Verschlechterungsverbot führen können. Das gefundene Resultat entspricht 
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG 146, 145 ff. — 
BAB Waldkappel, 
erster Leitsatz). Mit Blick auf den Kammmolch hat das Gericht festgestellt, 
eine ihn betreffende Schadensvermeidungsmaßnahme sei rechtlich zulässig, 
wenn nach Durchführung der Maßnahme mindestens der gleiche (oder besse-
re) Schutz für die Art erreicht wird. 
•Die Fläche des geplanten Landschaftsschutzgebietes korrespondiert nicht mit 
der Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete (vgl. Über-
sichtskarten/ Anlage 1.2 und 1.3). Die Einbeziehung der nicht als FFH-Gebiet 
ausgewiesenen Flächen kommt jedoch nur dort in Betracht, wo diese im Hin-
blick auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebietes schutzwürdig und schutzbedürf-
tig sind. Beides wurde vom Verordnungsgeber nicht dargelegt. 

•Der Standdarddatenbogen enthält veraltete Daten. Die Lebensraumtypen 
und die Arten sind weit vor 2017 das letzte Mal kartiert worden — die Biotop-
kartierung des Fehntjer Tief-Niederung für die FFH-Basiserfassung erfolgte im 
Jahr 2002. In der Begründung wird sich auf keine aktuellere Erfassung bezo-
gen. In zeitlicher Hinsicht ist eine solche Überprüfung und Nachkartierung 
jedenfalls dann erforderlich, wenn die nationale Unterschutzstellung mehr als 
sechs Jahre nach Aufstellung der Standarddatenbögen erfolgt. Dies folgt aus 
den Vorgaben der FFH-Richtlinie und der dazu ergangenen Rechtsprechung 
(vgl. Art. 4 Abs. 4 FFH-RL, Art. 9 FFH-RL; VGH Kassel, B. v. 02.01.2009 — 11 B 
368/08.T juris, Rn. 398). 

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Im Hoheitsgebiet des 
Landkreises Aurich wurden ansonsten keine weiteren Flächen als die des Na-
tura-2000 Gebietes verordnet. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume 
in den letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung 
mit den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die 
Meldung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrecht-
lich zwingend. 

In der Begründung des Verordnungsentwurfs wird eine Basiserfassung thema-
tisiert, deren Ergebnisse im Standard-Datenbogen des NLWKN dokumentiert 
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Schutzzweck §3 

sind. Die Erstmeldung des FFH-Gebietes „Fehntjer Tief und Umgebung' erfolg-
te im Dezember 2004, indessen wurde der Meldebogen im Juli 2018 aktuali-
siert. Das Vogelschutzgebiet „Fehntjer Tief' wurde im Dezember 1999 gemel-
det, während das Update im August 2018 erfolgte.“ Daraus folgt, dass die 
Datenlage in Ansehung des vorliegenden Falles hinreichend aktuell ist. 

Die Lebensraumtypen (6230, 6410, 7140, stichprobenartig 3150, 3130) und 
Arten sind im Rahmen der Managementplanung 2019 und 2020 kartiert wor-
den. Borstgrasrasen und Pfeifengraswiesen sind stichprobenartig durch das 
Land Niedersachsen im Rahmen der Berichtspflicht kartiert worden. Seit 2009 
erfolgt im Landkreis Leer ein Monitoring im Rahmen der Umsetzung von Maß-
nahmen zur Entwicklung und Erhaltung der LRT 6230 und 6410. Die Gewässer 
des LRT 3130 werden regelmäßig durch das Land Niedersachsen (Luronium) 
untersucht. Zudem erfolgt eine jährliche Revierkartierung seit 1994 (bis auf 
2015/2016) durch die Naturschutzstation Fehntjer Tief. 

Unabhängig davon findet die These, dass nach Ablauf von sechs Jahren eine 
Neukartierung erfolgen müsste, in Art. 4 Abs. 4 FFH-RL keine Stütze. Die Vor-
schrift, die nur für FFH-Gebiete gilt, verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Unter-
schutzstellung der in die Gemeinschaftsliste aufgenommenen Gebiete inner-
halb einer Frist von sechs Jahren. Die Rechtsfolge, dass nach Ablauf dieser 
Frist nachkartiert werden müsste, lässt sich der Vorschrift nicht entnehmen, 
zumal dies darauf hinausliefe, die Unterschutzverpflichtung zu relativieren. 

Schließlich verfängt der Hinweis auf Rechtsprechung zur Datenaktualität bei 
Eingriffsvorhaben nicht. Eine Übertragung auf Verfahren der Unterschutzstel-
lung verbietet sich schon deshalb, weil § 26 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG keinen 
Zweifel daran lässt, dass ein LSG auch um der „Wiederherstellung der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes“ willen ausgewiesen wer-
den kann. Es ist daher nicht entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter 
im Gebiet noch vorkommen, und daher ist die Aktualität der Daten keine Vo-
raussetzung der Unterschutzstellung. 
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Einwendung:
Der besondere Schutzzweck gemäß § 3 Abs. 2 sollte sich auf folgende Punkte 
beschränken: 
•Die Erhaltung und Entwicklung der weitläufigen, offenen, von Grünland ge-
prägten Landschaft sowie ihrer charakteristischen Arten. 
•Die Erhaltung und Entwicklung der im Gebiet vorkommenden Gewässer als 
Lebensraum für 
zahlreiche Tier- und Pflanzenarten. 
ODie Erhaltung und Entwicklung 
beruhigter, ungestörter großflächiger Brut-, Rast- und Nahrungshabitate der 
im Gebiet vorkommenden Vogelarten. 
Der Schutz, die Pflege und die Entwicklung von Lebensräumen und Habit-
tatstrukturen wild lebender Tier-und Pflanzenarten, soweit sie europäisch 
geschützt sind und in signifikantem Umfang im Gebiet vorkommen. 

Absatz 4 sollte von einer „Kann" in eine „Soll"-Bestimmung umge- wandelt 
werden. 
Begründung: 
Die Umsetzung der Erhaltungsziele insbesondere auf landwirtschaftlichen 
Flächen sowie von Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen soll aufbauend auf 
die nachfolgenden Schutzbestimmungen auch durch Angebote des Vertrags-
naturschutzes unterstützt werden. 
Verbote §4 Abs. 1 
Einwendung 
Die Betretungs- und Befahrungsrechte sind 
auszuweiten (§ 4 Abs. 1 Nr. 1, 2 LSG-VO-E) 
Einwendung: Es muss zumindest ausnahmsweise und im Rahmen einer Be-
wirtschaftung nach § 5 BNatSchG möglich sein, den Pudde-, Hamm-, Kiel-weg 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 

Wenn diese Vorschrift in eine „Soll“-Regelung umgewandelt werden würde, 
hätte die zuständige Naturschutzbehörde keinen Ermessensspielraum bei der 
Entscheidung, ob Vertragsnaturschutz durchgeführt werden muss. Diese jetzt 
geltende Regelung dient der Wahrung der Eigentumsrechte.  

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen.  
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in der Zeit vom 15.03. bis zum 15.07. eines jeden Jahres zu betreten, zu befah-
ren oder auf sonstige Art und Weise aufzusuchen (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 LSG-VO-E). 

§ 4 Abs. 1 Nr. 3 LSG-VO ist zu ungenau. Zudem wird vorgeschlagen, auf die 
Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erforderlichen Regelun-
gen zum Schutz wilder Tiere bereits enthält. 
Begründung: Ausweislich der Begründung zum Verordnungsentwurf (S. 5) 
bezweckt die Regelung insbesondere, einer Beunruhigung wild lebender Tiere 
vorzubeugen. Die Regelung lehnt sich an § 39 Abs. 1 BNatSchG an, geht jedoch 
über diesen hinaus. Abgesehen davon, dass § 39 BNatSchG bereits hinrei-
chenden Schutz für wild lebende Tiere und Pflanzen bietet und es einer dar-
über hinausreichenden Regelung nicht bedarf, ist der weiter reichende Teil 
auch zu unbestimmt. Denn es wird für den Normadressaten nicht hinreichend 
deutlich umgrenzbar, ab wann wild lebende Tiere durch Lärm gestört sind. 
Diese unbestimmte Formulierung kann in dieser Form zu uferlosen Beschrän-
kungen führen. Verwiesen sei hier auf die zahlreichen Geräuschquellen, die 
der Fremdenverkehr als 
Teil der Gebietsnutzung im öffentlichen Interesse bietet, etwa durch Besucher 
mit ihren Kindern, Radfahrer auf den zugelassenen Wegen oder auch nur Pilz-
sucher im Wald (vgl. § 39 Abs. 3 BNatSchG). 
Unklar bleibt ebenso, was „auf andere Weise" bedeutet. 
Es wird daher vorgeschlagen, auf die Norm ganz zu 
verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erforderli-chen Regelungen zum 
Schutz wilder Tiere bereits enthält. 
Tiere sind hinsichtlich ihrer Lärmempfindlichkeit vielfach sensibler als der 
Mensch, sodass auch insofern die Regelung des § 39 Abs. 1 BNatSchG hinrei-
chend Schutz bietet.  
Einwendung: Es muss zulässig sein, Pflanzstruktu-ren zu verändern, wenn die-
se nicht landschaftsprägend sind und keine Beeinträchtigung 
wertbestimmender Tier- und Pflanzenarten zu befürchten ist (§ 4 Abs. 1 Nr. 4 
LSG-VO-E). 

Die hier angesprochene Sperrung der Wege erfolgt auf dem Hoheitsgebiet des 
Landkreises Leer und findet sich in der Verordnung des Landkreises Aurich 
nicht wieder.  

Der 4. Senat des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg hat in seinem Urteil vom 
04.03.2020, 4 KN 390/17 u.a. festgestellt, dass diese Regelung mit höherrangi-
gem Recht vereinbar und damit nicht zu unbestimmt ist. 

Die Aufnahme des Verbotes in die Verordnung stellt sicher, dass in einem 
dadurch notwendig werdenden Ausnahmeverfahren der Schutzzweck des LSG 
beachtet wird. Dieser würde bei einem Verfahren gem. § 39 BNatSchG keine 
Berücksichtigung finden. Zulässig sind gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 LSG-VO Maß-
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Begründung: Auch wenn man etwa eine Beeinträchtigung seltener Tier-und 
Pflanzenarten im Einzelfall annehmen mag, so ist damit noch keine Aussage 
darüber getroffen, ob in Hinblick auf die besondere Bedeutung einer natur- 
und land-schaftsverträglichen Land- und Forstwirtschaft (§ 5 Abs. 1 BNatSchG) 
eine Entnahme jedenfalls im Einzelfall zuzulassen ist. Daher würden auch die-
se Erwägungen jedenfalls den Zustimmungsvorbehalt nicht rechtfertigen. Dies 
gilt umso mehr vor dem Hintergrund, dass das der Zustimmungsvorbehalt 
nach dem Verordnungstext gerade nicht auf wertgebende Lebensraumtypen 
oder besonders geschützte Arten beschränkt ist, sondern unter anderem auf 
alle im Verordnungsgebiet vorzufindenden Hecken, Baumreihen und Feldge-
hölze Anwendung finden soll. 
Selbst wenn der Verordnungsgeber zudem möglicherweise davon ausgeht, 
Pflanzen vor der Beeinträchtigung oder Zerstörung durch Laien schützen zu 
müssen, so könnte dieser an sich nicht zu beanstandende Begründungsansatz 
jedoch nicht verfangen, wo es um Eingriffe der Grundeigentümer und Nut-
zungsberechtigten und ihr fachlich geschultes Personal geht. Denn diese sind 
darüber im Bilde, welche Arten besonders schützenswert sind, so dass die 
Regelung unter diesem Blickwinkel nicht gerechtfertigt ist. 
Das Verbot ist daher zumindest auf diejenigen Pflanzen zu beschränken, bei 
denen der Schutz der vorkommenden LRT oder Arten es erfordert. Zudem ist 
auch für diese ein Anspruch der Eigentümer und Nutzungsberechtigten auf 
Ausnahmeerteilung im Einzelfall vorzusehen. 
Es wird daher vorgeschlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 
BNatSchG die erforderli-chen Regelungen zum Schutz von Tier- und Pflan-
zenarten bereits enthält. 
Einwendung: Drohnenflüge müssen auch zu land- und forstwirtschaftlichen 
Zwecken ohne vorherige Zustimmung der Landkreise als Naturschutzbehör-de 
erlaubt sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 6 LSG-VO-E); die Anzeigepflicht bei den Freistellun-
gen (§ 7 Abs. 2 Nr. 7 LSG-VO) ist nicht praktikabel und zudem ist die Freistel-
lung zu eng gefasst;  

nahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung des Gebietes mit vorheriger 
Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde. Eine natur- und land-
schaftsverträgliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis ist gemäß § 7 
Abs. 2 Nr. 11 LSG-VO ebenfalls möglich. 

Bereits zum jetzigen Zeitpunkt gilt nach § 21b Abs. 1 Nr. 6 der Verordnung zur 
Regelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten (LuftVO) ein Verbot für 
den Betrieb unbemannter Luftfahrtsysteme in FFH-Gebieten. Nach der Unter-
schutzstellung gilt dieses gesetzliche Verbot unabhängig von der Schutzge-
bietskategorie auch für Europäische Vogelschutzgebiete. Von unbemannten 
Luftfahrtsystemen/Flugmodellen/Luftfahrzeuge (z. B. Modellflugzeuge, Dra-
chen, Drohnen) oder bemannten Luftfahrzeugen gehen insbesondere auf die 
Vogelwelt erhebliche Beeinträchtigungen aus. Flugkörper verursachen unab-
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Einwendung: Es muss erlaubt sein, land- und forstwirtschaftliche Abfälle ZU 
lagern, aufzuschüt-ten oder einzubringen (§4 Abs. 1 Nr. 9 LSG-VO-E) 
Begründung:Es ist nicht nachvollziehbar, inwiefern natürlichenichtgefährliche 
forstwirtschaftliche Materialien wie Pflanzenreste sowie natürliche nicht ge-
fährliche Hölzer aus der Landschaftspflege geeignet sind, durch Verwendung 
als Dünger oder in Form des Verbleibs und späteren Unterpflügens tatsächlich 
geeignet sind, Flora und Fauna sowie den Naturhaushalt zu beeinträchtigen. 
Dem Verbot sind daher natürlich abbaubare und durch Landwirtschaft und 
Forstwirtschaft produ-ziertes organisches Material zu entnehmen. 

Einwendung: Es muss erlaubt sein, Weihnachts-baum-, Schmuckreisigkulturen 
und Kurzumtriebs-plantagen anzulegen (§ 4 Abs. 1 Nr. 10 LSG-VO-E) 
Begründung:Das Verbot ist als Verbot mit Erlaub-nisvorbehalt auszugestalten. 

hängig von ihrer Form psychischen Stress (z. B. Ducken, verstärkte Rufaktivi-
tät, unruhiges Hin- und Hergehen), der in physischen Stress münden kann (z. 
B. panikartiges Auffliegen, Verlassen des Gebietes). Darüber hinaus werden 
Drohnen mit speziellen Kameras zur Ermittlung von Schäden durch lokal be-
dingte Hagelschauer, Windhosen, Sturmböen etc. in Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft und Naturschutz eingesetzt, um eine aufwändige Begehung der be-
troffenen Schläge zu vermeiden. Nach § 6 Nr. 3 LSG-VO ist der Einsatz von 
unbemannten Luftfahrtsystemen oder unbemannten Luftfahrzeugen zur Wild-
tierrettung, Bestands- und Ertragserfassung durch qualifizierte Anwender 
nach vorheriger schriftlicher oder mündlicher Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde freigestellt. Darüber hinaus kann nach § 4 Abs. 4 der LSG-
VO die zuständige Naturschutzbehörde in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, 
soweit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. 
Darüber hinaus ist ggf. eine Erlaubnis nach der LuftVO bei der Niedersächsi-
schen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLStbV) zu beantragen. 
Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme. Die Anzeige kann sowohl mündlich als auch schriftlich erfol-
gen und stellt keine unzumutbare Beeinträchtigung dar. 

Das Einbringen von Stoffen, insbesondere die Lagerung von land- und forst-
wirtschaftlichen Abfällen oder die illegale Entsorgung von Gartenabfällen auf 
einem begrenzten Raum, führt zur lokalen Anreicherung von Nährstoffen und 
Bodenverdichtung. Es besteht zudem die Gefahr, dass sich ausgehend von 
Gartenabfällen Zier- und Gartenpflanzen im Gebiet verbreiten und etablieren. 
Hierdurch können charakteristische Tier- und Pflanzenarten verdrängt wer-
den.  

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
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Einwendung: Nadelhölzer und andere gebiets-fremde oder invasive Pflanzen 
einzubringen sowie gebietsfremde oder invasive Tiere auszusetzen, sollte zu-
mindest für die ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft, möglich bleiben 
(§ 4 Abs. 1 Nr. 11 LSG-VO-E). 
Begründung: Am stärksten wiegen jedoch die negativen Auswirkungen dieser 
Regelungen in Hinblick auf die unaufhaltsamen Klimaveränderungen. Die 
Waldumbaubeschränkungen werden den Schutzzweck in Zukunft in erhebli-
chem Maße negativ beeinflussen. Aufgrund der Klimaverschiebung und dem 
damit verbundenen Eschen- und Buchensterben ist eine gewisse genetische 
Flexibilität erforderlich. Es ist abzusehen, dass sich diese und andere Laub-
bäume nicht mehr positiv entwickeln können. Die positive ökologische Ent-
wicklung der Waldflächen in dem Schutzgebiet setzen daher weiterhin eine 
ökonomische Nutzung voraus. Um angemessen auf die Klimaänderungen rea-
gieren zu können, ist es zwingend erforderlich, dass in die Verordnung eine 
Öffnungsklausel aufgenommen wird, die eine Beimischung nicht-
lebensraumtypischer Baumarten zulässt. 

Einwendung: Die Befahrung der Gewässer muss unter Würdigung des Ver-
schlechterungsverbots möglich sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 17 LSGVO-E). 
Die Aufweichungen in den Freistellungen (§ 7 Abs. 2 Nr. 9 LSGVO-E) sind zu 
eng gefasst. 

schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG- VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG-VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Gemäß § 40a BNatSchG sind die zuständigen Behörden verpflichtet Maßnah-
men zu treffen, die eine Einbringung oder Ausbreitung von invasiven Arten zu 
verhindern oder zu minimieren. 

Die Forstwirtschaft ist von der Verordnung nicht betroffen. 

Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 16 verboten. Freigestellt 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, und Sengelsieltief. Ein Verbot besteht nur für Stehpaddel, Kites und Was-
serfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen montiert sind. Die natur-
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Einwendung: Die Errichtung von Anlagen aller 
Art, gerade wenn hierfür keine Genehmigung erforderlich ist, muss erlaubt 
sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 
18 LSGVO-E). Zumindest muss diese Regelung im 
Erlaubnisvorbehalt verankert werden. 
Begründung: Das Bauverbot dürfte in dieser Form rechtswidrig sein. Denn ein 
solches Verbot findet keine Stütze im Gesetz. Weder unionsrechtliche noch 
nationale Vorgaben sehen ein generelles Bauverbot in Schutzgebieten vor. Ein 
generelles Bauverbot in einem Landschaftsschutzgebiet setzt danach voraus, 
dass aufgrund der Eigenart der Landschaft jeder Bau unabhängig von Zweck, 
Um-fang und Gestaltung den Gebietscharakter schlechthin verändern oder 
dem besonderen Schutzzweck der Verordnung generell zuwiderläuft (OVG 
Lüneburg, U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01— juris, Rn. 45 f.; Albrecht, in 
BeckOK Umweltrecht Giesberts/Reinhardt, 50. Edition 2019, § 26 BNatSchG 
Rn. 27). Als denkbare Landschaft, in der jeder Bau dem Schutzzweck zuwider-
läuft und in der deshalb ein absolutes Bauverbot zulässig wäre, nannte das 
Bundesver-waltungsgericht — im U. v. 12.07.1956 —1 C 91.54 — juris, Rn. 10 
— eine „Dünenlandschaft am Meeresstrand". Damit ein Verbot baulicher An-
lagen aller Art zulässig ist, muss vielmehr feststehen, dass diese gerade „in 
jedem 
Bereich des unter Schutz gestellten Gebiets" den 
Gebietscharakter schlechthin verändert (OVG Lüneburg, U. v. 24.08.2001 — 8 
KN 41/01 — juris, Rn. 47; OVG Lüneburg U. v. 04.12.2018 — 4 KN 77/16 — 
juris, Rn. 102). Vor allem bei sehr großen Landschaftsschutzgebieten kann dies 
zweifelhaft sein. Das Oberverwaltungsgericht Lüneburg hat dazu sogar in sei-
nem Leitsatz — im U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01 —juris — erklärt: 
„Ein repressives Verbot, bauliche Anlagen aller Art zu errichten, ist in Land-
schaftsschutzgebieten, die bebaute Grundstücke und Siedlungen umfassen, in 
der Regel unzulässig." 

schutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind der Begründung zur 
LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt Tourismus zu und ermöglicht die 
Wahrnehmung von Natur und Landschaft. 

Mit der Errichtung von Anlagen aller Art können Beeinträchtigungen entste-
hen, die dem Schutzzweck entgegenstehen. So können sensible Rast- und 
Brutplätze, typische Landschaftsteile und Pflanzenarten betroffen sein. Sie 
stellen eine Veränderung des betroffen Landschaftsraumes dar. Sie werden 
visuell als Fremdkörper wahrgenommen und fungieren als Störungspotential. 
Dies gilt gerade auch für Anlagen, für die keine Genehmigung erforderlich ist, 
wie Schilder oder Tafeln. Diese Maßnahmen stellen Projekte dar. 
Gemäß § 7 Abs. 3 der LSG-VO sind Pläne und Projekte, die einer behördlichen 
Entscheidung oder einer Anzeige bedürfen, freigestellt, wenn im Rahmen ei-
ner Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 26 NAGBNatSchG 
bzw. nach § 1a Abs. 4 BauGB in Verbindung mit §§ 34, 36 BNatSchG nachge-
wiesen wird, dass der in § 2 genannte Schutzzweck dieser Verordnung weder 
einzeln noch im Zusammenwirken mit anderen Plänen oder Projekten nachtei-
lig berührt werden oder die in § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG genannten Voraus-
setzungen erfüllt sind. Kommt also eine sogenannte FFH-
Verträglichkeitsprüfung zu dem Ergebnis, dass das geplante Projekt FFH-
verträglich ist, bedarf es keiner weiteren Befreiung oder sonstigen Prüfung 
durch die zuständige Naturschutzbehörde. Diese Prüfung ist, auch ohne Aus-
weisung eines LSG, bereits jetzt erforderlich. 

Es dürfen repressive Verbote ohne Erlaubnisvorbehalt nur dann erlassen wer-
den, wenn von vornherein feststeht, dass die verbotenen Maßnahmen den 
Charakter des unter Schutz gestellten Gebietes schlechthin (d. h. ungeachtet 
ihrer Art, Zweckbestimmung, Gestaltung und Größe sowie ihres Standortes) 
verändern oder dem besonderen Schutzzweck schlechthin zuwiderlaufen. Dies 
ist hier der Fall, da der Gebietscharakter oder die Schutzgüter des Gebietes 
beeinträchtigt werden  
Der „Gebietscharakter“ besteht hierbei aus den Gesamteigenschaften und 
dem Gesamteindruck des LSG, also die natürlichen Eigenarten des gesamten 
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Das Verbot ist daher zumindest abzuschwächen und mit einem entsprechen-
den Erlaubnisvorbehalt zu versehen. 

Einschränkungen der Landwirtschaft § 4 Abs. 2,3 

Einwendung:  
Die Grünland- und Narbenerneuerung muss zulässig bleiben (§ 4 Abs. 3 Nr. 1 
lit. b NSG-VO-E). 

Einwendung:  
Es muss eine Abweichung von der vorgegebenen Saatgutmischung möglich 
sein (§ 4 Abs. 3 Nr. 1, lit. c NSG-VO-E).  
Begründung:  
Die vorgeschlagene Saatmischung für Über- und Nachsaaten entspricht offen-
bar der Vorgabe aus dem Landesumweltministerium anlässlich der Genehmi-
gung von Neuansaaten im Zusammenhang mit den Dürre- und Mäuseschäden 
im Frühjahr 2020. In der Praxis müsste, damit eine solche Mischung überhaupt 
erst in dieser Zusammensetzung auflaufen kann, das Grundstück nach chemi-

Landschaftsensembles. Diesen Gebietscharakter verändern alle Handlungen, 
die negative Auswirkungen auf die Gesamteigenschaften und den Gesamtein-
druck des Gebietes haben und dadurch den Gesamtwert für den Landschafts-
schutz herabmindern. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
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scher Beseitigung der Altnarbe, gründlicher Pflugfurche und Saatbettbereitung 
ganz neu angesät werden. Wie sich diese Pflanzengesellschaft dann entwi-
ckelt, hängt insbesondere von der Witterung und von der Nutzungsfrequenz 
ab. Sinn und Zweck einer Nachsaat ist jedoch, gerade solche Umbrüche mit 
ihren negativen Konsequenzen, nämlich (Zer-)Störung des Bodenlebens und 
Gefüge, Nährstoffpufferfunktion, Tragfähigkeit des Bodens, Regenerationsfä-
higkeit der Grasnarbe etc. zu vermeiden. Genau aus diesem Grund wird die 
Nachsaat in Wasserschutzgebieten gefördert, nämlich um den Grünlandum-
bruch zu verhindern. Sie unterschätzen die Konkurrenzfähigkeit der Altnarbe, 
die sich auf mittlere Sicht immer wieder durchsetzt. Die Praxiserfahrungen aus 
dem diesjährig trockenen Frühjahr haben gezeigt, dass auch bei scheinbar 
großflächig vernichteten Grasbeständen die Nachsaat mit der geringstmögli-
chen Bodenbearbeitung die beste Wirkung hatte.  

Einwendung: 
Das Liegenlassen von Mähgut (§ 4 Abs. 2 Nr. 5 LSG-VO-E) muss möglich sein. 
Begründung: 

mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Gemäß § 40 BNatSchG ist regionales Saatgut zu verwenden, um eine Ausbrei-
tung von gebietsfremden Arten zu verhindern. Diese Regelung dient insbe-
sondere dem Schutz der innerartlichen Vielfalt gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG. 

Ziel einer Mahd ist die Gewinnung von Futter, so dass Mähgut von der Fläche 
abgefahren wird. Das Liegenlassen von Mahdgut kann zur Veränderung der 
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Das Liegenlassen von Mähgut ist keine fachliche Praxis, jedoch in Einzelfällen 
auf Feuchtgrünland unvermeidlich,um bei ungünstiger Witterung Bodenschä-
den zu vermeiden. 

Einwendung: 
Die weiteren Einschränkungen der Landwirtschaft in § 4 Abs. 3 LSGVO-E recht-
fertigen sich nicht. 
Begründung: 
Die Regelungen sind zu streichen. Die Thematik der 
Gewässerabstände ist schon ausreichend durch Gesetz (NWG, WHG) geregelt 
und die erneute und erweiterte Regulierung daher überflüssig. Zudem ist 
durch die gesetzlich vorgesehenen Maßnahmen in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 NAGB-
NatSchG der Gelegeschutz sichergestellt. Damit ist ein Verstoß gegen arten-
schutzrechtliche Verbotstatbestände ausgeschlossen. Zudem wird bisher nicht 
dargestellt, warum das Fachrecht, das bei der ordnungsgemäßen Landwirt-
schaft zu beachten ist, im Hinblick auf die naturschutzrechtlichen Belange 
defizitär sein soll. 
Im Einzelnen: 
Absatz 3 regelt insbesondere die Gewässerabstände bei der Düngung, die 
bereits im NWG bestimmt sind. Die fachliche Notwendigkeit von Abständen, 
die über diese gesetzlichen Vorgaben hinaus gehen, haben Sie bislang nicht 
schlüssig dargelegt. Die in der Begründung aufgeführte Auswertung von 
ZHANG et. al. von der University of California aus 2010 ist in diesem Fall nicht 
geeignet, die Wirksamkeit von Gewässerrandstreifen zu belegen. Wörtlich 
heißt es in der Ausarbeitung: „This paper aggregated many of these results 
and performed a meta-analysis to quantify the relationships between pollu-
tant removal efficacy and buffer width, buffer slope, soll type, and vegetation 
type." Die Klima- und Bodenverhältnisse in Kalifornien sind mit denen am 
Fehntjer Tief nicht im entferntesten zu vergleichen. Die Hangneigung zum 

Pflanzenzusammensetzung einer Fläche führen. Auch bei erschwerten Bedin-
gungen aufgrund ungünstiger Witterungsverhältnisse ist das Mahdgut abzu-
fahren. Bei offensichtlicher Unmöglichkeit, z. B. unvorhergesehener extremer 
Witterungseinflüsse, kann das Mahdgut ausnahmsweise auf den Flächen ver-
bleiben. Eine natur- und landschaftsverträgliche Nutzung sollte diesen Grund-
satz berücksichtigen. Nach der Beweidung überständige Futterreste auszumä-
hen und der Verbleib der Reste auf der Fläche ist gute fachliche Praxis. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
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Gewässer ist ebenfalls nicht zu berücksichtigen. Zudem haben wir es hier aus-
schließlich mit Grünland zu tun. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nach 
den jüngsten Änderungen im NAGBNatSchG in Natura 2000-Gebieten auf 
Grünland verboten. Sedimenteinträge sind auf Grünland im Gegensatz zu 
Acker ausgeschlossen. Die Zufuhr von Nährstoffen im Uferbereich dagegen 
steigert das Pflanzenwachstum, die Durchwurzelung des Bodens und damit 
die Retentionsleistung und die Filterfunktion des Gewässerrandstreifens. Die 
Eintragspfade Oberflächenwasserabfluss und Grundwasser wirken unabhängig 
von der Entfernung zum Gewässer. Hier spielen Faktoren wie Bodenart, Kul-
turzustand, Niederschlagsmenge, Hangneigung etc. eine ungleich größere 
Rolle. Direkte Nährstoffeinträge sind also wegen der überwiegend angrenzen-
den intensiven Grünlandbewirtschaftung, des ganzjährigen Graswachstums im 
atlantischen Klima, des ebenen Geländes und der inzwischen mehrfach novel-
lierten Düngeverordnung weitestgehend ausgeschlossen. Abgesehen davon, 
dass eine völlige Unterbindung von Nährstoffeinträgen aus diffusen Quellen 
illusorisch wäre, ist dieser Schutzzweck bereits umfassend in der Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) bzw. auf nationaler Ebene in der Oberflächengewässer-
verordnung (OGV) geregelt. Angesichts der letzten Verschärfung dieser Ver-
ordnung aus 2016 ist sichergestellt, dass die aktuell geltenden Grenzwerte den 
Vorsorgegrundsatz mehr als übererfüllt haben. Erfahrungsgemäß wird in die-
sem Zusammenhang die Retentionsleistung von intensivem Grasland noto-
risch unterschätzt. Extensivgrünland hat wegen seiner geringeren Entzüge 
eine wesentlich geringere Nährstoffpufferkapazität. N-min-Untersuchungen in 
den Wasserschutzgebieten in Leer haben ergeben, dass Grünland bei steigen-
den Nutzungsfrequenzen vielfach bessere Werte aufweist als beispielsweise 
Wald. Das ist auch das Ergebnis einer Auswertung des Umweltbundesamtes 
(UBA nach Angaben LAVINDr. Wolter am 24.09.2014). In diesem Zusammen-
hang hat das Grünlandzentrum Niedersachsen-Bremen in einer fachgutachter-
lichen Stellungnahme vom 05.11.2019 die Vorteile von Grünland hinsichtlich 
der Speicherkapazität von Nährstoffen und Kohlenstoff umfassend belegt. 
Demnach ist bei Schnittnutzung unabhängig von der Düngung kein Unter-
schied im Nitrataustrag zwischen der Nullvariante und 480 kg N/ha festzustel-
len (PAASS et al.1991). Da der Eintrag über diffuse Quellen und nicht der di-

und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar.  

Die Wirkung von Gewässerrandstreifen für den Stoffrückhalt nimmt nach Lite-
raturauswertungen mit zunehmender Breite zu. Auf die Abb. von Zhang et. al. 
wird in diesem Zusammenhang in der Begründung verwiesen. Text und Abbil-
dung sind der „Allianz für Gewässerschutz: Empfehlungen für die Einrichtung 
von breiten Gewässerrandstreifen, Herausgegeben vom Ministerium für Ener-
giewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume Schleswig-Holstein in 
Allianz mit dem Bauernverband Schleswig-Holstein e. V., Juli 2014“ entnom-
men. Mit der Abbildung von Zhang werden grundsätzliche Prinzipien darge-
stellt. 

§ 25 a NAGBNatSchG regelt die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln inner-
halb von Landschaftsschutzgebieten, soweit sie Natura-2000-Gebiete sind. In § 
25 a Abs. 4 NAGBNatSchG ist dargelegt, dass weitergehende Vorschriften in 
Naturschutzgebiets- und Landschaftsschutzgebietsverordnungen von den 
Regelungen der Absätze 1 bis 3 unberührt bleiben. Dies weist darauf hin, dass 
weitergehende Regelungen möglich sind, wie sie im Rahmen dieser Verord-
nung zur Umsetzung des Schutzzweckes festgelegt werden. 

Im Nitratbericht 2016 wird die Verteilung der Nitratgehalte im Grundwasser in 
Abhängigkeit der Landnutzung dargelegt. Das Grundwasser in als Grünland 
genutzten Bereichen hatte im Vergleich zum Wald einen höheren Anteil der 
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rekte Eintrag als Hauptursache für die Gewässergefährdung gilt, stünde die 
Schutzwirkung ungenutzter bzw. extensiv bewirtschafteter Gewässerrand-
streifen in keinem Verhältnis zu ihren Nachteilen für Bewirtschafter und Ei-
gentümer. 
Der wiederholte Hinweis auf die Vollzugshinweise des NLWKN aus 2011 schei-
det zur Begründung ebenfalls aus, weil inzwischen die Düngeverordnung 
zweimal novelliert wurde, jedes Mal mit schärferen Auflagen zum Gewässer-
schutz. Damit nicht genug, hat der niedersächsische Landtag am 10. Novem-
ber 2020 einstimmig einer gesetzlichen Regelung zum Gewässerabstand zuge-
stimmt, die zuvor zwischen Landesregierung, Landwirtschaftskammer, Land-
wirtschaft und Naturschutzverbänden ausgehandelt wurde. Es wäre ein fata-
les Signal, wenn unverbindliche fachliche Hinweise von der Verwaltung höher 
gewichtet würden als ein historisch einmaliger politischer Beschluss auf Lan-
desebene. Umweltminister Olaf Lies und Frau Alexandra Stück, Leiterin des 
Referats 27 Natura 2000, haben anlässlich eines Gesprächs am 9. Juli 2020 mit 
dem Ortsrat Simonswolde ausdrücklich bestätigt, dass es sich bei den Voll-
zugshinweisen des NLWKN um unverbindliche Hilfestellungen handelt. 
Das Argument, bei den gesetzlichen Vorgaben handele es sich um Regeln, die 
für das ganze Land gelten, geht fehl. Die Rahmenvereinbarung zum „Nieder-
sächsischen Weg" bezieht sich ausdrücklich in erster Linie auf Grünland, Natu-
ra 2000 und gewässerreiche sowie Moorgebiete, ist also passgenau zuge-
schnitten auf diese Gebietskulisse. Zudem ist darzulegen, weshalb die Fortfüh-
rung der 
bisherigen Bewirtschaftung gegen das habitatschutzrechtliche Verschlechte-
rungsverbot verstößt, da schließlich unter dem Einfluss der Bewirtschaftung 
die LRT entstanden sind. 
Im Hinblick auf die Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung 
fehlt bisher der Nachweis, dass die verordnungsgebenden Landkreise die An-
forderungen des Art. 2 Abs. 3 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 
1992 beachtet haben. 

Nitratklasse < 1 mg/l. Allerdings lag der Anteil der untersuchten Grünlandbe-
reiche mit einer Nitratklasse oberhalb 10 mg/l bei ca. 50 %, bei Wald lag der 
Anteil bei ca. 34 %. Im Bericht wird auch dargelegt, dass ein Teil des N-
Austrages in das Grundwasser und als Direkt-abfluss in die Oberflächengewäs-
ser erfolgt. Es ist in dem Bericht außerdem dargelegt, dass sich die Nitratbelas-
tung des Grundwassers in Deutschland von 2008/2011 bis 2012/14 praktisch 
nicht verändert hat, obwohl in diesem Zeitraum zahlreiche Maßnahmen zur 
Verminderung der Nitratbelastung durchgeführt worden sind. Aus dem Nit-
ratbericht 2020 geht hervor, dass die Nitratgehalte 2016-2018 im landwirt-
schaftlich beeinflussten Grundwasser nur leicht abgenommen haben, insge-
samt ist die Nitratbelastung jedoch weiterhin als zu hoch einzustufen. 

Die Fortführung der bisherigen Bewirtschaftung ist in Bezug auf die Lebens-
raumtypen, die zum Erhalt eine Bewirtschaftung benötigen, zu sehen. Die 
Kartierungen der Lebensraumtypen 2002 belegen schon einen deutlichen 
Rückgang im Vergleich zur Vegetationskarte von PREISING (1949). Auf den 
damals noch periodisch überschwemmten und nur extensiv nutzbaren Flächen 
im Bereich des Fehntjer Tiefs haben diese Lebensraumtypen/Biotope deutlich 
abgenommen. Die Erfassung der Brutvögel im Rahmen der Aufstellung des 
Pflege- und Entwicklungsplanes Flumm/Fehntjer Tief (ALAND 1992) sowie die 
regelmäßigen Revierkartierungen belegen ebenfalls einen deutlichen Rück-
gang. Die Intensität der landwirtschaftlichen Nutzung hat in den letzten Jahr-
zehnten zugenommen. Sie trägt zum Rückgang bei und lässt sich durch die 
Datenlage belegen. Dort wo eine extensive Bewirtschaftung, teilweise schon 
seit den 1970er Jahren, weiterhin sichergestellt worden ist, sind entsprechen-
de Bestände auch heute noch vorhanden.  
In Art. 2 Abs. 3 der FFH-Richtlinie heißt es, dass die getroffenen Maßnahmen 
den Anforderungen von Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur sowie regionalen 
und örtlichen Besonderheiten Rechnung tragen. Der Wirtschaft wird ausrei-
chend Rechnung getragen. In Bezug auf die landwirtschaftlichen Einschrän-
kungen in der LSG-VO sind diese entsprechend den Wertigkeiten des Gebietes 
und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erforderlich. Sie 
wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass trotz dieser 
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Regelung in §4 Abs. 5 
Einwendung: 
Absatz 5 ist wie folgt umformulieren: 
„Die zuständige Naturschutzbehörde kann einer von den Verboten des § 4 
Abs. 2 und 3 abweichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, soweit dies 
dem Schutzzweck nicht entgegensteht.    
Begründung: 
Diese Sprachregelung wurde am 08.07.2020 im Gespräch mit den Landkreisen 
in Leer abgestimmt. 
Erlaubnisvorbehalte §5 
Einwendung: 
Die Instandhaltung, Instandsetzung und der Ausbau vorhandener, dem öffent-
lichen Verkehr gewidmeten Straßen und Wege muss ohne Erlaubnisvorbehalt 
und allein mit einem Anzeigevorbehalt möglich sein (Nr. 1). 

Die Veränderung von Gewässern im Zusammenhang mit der ordnungsgemä-
ßen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft muss ohne Erlaubnisvorbehalt mög-
lich bleiben (Nr. 2) 

Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nutzung bleibt. 

Die Vollzugshinweise für Arten und Lebensraumtypen sind Teil der Nieder-
sächsischen Strategie zum Arten- und Biotopschutz. Für Niedersachsen wur-
den die Vogelarten, weitere Tier- und Pflanzenarten sowie Lebensraumty-
pen/Biotope mit besonderem Handlungsbedarf benannt. Für viele dieser Ar-
ten wurden Steckbriefe (Vollzugshinweise) erarbeitet, die neben Angaben zur 
Lebensweise der Arten bzw. zu den Kennzeichen der Lebensraumty-
pen/Biotope auch Vorschläge für Maßnahmen und geeignete Instrumente für 
deren Erhaltung und Entwicklung umfassen. Die für das Gebiet relevanten 
Steckbriefe wurden berücksichtigt. Es ist in der Begründung nicht dargelegt, 
dass es sich um gesetzliche Vorgaben handelt. Weitergehende Regelungen 
über Bewirtschaftungsabstände zu Gewässern in einer Schutzgebietsverord-
nung stehen Regelungen zum „Niedersächsische Weg“ nicht entgegen. 

Als Ergebnis des Gespräches am 08.07.2020 wurde der Begriff „naturschutz-
fachliche Notwendigkeit“ gestrichen. Die Regelung wurde im Verordnungs-
entwurf entsprechend angepasst.  

Die Instandhaltung und Instandsetzung ist nach Überarbeitung der Verord-
nung ohne Erlaubnis- und Anzeigevorbehalt möglich. Insoweit wird dem Ein-
wand gefolgt. Der Ausbau unterliegt weiterhin einem Erlaubnisvorbehalt, da 
die Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem Schutzzweck sicherzustellen ist.  

Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme 
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Ordnungsgemäße fischereiliche Nutzung §6 abs. 1 Nr. 7
Einwendung:  
Die Einschränkungen der Freistellungen der ordnungsgemäßen Fischerei 
rechtfertigen sich nicht.  
Begründung: 
Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem BNatSchG bedarf es 
bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die über das BiFischG 
hinaus die ordnungsgemäße Fischerei regeln. Vielmehr ist anerkannt, dass die 
Fischerei einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des Naturschutzes leistet. 
So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG anerkannt, dass die Fische-
rei als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell invasiver Arten einge-
setzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen Vorgaben zur Fische-
rei, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restriktive Regelung der 
Fischerei rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG bleiben die Re-
geln des Fischereirechts grundsätzlich unberührt. 

Jagd, Jagdschutz - § 4 Abs. 8 
Einwendung: 
Die Einschränkungen der ordnungsgemäßen Jagdausübung rechtfertigen sich 
nicht.  
Begründung: 
Die Vorgaben sind an die Musterverordnung vom 20.02.2018 angelehnt und 
gehen teilweise sogar erheblich darüber hinaus. Diese hat aber keinerlei recht-
liche Grundlage. Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem 
BNatSchG bedarf es bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die 
über das BJagdG hinaus die ordnungsgemäße Jagd regeln. Vielmehr ist aner-
kannt, dass Jagd und Jagdschutz einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des 
Naturschutzes leisten. So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG an-
erkannt, dass die Jagd als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell 
invasiver Arten eingesetzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen 
Vorgaben zur Jagd, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restrikti-
ve Regelung der Jagd rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG blei-
ben die Regeln des Jagdrechts grundsätzlich unberührt. Insoweit ist Festzustel-

Die Röhrichtbereiche sowie die Wasser- und Uferpflanzenvegetation sind Le-
bensraum vieler Tierarten und sind deshalb bei der zulässigen ordnungsgemä-
ßen fischereilichen Nutzung zu schonen. Zudem sollen keine festen Angelplät-
ze wie beispielweise durch zusätzliche Befestigungen oder Steganlagen einge-
richtet werden. Durch das Niedersächsische Fischereigesetz (NFischG) ist ge-
regelt, dass die Fischerei auf die natürlichen Lebensgemeinschaften im Ge-
wässer und an seinen Ufern, insbesondere auf seltene Pflanzen- und Tierar-
ten, angemessen Rücksicht zu nehmen hat. Durch die Nennung konkreter 
Vorgaben werden die gesetzlich geforderten Fischereipflichten, u. a. der Ver-
ordnung über die Fischerei in Binnengewässern (Binnenfischereiordnung), 
beispielhaft nachgezeichnet. Eine Störung im Vorfeld des Angeltermins ohne 
Angelabsicht hat aufgrund der Präsenz störungsempfindlicher Tierarten zu 
unterbleiben. Maßnahmen, die zu einer naturschutzfachlichen Aufwertung 
des Gebietes beitragen und den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten 
Tierarten Vorteile bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Na-
turschutzbehörde umgesetzt werden.  

Die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd ist nach der LSG-VO, unter Beach-
tung von Vorgaben, freigestellt, sofern sie nicht über die Kernfunktion gemäß 
§ 1 Abs. 4 des Bundesjagdgesetzes hinausgeht. 
Diese Vorgaben ergeben sich nach § 9 Abs. 5 NJagdG i.V.m. dem Erlass „Jagd 
in Schutzgebieten“ vom 03.12.2019 (406-22220-21), wonach die Jagdbehör-
den und Naturschutzbehörden durch Verordnung die Jagdausübung in Schutz-
gebieten gemäß deren Schutzzweck für bestimmte Zeiträume beschränken 
oder teilweise verbieten können. Im Schutzgebiet kann das Jagdausübungs-
recht unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes insoweit 
eingeschränkt werden, als dies zu Verwirklichung des Schutzzweckes erforder-
lich ist. 

Die ordnungsgemäße Jagd im Landschaftsschutzgebiet „Fehntjer Tief und Um-
gebung“ wird in ihrer Kernfunktion nicht eingeschränkt. Bestimmte Maßnah-
men, die den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten Tierarten Vorteile 
bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde 



346 

len, dass auch der Landkreis in seiner Begründung (S. 15) die sich auf den 
Schutzzweck positiv auswirkende Hegefunktion der Ausübung der Jagd betont. 
Nach dem niedersächsischen Erlass zur Jagd in Schutzgebieten (Gem. RdErl. d. 
ML u. d. MU v. 7. 8. 2012 - 404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2012 
Nr. 29, S. 662), geändert durch Gern. RdErl. d. ML u. d. MU v. 20.11.2017 - 
404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2017 Nr. 46, S. 1549); im Fol-
genden: Jagderlass 2017) in der seit dem 20.11.2017 geltenden Fassung heißt 
es in Punkt 1.5: 
„Allein [...] die Lage im Natura-2000-Gebiet reicht nicht als Grund zur Be-
schränkung der Jagd aus. Vielmehr ist für solche Gebiete zu prüfen, ob der 
Schutzzweck jagdliche Einschränkungen u. a. zu Kirrungen, Wildäckern und 
zum Schutz besonders störanfälliger Tierarten erfordert." 
Dass eine solche einzelfallbezogene Prüfung hier erfolgte, geht aus der LNSG-
VO E sowie ihrer Begründung nicht hervor. Eine solche hätte angesichts der 
Gegebenheiten vor Ort eine Nicht-Erforderlichkeit jedweder Jagdbeschrän-
kungen ergeben. Eine Erforderlichkeit ist jedoch Voraussetzung zur Beschrän-
kung der Jagd durch Vorgaben einer Schutzgebietsverordnung. Dazu heißt es 
im Jagderlass 2017 in Punkt 1.4 ausdrücklich: „Jagdrecht und Jagdausübungs-
recht genießen den verfassungsrechtlichen Schutz des Eigentums. Beschrän-
kungen sind nur zulässig, soweit sie geeignet und erforderlich sind, den 
Schutzzweck zu erreichen. Nach dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist das 
öffentliche Interesse am Schutzzweck abzuwägen sowohl mit dem Jagdrecht 
und dem Jagdausübungsrecht als auch mit den Zielen des Bundesjagdgeset-
zes, nämlich einer grundsätzlich flächendeckenden Jagdausübung, einer nach-
haltigen Nutzung, der Erhaltung eines artenreichen, gesunden Wildbestandes 
sowie der Wildschadensverhütung." 

umgesetzt werden. 
Dies stellt eine Prüfung der Standorte sicher, um besonders schützenswerte 
Biotope oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigun-
gen zu bewahren. 

Es ist weiterhin die Anlage von Wildäckern, Wildäsungsflächen und Futterplät-
zen auf tatsächlich genutzten Ackerflächen gestattet. Dies ergibt sich teilweise 
auch schon aufgrund der notwendigen Bewirtschaftung Die Anlage ist nur auf 
bereits genutzten Ackerflächen gestatten, da die Umwandlung von Grünland 
in Acker oder andere Nutzungsformen mit dem Schutzzweck der Verordnung 
nicht vereinbar ist. Die Erhaltung von Grünlandflächen dient der Entwicklung 
und der Erhaltung einer extensiv geprägten und artenreichen Grünlandvegeta-
tion, welches essentielle Grundlage für Brut-, Rast und Nahrungshabitate der 
vorkommenden Tierarten ist. Die Neuanlage von Futterplätzen außerhalb von 
Ackerflächen bedarf einer Anzeige, um besonders schützenswerte Biotope 
oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigungen zu 
bewahren. Durch Futterplätze können Störungen sensibler Arten und Vegeta-
tionsveränderungen nicht ausgeschlossen werden. An dieser Stelle wird auf § 
8 LSG-VO hingewiesen 

Als besonders sensibel sind das Landschaftsbild und die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes hinsichtlich der Anlage von Hegebüschen einzustufen. Da 
auch kleinflächige Gehölzbestände Habitate für verschiedene Prädatoren bie-
ten, ist damit auch eine Beeinträchtigung der Funktion des Raumes als Brut-
gebiet für bodenbrütende Vogelarten verbunden. 

Im Rahmen des Verfahrens zur Erstellung des Verordnungsentwurfes hat hin-
sichtlich der jagdlichen Beschränkungen eine einzelfallbezogene Prüfung unter 
Anhörung der unteren Jagdbehörden stattgefunden. Die Prüfung erfolgte an-
hand des Schutzzwecks i.S.d. 1.3 des Erlasses „Jagd in Schutzgebieten“ vom 
03.12.2019 (406-22220-21).  
Die Erforderlichkeit wurde jedoch nicht ausreichend in der Begründung darge-
legt, daher wird die Begründung entsprechend ergänzt. 
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Anordnungsbefugnis §9
Einwendung: 
Die Wiederherstellung des bisherigen Zustands kann nur angeordnet werden, 
wenn gegen die Verbote des § 3 verstoßen oder keine Erlaubnis nach § 4 ein-
geholt und Natur oder Landschaft rechtswidrig zerstört, beschädigt oder ver-
ändert worden sind. Das alleinige Einwirken auf die Natur kann dafür nicht 
ausreichen. 
Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen §10 Abs.1 
Einwendung: 
Diese generalklauselartige Formulierung nimmt die gern. § 32 Abs. 5 
BNatSchG erst im Managementplan zu treffenden Maßnahmen vorweg und 
wirkt faktisch als „Ermächtigungsgesetz", das Eigentümer und Nutzer zur vo-
rauseilenden Duldung von künftig 
zu treffenden Ideen und Vorschlägen zwingt, deren Auswirkungen noch gar 
nicht abzusehen sind. Hier ist stattdessen auf den Managementplan zu ver-
weisen und falls nötig, das Procedere im Einzelnen zu beschreiben (Nr. 1).  

Gelege- und Kükenschutz ist inzwischen umfassend in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 
NAGBNatSchG geregelt (Nr. 2). 

Umsetzung von Erhaltungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen § 11 Abs. 2 
Einwendung: 
Hinsichtlich der Wiederherstellung geben wir zu bedenken, dass zunächst die 
Angaben in den Standarddatenbögen das Maß aller Dinge sind. Es kann dabei 
nicht darum gehen, prähistorische Zustände wiederherzustellen, wie es bei-
spielweise derzeit seitens des NLWKN mit auen- und ästuartypischen Lebens-
räumen an der Ems versucht wird. Auch hier gilt es, zunächst aufbauend auf 
prioritären Arten und bewährten Konzepten wie dem Gelegeschutz Maßnah-
men zu entwickeln, die dort ansetzen, wo tatsächlich Arten und LRT vorhan-

Diese Regelung richtet sich wortgleich nach § 2 Abs. 2 NAGBNatSchG.  

Diese Regelungen sind vor dem Hintergrund des Mahnschreibens der EU, der 
Klage der europäischen Kommission vor dem EuGH gegen die Bundesrepublik 
Deutschland und der daraus hervorgehenden fehlenden Verbindlichkeit der 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Erhaltungsziele unerlässlich. Des Weiteren 
wird auf § 15 NAGBNatSchG hingewiesen. Die Maßnahmen beschränken sich 
auf diejenige, die die Nutzung des Grundstücks nicht unzumutbar beeinträch-
tigen.  

Die Durchführung des Küken- und Gelegeschutzes ist nicht im NAGBNatSchG 
geregelt. Es findet sich lediglich eine Entschädigungsregelung für den Fall, 
wenn die zuständige Naturschutzbehörde eine Anordnung trifft, dass die be-
treffenden Flächen, auch außerhalb eines Naturschutzgebietes, zum Schutz 
der Gelege erst später befahren werden dürfen. 

§ 26 BNatSchG lässt keinen Zweifel daran, dass das LSG zur Erhaltung, Ent-
wicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushaltes, einschließlich des Schutzes von Lebensstätten und Lebens-
räumen bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten ausgewiesen ist. 
Die Angaben des Standarddatenbogens sind daher, genauso wie Vorgaben des 
Landes aus dem Netzzusammenhang zu berücksichtigen. Es ist dabei nicht 
entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter im Gebiet noch vorkommen. 
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den sind.
Weitere Einwendungen: 
Wiederherstellung des Grünlandes 
Begründung: 
„Bei einer Wiederherstellung des Grünlandes sollte darauf geachtet werden, 
das bei einer Nachsaat z.B. durch Trittschäden, Mäuseplagen usw. auch richti-
ge Weidegräser wie G5 verwendet werden dürfen,und nicht irgendwelche 
Kräutermischungen.“ 
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. C-137/14) zulässig. 

s.o. 

Zur Kenntnis genommen. 
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36.   
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich sehe diverse Punkte dieser Verordnung kritisch und rege daher eine Nach-
besserung der Verordnung an: 
Die Verordnung bedroht die betroffenen Landwirte in ihrer Existenz, greift zu 
stark in die Rechte der Grundstückseigentümer und/oder Bewirtschaf-
ter/Nutzer ein, beeinträchtigt den Tourismus, ignoriert den Nutzen der 
Jagd/Fischerei, greift in das kommunale Selbstverwaltungsrecht und greift in 
Bereiche der Sielachten ein. 

Den besonderen Schutzzweck der Verordnung sehe ich nicht. Dieser Punkt 
sollte nachgebessert werden. Die weitläufige, von Grünland geprägte Kultur-
landschaft ist erhaltenswert. Sie wurde in unzähligen Generationen zu dem 
gemacht, wie wir sie heute vorfinden. Das Zusammenspiel von Natur und 
kleinbäuerlichen Strukturen hat seit Generationen Bestand und funktioniert 
gut. Eine „Wiederherstellung" sehe ich kritisch. Dass hier viele Dinge ohne 
großes Zutun gut laufen, sieht man an dem Vorkommen der in der Verord-
nung aufgeführten Tier-/und Pflanzenarten. Ich bin der Meinung, dass das 
betroffene Gebiet keiner schärferen Verordnung bedarf. 

Ich bedauere sehr, lesen zu müssen, wie die Verordnung die Tätigkeit der 
Landwirte beeinträchtigt. Einige Punkte der Verordnungen erscheinen mir 
nicht durchdacht, andere Punkte sehe ich sogar als Existenzgefährdend an. 

Der jagdlichen-/und fischereilichen Nutzung sollte man ihre Vorteile nicht 
aberkennen. 

Für Eigentümer von Flächen im betroffenen Gebiet zieht die Verordnung zu-
dem wirtschaftliche Folgen nach sich. Die Flächen im geplanten LSG werden 
an Wert verlieren. Da die betreffenden Flächen nur noch unter verschärften 
Auflagen bewirtschaftet werden dürften, wird für die Flächen ein niedrigerer 

Zur Kenntnis genommen.

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume 
in den letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung 
mit den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die 
Meldung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrecht-
lich zwingend. 

Zur Kenntnis genommen. 

Die jagdliche und fischereiliche Nutzung ist weitestgehend freigestellt.  

Der Pachtwert/ der Verkehrswert eines Grundstücks fußt neben Lage, Schnitt, 
Erschließung, Boden etc. auf dessen Nutzbarkeit, also auf der aktuell dort zu 
erzielenden Wertschöpfung. Die gegenwärtig rechtmäßig ausgeübte Flächen-
nutzung wird aber durch die Schutzgebietsausweisung nicht verhindert oder in 
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Pachtzins zu erzielen sein. Die Verpachtung von Flächen ist ein Bestandteil des 
Altersvorsorgemodells. Abschläge bei den Pachteinnahmen sind oftmals nicht 
zu kompensieren (Rentner). Im Falle eines Verkaufs einer im LSG gelegenen 
Fläche kann nur noch ein geringer Kaufpreis erzielt werden. 

Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 - 
Rs. 0-137/14) zulässig. 

erheblichem Maße eingeschränkt. Es besteht daher objektiv kein Grund, dass 
sich am wirtschaftlichen Wert der Fläche und damit auch am zu erzielenden 
Verkaufserlös bzw. an der zu erzielenden Pacht etwas ändert. 

Zur Kenntnis genommen. 
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37.   
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Die Verordnung schwächt die Landwirtschaft, beeinträchtigt den Tourismus, 
ignoriert den Nutzen der Jagd/Fischerei, greift in das kommunale Selbstver-
waltungsrecht und greift in Bereiche der Sielachten ein. 
Den besonderen Schutzzweck der Verordnung sehe ich nicht. Dieser Punkt 
sollte nachgebessert werden. 

Ich bin der Meinung, dass das betroffene Gebiet keiner schärferen Verord-
nung bedarf. Die weitläufige, von Grünland geprägte Kulturlandschaft ist er-
haltenswert. Sie wurde in unzähligen Generationen zu dem gemacht, wie wir 
sie heute vorfinden. Das Zusammenspiel von Natur und kleinbäuerlichen 
Strukturen hat seit Generationen Bestand und funktioniert gut. Dass hier viele 
Dinge ohne großes Zutun gut laufen, sieht man an dem Vorkommen der in der 
Verordnung aufgeführten Tier-/und Pflanzenarten. 

Den Landwirten spricht die Verordnung ihr Fachwissen, ihr Praxiswissen und 
vor allem ihre Erfahrungswerte mit den Gegebenheiten vor Ort ab. Die Betrie-
be sind über oftmals über Jahrzehnte an der jeweiligen Hofstelle ansässig. Es 
entsteht ein Wissensfundus, der mehr beinhaltet als das Wissen über die Bo-
deneigenschaften und Ähnliches. Die Verordnung beeinträchtigt die Tätigkeit 
der Landwirte und kann den Betrieb je nach Betroffenheit in ihrer Existenz 
gefährden. 

Zur Kenntnis genommen. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. 

Das Gebiet ist nicht nur als Vogelschutzgebiet, sondern auch überwiegend als 
FFH-Gebiet gemeldet. Nach § 32 Abs. 2 BNatSchG sind die Natura 2000-
Gebiete grundsätzlich zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft zu er-
klären. Diese Anforderung ist gemeinschaftsrechtlich zwingend und nicht zu 
umgehen. Die EU-Kommission hat in einem Vermerk vom 14.05.2012 ergän-
zend dargelegt, welche Anforderungen sie an die Unterschutzstellung von 
FFH- und Vogelschutzgebieten stellt. Dies sind neben anderen eine Drittver-
bindlichkeit, eine verbindliche kartenmäßige Darstellung des Schutzgebietes, 
die Einbeziehung der Erhaltungsziele in die Schutzvorschrift und die Durchfüh-
rung eines Verfahrens mit Beteiligung der Betroffenen. 
Vor diesem Hintergrund kann die eingangs dargelegte gesetzliche Verpflich-
tung bei der Größe dieses FFH- und Vogelschutzgebietes nur durch eine 
Schutzgebietsausweisung erfüllt werden; dies entspricht auch der einschlägi-
gen Rechtsprechung. 

Die Verordnung spricht der Landwirtschaft in keiner Weise das vorhandene 
Fachwissen ab. Die Verordnung hat, wie oben bereits beschrieben, den Zweck, 
europarechtliche Verpflichtungen umzusetzen. Eine natur- und landschafts-
verträgliche landwirtschaftliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis 
gemäß § 5 Abs. 2 BNatSchG ist weiterhin eingeschränkt möglich. 



352 

Die Verordnung zieht wirtschaftliche Folgen nach sich: Altersvorsorgemodelle 
sind gefährdet. Rentner können die Mindereinnahmen (Pachteinahmen) nicht 
kompensieren. Im Falle eines Verkaufs wird nur ein geringerer Verkaufspreis 
zu erzielen sein. Es findet auch eine Abwertung seitens der Kreditinstitute 
statt. 

Die Verordnung greift unverhältnismäßig stark in die Rechte der Eigentümer 
und/oder Bewirtschafter/Nutzer ein. 

Das geplante Landschaftsschutzgebiet deckt sich nicht mit der Fläche der zu 
Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete. Das muss berichtigt werden. 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
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Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. C-137/14) zulässig. 

darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Es wurden keine Flä-
chen in das LSG miteinbezogen, die kein Natura-2000 Gebiet sind. 

Zur Kenntnis genommen. 
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38.   
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich habe folgende Einwendungen gegen den o. g. Entwurf einzubringen:
Die Verordnung ist ein Maßnahmenkatalog, der meines Erachtens zu stark in 
die Grundrechte der Grundstückseigentümer und/oder Bewirtschafter/Nutzer 
eingreift. 

Die Verordnung verkennt, dass sich das o. g. Gebiet über Jahrhunderte zu ei-
ner Natur-/Kultur-landschaft entwickelt hat, wie wir sie heute vorfinden. Die 
offene, von Grünland geprägte Landschaft ist erhaltenswert. Sie ist touristi-
scher Faktor und wie die Verordnung in ihrer Einleitung richtigerweise be-
schreibt: ein Erholungsfaktor. Die Strukturen von kleinen bäuerlichen Fami-
lienbetrieben, erholungssuchenden Einheimischen und Touristen, Jägern, Rei-
tern etc. eingebunden in die Wallhecken- und Flusslandschaft funktionieren 
gut. Die ansässigen Familien sind teilweise seit Generationen an ein und dem-
selben Ort ansässig. Viele Bewohner empfinden eine tiefe Verbundenheit zu 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzuziehung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. Die Daten 
belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume in den 
letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung mit den 
hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Meldung 
des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich zwin-
gend. 
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diesem Gebiet. Ich denke nicht, dass dem/den Bürger(-innen) / Bewirtschaf-
ter(-innen) / Nutzer(-innen) / Eigentümer(innen) etc. ein derart beeinträchti-
gender Maßnahmenkatalog an Verboten, Einschränkungen, Freistellungen auf 
Antrag, Duldungen und Unterlassungen auferlegt werden sollte, um dem in 
der Verordnung verankerten Schutzzweck zu dienen. Der Schutzzweck sollte 
meiner Meinung nach überarbeitet und weniger streng gefasst werden. 

Ich bin bestürzt zu lesen, dass eine Verordnung derart in die Rechte der Eigen-
tümer eingreift, dass diese von negativen wirtschaftlichen Folgen betroffen 
sein werden: Die Flächen im geplanten LSG werden an Wert verlieren, da die 
betreffenden Flächen nur noch unter verschärften Auflagen bewirtschaftet 
werden dürften. Pachteinnahmen werden sinken, Verkaufserlöse wären nur 
noch unter (jetzigem) Wert zu erzielen (wenn überhaupt, da das Grundstück 
für landwirtschaftliche Zwecke kaum noch wirtschaftlichen Ertrag bringen 
wird), Finanzierungslücken können entstehen. Für mich ist die Flächenver-
pachtung ein Altersvorsorgemodell. Der Einbruch der Einnahmen kann nicht 
kompensiert werden. 

Berichtigt werden muss, das geplante Landschaftsschutzgebiet nicht mit der 
Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete deckt. Das ist 
unakzeptabel, da ohne jegliche Grundlage. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG.  

Der Verkehrswert /der Pachtwert eines Grundstücks fußt neben Lage, Schnitt, 
Erschließung, Boden etc. auf dessen Nutzbarkeit, also auf der aktuell dort zu 
erzielenden Wertschöpfung. Die gegenwärtig rechtmäßig ausgeübte Flächen-
nutzung wird aber durch die Schutzgebietsausweisung nicht verhindert oder in 
erheblichem Maße eingeschränkt. Es besteht daher objektiv kein Grund, dass 
sich am wirtschaftlichen Wert der Fläche und damit auch am zu erzielenden 
Verkaufserlös bzw. an der zu erzielenden Pacht etwas ändert. Es gilt ein Ver-
schlechterungsverbot seit Meldung des FFH- und/oder Vogelschutzgebietes. 

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Übrige Flächen wurden 
nicht hinzugefügt. 
Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
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Ich rege aus o. g. Gründen eine Nachbesserung/Berichtigung der Verordnung 
an. 
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. C-137/14) zulässig. 

BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass die schützenswerten Arten in den letz-
ten 20 Jahren stark beeinträchtigt worden sind. Eine Unterschutzstellung mit 
den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Mel-
dung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich 
zwingend. 

Zur Kenntnis genommen. 
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39.  
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Als Nacherbe von  
 bedeutet die Schutzgebietsverordnung für mich einen erhebli-

chen Wert- und Einkommensverlust, der nicht mehr von der Sozialbindung des 
Eigentums gedeckt ist. 

Folgende dieser Grundstücke liegen im Teilgebiet Fehntjer Tief Süd: 
Gemarkung: , Größe in ha: 1,0821 
Gemarkung: röße in ha: 3,2060 
Gemarkung:  Größe in ha: 4,3457. 

Diese Grundstücke wurden planfestgestellt im Rahmen eines Flurneuord-
nungsverfahrens zugeteilt und deshalb mit anderen Auflagen verordnet. Weil 
hier nach Angaben des Planungsbüros Bios keine FFH-Lebensraumtypen vor-
handen sind, ist dieser Teilbereich als LSG auszuweisen. Wenigstens ist sicher 
zu stellen, dass der Status Quo für Eigentümer und Bewirtschafter aus Grün-
den des Vertrauensschutzes erhalten bleibt. Denn die geplanten Änderungen 
hinsichtlich Düngung, Besatzdichte und Sperrfristen zur Bearbeitung bedeuten 
letztlich eine völlige Entwertung. 

Professor Dr. Albrecht Mährlein aus Kiel hat Ende 2018 einen Vortrag über die 
finanziellen Folgen von Naturschutzmaßnahmen in Holtrop gehalten. Er hat 
anhand zahlreicher Praxisbeispiele eindrucksvoll dargestellt, dass schon bei 
einer relativ geringfügigen Betroffenheit Verluste entstehen, die wesentlich 
höher sind als die durchschnittliche jährliche betriebliche Eigenkapitalbildung. 
Wie sollen meine Pächter da noch ihren finanziellen Verpflichtungen nach-
kommen? Noch gravierender ist der Vermögensverlust. Die sind empirisch 
anhand von Umfragen unter Buchstellen und Sachverständigen sowie Bera-
tern im Agrarkreditgeschäft belegt. Demnach bewirkt allein die Sicherung als 
LSG ohne Auflagen einen Wertverlust von 15 — 20 %. Bei konkreten Bewirt-

Die folgenden Einwendungen betreffen das Hoheitsgebiet des Landkreises 
Leer und werden durch die geplante Verordnung des Landkreises Aurich nicht 
berührt. 

Die aufgeführten Regelungen der Verordnung beeinflussen die Wirtschafts-
weise der im Schutzgebiet wirtschaftenden Betriebe. Eine natur- und land-
schaftsverträgliche landwirtschaftliche Bodennutzung nach guter fachlicher 
Praxis gemäß § 5 Abs. 2 BNatSchG ist weiterhin möglich und auch notwendig. 
Eine mögliche Wertminderung ist vom jeweiligen Betrieb und der Betriebs-
struktur abhängig.  
Betroffenheiten durch die geplante Unterschutzstellung wurden in einer durch 
die Landkreise Aurich und Leer beauftragten Betroffenheitsanalyse betrachtet. 
Diese diente der Ermittlung der wesentlichen Grundlagen. Während der Er-
stellung der landwirtschaftlichen Betroffenheitsanalysen haben sich jedoch 
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schaftungseinschränkungen betragen diese 70— 85 %. Das geht weit über das 
zulässige Maß der Sozialbindung des Eigentums hinaus. 

Weitere Einwendungen und Hinweise behalte ich mir mit Bezug auf das EUGH-
Urteil RS.C137/14 VOM 15.10.2015 vor. 

bereits wesentliche Änderungen der geplanten Verordnungsinhalte ergeben, 
unter anderem aufgrund von Gesprächen mit Landwirten. Soweit möglich, 
wurden Problempunkte somit bereits im Erstellungsprozess berücksichtigt und 
die Verordnungsinhalte dementsprechend angepasst. Die Betroffenheitsana-
lysen beziehen sich auf einen überholten Stand der Verordnung und sind so-
mit nicht Gegenstand des formellen Beteiligungsverfahrens zur Ausweisung 
des geplanten Landschaftsschutzgebietes. 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Zur Kenntnis genommen.  
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40.  
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich rege eine Nachbesserung/Berichtigung der Verordnung an:
Die Verordnung bedroht die betroffenen Landwirte in ihrer Existenz, greift zu 
stark in die Rechte der Grundstückseigentümer und/oder Bewirtschaf-
ter/Nutzer ein, beeinträchtigt den Tourismus, ignoriert den Nutzen der 
Jagd/Fischerei, greift in das kommunale Selbstverwaltungsrecht und greift in 
Bereiche der Sielachten ein. 

Ich spüre nachgelagert die wirtschaftlichen Folgen dieser Verordnung, da ich 
als selbstständiger Besamer tätig bin. Aus diesem Grund widerspreche ich der 
Verordnung, die eine Verschlechterung der Qualität der Flächen im betroffe-
nen Gebiet nach sich zieht. Nachsaat- und Umbruchverbote, Spähtmähtermi-
ne, Gewässerrandstreifen in nicht zu akzeptierender Breite, unpraktikable 
Vorgaben hinsichtlich von Pflanzenschutzmittelaufbringung etc. sind so nicht 
hinnehmbar. Es kann auf den betroffenen Flächen nicht mehr nach guter fach-
licher Praxis gearbeitet werden. Die Ernte eines guten Grundfutters ist nicht 
mehr einzubringen. Zukäufe von Futter (Transporten per Lkw oder Schlepper) 
und/oder erhöhter Medikamenteneinsatz aufgrund von eintretenden gesund-

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Die aufgeführten Regelungen der Verordnung beeinflussen die Wirtschafts-
weise der im Schutzgebiet wirtschaftenden Betriebe. Eine natur- und land-
schaftsverträgliche landwirtschaftliche Bodennutzung nach guter fachlicher 
Praxis gemäß § 5 Abs. 2 BNatSchG ist weiterhin möglich und auch notwendig. 
Betroffenheiten durch die geplante Unterschutzstellung wurden in einer durch 
die Landkreise Aurich und Leer beauftragten Betroffenheitsanalyse im Vorfeld 
der Auslegung betrachtet und konnten durch die Abänderung der Verordnung 
weitestgehend abgemildert werden.  
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heitlichen Problemen durch schlechtes Grundfutter wären die Folge.

Auch sehe ich den besonderen Schutzzweck der Verordnung nicht Dieser 
Punkt sollte nachgebessert werden. Die weitläufige, von Grünland geprägte 
Kulturlandschaft ist erhaltenswert. Sie wurde in unzähligen Generationen zu 
dem gemacht, wie wir sie heute vorfinden. Das Zusammenspiel von Natur und 
kleinbäuerlichen Strukturen hat seit Generationen Bestand und funktioniert 
gut. Eine „Wiederherstellung" sehe ich kritisch. Dass hier viele Dinge ohne 
großes Zutun gut taufen, sieht man an dem Vorkommen der in der Verord-
nung aufgeführten Tier-/und Pflanzenarten. Ich bin der Meinung, dass das 
betroffene Gebiet keiner schärferen Verordnung bedarf. 

Der jagdlichen-/und fischereilichen Nutzung sollte man ihre Vorteile nicht 
aberkennen. Es ist mir nicht ersichtlich, wie organische Abfälle eine Gefähr-
dung für die Natur darstellen können. 

ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 - 
Rs. 0-137/14) zulässig. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume 
in den letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung 
mit den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die 
Meldung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrecht-
lich zwingend. 

Die jagdliche und fischereiliche Nutzung ist weitestgehend freigestellt. Das 
Einbringen von Stoffen, insbesondere die Lagerung von land- und forstwirt-
schaftlichen Abfällen oder die illegale Entsorgung von Gartenabfällen auf ei-
nem begrenzten Raum, führt zur lokalen Anreicherung von Nährstoffen und 
Bodenverdichtung. Es besteht zudem die Gefahr, dass sich ausgehend von 
Gartenabfällen Zier- und Gartenpflanzen im Gebiet verbreiten und etablieren. 
Hierdurch können charakteristische Tier- und Pflanzenarten verdrängt wer-
den.  

Zur Kenntnis genommen. 
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41.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Sehr geehrte Damen und Herren,
Wir als Dienstleistungsunternehmen für die Landwirtschaft sind auf landwirt-
schaftliche Betriebe angewiesen die Ihre Flächen ordentlich und nach guter 
fachlicher Praxis bewirtschaften. 
Die in diesem derzeitigen Wandel stark wachsenden ldw. Betriebe sind auch 
auf uns als Lohnunternehmen angewiesen um Ihre Flächen in der angemesse-
nen Zeit mit moderner Technik zu bearbeiten. 
Alle Maßnahmen die zu einer Einschränkung der Bewirtschaftung der Flächen 
in dem geplanten Landschaftsschutzgebiet führen, werden früher oder später 
zu einer Einschränkung des Auftragsvolumen für unser Unternehmen führen. 

Als Beispiel möchten wir auf §4 Verbote eingehen: 
Ein Verbot der Grünlandneuansaat führt zu einer Qualitativen und Quantitati-
ven Verschlechterung des Grundfutters 
Die Gräsermischungen zur Nachsaat müssen für Energie- und Eiweißreiche 
Gräser und Grasnarben geeignet sein um Grundfutterqualität erzeugen zu 
können 

Zur Kenntnis genommen. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
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Das Liegenlassen von Mähgut kann auf Grund der Witterungsbedingungen 
vereinzelt nicht vermieden werden, da die Zerstötung der Bodenstruktur bei 
Nässe mehr Schäden verursacht als das liegengelassene Mähgut  

Zunehmende Gewässerabstände sind unnötig, da zum 1. der Gewässerab-
stand bereits in der Düngeverordnung geregelt ist und zum 2. kein Ab-

Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense), Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei lang-
jährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Gemäß § 40 BNatSchG ist regionales Saatgut zu verwenden, um eine Ausbrei-
tung von gebietsfremden Arten zu verhindern. Diese Regelung dient insbe-
sondere dem Schutz der innerartlichen Vielfalt gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG. 

Ziel einer Mahd ist die Gewinnung von Futter, so dass Mähgut von der Fläche 
abgefahren wird. Das Liegenlassen von Mahdgut kann zur Veränderung der 
Pflanzenzusammensetzung einer Fläche führen. Auch bei erschwerten Bedin-
gungen aufgrund ungünstiger Witterungsverhältnisse ist das Mahdgut abzu-
fahren. Bei offensichtlicher Unmöglichkeit, z. B. unvorhergesehener extremer 
Witterungseinflüsse, kann das Mahdgut ausnahmsweise auf den Flächen ver-
bleiben. Eine natur- und landschaftsverträgliche Nutzung sollte diesen Grund-
satz berücksichtigen. Nach der Beweidung überständige Futterreste auszumä-
hen und der Verbleib der Reste auf der Fläche ist gute fachliche Praxis. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
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schwemmen von Dünger auf Grünland zu erwarten ist

Des Weiteren sind wir der Meinung das es keinen Sinn macht, wenn vorhan-
dene Schutzmaßnahmen nochmals geregelt werden. 
Beispiel: 

rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck und die Bestim-
mung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 und Abs. 2 
WHG. Mit dieser Regelung wird in der sensiblen gewässernahen Zone eine 
dem Schutz der Gewässer dienende ökologische Maßnahme unmittelbar vor-
gegeben sowie das Gewässer vor Einträgen geschützt. Das Bundesrecht ergän-
zende Verbote der Verwendung von Düngemitteln trägt der Zweckbestim-
mungen des Gewässerrandstreifens– Verbesserung der ökologischen Funktion 
oberirdischer Gewässer, Verminderung von Stoffeinträgen aus diffusen Quel-
len und Sicherung des Wasserabflusses –Rechnung. 

Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der NSG-
VO macht diese Vorgabe unabdingbar.  
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- Küken- und Gelegeschutz sind bereits im NAGBNatSchG geregelt - Gewässer-
abstände in der Düngeverordnung 

Fazit 
Wir als Lohnunternehmen mit rund 100 Mitarbeitern dienen der Landwirt-
schaft und den landwirtschaftlichen Betrieben seit mehr als 30 Jahren! 
Wir möchten diese Aufgabe auch gerne weiterhin erfüllen! 
Das können wir aber nur wenn die betroffenen Betriebe nicht durch die LSG 
Ausweisung in Ihrer Existenz gefährdet werden und aufgeben müssen! 

Die Durchführung des Küken- und Gelegeschutzes ist nicht im NAGBNatSchG 
geregelt. Es findet sich lediglich eine Entschädigungsregelung für den Fall, 
wenn die zuständige Naturschutzbehörde eine Anordnung trifft, dass die be-
treffenden Flächen, auch außerhalb eines Naturschutzgebietes, zum Schutz 
der Gelege erst später befahren werden dürfen. Wie in der Begründung aus-
führlich angeführt, reichen die in der Düngeverordnung stehenden Regelun-
gen nicht aus, um dem Schutzzweck der Verordnung genüge zu tragen.  

Zur Kenntnis genommen. 
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42.   
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich bin Eigentümer von Grundstücken in der Gemeinde Ihlow-Simonswolde, 
konkret: 

 
Ich betreibe einen landwirtschaftlichen Betrieb im Haupterwerb. 
Die von mir bewirtschafteten Flächen stellen sich wie folgt dar: 
Grünland: 3,26 ha 
Einwendungen 
Allgemeines 
Der Verordnungsgeber verkennt, dass die Arbeitshilfe des NLWKN zur Siche-
rung von Natura 2000-Gebieten (2018-02-20_Muster-V0_4_aktualisiert.pdf) 
für Naturschutzgebiete angefertigt 
wurde und im Rahmen von Landschaftsschutzgebieten einen unverhältnismä-
ßig hohen Schutzmaßstab statuiert. In LSGV0en sind diese stets an den beson-
deren Schutzzweck anzuknüpfen. Dem wird es nicht gerecht, wenn die für 
NSGV0en konzipierten Schutzmaßnahmen des Ministeriums „entsprechend" 
angewandt werden beziehungsweise aus der Muster-VO übernommen wer-
den. 

•Sämtliche Regelungen müssen sich am Verschlechterungsverbot messen 
lassen. Der Maßstab für die Beurteilung der Frage, ob eine Gebietsbeeinträch-
tigung vorliegt, verlangt nach einer Ausgangsgröße: Pläne, Projekte und Vor-
haben sind die adressierten Erscheinungsformen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL 
angeordneten Verschlechterungsverbots. Dies dient nach überwiegender An-
sicht der Erhaltung des Zustandes, in dem sich die von dem Schutzgebiet um-
fassten Lebensräume im Zeitpunkt der Eintragung in die Gemeinschaftsliste 
befinden. Gemäß Art. 4 Abs. 5 FFH-RL ist ein Gebiet nämlich erst ab dem Zeit-
punkt geschützt, in dem es in die Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung aufgenommen worden ist. Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken können, von vornhe-
rein vom Verschlechterungsverbot nicht erfasst. Die bereits bei Unterschutz-

Die Arbeitshilfe kann auch für die LSG-VO als Orientierungshilfe/Grundlage 
dienen. Die Regelungen des LSG-VO leiten sich aus dem Schutzzweck, mit re-
pressiven und präventiven Verboten ab 

Die unionsrechtlichen Vorgaben der FFH-RL und V-RL etablieren lediglich Min-
deststandards, während es den Mitgliedstaaten nicht versagt ist, strengere 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen (Art. 193 AEUV; Art. 14 V-RL). Davon abgese-
hen begrenzt das Verschlechterungsverbot nicht die Regelungsmöglichkeiten 
des Verordnungsgebers. Das Verbot bezieht sich auf Handlungen und Maß-
nahmen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-
Gebietes führen können. Der Verordnungsgeber gehört daher von vornherein 
nicht zu den Adressaten des Verbots; stattdessen hat er aus Gründen des § 32 
Abs. 3 S. 3 BNatSchG durch geeignete Ge- und Verbote sicherzustellen, dass 
der Regelungsvorgabe des Art. 6 Abs. 2 (i.V.m. Art. 7) FFHRL entsprochen wird. 
§ 32 Abs. 3 S. 4 BNatSchG lässt aber keinen Zweifel daran, dass es ihm auch 
gestattet ist, weitergehende Schutzvorschriften zu erlassen. Die Vorstellung, 
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stellung des Gebiets bestehenden Vorhaben wirken sich (prägend) auf die 
zeitlich nachfolgend ausgewiesenen Schutzgebiete aus und bestimmen so den 
Erhaltungszustand der Lebensräume und Arten mit (Beier, NVwZ 2016, 575, 
577). Sie sind daher in der Regel bereits im Rahmen des Prozesses der Ge-
bietsausweisung entsprechend berücksichtigt worden (VGH München, Urt. v. 
30.10.2007 —8 A 06.40024; bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 05.12.2008 —9 
B 28/08; VGH München, U. v. 19.02.2014 — 8 A 11.40040 u. a.; wiederum 
bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 22.06.2015 — 4 B 59/14). Der Maßstab für 
die Beurteilung der Frage, ob eine Beeinträchtigung vorliegt, verlangt zunächst 
nach einer Ausgangsgröße. Fraglich ist nämlich, ob der naturschutzrechtliche 
„Idealzustand" die Ausgangsgröße bildet oder ob bereits ein vorgefundener 
Zustand (Vorbelastung) Ausgangspunkt ist. Man wird von folgendem ausgehen 
müssen: Die Vorhaben, Maßnahmen und Veränderungen sind Erscheinungs-
formen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL angeordneten Verschlechtungsverbots. 
Letzteres dient nach überwiegender Ansicht der Erhaltung des Zustandes, in 
welchem sich die von dem Schutzgebiet umfassten Lebensräume im Zeitpunkt 
der Eintragung in die Gemeinschaftsliste befinden (Gellermann, Natura 2000-
Europäisches Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepub-
lik Deutschland, 2. Aufl. 2001, S. 72). Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken, von vornherein vom 
Verschlechterungsverbot nicht erfasst (Gellermann, Natura 2000-Europäisches 
Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepublik Deutsch-
land, 2. Aufl. 2001, S. 72). Anders formuliert: Soweit Art. 6 Abs. 2 FFH-RL ne-
ben dem Unterlassen beeinträchtigender Handlung ein aktives Tätigwerden 
des Mitgliedstaats fordert, handelt es sich um eine konservierende, nicht um 
eine optimierende Maßnahme (Erbguth/Schubert, DVBI. 2006, 591, 596).  

In Anbetracht des konservierenden Charakters müssen aber alle Maßnahmen 
der Bewirtschaftung zulässig bleiben, die zum Zeitpunkt der Unterschutzstel-
lung bereits vorgenommen wurden und die nicht dazu geführt haben, die 
Schutzbedürftigkeit und die Schutzwürdigkeit in Frage zu stellen. Es geht da-
rum, einen Zustand zu konservieren, so dass Maßstab für die Einschränkungen 
der Zustand der 

dass eine zur Unterschutzstellung von FFH- und/oder Vogelschutzgebieten 
dienende nationale Schutzverordnung lediglich Verschlechterungen des Zu-
standes verhindern dürfte, findet in den einschlägigen Rechtsnormen keinen 
Rückhalt. 

Im Übrigen zur Kenntnis genommen. 

Das Verschlechterungsverbot bezieht sich, wie oben dargestellt auf den Zeit-
punkt der Meldung des Gebietes als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung, nicht der hier vorgenommenen Überführung in nationales Recht.  
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3
Ausgangsgröße ist, der zum Zeitpunkt der Unterschutzstellung herrschte. Des-
halb sind die Einschränkungen auf die Aspekte zu begrenzen, die über diesen 
Rahmen hinausgehen und die zu einem Verstoß gegen das Verschlechterungs-
verbot führen können. Das gefundene Resultat entspricht der Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG 146, 145 ff. — BAB Waldkappel, 
erster Leitsatz). Mit Blick auf den Kammmolch hat das Gericht festgestellt, 
eine ihn betreffende Schadensvermeidungsmaßnahme sei rechtlich zulässig, 
wenn nach Durchführung der Maßnahme mindestens der gleiche (oder besse-
re) Schutz für die Art erreicht wird. 
•Die Fläche des geplanten Landschaftsschutzgebietes korrespondiert nicht mit 
der Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete (vgl. Über-
sichtskarten/ Anlage 1.2 und 1.3). Die Einbeziehung der nicht als FFH-Gebiet 
ausgewiesenen Flächen kommt jedoch nur dort in Betracht, wo diese im Hin-
blick auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebietes schutzwürdig und schutzbedürf-
tig sind. Beides wurde vom Verordnungsgeber nicht dargelegt. 

•Der Standdarddatenbogen enthält veraltete Daten. Die Lebensraumtypen 
und die Arten sind weit vor 2017 das letzte Mal kartiert worden — die Biotop-
kartierung des Fehntjer Tief-Niederung für die FFH-Basiserfassung erfolgte im 
Jahr 2002. In der Begründung wird sich auf keine aktuellere Erfassung bezo-
gen. In zeitlicher Hinsicht ist eine solche Überprüfung und Nachkartierung 
jedenfalls dann erforderlich, wenn die nationale Unterschutzstellung mehr als 
sechs Jahre nach Aufstellung der Standarddatenbögen erfolgt. Dies folgt aus 
den Vorgaben der FFH-Richtlinie und der dazu ergangenen Rechtsprechung 
(vgl. Art. 4 Abs. 4 FFH-RL, Art. 9 FFH-RL; VGH Kassel, B. v. 02.01.2009 — 11 B 
368/08.T — juris, Rn. 398). 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume 
in den letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung 
mit den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die 
Meldung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrecht-
lich zwingend. 

In der Begründung des Verordnungsentwurfs wird eine Basiserfassung thema-
tisiert, deren Ergebnisse im Standard-Datenbogen des NLWKN dokumentiert 
sind. Die Erstmeldung des FFH-Gebietes „Fehntjer Tief und Umgebung' erfolg-
te im Dezember 2004, indessen wurde der Meldebogen im Juli 2018 aktuali-
siert. Das Vogelschutzgebiet „Fehntjer Tief' wurde im Dezember 1999 gemel-



368 

Schutzzweck §3 
Einwendung: 
Der besondere Schutzzweck gemäß § 3 Abs. 2 sollte sich auf folgende Punkte 
beschränken: 
•Die Erhaltung und Entwicklung der weitläufigen, offenen, von Grünland ge-

det, während das Update im August 2018 erfolgte.“ Daraus folgt, dass die 
Datenlage in Ansehung des vorliegenden Falles hinreichend aktuell ist. 

Die Lebensraumtypen (6230, 6410, 7140, stichprobenartig 3150, 3130) und 
Arten sind im Rahmen der Managementplanung 2019 und 2020 kartiert wor-
den. Borstgrasrasen und Pfeifengraswiesen sind stichprobenartig durch das 
Land Niedersachsen im Rahmen der Berichtspflicht kartiert worden. Seit 2009 
erfolgt im Landkreis Leer ein Monitoring im Rahmen der Umsetzung von Maß-
nahmen zur Entwicklung und Erhaltung der LRT 6230 und 6410. Die Gewässer 
des LRT 3130 werden regelmäßig durch das Land Niedersachsen (Luronium) 
untersucht. Zudem erfolgt eine jährliche Revierkartierung seit 1994 (bis auf 
2015/2016) durch die Naturschutzstation Fehntjer Tief. 

Unabhängig davon findet die These, dass nach Ablauf von sechs Jahren eine 
Neukartierung erfolgen müsste, in Art. 4 Abs. 4 FFH-RL keine Stütze. Die Vor-
schrift, die nur für FFH-Gebiete gilt, verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Unter-
schutzstellung der in die Gemeinschaftsliste aufgenommenen Gebiete inner-
halb einer Frist von sechs Jahren. Die Rechtsfolge, dass nach Ablauf dieser 
Frist nachkartiert werden müsste, lässt sich der Vorschrift nicht entnehmen, 
zumal dies darauf hinausliefe, die Unterschutzverpflichtung zu relativieren. 

Schließlich verfängt der Hinweis auf Rechtsprechung zur Datenaktualität bei 
Eingriffsvorhaben nicht. Eine Übertragung auf Verfahren der Unterschutzstel-
lung verbietet sich schon deshalb, weil § 26 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG keinen 
Zweifel daran lässt, dass ein LSG auch um der „Wiederherstellung der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes“ willen ausgewiesen wer-
den kann. Es ist daher nicht entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter 
im Gebiet noch vorkommen, und daher ist die Aktualität der Daten keine Vo-
raussetzung der Unterschutzstellung. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
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prägten Landschaft sowie ihrer charakteristischen Arten.
•Die Erhaltung und Entwicklung der im Gebiet vorkommenden Gewässer als 
Lebensraum für 
zahlreiche Tier- und Pflanzenarten. 
•Die Erhaltung und Entwicklung 
beruhigter, ungestörter großflächiger Brut-, Rast- und Nahrungshabitate der 
im Gebiet vorkommenden Vogelarten. 
Der Schutz, die Pflege und die Entwicklung von Lebensräumen und Habit-
tatstrukturen wild lebender Tier-und Pflanzenarten, soweit sie europäisch 
geschützt sind und in signifikantem Umfang im Gebiet vorkommen. 

Absatz 4 sollte von einer „Kann“ in eine „Soll“-Bestimmung umgewandelt 
werden. 
Begründung: 
Die Umsetzung der Erhaltungsziele insbesondere auf landwirtschaftlichen 
Flächen sowie von Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen soll aufbauend auf 
die nachfolgenden Schutzbestimmungen auch durch Angebote des Vertrags-
naturschutzes unterstützt werden. 

Verbote §4 Abs. 1 
Einwendung 
Die Betretungs- und Befahrungsrechte sind 
auszuweiten (§ 4 Abs. 1 Nr. 1, 2 LSG-VO-E) 

Einwendung: Es muss zumindest ausnahmsweise und im Rahmen einer Be-
wirtschaftung nach § 5 BNatSchG möglich sein, den Pudde-, Hamm-, Kiel-weg 
in der Zeit vom 15.03. bis zum 15.07. eines jeden Jahres zu betreten, zu befah-
ren oder auf sonstige Art und Weise aufzusuchen (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 LSG-VO-E). 

BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 

Wenn diese Vorschrift in eine „Soll“-Regelung umgewandelt werden würde, 
hätte die zuständige Naturschutzbehörde keinen Ermessensspielraum bei der 
Entscheidung, ob Vertragsnaturschutz durchgeführt werden muss. Diese jetzt 
geltende Regelung dient der Wahrung der Eigentumsrechte.  

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen.  

Die hier angesprochene Sperrung der Wege erfolgt auf dem Hoheitsgebiet des 
Landkreises Leer und findet sich in der Verordnung des Landkreises Aurich 
nicht wieder.  
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§ 4 Abs. 1 Nr. 3 LSG-VO ist zu ungenau. Zudem wird vorgeschlagen, auf die 
Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erforderlichen Regelun-
gen zum Schutz wilder Tiere bereits enthält. 
Begründung:  
Ausweislich der Begründung zum Verordnungsentwurf (S. 5) bezweckt die 
Regelung insbesondere, einer Beunruhigung wild lebender Tiere vorzubeugen. 
Die Regelung lehnt sich an § 39 Abs. 1 BNatSchG an, geht jedoch über diesen 
hinaus. Abgesehen davon, dass § 39 BNatSchG bereits hinreichenden Schutz 
für wild lebende Tiere und Pflanzen bietet und es einer darüber hinausrei-
chenden Regelung nicht bedarf, ist der weiter reichende Teil auch zu unbe-
stimmt. Denn es wird für den Normadressaten nicht hinreichend deutlich um-
grenzbar, ab wann wild lebende Tiere durch Lärm gestört sind. Diese unbe-
stimmte Formulierung kann in dieser Form zu uferlosen Beschränkungen füh-
ren. Verwiesen sei hier auf die zahlreichen Geräuschquellen, die der Fremden-
verkehr als 
Teil der Gebietsnutzung im öffentlichen Interesse bietet, etwa durch Besucher 
mit ihren Kindern, Radfahrer auf den zugelassenen Wegen oder auch nur Pilz-
sucher im Wald (vgl. § 39 Abs. 3 BNatSchG). 
Unklar bleibt ebenso, was „auf andere Weise" bedeutet. 
Es wird daher vorgeschlagen, auf die Norm ganz zu 
verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erforderli-chen Regelungen zum 
Schutz wilder Tiere bereits enthält. 
Tiere sind hinsichtlich ihrer Lärmempfindlichkeit vielfach sensibler als der 
Mensch, sodass auch insofern die Regelung des § 39 Abs. 1 BNatSchG hinrei-
chend Schutz bietet.  

Einwendung: 
 Es muss zulässig sein, Pflanzstruktu-ren zu verändern, wenn diese nicht land-
schaftsprägend sind und keine Beeinträchtigung wertbestimmender Tier- und 
Pflanzenarten zu befürchten ist (§ 4 Abs. 1 Nr. 4 LSG-VO-E). 
Begründung: 
 Auch wenn man etwa eine Beeinträchtigung seltener Tier-und Pflanzenarten 

Der 4. Senat des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg hat in seinem Urteil vom 
04.03.2020, 4 KN 390/17 u.a. festgestellt, dass diese Regelung mit höherrangi-
gem Recht vereinbar und damit nicht zu unbestimmt ist. 

Die Aufnahme des Verbotes in die Verordnung stellt sicher, dass in einem 
dadurch notwendig werdenden Ausnahmeverfahren der Schutzzweck des LSG 
beachtet wird. Dieser würde bei einem Verfahren gem. § 39 BNatSchG keine 
Berücksichtigung finden. Zulässig sind gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 LSG-VO Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung des Gebietes mit vorheriger 
Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde. Eine natur- und land-
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im Einzelfall annehmen mag, so ist damit noch keine Aussage darüber getrof-
fen, ob in Hinblick auf die besondere Bedeutung einer natur- und land-
schaftsverträglichen Land- und Forstwirtschaft (§ 5 Abs. 1 BNatSchG) eine 
Entnahme jedenfalls im Einzelfall zuzulassen ist. Daher würden auch diese 
Erwägungen jedenfalls den Zustimmungsvorbehalt nicht rechtfertigen. Dies 
gilt umso mehr vor dem Hintergrund, dass das der Zustimmungsvorbehalt 
nach dem Verordnungstext gerade nicht auf wertgebende Lebensraumtypen 
oder besonders geschützte Arten beschränkt ist, sondern unter anderem auf 
alle im Verordnungsgebiet vorzufindenden Hecken, Baumreihen und Feldge-
hölze Anwendung finden soll. 
Selbst wenn der Verordnungsgeber zudem möglicherweise davon ausgeht, 
Pflanzen vor der Beeinträchtigung oder Zerstörung durch Laien schützen zu 
müssen, so könnte dieser an sich nicht zu beanstandende Begründungsansatz 
jedoch nicht verfangen, wo es um Eingriffe der Grundeigentümer und Nut-
zungsberechtigten und ihr fachlich geschultes Personal geht. Denn diese sind 
darüber im Bilde, welche Arten besonders schützenswert sind, so dass die 
Regelung unter diesem Blickwinkel nicht gerechtfertigt ist. 
Das Verbot ist daher zumindest auf diejenigen Pflanzen zu beschränken, bei 
denen der Schutz der vorkommenden LRT oder Arten es erfordert. Zudem ist 
auch für diese ein Anspruch der Eigentümer und Nutzungsberechtigten auf 
Ausnahmeerteilung im Einzelfall vorzusehen. 
Es wird daher vorgeschlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 
BNatSchG die erforderli-chen Regelungen zum Schutz von Tier- und Pflan-
zenarten bereits enthält. 

Einwendung:  
Drohnenflüge müssen auch zu land- und forstwirtschaftlichen Zwecken ohne 
vorherige Zustimmung der Landkreise als Naturschutzbehör-de erlaubt sein (§ 
4 Abs. 1 Nr. 6 LSG-VO-E); die Anzeigepflicht bei den Freistellungen (§ 7 Abs. 2 
Nr. 7 LSG-VO) ist nicht praktikabel und zudem ist die Freistellung zu eng ge-
fasst;  

schaftsverträgliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis ist gemäß § 7 
Abs. 2 Nr. 11 LSG-VO ebenfalls möglich. 

Bereits zum jetzigen Zeitpunkt gilt nach § 21b Abs. 1 Nr. 6 der Verordnung zur 
Regelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten (LuftVO) ein Verbot für 
den Betrieb unbemannter Luftfahrtsysteme in FFH-Gebieten. Nach der Unter-
schutzstellung gilt dieses gesetzliche Verbot unabhängig von der Schutzge-
bietskategorie auch für Europäische Vogelschutzgebiete. Von unbemannten 
Luftfahrtsystemen/Flugmodellen/Luftfahrzeuge (z. B. Modellflugzeuge, Dra-
chen, Drohnen) oder bemannten Luftfahrzeugen gehen insbesondere auf die 
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Einwendung:  
Es muss erlaubt sein, land- und forstwirtschaftliche Abfälle ZU lagern, aufzu-
schüt-ten oder einzubringen (§4 Abs. 1 Nr. 9 LSG-VO-E) 
Begründung: 
Es ist nicht nachvollziehbar, inwiefern natürlichenichtgefährliche forstwirt-
schaftliche Materialien wie Pflanzenreste sowie natürliche nicht gefährliche 
Hölzer aus der Landschaftspflege geeignet sind, durch Verwendung als Dünger 
oder in Form des Verbleibs und späteren Unterpflügens tatsächlich geeignet 
sind, Flora und Fauna sowie den Naturhaushalt zu beeinträchtigen. 
Dem Verbot sind daher natürlich abbaubare und durch Landwirtschaft und 
Forstwirtschaft produ-ziertes organisches Material zu entnehmen. 

Vogelwelt erhebliche Beeinträchtigungen aus. Flugkörper verursachen unab-
hängig von ihrer Form psychischen Stress (z. B. Ducken, verstärkte Rufaktivi-
tät, unruhiges Hin- und Hergehen), der in physischen Stress münden kann (z. 
B. panikartiges Auffliegen, Verlassen des Gebietes). Darüber hinaus werden 
Drohnen mit speziellen Kameras zur Ermittlung von Schäden durch lokal be-
dingte Hagelschauer, Windhosen, Sturmböen etc. in Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft und Naturschutz eingesetzt, um eine aufwändige Begehung der be-
troffenen Schläge zu vermeiden. Nach § 6 Nr. 3 LSG-VO ist der Einsatz von 
unbemannten Luftfahrtsystemen oder unbemannten Luftfahrzeugen zur Wild-
tierrettung, Bestands- und Ertragserfassung durch qualifizierte Anwender 
nach vorheriger schriftlicher oder mündlicher Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde freigestellt. Darüber hinaus kann nach § 4 Abs. 4 der LSG-
VO die zuständige Naturschutzbehörde in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, 
soweit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. 
Darüber hinaus ist ggf. eine Erlaubnis nach der LuftVO bei der Niedersächsi-
schen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLStbV) zu beantragen. 
Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme. Die Anzeige kann sowohl mündlich als auch schriftlich erfol-
gen und stellt keine unzumutbare Beeinträchtigung dar. 

Das Einbringen von Stoffen, insbesondere die Lagerung von land- und forst-
wirtschaftlichen Abfällen oder die illegale Entsorgung von Gartenabfällen auf 
einem begrenzten Raum, führt zur lokalen Anreicherung von Nährstoffen und 
Bodenverdichtung. Es besteht zudem die Gefahr, dass sich ausgehend von 
Gartenabfällen Zier- und Gartenpflanzen im Gebiet verbreiten und etablieren. 
Hierdurch können charakteristische Tier- und Pflanzenarten verdrängt wer-
den.  
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Einwendung: 
Es muss erlaubt sein, Weihnachts-baum-, Schmuckreisigkulturen und Kurzum-
triebs-plantagen anzulegen (§ 4 Abs. 1 Nr. 10 LSG-VO-E) 
Begründung: 
Das Verbot ist als Verbot mit Erlaub-nisvorbehalt auszugestalten. 

Einwendung:  
Nadelhölzer und andere gebiets-fremde oder invasive Pflanzen einzubringen 
sowie gebietsfremde oder invasive Tiere auszusetzen, sollte zumindest für die 
ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft, möglich bleiben (§ 4 Abs. 1 Nr. 
11 LSG-VO-E). 
Begründung:  
Am stärksten wiegen jedoch die negativen Auswirkungen dieser Regelungen in 
Hinblick auf die unaufhaltsamen Klimaveränderungen. Die Waldumbaube-
schränkungen werden den Schutzzweck in Zukunft in erheblichem Maße nega-
tiv beeinflussen. Aufgrund der Klimaverschiebung und dem damit verbunde-
nen Eschen- und Buchensterben ist eine gewisse genetische Flexibilität erfor-
derlich. Es ist abzusehen, dass sich diese und andere Laub-bäume nicht mehr 
positiv entwickeln können. Die positive ökologische Entwicklung der Waldflä-
chen in dem Schutzgebiet setzen daher weiterhin eine ökonomische Nutzung 
voraus. Um angemessen auf die Klimaänderungen reagieren zu können, ist es 
zwingend erforderlich, dass in die Verordnung eine Öffnungsklausel aufge-
nommen wird, die eine Beimischung nicht-lebensraumtypischer Baumarten 
zulässt. 

Einwendung:  
Die Befahrung der Gewässer muss unter Würdigung des Verschlechterungs-

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG- VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG-VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Gemäß § 40a BNatSchG sind die zuständigen Behörden verpflichtet Maßnah-
men zu treffen, die eine Einbringung oder Ausbreitung von invasiven Arten zu 
verhindern oder zu minimieren. 

Die Forstwirtschaft ist von der Verordnung nicht betroffen. 

Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 16 verboten. Freigestellt 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
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verbots möglich sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 17 LSGVO-E).
Die Aufweichungen in den Freistellungen (§ 7 Abs. 2 Nr. 9 LSGVO-E) sind zu 
eng gefasst. 

Einwendung:  
Die Errichtung von Anlagen aller 
Art, gerade wenn hierfür keine Genehmigung erforderlich ist, muss erlaubt 
sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 
18 LSGVO-E). Zumindest muss diese Regelung im 
Erlaubnisvorbehalt verankert werden. 
Begründung:  
Das Bauverbot dürfte in dieser Form rechtswidrig sein. Denn ein solches Ver-
bot findet keine Stütze im Gesetz. Weder unionsrechtliche noch nationale 
Vorgaben sehen ein generelles Bauverbot in Schutzgebieten vor. Ein generel-
les Bauverbot in einem Landschaftsschutzgebiet setzt danach voraus, dass 
aufgrund der Eigenart der Landschaft jeder Bau unabhängig von Zweck, Um-
fang und Gestaltung den Gebietscharakter schlechthin verändern oder dem 
besonderen Schutzzweck der Verordnung generell zuwiderläuft (OVG Lüne-
burg, U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01— juris, Rn. 45 f.; Albrecht, in BeckOK 
Umweltrecht Giesberts/Reinhardt, 50. Edition 2019, § 26 BNatSchG Rn. 27). 
Als denkbare Landschaft, in der jeder Bau dem Schutzzweck zuwiderläuft und 
in der deshalb ein absolutes Bauverbot zulässig wäre, nannte das Bundesver-
waltungsgericht — im U. v. 12.07.1956 —1 C 91.54 — juris, Rn. 10 — eine 
„Dünenlandschaft am Meeresstrand". Damit ein Verbot baulicher Anlagen 
aller Art zulässig ist, muss vielmehr feststehen, dass diese gerade „in jedem 
Bereich des unter Schutz gestellten Gebiets" den 
Gebietscharakter schlechthin verändert (OVG Lüneburg, U. v. 24.08.2001 — 8 
KN 41/01 — juris, Rn. 47; OVG Lüneburg U. v. 04.12.2018 — 4 KN 77/16 — 
juris, Rn. 102). Vor allem bei sehr großen Landschaftsschutzgebieten kann dies 

vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, und Sengelsieltief. Ein Verbot besteht nur für Stehpaddel, Kites und Was-
serfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen montiert sind. Die natur-
schutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind der Begründung zur 
LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt Tourismus zu und ermöglicht die 
Wahrnehmung von Natur und Landschaft. 

Mit der Errichtung von Anlagen aller Art können Beeinträchtigungen entste-
hen, die dem Schutzzweck entgegenstehen. So können sensible Rast- und 
Brutplätze, typische Landschaftsteile und Pflanzenarten betroffen sein. Sie 
stellen eine Veränderung des betroffen Landschaftsraumes dar. Sie werden 
visuell als Fremdkörper wahrgenommen und fungieren als Störungspotential. 
Dies gilt gerade auch für Anlagen, für die keine Genehmigung erforderlich ist, 
wie Schilder oder Tafeln. Diese Maßnahmen stellen Projekte dar. 
Gemäß § 7 Abs. 3 der LSG-VO sind Pläne und Projekte, die einer behördlichen 
Entscheidung oder einer Anzeige bedürfen, freigestellt, wenn im Rahmen ei-
ner Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 26 NAGBNatSchG 
bzw. nach § 1a Abs. 4 BauGB in Verbindung mit §§ 34, 36 BNatSchG nachge-
wiesen wird, dass der in § 2 genannte Schutzzweck dieser Verordnung weder 
einzeln noch im Zusammenwirken mit anderen Plänen oder Projekten nachtei-
lig berührt werden oder die in § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG genannten Voraus-
setzungen erfüllt sind. Kommt also eine sogenannte FFH-
Verträglichkeitsprüfung zu dem Ergebnis, dass das geplante Projekt FFH-
verträglich ist, bedarf es keiner weiteren Befreiung oder sonstigen Prüfung 
durch die zuständige Naturschutzbehörde. Diese Prüfung ist, auch ohne Aus-
weisung eines LSG, bereits jetzt erforderlich. 

Es dürfen repressive Verbote ohne Erlaubnisvorbehalt nur dann erlassen wer-
den, wenn von vornherein feststeht, dass die verbotenen Maßnahmen den 
Charakter des unter Schutz gestellten Gebietes schlechthin (d. h. ungeachtet 
ihrer Art, Zweckbestimmung, Gestaltung und Größe sowie ihres Standortes) 
verändern oder dem besonderen Schutzzweck schlechthin zuwiderlaufen. Dies 
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zweifelhaft sein. Das Oberverwaltungsgericht Lüneburg hat dazu sogar in sei-
nem Leitsatz — im U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01 —juris — erklärt: 
„Ein repressives Verbot, bauliche Anlagen aller Art zu errichten, ist in Land-
schaftsschutzgebieten, die bebaute Grundstücke und Siedlungen umfassen, in 
der Regel unzulässig." 
Das Verbot ist daher zumindest abzuschwächen und mit einem entsprechen-
den Erlaubnisvorbehalt zu versehen. 

Einschränkungen der Landwirtschaft § 4 Abs. 2,3 

Einwendung:  
Die Grünland- und Narbenerneuerung muss zulässig bleiben (§ 4 Abs. 3 Nr. 1 
lit. b NSG-VO-E). 

Einwendung:  
Es muss eine Abweichung von der vorgegebenen Saatgutmischung möglich 
sein (§ 4 Abs. 3 Nr. 1, lit. c NSG-VO-E).  

ist hier der Fall, da der Gebietscharakter oder die Schutzgüter des Gebietes 
beeinträchtigt werden  
Der „Gebietscharakter“ besteht hierbei aus den Gesamteigenschaften und 
dem Gesamteindruck des LSG, also die natürlichen Eigenarten des gesamten 
Landschaftsensembles. Diesen Gebietscharakter verändern alle Handlungen, 
die negative Auswirkungen auf die Gesamteigenschaften und den Gesamtein-
druck des Gebietes haben und dadurch den Gesamtwert für den Landschafts-
schutz herabmindern. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
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Begründung: 
Die vorgeschlagene Saatmischung für Über- und Nachsaaten entspricht offen-
bar der Vorgabe aus dem Landesumweltministerium anlässlich der Genehmi-
gung von Neuansaaten im Zusammenhang mit den Dürre- und Mäuseschäden 
im Frühjahr 2020. In der Praxis müsste, damit eine solche Mischung überhaupt 
erst in dieser Zusammensetzung auflaufen kann, das Grundstück nach chemi-
scher Beseitigung der Altnarbe, gründlicher Pflugfurche und Saatbettbereitung 
ganz neu angesät werden. Wie sich diese Pflanzengesellschaft dann entwi-
ckelt, hängt insbesondere von der Witterung und von der Nutzungsfrequenz 
ab. Sinn und Zweck einer Nachsaat ist jedoch, gerade solche Umbrüche mit 
ihren negativen Konsequenzen, nämlich (Zer-)Störung des Bodenlebens und 
Gefüge, Nährstoffpufferfunktion, Tragfähigkeit des Bodens, Regenerationsfä-
higkeit der Grasnarbe etc. zu vermeiden. Genau aus diesem Grund wird die 
Nachsaat in Wasserschutzgebieten gefördert, nämlich um den Grünlandum-
bruch zu verhindern. Sie unterschätzen die Konkurrenzfähigkeit der Altnarbe, 
die sich auf mittlere Sicht immer wieder durchsetzt. Die Praxiserfahrungen aus 
dem diesjährig trockenen Frühjahr haben gezeigt, dass auch bei scheinbar 
großflächig vernichteten Grasbeständen die Nachsaat mit der geringstmögli-
chen Bodenbearbeitung die beste Wirkung hatte.  

sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Gemäß § 40 BNatSchG ist regionales Saatgut zu verwenden, um eine Ausbrei-
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Einwendung: 
Das Liegenlassen von Mähgut (§ 4 Abs. 2 Nr. 5 LSG-VO-E) muss möglich sein. 
Begründung: 
Das Liegenlassen von Mähgut ist keine fachliche Praxis, jedoch in Einzelfällen 
auf Feuchtgrünland unvermeidlich,um bei ungünstiger Witterung Bodenschä-
den zu vermeiden. 

Einwendung: 
Die weiteren Einschränkungen der Landwirtschaft in § 4 Abs. 3 LSGVO-E recht-
fertigen sich nicht. 
Begründung: 
Die Regelungen sind zu streichen. Die Thematik der 
Gewässerabstände ist schon ausreichend durch Gesetz (NWG, WHG) geregelt 
und die erneute und erweiterte Regulierung daher überflüssig. Zudem ist 
durch die gesetzlich vorgesehenen Maßnahmen in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 NAGB-
NatSchG der Gelegeschutz sichergestellt. Damit ist ein Verstoß gegen arten-
schutzrechtliche Verbotstatbestände ausgeschlossen. Zudem wird bisher nicht 
dargestellt, warum das Fachrecht, das bei der ordnungsgemäßen Landwirt-
schaft zu beachten ist, im Hinblick auf die naturschutzrechtlichen Belange 
defizitär sein soll. 
Im Einzelnen: 
Absatz 3 regelt insbesondere die Gewässerabstände bei der Düngung, die 
bereits im NWG bestimmt sind. Die fachliche Notwendigkeit von Abständen, 
die über diese gesetzlichen Vorgaben hinaus gehen, haben Sie bislang nicht 
schlüssig dargelegt. Die in der Begründung aufgeführte Auswertung von 
ZHANG et. al. von der University of California aus 2010 ist in diesem Fall nicht 

tung von gebietsfremden Arten zu verhindern. Diese Regelung dient insbe-
sondere dem Schutz der innerartlichen Vielfalt gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG. 

Ziel einer Mahd ist die Gewinnung von Futter, so dass Mähgut von der Fläche 
abgefahren wird. Das Liegenlassen von Mahdgut kann zur Veränderung der 
Pflanzenzusammensetzung einer Fläche führen. Auch bei erschwerten Bedin-
gungen aufgrund ungünstiger Witterungsverhältnisse ist das Mahdgut abzu-
fahren. Bei offensichtlicher Unmöglichkeit, z. B. unvorhergesehener extremer 
Witterungseinflüsse, kann das Mahdgut ausnahmsweise auf den Flächen ver-
bleiben. Eine natur- und landschaftsverträgliche Nutzung sollte diesen Grund-
satz berücksichtigen. Nach der Beweidung überständige Futterreste auszumä-
hen und der Verbleib der Reste auf der Fläche ist gute fachliche Praxis. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
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geeignet, die Wirksamkeit von Gewässerrandstreifen zu belegen. Wörtlich 
heißt es in der Ausarbeitung: „This paper aggregated many of these results 
and performed a meta-analysis to quantify the relationships between pollu-
tant removal efficacy and buffer width, buffer slope, soll type, and vegetation 
type." Die Klima- und Bodenverhältnisse in Kalifornien sind mit denen am 
Fehntjer Tief nicht im entferntesten zu vergleichen. Die Hangneigung zum 
Gewässer ist ebenfalls nicht zu berücksichtigen. Zudem haben wir es hier aus-
schließlich mit Grünland zu tun. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nach 
den jüngsten Änderungen im NAGBNatSchG in Natura 2000-Gebieten auf 
Grünland verboten. Sedimenteinträge sind auf Grünland im Gegensatz zu 
Acker ausgeschlossen. Die Zufuhr von Nährstoffen im Uferbereich dagegen 
steigert das Pflanzenwachstum, die Durchwurzelung des Bodens und damit 
die Retentionsleistung und die Filterfunktion des Gewässerrandstreifens. Die 
Eintragspfade Oberflächenwasserabfluss und Grundwasser wirken unabhängig 
von der Entfernung zum Gewässer. Hier spielen Faktoren wie Bodenart, Kul-
turzustand, Niederschlagsmenge, Hangneigung etc. eine ungleich größere 
Rolle. Direkte Nährstoffeinträge sind also wegen der überwiegend angrenzen-
den intensiven Grünlandbewirtschaftung, des ganzjährigen Graswachstums im 
atlantischen Klima, des ebenen Geländes und der inzwischen mehrfach novel-
lierten Düngeverordnung weitestgehend ausgeschlossen. Abgesehen davon, 
dass eine völlige Unterbindung von Nährstoffeinträgen aus diffusen Quellen 
illusorisch wäre, ist dieser Schutzzweck bereits umfassend in der Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) bzw. auf nationaler Ebene in der Oberflächengewässer-
verordnung (OGV) geregelt. Angesichts der letzten Verschärfung dieser Ver-
ordnung aus 2016 ist sichergestellt, dass die aktuell geltenden Grenzwerte den 
Vorsorgegrundsatz mehr als übererfüllt haben. Erfahrungsgemäß wird in die-
sem Zusammenhang die Retentionsleistung von intensivem Grasland noto-
risch unterschätzt. Extensivgrünland hat wegen seiner geringeren Entzüge 
eine wesentlich geringere Nährstoffpufferkapazität. N-min-Untersuchungen in 
den Wasserschutzgebieten in Leer haben ergeben, dass Grünland bei steigen-
den Nutzungsfrequenzen vielfach bessere Werte aufweist als beispielsweise 
Wald. Das ist auch das Ergebnis einer Auswertung des Umweltbundesamtes 
(UBA nach Angaben LAVINDr. Wolter am 24.09.2014). In diesem Zusammen-

Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar.  

Die Wirkung von Gewässerrandstreifen für den Stoffrückhalt nimmt nach Lite-
raturauswertungen mit zunehmender Breite zu. Auf die Abb. von Zhang et. al. 
wird in diesem Zusammenhang in der Begründung verwiesen. Text und Abbil-
dung sind der „Allianz für Gewässerschutz: Empfehlungen für die Einrichtung 
von breiten Gewässerrandstreifen, Herausgegeben vom Ministerium für Ener-
giewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume Schleswig-Holstein in 
Allianz mit dem Bauernverband Schleswig-Holstein e. V., Juli 2014“ entnom-
men. Mit der Abbildung von Zhang werden grundsätzliche Prinzipien darge-
stellt. 

§ 25 a NAGBNatSchG regelt die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln inner-
halb von Landschaftsschutzgebieten, soweit sie Natura-2000-Gebiete sind. In § 
25 a Abs. 4 NAGBNatSchG ist dargelegt, dass weitergehende Vorschriften in 
Naturschutzgebiets- und Landschaftsschutzgebietsverordnungen von den 
Regelungen der Absätze 1 bis 3 unberührt bleiben. Dies weist darauf hin, dass 
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hang hat das Grünlandzentrum Niedersachsen-Bremen in einer fachgutachter-
lichen Stellungnahme vom 05.11.2019 die Vorteile von Grünland hinsichtlich 
der Speicherkapazität von Nährstoffen und Kohlenstoff umfassend belegt. 
Demnach ist bei Schnittnutzung unabhängig von der Düngung kein Unter-
schied im Nitrataustrag zwischen der Nullvariante und 480 kg N/ha festzustel-
len (PAASS et al.1991). Da der Eintrag über diffuse Quellen und nicht der di-
rekte Eintrag als Hauptursache für die Gewässergefährdung gilt, stünde die 
Schutzwirkung ungenutzter bzw. extensiv bewirtschafteter Gewässerrand-
streifen in keinem Verhältnis zu ihren Nachteilen für Bewirtschafter und Ei-
gentümer. 
Der wiederholte Hinweis auf die Vollzugshinweise des NLWKN aus 2011 schei-
det zur Begründung ebenfalls aus, weil inzwischen die Düngeverordnung 
zweimal novelliert wurde, jedes Mal mit schärferen Auflagen zum Gewässer-
schutz. Damit nicht genug, hat der niedersächsische Landtag am 10. Novem-
ber 2020 einstimmig einer gesetzlichen Regelung zum Gewässerabstand zuge-
stimmt, die zuvor zwischen Landesregierung, Landwirtschaftskammer, Land-
wirtschaft und Naturschutzverbänden ausgehandelt wurde. Es wäre ein fata-
les Signal, wenn unverbindliche fachliche Hinweise von der Verwaltung höher 
gewichtet würden als ein historisch einmaliger politischer Beschluss auf Lan-
desebene. Umweltminister Olaf Lies und Frau Alexandra Stück, Leiterin des 
Referats 27 Natura 2000, haben anlässlich eines Gesprächs am 9. Juli 2020 mit 
dem Ortsrat Simonswolde ausdrücklich bestätigt, dass es sich bei den Voll-
zugshinweisen des NLWKN um unverbindliche Hilfestellungen handelt. 
Das Argument, bei den gesetzlichen Vorgaben handele es sich um Regeln, die 
für das ganze Land gelten, geht fehl. Die Rahmenvereinbarung zum „Nieder-
sächsischen Weg" bezieht sich ausdrücklich in erster Linie auf Grünland, Natu-
ra 2000 und gewässerreiche sowie Moorgebiete, ist also passgenau zuge-
schnitten auf diese Gebietskulisse. Zudem ist darzulegen, weshalb die Fortfüh-
rung der 
bisherigen Bewirtschaftung gegen das habitatschutzrechtliche Verschlechte-
rungsverbot verstößt, da schließlich unter dem Einfluss der Bewirtschaftung 
die LRT entstanden sind. 
Im Hinblick auf die Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung 

weitergehende Regelungen möglich sind, wie sie im Rahmen dieser Verord-
nung zur Umsetzung des Schutzzweckes festgelegt werden. 

Im Nitratbericht 2016 wird die Verteilung der Nitratgehalte im Grundwasser in 
Abhängigkeit der Landnutzung dargelegt. Das Grundwasser in als Grünland 
genutzten Bereichen hatte im Vergleich zum Wald einen höheren Anteil der 
Nitratklasse < 1 mg/l. Allerdings lag der Anteil der untersuchten Grünlandbe-
reiche mit einer Nitratklasse oberhalb 10 mg/l bei ca. 50 %, bei Wald lag der 
Anteil bei ca. 34 %. Im Bericht wird auch dargelegt, dass ein Teil des N-
Austrages in das Grundwasser und als Direkt-abfluss in die Oberflächengewäs-
ser erfolgt. Es ist in dem Bericht außerdem dargelegt, dass sich die Nitratbelas-
tung des Grundwassers in Deutschland von 2008/2011 bis 2012/14 praktisch 
nicht verändert hat, obwohl in diesem Zeitraum zahlreiche Maßnahmen zur 
Verminderung der Nitratbelastung durchgeführt worden sind. Aus dem Nit-
ratbericht 2020 geht hervor, dass die Nitratgehalte 2016-2018 im landwirt-
schaftlich beeinflussten Grundwasser nur leicht abgenommen haben, insge-
samt ist die Nitratbelastung jedoch weiterhin als zu hoch einzustufen. 

Die Fortführung der bisherigen Bewirtschaftung ist in Bezug auf die Lebens-
raumtypen, die zum Erhalt eine Bewirtschaftung benötigen, zu sehen. Die 
Kartierungen der Lebensraumtypen 2002 belegen schon einen deutlichen 
Rückgang im Vergleich zur Vegetationskarte von PREISING (1949). Auf den 
damals noch periodisch überschwemmten und nur extensiv nutzbaren Flächen 
im Bereich des Fehntjer Tiefs haben diese Lebensraumtypen/Biotope deutlich 
abgenommen. Die Erfassung der Brutvögel im Rahmen der Aufstellung des 
Pflege- und Entwicklungsplanes Flumm/Fehntjer Tief (ALAND 1992) sowie die 
regelmäßigen Revierkartierungen belegen ebenfalls einen deutlichen Rück-
gang. Die Intensität der landwirtschaftlichen Nutzung hat in den letzten Jahr-
zehnten zugenommen. Sie trägt zum Rückgang bei und lässt sich durch die 
Datenlage belegen. Dort wo eine extensive Bewirtschaftung, teilweise schon 
seit den 1970er Jahren, weiterhin sichergestellt worden ist, sind entsprechen-
de Bestände auch heute noch vorhanden.  
In Art. 2 Abs. 3 der FFH-Richtlinie heißt es, dass die getroffenen Maßnahmen 
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fehlt bisher der Nachweis, dass die verordnungsgebenden Landkreise die An-
forderungen des Art. 2 Abs. 3 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 
1992 beachtet haben. 

Regelung in §4 Abs. 5 
Einwendung: 
Absatz 5 ist wie folgt umformulieren: 
„Die zuständige Naturschutzbehörde kann einer von den Verboten des § 4 
Abs. 2 und 3 abweichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, soweit dies 
dem Schutzzweck nicht entgegensteht.    
Begründung: 
Diese Sprachregelung wurde am 08.07.2020 im Gespräch mit den Landkreisen 
in Leer abgestimmt. 

Erlaubnisvorbehalte §5 
Einwendung: 

den Anforderungen von Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur sowie regionalen 
und örtlichen Besonderheiten Rechnung tragen. Der Wirtschaft wird ausrei-
chend Rechnung getragen. In Bezug auf die landwirtschaftlichen Einschrän-
kungen in der LSG-VO sind diese entsprechend den Wertigkeiten des Gebietes 
und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erforderlich. Sie 
wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass trotz dieser 
Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nutzung bleibt.  

Die Vollzugshinweise für Arten und Lebensraumtypen sind Teil der Nieder-
sächsischen Strategie zum Arten- und Biotopschutz. Für Niedersachsen wur-
den die Vogelarten, weitere Tier- und Pflanzenarten sowie Lebensraumty-
pen/Biotope mit besonderem Handlungsbedarf benannt. Für viele dieser Ar-
ten wurden Steckbriefe (Vollzugshinweise) erarbeitet, die neben Angaben zur 
Lebensweise der Arten bzw. zu den Kennzeichen der Lebensraumty-
pen/Biotope auch Vorschläge für Maßnahmen und geeignete Instrumente für 
deren Erhaltung und Entwicklung umfassen. Die für das Gebiet relevanten 
Steckbriefe wurden berücksichtigt. Es ist in der Begründung nicht dargelegt, 
dass es sich um gesetzliche Vorgaben handelt. Weitergehende Regelungen 
über Bewirtschaftungsabstände zu Gewässern in einer Schutzgebietsverord-
nung stehen Regelungen zum „Niedersächsische Weg“ nicht entgegen. 

Als Ergebnis des Gespräches am 08.07.2020 wurde der Begriff „naturschutz-
fachliche Notwendigkeit“ gestrichen. Die Regelung wurde im Verordnungs-
entwurf entsprechend angepasst.  

Die Instandhaltung und Instandsetzung ist nach Überarbeitung der Verord-
nung ohne Erlaubnis- und Anzeigevorbehalt möglich. Insoweit wird dem Ein-
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Die Instandhaltung, Instandsetzung und der Ausbau vorhandener, dem öffent-
lichen Verkehr gewidmeten Straßen und Wege muss ohne Erlaubnisvorbehalt 
und allein mit einem Anzeigevorbehalt möglich sein (Nr. 1). 
Die Veränderung von Gewässern im Zusammenhang mit der ordnungsgemä-
ßen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft muss ohne Erlaubnisvorbehalt mög-
lich bleiben (Nr. 2) 

Ordnungsgemäße fischereiliche Nutzung §6 abs. 1 Nr. 7 
Einwendung:  
Die Einschränkungen der Freistellungen der ordnungsgemäßen Fischerei 
rechtfertigen sich nicht.  
Begründung: 
Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem BNatSchG bedarf es 
bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die über das BiFischG 
hinaus die ordnungsgemäße Fischerei regeln. Vielmehr ist anerkannt, dass die 
Fischerei einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des Naturschutzes leistet. 
So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG anerkannt, dass die Fische-
rei als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell invasiver Arten einge-
setzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen Vorgaben zur Fische-
rei, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restriktive Regelung der 
Fischerei rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG bleiben die Re-
geln des Fischereirechts grundsätzlich unberührt. 

Jagd, Jagdschutz - § 4 Abs. 8 
Einwendung: 
Die Einschränkungen der ordnungsgemäßen Jagdausübung rechtfertigen sich 
nicht.  
Begründung: 
Die Vorgaben sind an die Musterverordnung vom 20.02.2018 angelehnt und 
gehen teilweise sogar erheblich darüber hinaus. Diese hat aber keinerlei recht-

wand gefolgt. Der Ausbau unterliegt weiterhin einem Erlaubnisvorbehalt, da 
die Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem Schutzzweck sicherzustellen ist.  

Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme 

Die Röhrichtbereiche sowie die Wasser- und Uferpflanzenvegetation sind Le-
bensraum vieler Tierarten und sind deshalb bei der zulässigen ordnungsgemä-
ßen fischereilichen Nutzung zu schonen. Zudem sollen keine festen Angelplät-
ze wie beispielweise durch zusätzliche Befestigungen oder Steganlagen einge-
richtet werden. Durch das Niedersächsische Fischereigesetz (NFischG) ist ge-
regelt, dass die Fischerei auf die natürlichen Lebensgemeinschaften im Ge-
wässer und an seinen Ufern, insbesondere auf seltene Pflanzen- und Tierar-
ten, angemessen Rücksicht zu nehmen hat. Durch die Nennung konkreter 
Vorgaben werden die gesetzlich geforderten Fischereipflichten, u. a. der Ver-
ordnung über die Fischerei in Binnengewässern (Binnenfischereiordnung), 
beispielhaft nachgezeichnet. Eine Störung im Vorfeld des Angeltermins ohne 
Angelabsicht hat aufgrund der Präsenz störungsempfindlicher Tierarten zu 
unterbleiben. Maßnahmen, die zu einer naturschutzfachlichen Aufwertung 
des Gebietes beitragen und den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten 
Tierarten Vorteile bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Na-
turschutzbehörde umgesetzt werden.  

Die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd ist nach der LSG-VO, unter Beach-
tung von Vorgaben, freigestellt, sofern sie nicht über die Kernfunktion gemäß 
§ 1 Abs. 4 des Bundesjagdgesetzes hinausgeht. 
Diese Vorgaben ergeben sich nach § 9 Abs. 5 NJagdG i.V.m. dem Erlass „Jagd 
in Schutzgebieten“ vom 03.12.2019 (406-22220-21), wonach die Jagdbehör-
den und Naturschutzbehörden durch Verordnung die Jagdausübung in Schutz-
gebieten gemäß deren Schutzzweck für bestimmte Zeiträume beschränken 
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liche Grundlage. Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem 
BNatSchG bedarf es bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die 
über das BJagdG hinaus die ordnungsgemäße Jagd regeln. Vielmehr ist aner-
kannt, dass Jagd und Jagdschutz einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des 
Naturschutzes leisten. So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG an-
erkannt, dass die Jagd als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell 
invasiver Arten eingesetzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen 
Vorgaben zur Jagd, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restrikti-
ve Regelung der Jagd rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG blei-
ben die Regeln des Jagdrechts grundsätzlich unberührt. Insoweit ist Festzustel-
len, dass auch der Landkreis in seiner Begründung (S. 15) die sich auf den 
Schutzzweck positiv auswirkende Hegefunktion der Ausübung der Jagd betont. 
Nach dem niedersächsischen Erlass zur Jagd in Schutzgebieten (Gem. RdErl. d. 
ML u. d. MU v. 7. 8. 2012 - 404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2012 
Nr. 29, S. 662), geändert durch Gern. RdErl. d. ML u. d. MU v. 20.11.2017 - 
404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2017 Nr. 46, S. 1549); im Fol-
genden: Jagderlass 2017) in der seit dem 20.11.2017 geltenden Fassung heißt 
es in Punkt 1.5: 
„Allein [...] die Lage im Natura-2000-Gebiet reicht nicht als Grund zur Be-
schränkung der Jagd aus. Vielmehr ist für solche Gebiete zu prüfen, ob der 
Schutzzweck jagdliche Einschränkungen u. a. zu Kirrungen, Wildäckern und 
zum Schutz besonders störanfälliger Tierarten erfordert." 
Dass eine solche einzelfallbezogene Prüfung hier erfolgte, geht aus der LNSG-
VO E sowie ihrer Begründung nicht hervor. Eine solche hätte angesichts der 
Gegebenheiten vor Ort eine Nicht-Erforderlichkeit jedweder Jagdbeschrän-
kungen ergeben. Eine Erforderlichkeit ist jedoch Voraussetzung zur Beschrän-
kung der Jagd durch Vorgaben einer Schutzgebietsverordnung. Dazu heißt es 
im Jagderlass 2017 in Punkt 1.4 ausdrücklich: „Jagdrecht und Jagdausübungs-
recht genießen den verfassungsrechtlichen Schutz des Eigentums. Beschrän-
kungen sind nur zulässig, soweit sie geeignet und erforderlich sind, den 
Schutzzweck zu erreichen. Nach dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist das 
öffentliche Interesse am Schutzzweck abzuwägen sowohl mit dem Jagdrecht 
und dem Jagdausübungsrecht als auch mit den Zielen des Bundesjagdgeset-

oder teilweise verbieten können. Im Schutzgebiet kann das Jagdausübungs-
recht unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes insoweit 
eingeschränkt werden, als dies zu Verwirklichung des Schutzzweckes erforder-
lich ist. 

Die ordnungsgemäße Jagd im Landschaftsschutzgebiet „Fehntjer Tief und Um-
gebung“ wird in ihrer Kernfunktion nicht eingeschränkt. Bestimmte Maßnah-
men, die den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten Tierarten Vorteile 
bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde 
umgesetzt werden.  
Dies stellt eine Prüfung der Standorte sicher, um besonders schützenswerte 
Biotope oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigun-
gen zu bewahren. 

Es ist weiterhin die Anlage von Wildäckern, Wildäsungsflächen und Futterplät-
zen auf tatsächlich genutzten Ackerflächen gestattet. Dies ergibt sich teilweise 
auch schon aufgrund der notwendigen Bewirtschaftung Die Anlage ist nur auf 
bereits genutzten Ackerflächen gestatten, da die Umwandlung von Grünland 
in Acker oder andere Nutzungsformen mit dem Schutzzweck der Verordnung 
nicht vereinbar ist. Die Erhaltung von Grünlandflächen dient der Entwicklung 
und der Erhaltung einer extensiv geprägten und artenreichen Grünlandvegeta-
tion, welches essentielle Grundlage für Brut-, Rast und Nahrungshabitate der 
vorkommenden Tierarten ist. Die Neuanlage von Futterplätzen außerhalb von 
Ackerflächen bedarf einer Anzeige, um besonders schützenswerte Biotope 
oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigungen zu 
bewahren. Durch Futterplätze können Störungen sensibler Arten und Vegeta-
tionsveränderungen nicht ausgeschlossen werden. An dieser Stelle wird auf § 
8 LSG-VO hingewiesen 

Als besonders sensibel sind das Landschaftsbild und die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes hinsichtlich der Anlage von Hegebüschen einzustufen. Da 
auch kleinflächige Gehölzbestände Habitate für verschiedene Prädatoren bie-
ten, ist damit auch eine Beeinträchtigung der Funktion des Raumes als Brut-
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zes, nämlich einer grundsätzlich flächendeckenden Jagdausübung, einer nach-
haltigen Nutzung, der Erhaltung eines artenreichen, gesunden Wildbestandes 
sowie der Wildschadensverhütung." 

Anordnungsbefugnis §9 
Einwendung: 
Die Wiederherstellung des bisherigen Zustands kann nur angeordnet werden, 
wenn gegen die Verbote des § 3 verstoßen oder keine Erlaubnis nach § 4 ein-
geholt und Natur oder Landschaft rechtswidrig zerstört, beschädigt oder ver-
ändert worden sind. Das alleinige Einwirken auf die Natur kann dafür nicht 
ausreichen. 

Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen §10 Abs.1 
Einwendung: 
Diese generalklauselartige Formulierung nimmt die gern. § 32 Abs. 5 
BNatSchG erst im Managementplan zu treffenden Maßnahmen vorweg und 
wirkt faktisch als „Ermächtigungsgesetz", das Eigentümer und Nutzer zur vo-
rauseilenden Duldung von künftig 
zu treffenden Ideen und Vorschlägen zwingt, deren Auswirkungen noch gar 
nicht abzusehen sind. Hier ist stattdessen auf den Managementplan zu ver-
weisen und falls nötig, das Procedere im Einzelnen zu beschreiben (Nr. 1).  

Gelege- und Kükenschutz ist inzwischen umfassend in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 
NAGBNatSchG geregelt (Nr. 2). 

gebiet für bodenbrütende Vogelarten verbunden.

Im Rahmen des Verfahrens zur Erstellung des Verordnungsentwurfes hat hin-
sichtlich der jagdlichen Beschränkungen eine einzelfallbezogene Prüfung unter 
Anhörung der unteren Jagdbehörden stattgefunden. Die Prüfung erfolgte an-
hand des Schutzzwecks i.S.d. 1.3 des Erlasses „Jagd in Schutzgebieten“ vom 
03.12.2019 (406-22220-21).  
Die Erforderlichkeit wurde jedoch nicht ausreichend in der Begründung darge-
legt, daher wird die Begründung entsprechend ergänzt. 

Diese Regelung richtet sich wortgleich nach § 2 Abs. 2 NAGBNatSchG.  

Diese Regelungen sind vor dem Hintergrund des Mahnschreibens der EU, der 
Klage der europäischen Kommission vor dem EuGH gegen die Bundesrepublik 
Deutschland und der daraus hervorgehenden fehlenden Verbindlichkeit der 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Erhaltungsziele unerlässlich. Des Weiteren 
wird auf § 15 NAGBNatSchG hingewiesen. Die Maßnahmen beschränken sich 
auf diejenige, die die Nutzung des Grundstücks nicht unzumutbar beeinträch-
tigen.  

Die Durchführung des Küken- und Gelegeschutzes ist nicht im NAGBNatSchG 
geregelt. Es findet sich lediglich eine Entschädigungsregelung für den Fall, 
wenn die zuständige Naturschutzbehörde eine Anordnung trifft, dass die be-
treffenden Flächen, auch außerhalb eines Naturschutzgebietes, zum Schutz 
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Umsetzung von Erhaltungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen § 11 Abs. 2 
Einwendung: 
Hinsichtlich der Wiederherstellung geben wir zu bedenken, dass zunächst die 
Angaben in den Standarddatenbögen das Maß aller Dinge sind. Es kann dabei 
nicht darum gehen, prähistorische Zustände wiederherzustellen, wie es bei-
spielweise derzeit seitens des NLWKN mit auen- und ästuartypischen Lebens-
räumen an der Ems versucht wird. Auch hier gilt es, zunächst aufbauend auf 
prioritären Arten und bewährten Konzepten wie dem Gelegeschutz Maßnah-
men zu entwickeln, die dort ansetzen, wo tatsächlich Arten und LRT vorhan-
den sind 

Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. C-137/14) zulässig. 

der Gelege erst später befahren werden dürfen.

§ 26 BNatSchG lässt keinen Zweifel daran, dass das LSG zur Erhaltung, Ent-
wicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushaltes, einschließlich des Schutzes von Lebensstätten und Lebens-
räumen bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten ausgewiesen ist. 
Die Angaben des Standarddatenbogens sind daher, genauso wie Vorgaben des 
Landes aus dem Netzzusammenhang zu berücksichtigen. Es ist dabei nicht 
entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter im Gebiet noch vorkommen. 

Zur Kenntnis genommen. 
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43.   
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich bin Eigentümer von Grundstücken im Gebiet des geplanten LSG in der Ge-
meinde Ihlow,konkret: 

 
 

 
 

Ich betreibe einen landwirtschaftlichen Betrieb im Haupterwerb. 
Die von mir bewirtschafteten Flächen stellen sich wie folgt dar: 
Acker: 20ha 
Grünland: 50 ha, davon 4 im NSG 
Gesamt: 70 ha 
Eigentum: 28 ha, davon 1,5 im NSG 
Gepachtet: 42 ha, davon 2,5 ha im NSG 
Der gehaltene Viehbestand gliedert sich wie folgt auf: 
Milchkühe: 80 
Kälber: 20 
Weibl. Nachzucht: 60 
Einwendungen: 
Allgemeines: 
Der Verordnungsgeber verkennt, dass die Arbeitshilfe des NLWKN zur Siche-
rung von Natura 2000-Gebieten (2018-02-20_Muster-V0_4_aktualisiert.pdf) 
für Naturschutzgebiete angefertigt wurde und im Rahmen von Landschafts-
schutzgebieten einen unverhältnismäßig hohen Schutzmaßstab statuiert. In 
LSGV0en sind diese stets an den besonderen Schutzzweck anzuknüpfen. Dem 
wird es nicht gerecht, wenn die für NSGV0en konzipierten Schutzmaßnahmen 
des Ministeriums „entsprechend" angewandt werden beziehungsweise aus 
der Muster-VO übernommen werden. 

•Sämtliche Regelungen müssen sich am Verschlechterungsverbot messen 
lassen. Der Maßstab für die Beurteilung der Frage, ob eine Gebietsbeeinträch-

Die Arbeitshilfe kann auch für die LSG-VO als Orientierungshilfe/Grundlage 
dienen. Die Regelungen des LSG-VO leiten sich aus dem Schutzzweck, mit re-
pressiven und präventiven Verboten ab. 

Die unionsrechtlichen Vorgaben der FFH-RL und V-RL etablieren lediglich Min-
deststandards, während es den Mitgliedstaaten nicht versagt ist, strengere 
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tigung vorliegt, verlangt nach einer Ausgangsgröße: Pläne, Projekte und Vor-
haben sind die adressierten Erscheinungsformen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL 
angeordneten Verschlechterungsverbots. Dies dient nach überwiegender An-
sicht der Erhaltung des Zustandes, in dem sich die von dem Schutzgebiet um-
fassten Lebensräume im Zeitpunkt der Eintragung in die Gemeinschaftsliste 
befinden. Gemäß Art. 4 Abs. 5 FFH-RL ist ein Gebiet nämlich erst ab dem Zeit-
punkt geschützt, in dem es in die Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung aufgenommen worden ist. Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken können, von vornhe-
rein vom Verschlechterungsverbot nicht erfasst. Die bereits bei Unterschutz-
stellung des Gebiets bestehenden Vorhaben wirken sich (prägend) auf die 
zeitlich nachfolgend ausgewiesenen Schutzgebiete aus und bestimmen so den 
Erhaltungszustand der Lebensräume und Arten mit (Beier, NVwZ 2016, 575, 
577). Sie sind daher in der Regel bereits im Rahmen des Prozesses der Ge-
bietsausweisung entsprechend berücksichtigt worden (VGH München, Urt. v. 
30.10.2007 —8 A 06.40024; bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 05.12.2008 — 
9 B 28/08; VGH München, U. v. 19.02.2014 —8 A 11.40040 u. a.; wiederum 
bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 22.06.2015 —4 B 59/14). Der Maßstab für 
die Beurteilung der Frage, ob eine Beeinträchtigung vorliegt, verlangt zunächst 
nach einer Ausgangsgröße. Fraglich ist nämlich, ob der naturschutzrechtliche 
„Idealzustand" die Ausgangsgröße bildet oder ob bereits ein vorgefundener 
Zustand (Vorbelastung) Ausgangspunkt ist. Man wird von folgendem ausgehen 
müssen: Die Vorhaben, Maßnahmen und Veränderungen sind Erscheinungs-
formen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL angeordneten Verschlechtungsverbots. 
Letzteres dient nach überwiegender Ansicht der Erhaltung des Zustandes, in 
welchem sich die von dem Schutzgebiet umfassten Lebensräume im Zeitpunkt 
der Eintragung in die Gemeinschaftsliste befinden (Gellermann, Natura 2000-
Europäisches Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepub-
lik Deutschland, 2. Aufl. 2001, S. 72). Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken, von vornherein vom 
Verschlechterungsverbot nicht erfasst (Gellermann, Natura 2000-Europäisches 
Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepublik Deutsch-
land, 2. Aufl. 2001, S. 72). Anders formuliert: Soweit Art. 6 Abs. 2 FFH-RL ne-

Schutzmaßnahmen zu ergreifen (Art. 193 AEUV; Art. 14 V-RL). Davon abgese-
hen begrenzt das Verschlechterungsverbot nicht die Regelungsmöglichkeiten 
des Verordnungsgebers. Das Verbot bezieht sich auf Handlungen und Maß-
nahmen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-
Gebietes führen können. Der Verordnungsgeber gehört daher von vornherein 
nicht zu den Adressaten des Verbots; stattdessen hat er aus Gründen des § 32 
Abs. 3 S. 3 BNatSchG durch geeignete Ge- und Verbote sicherzustellen, dass 
der Regelungsvorgabe des Art. 6 Abs. 2 (i.V.m. Art. 7) FFHRL entsprochen wird. 
§ 32 Abs. 3 S. 4 BNatSchG lässt aber keinen Zweifel daran, dass es ihm auch 
gestattet ist, weitergehende Schutzvorschriften zu erlassen. Die Vorstellung, 
dass eine zur Unterschutzstellung von FFH- und/oder Vogelschutzgebieten 
dienende nationale Schutzverordnung lediglich Verschlechterungen des Zu-
standes verhindern dürfte, findet in den einschlägigen Rechtsnormen keinen 
Rückhalt. 

Im Übrigen zur Kenntnis genommen. 
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ben dem Unterlassen beeinträchtigender Handlung ein aktives Tätigwerden 
des Mitgliedstaats fordert, handelt es sich um eine konservierende, nicht um 
eine optimierende Maßnahme (Erbguth/Schubert, DVBI. 2006, 591, 596).  

In Anbetracht des konservierenden Charakters müssen aber alle Maßnahmen 
der Bewirtschaftung zulässig bleiben, die zum Zeitpunkt der Unterschutzstel-
lung bereits vorgenommen wurden und die nicht dazu geführt haben, die 
Schutzbedürftigkeit und die Schutzwürdigkeit in Frage zu stellen. Es geht da-
rum, einen Zustand zu konservieren, so dass Maßstab für die Einschränkungen 
der Zustand der Ausgangsgröße ist, der zum Zeitpunkt der Unterschutzstellung 
herrschte. Deshalb sind die Einschränkungen auf die Aspekte zu begrenzen, 
die über diesen Rahmen hinausgehen und die 
zu einem Verstoß gegen das Verschlechterungsverbot führen können. Das 
gefundene Resultat entspricht der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts (BVerwG 146, 145 ff. — BAB Waldkappel, erster Leitsatz). Mit Blick auf 
den Kammmolch hat das Gericht festgestellt, eine ihn betreffende Schadens-
vermeidungsmaßnahme sei rechtlich zulässig, wenn nach Durchführung der 
Maßnahme mindestens der gleiche (oder bessere) Schutz für die Art erreicht 
wird. 

•Die Fläche des geplanten Landschaftsschutzgebietes korrespondiert nicht mit 
der Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete (vgl. Über-
sichtskarten/ Anlage 1.2 und 1.3). Die Einbeziehung der nicht als FFH-Gebiet 
ausgewiesenen Flächen kommt jedoch nur dort in Betracht, wo diese im Hin-
blick auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebietes schutzwürdig und schutzbedürf-
tig sind. Beides wurde vom Verordnungsgeber nicht dargelegt. 

Das Verschlechterungsverbot bezieht sich, wie oben dargestellt auf den Zeit-
punkt der Meldung des Gebietes als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung, nicht der hier vorgenommenen Überführung in nationales Recht.  

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Im Hoheitsgebiet des 
Landkreises Aurich wurden ansonsten keine weiteren Flächen als die des Na-
tura-2000 Gebietes verordnet. 
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•Der Standdarddatenbogen enthält veraltete Daten. Die Lebensraumtypen 
und die Arten sind weit vor 2017 das letzte Mal kartiert worden — die Biotop-
kartierung des Fehntjer Tief-Niederung für die FFH-Basiserfassung erfolgte im 
Jahr 2002. In der Begründung wird sich auf keine aktuellere Erfassung bezo-
gen. In zeitlicher Hinsicht ist eine solche Überprüfung und Nachkartierung 
jedenfalls dann erforderlich, wenn die nationale Unterschutzstellung mehr als 
sechs Jahre nach Aufstellung der Standarddatenbögen erfolgt. Dies folgt aus 
den Vorgaben der FFH-Richtlinie und der dazu ergangenen Rechtsprechung 
(vgl. Art. 4 Abs. 4 FFH-RL, Art. 9 FFH-RL, VGH Kassel, B. v. 02.01.2009 — 11 B 
368/08.T — juris, Rn. 398). 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume 
in den letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung 
mit den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die 
Meldung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrecht-
lich zwingend. 

In der Begründung des Verordnungsentwurfs wird eine Basiserfassung thema-
tisiert, deren Ergebnisse im Standard-Datenbogen des NLWKN dokumentiert 
sind. Die Erstmeldung des FFH-Gebietes „Fehntjer Tief und Umgebung' erfolg-
te im Dezember 2004, indessen wurde der Meldebogen im Juli 2018 aktuali-
siert. Das Vogelschutzgebiet „Fehntjer Tief' wurde im Dezember 1999 gemel-
det, während das Update im August 2018 erfolgte.“ Daraus folgt, dass die 
Datenlage in Ansehung des vorliegenden Falles hinreichend aktuell ist. 

Die Lebensraumtypen (6230, 6410, 7140, stichprobenartig 3150, 3130) und 
Arten sind im Rahmen der Managementplanung 2019 und 2020 kartiert wor-
den. Borstgrasrasen und Pfeifengraswiesen sind stichprobenartig durch das 
Land Niedersachsen im Rahmen der Berichtspflicht kartiert worden. Seit 2009 
erfolgt im Landkreis Leer ein Monitoring im Rahmen der Umsetzung von Maß-
nahmen zur Entwicklung und Erhaltung der LRT 6230 und 6410. Die Gewässer 
des LRT 3130 werden regelmäßig durch das Land Niedersachsen (Luronium) 
untersucht. Zudem erfolgt eine jährliche Revierkartierung seit 1994 (bis auf 
2015/2016) durch die Naturschutzstation Fehntjer Tief. 

Unabhängig davon findet die These, dass nach Ablauf von sechs Jahren eine 
Neukartierung erfolgen müsste, in Art. 4 Abs. 4 FFH-RL keine Stütze. Die Vor-
schrift, die nur für FFH-Gebiete gilt, verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Unter-
schutzstellung der in die Gemeinschaftsliste aufgenommenen Gebiete inner-
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Schutzzweck §3 
Einwendung: 
Der besondere Schutzzweck gemäß § 3 Abs. 2 sollte sich auf folgende Punkte 
beschränken: 
•Die Erhaltung und Entwicklung der weitläufigen, offenen, von Grünland ge-
prägten Landschaft sowie ihrer charakteristischen Arten. 
•Die Erhaltung und Entwicklung der im Gebiet vorkommenden Gewässer als 
Lebensraum für 
zahlreiche Tier- und Pflanzenarten. 
•Die Erhaltung und Entwicklung 
beruhigter, ungestörter großflächiger Brut-, Rast- und Nahrungshabitate der 
im Gebiet vorkommenden Vogelarten. 
Der Schutz, die Pflege und die Entwicklung von Lebensräumen und Habit-
tatstrukturen wild lebender Tier-und Pflanzenarten, soweit sie europäisch 
geschützt sind und in signifikantem Umfang im Gebiet vorkommen. 

Absatz 4 sollte von einer „Kann“ in eine „Soll“-Bestimmung umgewandelt 
werden. 

halb einer Frist von sechs Jahren. Die Rechtsfolge, dass nach Ablauf dieser 
Frist nachkartiert werden müsste, lässt sich der Vorschrift nicht entnehmen, 
zumal dies darauf hinausliefe, die Unterschutzverpflichtung zu relativieren. 

Schließlich verfängt der Hinweis auf Rechtsprechung zur Datenaktualität bei 
Eingriffsvorhaben nicht. Eine Übertragung auf Verfahren der Unterschutzstel-
lung verbietet sich schon deshalb, weil § 26 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG keinen 
Zweifel daran lässt, dass ein LSG auch um der „Wiederherstellung der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes“ willen ausgewiesen wer-
den kann. Es ist daher nicht entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter 
im Gebiet noch vorkommen, und daher ist die Aktualität der Daten keine Vo-
raussetzung der Unterschutzstellung. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 

Wenn diese Vorschrift in eine „Soll“-Regelung umgewandelt werden würde, 
hätte die zuständige Naturschutzbehörde keinen Ermessensspielraum bei der 
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Begründung:
Die Umsetzung der Erhaltungsziele insbesondere auf landwirtschaftlichen 
Flächen sowie von Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen soll aufbauend auf 
die nachfolgenden Schutzbestimmungen auch durch Angebote des Vertrags-
naturschutzes unterstützt werden. 

Verbote §4 Abs. 1 
Einwendung 
Die Betretungs- und Befahrungsrechte sind 
auszuweiten (§ 4 Abs. 1 Nr. 1, 2 LSG-VO-E) 

Einwendung:  
Es muss zumindest ausnahmsweise und im Rahmen einer Bewirtschaftung 
nach § 5 BNatSchG möglich sein, den Pudde-, Hamm-, Kiel-weg in der Zeit vom 
15.03. bis zum 15.07. eines jeden Jahres zu betreten, zu befahren oder auf 
sonstige Art und Weise aufzusuchen (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 LSG-VO-E). 

§ 4 Abs. 1 Nr. 3 LSG-VO ist zu ungenau. Zudem wird vorgeschlagen, auf die 
Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erforderlichen Regelun-
gen zum Schutz wilder Tiere bereits enthält. 
Begründung: Ausweislich der Begründung zum Verordnungsentwurf (S. 5) 
bezweckt die Regelung insbesondere, einer Beunruhigung wild lebender Tiere 
vorzubeugen. Die Regelung lehnt sich an § 39 Abs. 1 BNatSchG an, geht jedoch 
über diesen hinaus. Abgesehen davon, dass § 39 BNatSchG bereits hinrei-
chenden Schutz für wild lebende Tiere und Pflanzen bietet und es einer dar-
über hinausreichenden Regelung nicht bedarf, ist der weiter reichende Teil 
auch zu unbestimmt. Denn es wird für den Normadressaten nicht hinreichend 
deutlich umgrenzbar, ab wann wild lebende Tiere durch Lärm gestört sind. 
Diese unbestimmte Formulierung kann in dieser Form zu uferlosen Beschrän-
kungen führen. Verwiesen sei hier auf die zahlreichen Geräuschquellen, die 
der Fremdenverkehr als 
Teil der Gebietsnutzung im öffentlichen Interesse bietet, etwa durch Besucher 

Entscheidung, ob Vertragsnaturschutz durchgeführt werden muss. Diese jetzt 
geltende Regelung dient der Wahrung der Eigentumsrechte.  

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen.  

Die hier angesprochene Sperrung der Wege erfolgt auf dem Hoheitsgebiet des 
Landkreises Leer und findet sich in der Verordnung des Landkreises Aurich 
nicht wieder.  

Der 4. Senat des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg hat in seinem Urteil vom 
04.03.2020, 4 KN 390/17 u.a. festgestellt, dass diese Regelung mit höherrangi-
gem Recht vereinbar und damit nicht zu unbestimmt ist. 
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mit ihren Kindern, Radfahrer auf den zugelassenen Wegen oder auch nur Pilz-
sucher im Wald (vgl. § 39 Abs. 3 BNatSchG). 
Unklar bleibt ebenso, was „auf andere Weise" bedeutet. 
Es wird daher vorgeschlagen, auf die Norm ganz zu 
verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erforderli-chen Regelungen zum 
Schutz wilder Tiere bereits enthält. 
Tiere sind hinsichtlich ihrer Lärmempfindlichkeit vielfach sensibler als der 
Mensch, sodass auch insofern die Regelung des § 39 Abs. 1 BNatSchG hinrei-
chend Schutz bietet.  

Einwendung: Es muss zulässig sein, Pflanzstruktu-ren zu verändern, wenn die-
se nicht landschaftsprägend sind und keine Beeinträchtigung wertbestimmen-
der Tier- und Pflanzenarten zu befürchten ist (§ 4 Abs. 1 Nr. 4 LSG-VO-E). 
Begründung: Auch wenn man etwa eine Beeinträchtigung seltener Tier-und 
Pflanzenarten im Einzelfall annehmen mag, so ist damit noch keine Aussage 
darüber getroffen, ob in Hinblick auf die besondere Bedeutung einer natur- 
und land-schaftsverträglichen Land- und Forstwirtschaft (§ 5 Abs. 1 BNatSchG) 
eine Entnahme jedenfalls im Einzelfall zuzulassen ist. Daher würden auch die-
se Erwägungen jedenfalls den Zustimmungsvorbehalt nicht rechtfertigen. Dies 
gilt umso mehr vor dem Hintergrund, dass das der Zustimmungsvorbehalt 
nach dem Verordnungstext gerade nicht auf wertgebende Lebensraumtypen 
oder besonders geschützte Arten beschränkt ist, sondern unter anderem auf 
alle im Verordnungsgebiet vorzufindenden Hecken, Baumreihen und Feldge-
hölze Anwendung finden soll. 
Selbst wenn der Verordnungsgeber zudem möglicherweise davon ausgeht, 
Pflanzen vor der Beeinträchtigung oder Zerstörung durch Laien schützen zu 
müssen, so könnte dieser an sich nicht zu beanstandende Begründungsansatz 
jedoch nicht verfangen, wo es um Eingriffe der Grundeigentümer und Nut-
zungsberechtigten und ihr fachlich geschultes Personal geht. Denn diese sind 
darüber im Bilde, welche Arten besonders schützenswert sind, so dass die 
Regelung unter diesem Blickwinkel nicht gerechtfertigt ist. 
Das Verbot ist daher zumindest auf diejenigen Pflanzen zu beschränken, bei 
denen der Schutz der vorkommenden LRT oder Arten es erfordert. Zudem ist 

Die Aufnahme des Verbotes in die Verordnung stellt sicher, dass in einem 
dadurch notwendig werdenden Ausnahmeverfahren der Schutzzweck des LSG 
beachtet wird. Dieser würde bei einem Verfahren gem. § 39 BNatSchG keine 
Berücksichtigung finden. Zulässig sind gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 LSG-VO Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung des Gebietes mit vorheriger 
Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde. Eine natur- und land-
schaftsverträgliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis ist gemäß § 7 
Abs. 2 Nr. 11 LSG-VO ebenfalls möglich. 
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auch für diese ein Anspruch der Eigentümer und Nutzungsberechtigten auf 
Ausnahmeerteilung im Einzelfall vorzusehen. 
Es wird daher vorgeschlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 
BNatSchG die erforderli-chen Regelungen zum Schutz von Tier- und Pflan-
zenarten bereits enthält. 

Einwendung:  
Drohnenflüge müssen auch zu land- und forstwirtschaftlichen Zwecken ohne 
vorherige Zustimmung der Landkreise als Naturschutzbehör-de erlaubt sein (§ 
4 Abs. 1 Nr. 6 LSG-VO-E); die Anzeigepflicht bei den Freistellungen (§ 7 Abs. 2 
Nr. 7 LSG-VO) ist nicht praktikabel und zudem ist die Freistellung zu eng ge-
fasst;  

Bereits zum jetzigen Zeitpunkt gilt nach § 21b Abs. 1 Nr. 6 der Verordnung zur 
Regelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten (LuftVO) ein Verbot für 
den Betrieb unbemannter Luftfahrtsysteme in FFH-Gebieten. Nach der Unter-
schutzstellung gilt dieses gesetzliche Verbot unabhängig von der Schutzge-
bietskategorie auch für Europäische Vogelschutzgebiete. Von unbemannten 
Luftfahrtsystemen/Flugmodellen/Luftfahrzeuge (z. B. Modellflugzeuge, Dra-
chen, Drohnen) oder bemannten Luftfahrzeugen gehen insbesondere auf die 
Vogelwelt erhebliche Beeinträchtigungen aus. Flugkörper verursachen unab-
hängig von ihrer Form psychischen Stress (z. B. Ducken, verstärkte Rufaktivi-
tät, unruhiges Hin- und Hergehen), der in physischen Stress münden kann (z. 
B. panikartiges Auffliegen, Verlassen des Gebietes). Darüber hinaus werden 
Drohnen mit speziellen Kameras zur Ermittlung von Schäden durch lokal be-
dingte Hagelschauer, Windhosen, Sturmböen etc. in Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft und Naturschutz eingesetzt, um eine aufwändige Begehung der be-
troffenen Schläge zu vermeiden. Nach § 6 Nr. 3 LSG-VO ist der Einsatz von 
unbemannten Luftfahrtsystemen oder unbemannten Luftfahrzeugen zur Wild-
tierrettung, Bestands- und Ertragserfassung durch qualifizierte Anwender 
nach vorheriger schriftlicher oder mündlicher Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde freigestellt. Darüber hinaus kann nach § 4 Abs. 4 der LSG-
VO die zuständige Naturschutzbehörde in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, 
soweit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. 
Darüber hinaus ist ggf. eine Erlaubnis nach der LuftVO bei der Niedersächsi-
schen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLStbV) zu beantragen. 
Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme. Die Anzeige kann sowohl mündlich als auch schriftlich erfol-
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Einwendung:  
Es muss erlaubt sein, land- und forstwirtschaftliche Abfälle ZU lagern, aufzu-
schüt-ten oder einzubringen (§4 Abs. 1 Nr. 9 LSG-VO-E) 
Begründung: 
Es ist nicht nachvollziehbar, inwiefern natürlichenichtgefährliche forstwirt-
schaftliche Materialien wie Pflanzenreste sowie natürliche nicht gefährliche 
Hölzer aus der Landschaftspflege geeignet sind, durch Verwendung als Dünger 
oder in Form des Verbleibs und späteren Unterpflügens tatsächlich geeignet 
sind, Flora und Fauna sowie den Naturhaushalt zu beeinträchtigen. 
Dem Verbot sind daher natürlich abbaubare und durch Landwirtschaft und 
Forstwirtschaft produ-ziertes organisches Material zu entnehmen. 

Einwendung: 
 Es muss erlaubt sein, Weihnachts-baum-, Schmuckreisigkulturen und Kurzum-
triebs-plantagen anzulegen (§ 4 Abs. 1 Nr. 10 LSG-VO-E) 
Begründung:Das Verbot ist als Verbot mit Erlaub-nisvorbehalt auszugestalten. 

Einwendung: 
 Nadelhölzer und andere gebiets-fremde oder invasive Pflanzen einzubringen 
sowie gebietsfremde oder invasive Tiere auszusetzen, sollte zumindest für die 
ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft, möglich bleiben (§ 4 Abs. 1 Nr. 
11 LSG-VO-E). 
Begründung: Am stärksten wiegen jedoch die negativen Auswirkungen dieser 
Regelungen in Hinblick auf die unaufhaltsamen Klimaveränderungen. Die 

gen und stellt keine unzumutbare Beeinträchtigung dar.

Das Einbringen von Stoffen, insbesondere die Lagerung von land- und forst-
wirtschaftlichen Abfällen oder die illegale Entsorgung von Gartenabfällen auf 
einem begrenzten Raum, führt zur lokalen Anreicherung von Nährstoffen und 
Bodenverdichtung. Es besteht zudem die Gefahr, dass sich ausgehend von 
Gartenabfällen Zier- und Gartenpflanzen im Gebiet verbreiten und etablieren. 
Hierdurch können charakteristische Tier- und Pflanzenarten verdrängt wer-
den.  

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG- VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
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Waldumbaubeschränkungen werden den Schutzzweck in Zukunft in erhebli-
chem Maße negativ beeinflussen. Aufgrund der Klimaverschiebung und dem 
damit verbundenen Eschen- und Buchensterben ist eine gewisse genetische 
Flexibilität erforderlich. Es ist abzusehen, dass sich diese und andere Laub-
bäume nicht mehr positiv entwickeln können. Die positive ökologische Ent-
wicklung der Waldflächen in dem Schutzgebiet setzen daher weiterhin eine 
ökonomische Nutzung voraus. Um angemessen auf die Klimaänderungen rea-
gieren zu können, ist es zwingend erforderlich, dass in die Verordnung eine 
Öffnungsklausel aufgenommen wird, die eine Beimischung nicht-
lebensraumtypischer Baumarten zulässt. 

Einwendung: Die Befahrung der Gewässer muss unter Würdigung des Ver-
schlechterungsverbots möglich sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 17 LSGVO-E). 
Die Aufweichungen in den Freistellungen (§ 7 Abs. 2 Nr. 9 LSGVO-E) sind zu 
eng gefasst. 

Einwendung: Die Errichtung von Anlagen aller 
Art, gerade wenn hierfür keine Genehmigung erforderlich ist, muss erlaubt 
sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 
18 LSGVO-E). Zumindest muss diese Regelung im 
Erlaubnisvorbehalt verankert werden. 
Begründung: Das Bauverbot dürfte in dieser Form rechtswidrig sein. Denn ein 
solches Verbot findet keine Stütze im Gesetz. Weder unionsrechtliche noch 
nationale Vorgaben sehen ein generelles Bauverbot in Schutzgebieten vor. Ein 
generelles Bauverbot in einem Landschaftsschutzgebiet setzt danach voraus, 
dass aufgrund der Eigenart der Landschaft jeder Bau unabhängig von Zweck, 

4 der LSG-VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Gemäß § 40a BNatSchG sind die zuständigen Behörden verpflichtet Maßnah-
men zu treffen, die eine Einbringung oder Ausbreitung von invasiven Arten zu 
verhindern oder zu minimieren. 

Die Forstwirtschaft ist von der Verordnung nicht betroffen. 

Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 16 verboten. Freigestellt 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, und Sengelsieltief. Ein Verbot besteht nur für Stehpaddel, Kites und Was-
serfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen montiert sind. Die natur-
schutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind der Begründung zur 
LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt Tourismus zu und ermöglicht die 
Wahrnehmung von Natur und Landschaft. 

Mit der Errichtung von Anlagen aller Art können Beeinträchtigungen entste-
hen, die dem Schutzzweck entgegenstehen. So können sensible Rast- und 
Brutplätze, typische Landschaftsteile und Pflanzenarten betroffen sein. Sie 
stellen eine Veränderung des betroffen Landschaftsraumes dar. Sie werden 
visuell als Fremdkörper wahrgenommen und fungieren als Störungspotential. 
Dies gilt gerade auch für Anlagen, für die keine Genehmigung erforderlich ist, 
wie Schilder oder Tafeln. Diese Maßnahmen stellen Projekte dar. 
Gemäß § 7 Abs. 3 der LSG-VO sind Pläne und Projekte, die einer behördlichen 
Entscheidung oder einer Anzeige bedürfen, freigestellt, wenn im Rahmen ei-
ner Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 26 NAGBNatSchG 
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Um-fang und Gestaltung den Gebietscharakter schlechthin verändern oder 
dem besonderen Schutzzweck der Verordnung generell zuwiderläuft (OVG 
Lüneburg, U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01— juris, Rn. 45 f.; Albrecht, in 
BeckOK Umweltrecht Giesberts/Reinhardt, 50. Edition 2019, § 26 BNatSchG 
Rn. 27). Als denkbare Landschaft, in der jeder Bau dem Schutzzweck zuwider-
läuft und in der deshalb ein absolutes Bauverbot zulässig wäre, nannte das 
Bundesver-waltungsgericht — im U. v. 12.07.1956 —1 C 91.54 — juris, Rn. 10 
— eine „Dünenlandschaft am Meeresstrand". Damit ein Verbot baulicher An-
lagen aller Art zulässig ist, muss vielmehr feststehen, dass diese gerade „in 
jedem 
Bereich des unter Schutz gestellten Gebiets" den 
Gebietscharakter schlechthin verändert (OVG Lüneburg, U. v. 24.08.2001 — 8 
KN 41/01 — juris, Rn. 47; OVG Lüneburg U. v. 04.12.2018 — 4 KN 77/16 — 
juris, Rn. 102). Vor allem bei sehr großen Landschaftsschutzgebieten kann dies 
zweifelhaft sein. Das Oberverwaltungsgericht Lüneburg hat dazu sogar in sei-
nem Leitsatz — im U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01 —juris — erklärt: 
„Ein repressives Verbot, bauliche Anlagen aller Art zu errichten, ist in Land-
schaftsschutzgebieten, die bebaute Grundstücke und Siedlungen umfassen, in 
der Regel unzulässig." 
Das Verbot ist daher zumindest abzuschwächen und mit einem entsprechen-
den Erlaubnisvorbehalt zu versehen. 

Einschränkungen der Landwirtschaft § 4 Abs. 2,3 

Einwendung:  
Die Grünland- und Narbenerneuerung muss zulässig bleiben (§ 4 Abs. 3 Nr. 1 
lit. b NSG-VO-E). 

bzw. nach § 1a Abs. 4 BauGB in Verbindung mit §§ 34, 36 BNatSchG nachge-
wiesen wird, dass der in § 2 genannte Schutzzweck dieser Verordnung weder 
einzeln noch im Zusammenwirken mit anderen Plänen oder Projekten nachtei-
lig berührt werden oder die in § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG genannten Voraus-
setzungen erfüllt sind. Kommt also eine sogenannte FFH-
Verträglichkeitsprüfung zu dem Ergebnis, dass das geplante Projekt FFH-
verträglich ist, bedarf es keiner weiteren Befreiung oder sonstigen Prüfung 
durch die zuständige Naturschutzbehörde. Diese Prüfung ist, auch ohne Aus-
weisung eines LSG, bereits jetzt erforderlich. 

Es dürfen repressive Verbote ohne Erlaubnisvorbehalt nur dann erlassen wer-
den, wenn von vornherein feststeht, dass die verbotenen Maßnahmen den 
Charakter des unter Schutz gestellten Gebietes schlechthin (d. h. ungeachtet 
ihrer Art, Zweckbestimmung, Gestaltung und Größe sowie ihres Standortes) 
verändern oder dem besonderen Schutzzweck schlechthin zuwiderlaufen. Dies 
ist hier der Fall, da der Gebietscharakter oder die Schutzgüter des Gebietes 
beeinträchtigt werden  
Der „Gebietscharakter“ besteht hierbei aus den Gesamteigenschaften und 
dem Gesamteindruck des LSG, also die natürlichen Eigenarten des gesamten 
Landschaftsensembles. Diesen Gebietscharakter verändern alle Handlungen, 
die negative Auswirkungen auf die Gesamteigenschaften und den Gesamtein-
druck des Gebietes haben und dadurch den Gesamtwert für den Landschafts-
schutz herabmindern. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
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Einwendung:  
Es muss eine Abweichung von der vorgegebenen Saatgutmischung möglich 
sein (§ 4 Abs. 3 Nr. 1, lit. c NSG-VO-E).  
Begründung:  
Die vorgeschlagene Saatmischung für Über- und Nachsaaten entspricht offen-
bar der Vorgabe aus dem Landesumweltministerium anlässlich der Genehmi-
gung von Neuansaaten im Zusammenhang mit den Dürre- und Mäuseschäden 
im Frühjahr 2020. In der Praxis müsste, damit eine solche Mischung überhaupt 
erst in dieser Zusammensetzung auflaufen kann, das Grundstück nach chemi-
scher Beseitigung der Altnarbe, gründlicher Pflugfurche und Saatbettbereitung 
ganz neu angesät werden. Wie sich diese Pflanzengesellschaft dann entwi-
ckelt, hängt insbesondere von der Witterung und von der Nutzungsfrequenz 
ab. Sinn und Zweck einer Nachsaat ist jedoch, gerade solche Umbrüche mit 
ihren negativen Konsequenzen, nämlich (Zer-)Störung des Bodenlebens und 
Gefüge, Nährstoffpufferfunktion, Tragfähigkeit des Bodens, Regenerationsfä-
higkeit der Grasnarbe etc. zu vermeiden. Genau aus diesem Grund wird die 
Nachsaat in Wasserschutzgebieten gefördert, nämlich um den Grünlandum-
bruch zu verhindern. Sie unterschätzen die Konkurrenzfähigkeit der Altnarbe, 
die sich auf mittlere Sicht immer wieder durchsetzt. Die Praxiserfahrungen aus 
dem diesjährig trockenen Frühjahr haben gezeigt, dass auch bei scheinbar 
großflächig vernichteten Grasbeständen die Nachsaat mit der geringstmögli-

Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
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chen Bodenbearbeitung die beste Wirkung hatte. 

Einwendung: 
Das Liegenlassen von Mähgut (§ 4 Abs. 2 Nr. 5 LSG-VO-E) muss möglich sein. 
Begründung: 
Das Liegenlassen von Mähgut ist keine fachliche Praxis, jedoch in Einzelfällen 
auf Feuchtgrünland unvermeidlich,um bei ungünstiger Witterung Bodenschä-
den zu vermeiden. 

Einwendung: 
Die weiteren Einschränkungen der Landwirtschaft in § 4 Abs. 3 LSGVO-E recht-
fertigen sich nicht. 
Begründung: 

Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Gemäß § 40 BNatSchG ist regionales Saatgut zu verwenden, um eine Ausbrei-
tung von gebietsfremden Arten zu verhindern. Diese Regelung dient insbe-
sondere dem Schutz der innerartlichen Vielfalt gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG. 

Ziel einer Mahd ist die Gewinnung von Futter, so dass Mähgut von der Fläche 
abgefahren wird. Das Liegenlassen von Mahdgut kann zur Veränderung der 
Pflanzenzusammensetzung einer Fläche führen. Auch bei erschwerten Bedin-
gungen aufgrund ungünstiger Witterungsverhältnisse ist das Mahdgut abzu-
fahren. Bei offensichtlicher Unmöglichkeit, z. B. unvorhergesehener extremer 
Witterungseinflüsse, kann das Mahdgut ausnahmsweise auf den Flächen ver-
bleiben. Eine natur- und landschaftsverträgliche Nutzung sollte diesen Grund-
satz berücksichtigen. Nach der Beweidung überständige Futterreste auszumä-
hen und der Verbleib der Reste auf der Fläche ist gute fachliche Praxis. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
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Die Regelungen sind zu streichen. Die Thematik der
Gewässerabstände ist schon ausreichend durch Gesetz (NWG, WHG) geregelt 
und die erneute und erweiterte Regulierung daher überflüssig. Zudem ist 
durch die gesetzlich vorgesehenen Maßnahmen in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 NAGB-
NatSchG der Gelegeschutz sichergestellt. Damit ist ein Verstoß gegen arten-
schutzrechtliche Verbotstatbestände ausgeschlossen. Zudem wird bisher nicht 
dargestellt, warum das Fachrecht, das bei der ordnungsgemäßen Landwirt-
schaft zu beachten ist, im Hinblick auf die naturschutzrechtlichen Belange 
defizitär sein soll. 
Im Einzelnen: 
Absatz 3 regelt insbesondere die Gewässerabstände bei der Düngung, die 
bereits im NWG bestimmt sind. Die fachliche Notwendigkeit von Abständen, 
die über diese gesetzlichen Vorgaben hinaus gehen, haben Sie bislang nicht 
schlüssig dargelegt. Die in der Begründung aufgeführte Auswertung von 
ZHANG et. al. von der University of California aus 2010 ist in diesem Fall nicht 
geeignet, die Wirksamkeit von Gewässerrandstreifen zu belegen. Wörtlich 
heißt es in der Ausarbeitung: „This paper aggregated many of these results 
and performed a meta-analysis to quantify the relationships between pollu-
tant removal efficacy and buffer width, buffer slope, soll type, and vegetation 
type." Die Klima- und Bodenverhältnisse in Kalifornien sind mit denen am 
Fehntjer Tief nicht im entferntesten zu vergleichen. Die Hangneigung zum 
Gewässer ist ebenfalls nicht zu berücksichtigen. Zudem haben wir es hier aus-
schließlich mit Grünland zu tun. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nach 
den jüngsten Änderungen im NAGBNatSchG in Natura 2000-Gebieten auf 
Grünland verboten. Sedimenteinträge sind auf Grünland im Gegensatz zu 
Acker ausgeschlossen. Die Zufuhr von Nährstoffen im Uferbereich dagegen 
steigert das Pflanzenwachstum, die Durchwurzelung des Bodens und damit 
die Retentionsleistung und die Filterfunktion des Gewässerrandstreifens. Die 
Eintragspfade Oberflächenwasserabfluss und Grundwasser wirken unabhängig 
von der Entfernung zum Gewässer. Hier spielen Faktoren wie Bodenart, Kul-
turzustand, Niederschlagsmenge, Hangneigung etc. eine ungleich größere 
Rolle. Direkte Nährstoffeinträge sind also wegen der überwiegend angrenzen-
den intensiven Grünlandbewirtschaftung, des ganzjährigen Graswachstums im 

(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar.  
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atlantischen Klima, des ebenen Geländes und der inzwischen mehrfach novel-
lierten Düngeverordnung weitestgehend ausgeschlossen. Abgesehen davon, 
dass eine völlige Unterbindung von Nährstoffeinträgen aus diffusen Quellen 
illusorisch wäre, ist dieser Schutzzweck bereits umfassend in der Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) bzw. auf nationaler Ebene in der Oberflächengewässer-
verordnung (OGV) geregelt. Angesichts der letzten Verschärfung dieser Ver-
ordnung aus 2016 ist sichergestellt, dass die aktuell geltenden Grenzwerte den 
Vorsorgegrundsatz mehr als übererfüllt haben. Erfahrungsgemäß wird in die-
sem Zusammenhang die Retentionsleistung von intensivem Grasland noto-
risch unterschätzt. Extensivgrünland hat wegen seiner geringeren Entzüge 
eine wesentlich geringere Nährstoffpufferkapazität. N-min-Untersuchungen in 
den Wasserschutzgebieten in Leer haben ergeben, dass Grünland bei steigen-
den Nutzungsfrequenzen vielfach bessere Werte aufweist als beispielsweise 
Wald. Das ist auch das Ergebnis einer Auswertung des Umweltbundesamtes 
(UBA nach Angaben LAVINDr. Wolter am 24.09.2014). In diesem Zusammen-
hang hat das Grünlandzentrum Niedersachsen-Bremen in einer fachgutachter-
lichen Stellungnahme vom 05.11.2019 die Vorteile von Grünland hinsichtlich 
der Speicherkapazität von Nährstoffen und Kohlenstoff umfassend belegt. 
Demnach ist bei Schnittnutzung unabhängig von der Düngung kein Unter-
schied im Nitrataustrag zwischen der Nullvariante und 480 kg N/ha festzustel-
len (PAASS et al.1991). Da der Eintrag über diffuse Quellen und nicht der di-
rekte Eintrag als Hauptursache für die Gewässergefährdung gilt, stünde die 
Schutzwirkung ungenutzter bzw. extensiv bewirtschafteter Gewässerrand-
streifen in keinem Verhältnis zu ihren Nachteilen für Bewirtschafter und Ei-
gentümer. 
Der wiederholte Hinweis auf die Vollzugshinweise des NLWKN aus 2011 schei-
det zur Begründung ebenfalls aus, weil inzwischen die Düngeverordnung 
zweimal novelliert wurde, jedes Mal mit schärferen Auflagen zum Gewässer-
schutz. Damit nicht genug, hat der niedersächsische Landtag am 10. Novem-
ber 2020 einstimmig einer gesetzlichen Regelung zum Gewässerabstand zuge-
stimmt, die zuvor zwischen Landesregierung, Landwirtschaftskammer, Land-
wirtschaft und Naturschutzverbänden ausgehandelt wurde. Es wäre ein fata-
les Signal, wenn unverbindliche fachliche Hinweise von der Verwaltung höher 

Die Wirkung von Gewässerrandstreifen für den Stoffrückhalt nimmt nach Lite-
raturauswertungen mit zunehmender Breite zu. Auf die Abb. von Zhang et. al. 
wird in diesem Zusammenhang in der Begründung verwiesen. Text und Abbil-
dung sind der „Allianz für Gewässerschutz: Empfehlungen für die Einrichtung 
von breiten Gewässerrandstreifen, Herausgegeben vom Ministerium für Ener-
giewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume Schleswig-Holstein in 
Allianz mit dem Bauernverband Schleswig-Holstein e. V., Juli 2014“ entnom-
men. Mit der Abbildung von Zhang werden grundsätzliche Prinzipien darge-
stellt. 

§ 25 a NAGBNatSchG regelt die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln inner-
halb von Landschaftsschutzgebieten, soweit sie Natura-2000-Gebiete sind. In § 
25 a Abs. 4 NAGBNatSchG ist dargelegt, dass weitergehende Vorschriften in 
Naturschutzgebiets- und Landschaftsschutzgebietsverordnungen von den 
Regelungen der Absätze 1 bis 3 unberührt bleiben. Dies weist darauf hin, dass 
weitergehende Regelungen möglich sind, wie sie im Rahmen dieser Verord-
nung zur Umsetzung des Schutzzweckes festgelegt werden. 

Im Nitratbericht 2016 wird die Verteilung der Nitratgehalte im Grundwasser in 
Abhängigkeit der Landnutzung dargelegt. Das Grundwasser in als Grünland 
genutzten Bereichen hatte im Vergleich zum Wald einen höheren Anteil der 
Nitratklasse < 1 mg/l. Allerdings lag der Anteil der untersuchten Grünlandbe-
reiche mit einer Nitratklasse oberhalb 10 mg/l bei ca. 50 %, bei Wald lag der 
Anteil bei ca. 34 %. Im Bericht wird auch dargelegt, dass ein Teil des N-
Austrages in das Grundwasser und als Direkt-abfluss in die Oberflächengewäs-
ser erfolgt. Es ist in dem Bericht außerdem dargelegt, dass sich die Nitratbelas-
tung des Grundwassers in Deutschland von 2008/2011 bis 2012/14 praktisch 
nicht verändert hat, obwohl in diesem Zeitraum zahlreiche Maßnahmen zur 
Verminderung der Nitratbelastung durchgeführt worden sind. Aus dem Nit-
ratbericht 2020 geht hervor, dass die Nitratgehalte 2016-2018 im landwirt-
schaftlich beeinflussten Grundwasser nur leicht abgenommen haben, insge-
samt ist die Nitratbelastung jedoch weiterhin als zu hoch einzustufen. 
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gewichtet würden als ein historisch einmaliger politischer Beschluss auf Lan-
desebene. Umweltminister Olaf Lies und Frau Alexandra Stück, Leiterin des 
Referats 27 Natura 2000, haben anlässlich eines Gesprächs am 9. Juli 2020 mit 
dem Ortsrat Simonswolde ausdrücklich bestätigt, dass es sich bei den Voll-
zugshinweisen des NLWKN um unverbindliche Hilfestellungen handelt. 
Das Argument, bei den gesetzlichen Vorgaben handele es sich um Regeln, die 
für das ganze Land gelten, geht fehl. Die Rahmenvereinbarung zum „Nieder-
sächsischen Weg" bezieht sich ausdrücklich in erster Linie auf Grünland, Natu-
ra 2000 und gewässerreiche sowie Moorgebiete, ist also passgenau zuge-
schnitten auf diese Gebietskulisse. Zudem ist darzulegen, weshalb die Fortfüh-
rung der 
bisherigen Bewirtschaftung gegen das habitatschutzrechtliche Verschlechte-
rungsverbot verstößt, da schließlich unter dem Einfluss der Bewirtschaftung 
die LRT entstanden sind. 
Im Hinblick auf die Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung 
fehlt bisher der Nachweis, dass die verordnungsgebenden Landkreise die An-
forderungen des Art. 2 Abs. 3 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 
1992 beachtet haben. 

Die Fortführung der bisherigen Bewirtschaftung ist in Bezug auf die Lebens-
raumtypen, die zum Erhalt eine Bewirtschaftung benötigen, zu sehen. Die 
Kartierungen der Lebensraumtypen 2002 belegen schon einen deutlichen 
Rückgang im Vergleich zur Vegetationskarte von PREISING (1949). Auf den 
damals noch periodisch überschwemmten und nur extensiv nutzbaren Flächen 
im Bereich des Fehntjer Tiefs haben diese Lebensraumtypen/Biotope deutlich 
abgenommen. Die Erfassung der Brutvögel im Rahmen der Aufstellung des 
Pflege- und Entwicklungsplanes Flumm/Fehntjer Tief (ALAND 1992) sowie die 
regelmäßigen Revierkartierungen belegen ebenfalls einen deutlichen Rück-
gang. Die Intensität der landwirtschaftlichen Nutzung hat in den letzten Jahr-
zehnten zugenommen. Sie trägt zum Rückgang bei und lässt sich durch die 
Datenlage belegen. Dort wo eine extensive Bewirtschaftung, teilweise schon 
seit den 1970er Jahren, weiterhin sichergestellt worden ist, sind entsprechen-
de Bestände auch heute noch vorhanden.  
In Art. 2 Abs. 3 der FFH-Richtlinie heißt es, dass die getroffenen Maßnahmen 
den Anforderungen von Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur sowie regionalen 
und örtlichen Besonderheiten Rechnung tragen. Der Wirtschaft wird ausrei-
chend Rechnung getragen. In Bezug auf die landwirtschaftlichen Einschrän-
kungen in der LSG-VO sind diese entsprechend den Wertigkeiten des Gebietes 
und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erforderlich. Sie 
wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass trotz dieser 
Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nutzung bleibt.  

Die Vollzugshinweise für Arten und Lebensraumtypen sind Teil der Nieder-
sächsischen Strategie zum Arten- und Biotopschutz. Für Niedersachsen wur-
den die Vogelarten, weitere Tier- und Pflanzenarten sowie Lebensraumty-
pen/Biotope mit besonderem Handlungsbedarf benannt. Für viele dieser Ar-
ten wurden Steckbriefe (Vollzugshinweise) erarbeitet, die neben Angaben zur 
Lebensweise der Arten bzw. zu den Kennzeichen der Lebensraumty-
pen/Biotope auch Vorschläge für Maßnahmen und geeignete Instrumente für 
deren Erhaltung und Entwicklung umfassen. Die für das Gebiet relevanten 
Steckbriefe wurden berücksichtigt. Es ist in der Begründung nicht dargelegt, 
dass es sich um gesetzliche Vorgaben handelt. Weitergehende Regelungen 
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Regelung in §4 Abs. 5 
Einwendung: 
Absatz 5 ist wie folgt umformulieren: 
„Die zuständige Naturschutzbehörde kann einer von den Verboten des § 4 
Abs. 2 und 3 abweichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, soweit dies 
dem Schutzzweck nicht entgegensteht.    
Begründung: 
Diese Sprachregelung wurde am 08.07.2020 im Gespräch mit den Landkreisen 
in Leer abgestimmt. 

Erlaubnisvorbehalte §5 
Einwendung: 
Die Instandhaltung, Instandsetzung und der Ausbau vorhandener, dem öffent-
lichen Verkehr gewidmeten Straßen und Wege muss ohne Erlaubnisvorbehalt 
und allein mit einem Anzeigevorbehalt möglich sein (Nr. 1). 

Die Veränderung von Gewässern im Zusammenhang mit der ordnungsgemä-
ßen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft muss ohne Erlaubnisvorbehalt mög-
lich bleiben (Nr. 2) 

Ordnungsgemäße fischereiliche Nutzung §6 abs. 1 Nr. 7 
Einwendung:  
Die Einschränkungen der Freistellungen der ordnungsgemäßen Fischerei 
rechtfertigen sich nicht.  
Begründung: 
Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem BNatSchG bedarf es 
bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die über das BiFischG 
hinaus die ordnungsgemäße Fischerei regeln. Vielmehr ist anerkannt, dass die 
Fischerei einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des Naturschutzes leistet. 

über Bewirtschaftungsabstände zu Gewässern in einer Schutzgebietsverord-
nung stehen Regelungen zum „Niedersächsische Weg“ nicht entgegen. 

Als Ergebnis des Gespräches am 08.07.2020 wurde der Begriff „naturschutz-
fachliche Notwendigkeit“ gestrichen. Die Regelung wurde im Verordnungs-
entwurf entsprechend angepasst.  

Die Instandhaltung und Instandsetzung ist nach Überarbeitung der Verord-
nung ohne Erlaubnis- und Anzeigevorbehalt möglich. Insoweit wird dem Ein-
wand gefolgt. Der Ausbau unterliegt weiterhin einem Erlaubnisvorbehalt, da 
die Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem Schutzzweck sicherzustellen ist.  

Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme 

Die Röhrichtbereiche sowie die Wasser- und Uferpflanzenvegetation sind Le-
bensraum vieler Tierarten und sind deshalb bei der zulässigen ordnungsgemä-
ßen fischereilichen Nutzung zu schonen. Zudem sollen keine festen Angelplät-
ze wie beispielweise durch zusätzliche Befestigungen oder Steganlagen einge-
richtet werden. Durch das Niedersächsische Fischereigesetz (NFischG) ist ge-
regelt, dass die Fischerei auf die natürlichen Lebensgemeinschaften im Ge-
wässer und an seinen Ufern, insbesondere auf seltene Pflanzen- und Tierar-
ten, angemessen Rücksicht zu nehmen hat. Durch die Nennung konkreter 
Vorgaben werden die gesetzlich geforderten Fischereipflichten, u. a. der Ver-
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So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG anerkannt, dass die Fische-
rei als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell invasiver Arten einge-
setzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen Vorgaben zur Fische-
rei, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restriktive Regelung der 
Fischerei rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG bleiben die Re-
geln des Fischereirechts grundsätzlich unberührt. 

Jagd, Jagdschutz - § 6 Abs. 1 Nr. 8 
Einwendung: 
Die Einschränkungen der ordnungsgemäßen Jagdausübung rechtfertigen sich 
nicht.  
Begründung: 
Die Vorgaben sind an die Musterverordnung vom 20.02.2018 angelehnt und 
gehen teilweise sogar erheblich darüber hinaus. Diese hat aber keinerlei recht-
liche Grundlage. Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem 
BNatSchG bedarf es bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die 
über das BJagdG hinaus die ordnungsgemäße Jagd regeln. Vielmehr ist aner-
kannt, dass Jagd und Jagdschutz einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des 
Naturschutzes leisten. So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG an-
erkannt, dass die Jagd als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell 
invasiver Arten eingesetzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen 
Vorgaben zur Jagd, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restrikti-
ve Regelung der Jagd rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG blei-
ben die Regeln des Jagdrechts grundsätzlich unberührt. Insoweit ist Festzustel-
len, dass auch der Landkreis in seiner Begründung (S. 15) die sich auf den 
Schutzzweck positiv auswirkende Hegefunktion der Ausübung der Jagd betont. 
Nach dem niedersächsischen Erlass zur Jagd in Schutzgebieten (Gem. RdErl. d. 
ML u. d. MU v. 7. 8. 2012 - 404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2012 
Nr. 29, S. 662), geändert durch Gern. RdErl. d. ML u. d. MU v. 20.11.2017 - 
404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2017 Nr. 46, S. 1549); im Fol-
genden: Jagderlass 2017) in der seit dem 20.11.2017 geltenden Fassung heißt 
es in Punkt 1.5: 

ordnung über die Fischerei in Binnengewässern (Binnenfischereiordnung), 
beispielhaft nachgezeichnet. Eine Störung im Vorfeld des Angeltermins ohne 
Angelabsicht hat aufgrund der Präsenz störungsempfindlicher Tierarten zu 
unterbleiben. Maßnahmen, die zu einer naturschutzfachlichen Aufwertung 
des Gebietes beitragen und den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten 
Tierarten Vorteile bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Na-
turschutzbehörde umgesetzt werden.  

Die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd ist nach der LSG-VO, unter Beach-
tung von Vorgaben, freigestellt, sofern sie nicht über die Kernfunktion gemäß 
§ 1 Abs. 4 des Bundesjagdgesetzes hinausgeht. 
Diese Vorgaben ergeben sich nach § 9 Abs. 5 NJagdG i.V.m. dem Erlass „Jagd 
in Schutzgebieten“ vom 03.12.2019 (406-22220-21), wonach die Jagdbehör-
den und Naturschutzbehörden durch Verordnung die Jagdausübung in Schutz-
gebieten gemäß deren Schutzzweck für bestimmte Zeiträume beschränken 
oder teilweise verbieten können. Im Schutzgebiet kann das Jagdausübungs-
recht unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes insoweit 
eingeschränkt werden, als dies zu Verwirklichung des Schutzzweckes erforder-
lich ist. 

Die ordnungsgemäße Jagd im Landschaftsschutzgebiet „Fehntjer Tief und Um-
gebung“ wird in ihrer Kernfunktion nicht eingeschränkt. Bestimmte Maßnah-
men, die den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten Tierarten Vorteile 
bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde 
umgesetzt werden.  
Dies stellt eine Prüfung der Standorte sicher, um besonders schützenswerte 
Biotope oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigun-
gen zu bewahren. 

Es ist weiterhin die Anlage von Wildäckern, Wildäsungsflächen und Futterplät-
zen auf tatsächlich genutzten Ackerflächen gestattet. Dies ergibt sich teilweise 
auch schon aufgrund der notwendigen Bewirtschaftung Die Anlage ist nur auf 
bereits genutzten Ackerflächen gestatten, da die Umwandlung von Grünland 
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„Allein [...] die Lage im Natura-2000-Gebiet reicht nicht als Grund zur Be-
schränkung der Jagd aus. Vielmehr ist für solche Gebiete zu prüfen, ob der 
Schutzzweck jagdliche Einschränkungen u. a. zu Kirrungen, Wildäckern und 
zum Schutz besonders störanfälliger Tierarten erfordert." 
Dass eine solche einzelfallbezogene Prüfung hier erfolgte, geht aus der LNSG-
VO E sowie ihrer Begründung nicht hervor. Eine solche hätte angesichts der 
Gegebenheiten vor Ort eine Nicht-Erforderlichkeit jedweder Jagdbeschrän-
kungen ergeben. Eine Erforderlichkeit ist jedoch Voraussetzung zur Beschrän-
kung der Jagd durch Vorgaben einer Schutzgebietsverordnung. Dazu heißt es 
im Jagderlass 2017 in Punkt 1.4 ausdrücklich: „Jagdrecht und Jagdausübungs-
recht genießen den verfassungsrechtlichen Schutz des Eigentums. Beschrän-
kungen sind nur zulässig, soweit sie geeignet und erforderlich sind, den 
Schutzzweck zu erreichen. Nach dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist das 
öffentliche Interesse am Schutzzweck abzuwägen sowohl mit dem Jagdrecht 
und dem Jagdausübungsrecht als auch mit den Zielen des Bundesjagdgeset-
zes, nämlich einer grundsätzlich flächendeckenden Jagdausübung, einer nach-
haltigen Nutzung, der Erhaltung eines artenreichen, gesunden Wildbestandes 
sowie der Wildschadensverhütung." 

Anordnungsbefugnis §9 
Einwendung: 
Die Wiederherstellung des bisherigen Zustands kann nur angeordnet werden, 
wenn gegen die Verbote des § 3 verstoßen oder keine Erlaubnis nach § 4 ein-
geholt und Natur oder Landschaft rechtswidrig zerstört, beschädigt oder ver-
ändert worden sind. Das alleinige Einwirken auf die Natur kann dafür nicht 
ausreichen. 

in Acker oder andere Nutzungsformen mit dem Schutzzweck der Verordnung 
nicht vereinbar ist. Die Erhaltung von Grünlandflächen dient der Entwicklung 
und der Erhaltung einer extensiv geprägten und artenreichen Grünlandvegeta-
tion, welches essentielle Grundlage für Brut-, Rast und Nahrungshabitate der 
vorkommenden Tierarten ist. Die Neuanlage von Futterplätzen außerhalb von 
Ackerflächen bedarf einer Anzeige, um besonders schützenswerte Biotope 
oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigungen zu 
bewahren. Durch Futterplätze können Störungen sensibler Arten und Vegeta-
tionsveränderungen nicht ausgeschlossen werden. An dieser Stelle wird auf § 
8 LSG-VO hingewiesen 

Als besonders sensibel sind das Landschaftsbild und die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes hinsichtlich der Anlage von Hegebüschen einzustufen. Da 
auch kleinflächige Gehölzbestände Habitate für verschiedene Prädatoren bie-
ten, ist damit auch eine Beeinträchtigung der Funktion des Raumes als Brut-
gebiet für bodenbrütende Vogelarten verbunden. 

Im Rahmen des Verfahrens zur Erstellung des Verordnungsentwurfes hat hin-
sichtlich der jagdlichen Beschränkungen eine einzelfallbezogene Prüfung unter 
Anhörung der unteren Jagdbehörden stattgefunden. Die Prüfung erfolgte an-
hand des Schutzzwecks i.S.d. 1.3 des Erlasses „Jagd in Schutzgebieten“ vom 
03.12.2019 (406-22220-21).  
Die Erforderlichkeit wurde jedoch nicht ausreichend in der Begründung darge-
legt, daher wird die Begründung entsprechend ergänzt. 

Diese Regelung richtet sich wortgleich nach § 2 Abs. 2 NAGBNatSchG.  
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Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen §10 Abs.1
Einwendung: 
Diese generalklauselartige Formulierung nimmt die gern. § 32 Abs. 5 
BNatSchG erst im Managementplan zu treffenden Maßnahmen vorweg und 
wirkt faktisch als „Ermächtigungsgesetz", das Eigentümer und Nutzer zur vo-
rauseilenden Duldung von künftig 
zu treffenden Ideen und Vorschlägen zwingt, deren Auswirkungen noch gar 
nicht abzusehen sind. Hier ist stattdessen auf den Managementplan zu ver-
weisen und falls nötig, das Procedere im Einzelnen zu beschreiben (Nr. 1). 

 Gelege- und Kükenschutz ist inzwischen umfassend in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 
NAGBNatSchG geregelt (Nr. 2). 

Umsetzung von Erhaltungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen § 11 Abs. 2 
Einwendung: 
Hinsichtlich der Wiederherstellung geben wir zu bedenken, dass zunächst die 
Angaben in den Standarddatenbögen das Maß aller Dinge sind. Es kann dabei 
nicht darum gehen, prähistorische Zustände wiederherzustellen, wie es bei-
spielweise derzeit seitens des NLWKN mit auen- und ästuartypischen Lebens-
räumen an der Ems versucht wird. Auch hier gilt es, zunächst aufbauend auf 
prioritären Arten und bewährten Konzepten wie dem Gelegeschutz Maßnah-
men zu entwickeln, die dort ansetzen, wo tatsächlich Arten und LRT vorhan-
den sind. 

Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. 0-137/14) zulässig. 

Diese Regelungen sind vor dem Hintergrund des Mahnschreibens der EU, der 
Klage der europäischen Kommission vor dem EuGH gegen die Bundesrepublik 
Deutschland und der daraus hervorgehenden fehlenden Verbindlichkeit der 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Erhaltungsziele unerlässlich. Des Weiteren 
wird auf § 15 NAGBNatSchG hingewiesen. Die Maßnahmen beschränken sich 
auf diejenige, die die Nutzung des Grundstücks nicht unzumutbar beeinträch-
tigen.  

Die Durchführung des Küken- und Gelegeschutzes ist nicht im NAGBNatSchG 
geregelt. Es findet sich lediglich eine Entschädigungsregelung für den Fall, 
wenn die zuständige Naturschutzbehörde eine Anordnung trifft, dass die be-
treffenden Flächen, auch außerhalb eines Naturschutzgebietes, zum Schutz 
der Gelege erst später befahren werden dürfen 

§ 26 BNatSchG lässt keinen Zweifel daran, dass das LSG zur Erhaltung, Ent-
wicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushaltes, einschließlich des Schutzes von Lebensstätten und Lebens-
räumen bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten ausgewiesen ist. 
Die Angaben des Standarddatenbogens sind daher, genauso wie Vorgaben des 
Landes aus dem Netzzusammenhang zu berücksichtigen. Es ist dabei nicht 
entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter im Gebiet noch vorkommen. 

Zur Kenntnis genommen. 
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44.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich bin Besitzer der Fläche  in der Gemarkung 
, Gemeinde Ihlow. Die Fläche hat eine Bodenbepunktung von 36/36, ist 

dräniert, liegt direkt an einen Vorfluter Gewässer 3. Ordnung. Die Fläche ist 
leicht mit einem Marschboden überzogen, wird als Grünland genutzt, wäre 
aber jederzeit ackerfähig. Die Fläche dient als Futterfläche für die Grassilage-
ernte und wird 3 mal im Jahr gemäht. Bei einem durchschnittlichen Ertrag von 
80 dt/ha bei einer Energiedichte von 5,8-6,2 nJ ernte ich von dieser Fläche 128 
dt Silage. Das ist gutes Gras von einer bonierten Wirtschaftsfläche.  

Diesen Ertrag setzt voraus eine gute Grünlandpflege, eine angepasste Dün-
gung und der richtige Schnittzeitpunkt. Die Absicht den Schnittzeitpunk im 
geplanten Naturschutzgebiet auf Anfang Juni zu legen bedeutet, dass das Gras 
überständig und verholzt ist. Wenn dann die Düngung auf 80 kg/N im Jahr 
reduziert werden soll, wächst kein für Rinder nutzbares Gras mehr. Und wenn 
im Zeitraum von März bis Juni keine Bodenbearbeitung gemacht werden darf, 
daß heißt kein Schleppen und Striegeln um lückige Grasbestände auszubes-
sern, kann keine gute Grasnarbe mehr gehalten werden.  

Das Ergebnis wird sein, dass diese Fläche unter diesen Umständen nicht mehr 
genutzt werden können. Die Pflanzenzusammensetzung auf den Flächen wird 
sich stark verändern. Binsen und Rasenschmiele werden Einzug nehmen. Ge-
rade angrenzte Flächen zeigen mir genau dieses Szenarium. (Sie sollten sich 
vor Ort das mal ansehen). Die nicht mehr landwirtschaftlich genutzten Flächen 
wurden schon nach wenigen Jahren nicht mehr von Wiesenvögeln, Hasen und 
Fasanen aufgesucht.  

Das bisherige Wirtschaften hat den Wiesenvögeln als Kulturfolger es ermög-
licht gerade hier so stark aufzutreten. Ich habe den Eindruck wir werden für 
unseren bisheriges Tun und Handeln abgestraft.  

Zur Kenntnis genommen.

Diese Einwendungen beziehen sich auf die NSG-VO.  

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
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Ich habe durch eine Unterschutzstellung mit ihren Verordnungen einen im-
mensen Wirtschaftsschaden. Zum Anderen ist diese Fläche, die in einem Na-
turschutzgebiet liegen würde, einen riesigen Wertverlust unterlegen.  

Ich frage Sie als Hauseigentümer (evtl. mit Garten) wenn Ihnen per Erlaß ge-
sagt würde, sie dürften ihre Räume im Haus und den Garten nur sehr einge-
schränkt nutzen; wie würden Sie darauf reagieren? 

Aber ein altes ostfriesisches Sprichwort sagt: Ut anne Lü Lee led sück lick´d 
Reems schnieden. Übersetzt: (oder vielleicht kennen Sie es auch) – mit dem 
Eigentum Anderer läßt es sich leicht umgehen.  

Zusammenfassend sind die Auswirkungen auf die Futtergewinnung erschre-

welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 

Die aufgeführten Regelungen der Verordnung beeinflussen die Wirtschafts-
weise der im Schutzgebiet wirtschaftenden Betriebe. Eine natur- und land-
schaftsverträgliche landwirtschaftliche Bodennutzung nach guter fachlicher 
Praxis gemäß § 5 Abs. 2 BNatSchG ist weiterhin möglich und auch notwendig. 
Eine mögliche Wertminderung ist vom jeweiligen Betrieb und der Betriebs-
struktur abhängig.  
Betroffenheiten durch die geplante Unterschutzstellung wurden in einer durch 
die Landkreise Aurich und Leer beauftragten Betroffenheitsanalyse betrachtet. 
Diese diente der Ermittlung der wesentlichen Grundlagen. Während der Er-
stellung der landwirtschaftlichen Betroffenheitsanalysen haben sich jedoch 
bereits wesentliche Änderungen der geplanten Verordnungsinhalte ergeben, 
unter anderem aufgrund von Gesprächen mit Landwirten. Soweit möglich, 
wurden Problempunkte somit bereits im Erstellungsprozess berücksichtigt und 
die Verordnungsinhalte dementsprechend angepasst. Die Betroffenheitsana-
lysen beziehen sich auf einen überholten Stand der Verordnung und sind so-
mit nicht Gegenstand des formellen Beteiligungsverfahrens zur Ausweisung 
des geplanten Landschaftsschutzgebietes. 

s.o. 



407 

ckend. Für die Flächen  und die Flächen  
 in der Gemarkung  (gepachtete Fläche) bedeutet seitens 

Düngung der Rückgang wertvoller Gräser und einer Zusammensetzung von 
Gräsern und anderen Pflanzen, die für die Fütterung von Milchleistungskühen 
nicht geeignet sind.  

Als Konsequenz hinsichtlich Beweidung bedeutet es für den Betrieb, dass auf-
grund von Bewirtschaftungsauflagen, vor allem die damit verbundene redu-
zierte Düngung, keine leistungsgerechte Fütterung mit dem Weidegang si-
chergestellt werden kann. Die verspätete Mahd bedeutet für mich nicht zu 
beziffernde Ertragseinbußen. Durch die verzögerte Mahd lässt sich kein quali-
tativ gutes Futter mehr für Milchleistungskühe erzeugen.  
Betrieblich wird es mich die Intensivierung der anderen bisherigen Flächen 
bedeuten. 

Zum Anderen unterliegen die Flächen durch die auferlegten Verordnungen 
enormen Wertverlusten- Die betriebswirtschaftliche Folge wird eine Korrektur 
der Beleihungswerte für die betroffenen Flächen bedeuten. Das Resultat kann 
eine verringerte Kreditwürdigkeit für die Eigentümer, Pächter und Verpächter 
mit sich bringen. Mir fehlt hier ein klares Angebot als Ausgleich für den dro-
henden Wertverlust, entweder finanzielle Entschädigung oder Kaufangebote.  

Grundsätzlich stehen wir Landwirte positiv den Naturgedanken gegenüber, 
denn sie ist Grundlage unseres Wirtschaftens. Aber die Natur kann nur ge-
schützt werden im Dialog mit den Landwirten.  

Wenn Sie die Natur schützen, den Wiesenvogelbestand erhalten und vergrö-
ßern möchten, gehen Sie Kooperationen mit den Landwirten in einem Land-
schaftsschutzgebiet ein, wo flexibel auf jeweilige Gelegenheiten reagiert wer-
den kann. Nur mir den Landwirten kann eine artenreiche Flora und Fauna 
gewährleistet werden.  

Machen Sie nicht den Fehler einer starren Unterschutzstellung mit starren 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 
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Verordnungen. Die Landwirte verschwinden und auch die Wiesenvögel. 

Ich bin gegen eine Ausweisung der von mir bewirtschaften Flächen als Natur-
schutzgebiet und hoffe auf ein vernünftiges Einlenken.  

Betrachtung der Wiesenvogelpopulation in Ihlowerfehn Mee-
den/Simonswolden Meeden 

Ich bewirtschafte ca. seit 30 Jahren die sogenannten Meeden in Ihlowerfehn 
und Simonswolde. Und auch schon lange vorher durften wir hier mithelfen. 
Die Betriebe in Ihlowerfehn waren so strukturiert, daß sie ihre Weideflächen 
hofnah hatten. Die Ackerflächen waren auch im Hofbreich. Es wurde alles 
angebaut. (Hackfrüchte, Kartoffeln, Getreide).Die Meeden galten als Grundla-
ge für das Winterfutter. Zuerst war es meist Heu, später setzte sich die Grassi-
lage durch. Dies war bedingt durch die veränderte Haltungsform im Rindvieh-
bereich. Das Vieh wurde in Laufstellen und nicht mehr in Anbindehaltung ge-
halten. Dies vollzog sich im hiesigen Bereich in den Jahren 1985-1995. Die 
Meeden waren schon immer interessant für uns wegen der Weite der Flächen 
und auch wegen der Wiesenvögel; besonders auffällig der Kiebitz. Uns wurde 
schon früh gezeigt wie sich diese Vögel verhalten. Anhand von Flugbahnen 
den Kiebitzes können wir sehen, wo die Gelege sich befinden. Die meisten 
Gelege fanden wir nach Grünlandumbrüchen. Wenn die Grasnarbe schlecht 
war, wie z.B. im letzten Jahr nach einer Mäuseplage wurde im Frühjahr die 
Meede umgepflügt und Hafer eingesäät. Ein solcher Umbruch bot ideale Be-
dingung für eine Aufzucht der Wiesenvögel. In den letzten Jahren sind die 
Kiebitze in den Meeden (diese Fläche liegt  

) recht selten geworden.  

Das hat meiner Meinung nach einen Hauptgrund. Denn seitdem die Gänse in 
riesigen Scharen die Meeden belagern und hier zum Teil bis Mitte April Aus-
harren, bleibt kein Platz mehr für Kiebitz und Wiesenvögel. Der Kiebitz speziell 
ist relativ anpassungsfähig. Es kommt auch im Geestbereich gerade im Acker-
bau meist auf Maisflächen vor. Er liebt eine stoppelige Grundlage. Aber auch 

Zur Kenntnis genommen. 
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hier werden die Bestände kleiner. Das hat meiner Meinung nach den Grund im 
riesigen Flächenfraß, der im Moment betrieben wird. Große Siedlungs- und 
Industriegebiete werden ausgewiesen und fressen sich in die Landschaft und 
die Fläche für die Natur schwindet. Hier sehe ich die Parallele zum Kiebitz! 
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45.   
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

meine Frau und ich können für 90 Milchkühe und der weiblichen Nachzucht, 
die wir zur Bestandergänzung brauchen, auf 82 ha Grünland und 14,5 ha 
Ackerland unser Grundfutter weitestgehend selbst erzeugen. Mit 26 ha im 
Naturschutzgebiet ist wird es aber jetzt schon schwierig, Gras mit ausreichend 
Energie- und Eiweißgehalt zu produzieren. Dazu kommen demnächst noch 10 
ha im künftigen Landschaftsschutzgebiet. Unser Hof wird voraussichtlich auch 
in der nächsten Generation betrieben. Bei sinkenden Erzeugerpreisen und 
steigenden Erzeugungskosten müssen wir moderat aufstocken, um unser Ein-
kommen wenigstens zu halten. Dazu kommen nötige Investitionen in die Lage-
rung von Gülle und Silage, die gesetzlich vorgeschrieben sind, aber keinen 
Cent mehr Milchgeld bringen. Ein aus aktuellem Anlass erstelltes Gutachten 
der Landwirtschaftskammer Niedersachsen in Aurich ganz klar gezeigt, dass 
die weitaus höchsten Umsatzerlöse auf Grünland erwirtschaftet werden. Lei-
der bleiben davon höchstens 20 % beim Landwirt, der Rest geht an Landhan-
del, Lohnunternehmer und Landeigentümer bei unserem Pachtflächenanteil 
von über 80 % noch etwas mehr. Gutes Grünland ist in Ertrag und Energiegeh-
alt dem Acker mindestens gleichwertig, nur mit wesentlich höherem Arbeits- 
und Kostenaufwand. Extensives Grünland ist nicht kostendeckend. Wir müss-
ten bei steigendem Anteil mehr Futtermittel importieren, mit allen negativen 
Folgen. 
Entscheidend für den Schutzstatus ist der Zustand des Gebietes zum Zeitpunkt 
der Meldung an die EU. Die landwirtschaftliche Nutzung hat schon damals das 
Gebiet geprägt und ist deshalb nicht weiter einzuschränken. Deswegen müs-
sen alle landwirtschaftlichen Tätigkeiten weiter möglich bleiben, die schon 
zum Zeitpunkt der Meldung üblich und zulässig waren. 
Für die Sicherung sind die Standarddatenbögen fachliche Grundlage, die bei 
der Meldung der Gebiete erstellt wurden. Über deren Qualität kann man strei-
ten, dass gilt aber auch für die aktuellen Erhebungen. Bei allen Unsicherheiten 
ist jedoch über den gesamten Zeitraum erkennbar, welche Arten und LRT in 
der Gebietskulisse eine Rolle spielen und welche nicht. Wertbestimmend sind 

Zur Kenntnis genommen.

Das Netz „Natura 2000" besteht aus den Gebieten von gemeinschaftlicher 
Bedeutung (GGB) nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL, vom 21. 
Mai 1992, 92/43/EWG) und den Europäischen Vogelschutzgebieten (VSG) 
nach der Vogelschutzrichtlinie (VSRL, vom 2. April 1979, 79/409/EWG; ersetzt 
durch kodifizierte Fassung vom 30. November 2009, 2009/147/EG). Die Vogel-
schutzgebiete (VSG) gelten unmittelbar nach ihrer Meldung durch die Mit-
gliedstaaten an die EU-Kommission als besondere Schutzgebiete (Special Pro-
tection Areas - SPA) und gehören damit dem europäischen Schutzgebietssys-
tem „Natura 2000" an. Die Auswahl der Vogelschutzgebiete erfolgt für die 
besonders bedrohten Vogelarten des Anhangs I der Vogelschutzrichtlinie. 
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vor allem Wiesenvögel und Grünlandgesellschaften sowie in Teilbereichen 
Borstgrasrasen, Pfeifengraswiesen und Übergangs- und Schwingrasenmoore. 
LRT wie Hochstaudenfluren, Hainsimsen-oder Auenwälder, die wegen ihres 
geringen Vorkommens signifikant nicht vorhanden sind, müssen nicht ge-
schützt werden. 

Wir beantragen deshalb, die Verbote und Freistellungen wie folgt zu ändern: 
Die Grünlanderneuerung muss weiter zulässig bleiben, weil wir energie- und 
eiweißreiches Grundfutter brauchen. 

Nach Artikel 4, Absatz 1 der Richtlinie sind die "zahlen- und flächenmäßig ge-
eignetsten Gebiete" zu Schutzgebieten zu erklären. Nach Artikel 4, Absatz 2 
besteht zudem auch für alle nicht im Anhang I aufgeführten, regelmäßigen 
Zugvogelarten die Verpflichtung hinsichtlich ihrer Vermehrungs-, Mauser- und 
Überwinterungsgebiete sowie der Rastplätze in ihren Wanderungsgebieten 
entsprechende Schutzmaßnahmen zu ergreifen.  
Bereits basierend auf der VSRL vom 2. April 1979 wurde das Fehntjer Tief an 
die EU in den 1980er Jahren gemeldet. In den Karten für avifaunistisch wert-
volle Bereiche in Niedersachsen – Brut-/Gastvögel von 1986-1992 des Nieder-
sächsischen Landesamtes für Ökologie von 1994 ist das Fehntjer Tiefgebiet 
bereits als gemeldetes „Besonderes Schutzgebiet“ dargestellt.  
Die EU-Kommission veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Union Listen 
der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (GGB) nach der FFH-Richtlinie. 
Die Veröffentlichung erfolgt jeweils für sog. biogeografische Regionen. Eine 
Liste wurde erstmals im Dezember 2004 veröffentlicht, in der das Fehntjer Tief 
enthalten ist. 
Darauf aufbauend basiert der Schutzstatus auf dem Schutzzweck, der unter 
Hinzuziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt 
worden ist, und der allgemeinen Verpflichtung zum Erhalt und der Wiederher-
stellung eines günstigen Erhaltungszustandes. Mit der Meldung des Gebietes 
an die EU-Kommission entstand zudem die Verpflichtung geeignete Schutz-
maßnahmen zur Wahrung der ökologischen Merkmale des Gebietes zu ergrei-
fen. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
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Die von Ihnen vorgeschlagene Saatmischung für Über- und Nachsaaten kann 
sich in der Grünlandnarbe nicht durchsetzen, weil die vorhandenen Gräser 
abhängig von Klima, Boden und Nutzungsintensität überlegen sind. 
Das Liegenlassen von Mähgut ist nicht üblich, aber manchmal auf Feuchtgrün-
land bei ungünstiger Witterung nicht zu verhindern, um Bodenschäden zu 
vermeiden. 

dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
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Die Gewässerabstände bei der Düngung sind fachlicher Unsinn, weil bei Grün-
land keine Abschwemmungen vorkommen. Das ist durch unzählige Gutachten 
belegt. Das von Ihnen in der Begründung genannte Gutachten einer kaliforni-
schen Universität ist völlig ungeeignet für unsere Grünlandregion. Außerdem 
sind die Abstände schon in der Düngeverordnung und im Niedersächsischen 
Wassergesetz reglementiert. 

insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
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Der Managementplan ist rechtlich nicht verbindlich und deshalb mit einer 
bedingungslosen Duldungspflicht nicht vereinbar. 

Nicht nur das geplante LSG, sondern auch die angrenzenden Naturschutzge-
biete werden sich auf die angrenzenden Nutzflächen auswirken, die im Be-
reich der geplanten Pufferzone liegen. Hier ist speziell das Drohnenflugverbot 
nicht akzeptabel. Unbemannte Luftfahrtsysteme dienen nicht nur der Er-
tragserfassung oder Bestandsbewertung landwirtschaftlicher Kulturen, son-
dern vor allem der Wildrettung und dem Gelegeschutz mittels Wärmebildka-
meras und damit grundsätzlich dem Naturschutz. 

räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar. 

Diese Regelungen sind vor dem Hintergrund des Mahnschreibens der EU, der 
Klage der europäischen Kommission vor dem EuGH gegen die Bundesrepublik 
Deutschland und der daraus hervorgehenden fehlenden Verbindlichkeit der 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Erhaltungsziele unerlässlich. Des Weiteren 
wird auf § 15 NAGBNatSchG hingewiesen. Die Maßnahmen beschränken sich 
auf diejenige, die die Nutzung des Grundstücks nicht unzumutbar beeinträch-
tigen.  

Bereits zum jetzigen Zeitpunkt gilt nach § 21b Abs. 1 Nr. 6 der Verordnung zur 
Regelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten (LuftVO) ein Verbot für 
den Betrieb unbemannter Luftfahrtsysteme in FFH-Gebieten. Nach der Unter-
schutzstellung gilt dieses gesetzliche Verbot unabhängig von der Schutzge-
bietskategorie auch für Europäische Vogelschutzgebiete. Von unbemannten 
Luftfahrtsystemen/Flugmodellen/Luftfahrzeuge (z. B. Modellflugzeuge, Dra-
chen, Drohnen) oder bemannten Luftfahrzeugen gehen insbesondere auf die 
Vogelwelt erhebliche Beeinträchtigungen aus. Flugkörper verursachen unab-
hängig von ihrer Form psychischen Stress (z. B. Ducken, verstärkte Rufaktivi-
tät, unruhiges Hin- und Hergehen), der in physischen Stress münden kann (z. 
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Wir fordern deshalb eine Verordnung, die sich auf die absolut notwendigen 
Regeln zur Erhaltung der wertbestimmenden Arten und deren Lebensräume 
beschränkt und behalten uns weitere Einwendungen ausdrücklich vor. 

B. panikartiges Auffliegen, Verlassen des Gebietes). Darüber hinaus werden 
Drohnen mit speziellen Kameras zur Ermittlung von Schäden durch lokal be-
dingte Hagelschauer, Windhosen, Sturmböen etc. in Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft und Naturschutz eingesetzt, um eine aufwändige Begehung der be-
troffenen Schläge zu vermeiden. Nach § 6 Nr. 3 LSG-VO ist der Einsatz von 
unbemannten Luftfahrtsystemen oder unbemannten Luftfahrzeugen zur Wild-
tierrettung, Bestands- und Ertragserfassung durch qualifizierte Anwender 
nach vorheriger schriftlicher oder mündlicher Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde freigestellt. Darüber hinaus kann nach § 4 Abs. 4 der LSG-
VO die zuständige Naturschutzbehörde in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, 
soweit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. 
Darüber hinaus ist ggf. eine Erlaubnis nach der LuftVO bei der Niedersächsi-
schen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLStbV) zu beantragen. 

Zur Kenntnis genommen. 
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46.   
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Die Verordnung schwächt die Landwirtschaft, beeinträchtigt den Tourismus, 
ignoriert den Nutzen der Jagd/Fischerei, greift in das kommunale Selbstver-
waltungsrecht und greift in Bereiche der Sielachten ein. 
Den besonderen Schutzzweck der Verordnung sehe ich nicht. Dieser Punkt 
sollte nachgebessert werden. 

Ich bin der Meinung, dass das betroffene Gebiet keiner schärferen Verord-
nung bedarf. Die weitläufige, von Grünland geprägte Kulturlandschaft ist er-
haltenswert. Sie wurde in unzähligen Generationen zu dem gemacht, wie wir 
sie heute vorfinden. Das Zusammenspiel von Natur und kleinbäuerlichen 
Strukturen hat seit Generationen Bestand und funktioniert gut. Dass hier viele 
Dinge ohne großes Zutun gut laufen, sieht man an dem Vorkommen der in der 
Verordnung aufgeführten Tier-/und Pflanzenarten. 

Den Landwirten spricht die Verordnung ihr Fachwissen, ihr Praxiswissen und 
vor allem ihre Erfahrungswerte mit den Gegebenheiten vor Ort ab. Die Betrie-
be sind über oftmals über Jahrzehnte an der jeweiligen Hofstelle ansässig. Es 
entsteht ein Wissensfundus, der mehr beinhaltet als das Wissen über die Bo-
deneigenschaften und Ähnliches. Die Verordnung beeinträchtigt die Tätigkeit 
der Landwirte und kann den Betrieb je nach Betroffenheit in ihrer Existenz 
gefährden. Ich denke, hier sollte man den Landwirten doch sein Vertrauen 

Zur Kenntnis genommen. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. 

Das Gebiet ist nicht nur als Vogelschutzgebiet, sondern auch überwiegend als 
FFH-Gebiet gemeldet. Nach § 32 Abs. 2 BNatSchG sind die Natura 2000-
Gebiete grundsätzlich zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft zu er-
klären. Diese Anforderung ist gemeinschaftsrechtlich zwingend und nicht zu 
umgehen. Die EU-Kommission hat in einem Vermerk vom 14.05.2012 ergän-
zend dargelegt, welche Anforderungen sie an die Unterschutzstellung von 
FFH- und Vogelschutzgebieten stellt. Dies sind neben anderen eine Drittver-
bindlichkeit, eine verbindliche kartenmäßige Darstellung des Schutzgebietes, 
die Einbeziehung der Erhaltungsziele in die Schutzvorschrift und die Durchfüh-
rung eines Verfahrens mit Beteiligung der Betroffenen. 
Vor diesem Hintergrund kann die eingangs dargelegte gesetzliche Verpflich-
tung bei der Größe dieses FFH- und Vogelschutzgebietes nur durch eine 
Schutzgebietsausweisung erfüllt werden; dies entspricht auch der einschlägi-
gen Rechtsprechung. 

Die Verordnung spricht der Landwirtschaft in keiner Weise das vorhandene 
Fachwissen ab. Die Verordnung hat, wie oben bereits beschrieben, den Zweck, 
europarechtliche Verpflichtungen umzusetzen. Eine natur- und landschafts-
verträgliche landwirtschaftliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis 
gemäß § 5 Abs. 2 BNatSchG ist weiterhin eingeschränkt möglich. 
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schenken, dass diese nach allgemein guter fachlicher Praxis arbeiten. Die Ver-
ordnung verhindert teilweise die Arbeit nach guter fachlicher Praxis, z. B. 
wenn die Einholung von Genehmigungen bei der Naturschutzbehörde das 
Maß der Dinge sein soll. Landwirtschaft findet in der Natur mit den Gegeben-
heiten der Natur (Wetter) statt. 

Die Verordnung greift unverhältnismäßig stark in die Rechte der Eigentümer 
und/oder Bewirtschafter/Nutzer ein. 

Das geplante Landschaftsschutzgebiet deckt sich nicht mit der Fläche der zu 
Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete. Das muss berichtigt werden. 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
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Aus den vorgenannten Gründen halte ich die Verordnung für unverhältnismä-
ßig. 
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. C-137/14) zulässig. 

Die von mir bewirtschafteten Flächen stellen sich wie folgt dar: 
Acker: 14 ha, 
Grünland: 73 ha, davon 3 ha im NSG 
Gesamt: 87 ha, davon 3 ha im NSG 
Davon Eigentum: 22 ha 
Davon gepachtet: 65 ha, davon im NSG: 3 ha 
Der gehaltene Viehbestand gliedert sich wie folgt auf: 
Milchkühe: 130 
Weibl. Nachzucht: 100 
Einwendungen 
Allgemeines 
Die Schutzbedürftigkeit und Schutzwürdigkeit ist für das NSG vom Verord-
nungsgeber für die Flächen, die bisher noch nicht durch eine nationale Ver-
ordnung unter Schutz gestellt waren, bisher nicht hinreichend dargelegt. Der 
Vogelschutz allein rechtfertigt nicht die Ausweisung als NSG (OVG Lüneburg, 
U. v. 21. Mai 2019 - 4 KN 141/17). 

darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Es wurden keine Flä-
chen in das LSG miteinbezogen, die kein Natura-2000 Gebiet sind. 

Zur Kenntnis genommen. 

Das Gebiet ist nicht nur als Vogelschutzgebiet, sondern auch als FFH-Gebiet 
gemeldet. Nach § 32 Abs. 2 BNatSchG sind die Natura 2000-Gebiete grund-
sätzlich zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft zu erklären. Diese 
Anforderung ist gemeinschaftsrechtlich zwingend und nicht zu umgehen. Die 
EU-Kommission hat in einem Vermerk vom 14.05.2012 ergänzend dargelegt, 
welche Anforderungen sie an die Unterschutzstellung von FFH- und Vogel-
schutzgebieten stellt. Dies sind neben anderem eine Drittverbindlichkeit, eine 
verbindliche kartenmäßige Darstellung des Schutzgebietes, die Einbeziehung 
der Erhaltungsziele in die Schutzvorschrift und die Durchführung eines Verfah-
rens mit Beteiligung der Betroffenen. 
Vor diesem Hintergrund kann die eingangs dargelegte gesetzliche Verpflich-
tung in aller Regel nur durch eine Schutzgebietsausweisung erfüllt werden; 
dies entspricht auch der einschlägigen Rechtsprechung. 
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•Sämtliche Regelungen müssen sich am Verschlechterungsverbot messen 
lassen. Der Maßstab für die Beurteilung der Frage, ob eine Gebietsbeeinträch-
tigung vorliegt, verlangt nach einer Ausgangsgröße: Pläne, Projekte und Vor-
haben sind die adressierten Erscheinungsformen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL 
angeordneten Verschlechterungsverbots. Dies dient nach überwiegender An-
sicht der Erhaltung des Zustandes, in dem sich die von dem Schutzgebiet um-
fassten Lebensräume im Zeitpunkt der Eintragung in die Gemeinschaftsliste 
befinden. Gemäß Art. 4 Abs. 5 FFH-RL ist ein Gebiet nämlich erst ab dem Zeit-
punkt geschützt, in dem es in die Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung aufgenommen worden ist. Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken können, von vornhe-
rein vom Verschlechterungsverbot nicht erfasst. Die bereits bei Unterschutz-
stellung des Gebiets bestehenden Vorhaben wirken sich (prägend) auf die 
zeitlich nachfolgend ausgewiesenen Schutzgebiete aus und bestimmen so den 
Erhaltungszustand der Lebensräume und Arten mit (Beier, NVwZ 2016, 575, 
577). Sie sind daher in der Regel bereits im Rahmen des Prozesses der Ge-
bietsausweisung entsprechend berücksichtigt worden (VGH München, Urt. v. 
30.10.2007 — 8 A 06.40024; bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 05.12.2008 — 
9 B 28/08; VGH München, U. v. 19.02.2014 —8 A 11.40040 u. a.; wiederum 
bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 22.06.2015 — 4 B 59/14). Der Maßstab für 
die Beurteilung der Frage, ob eine Beeinträchtigung vorliegt, verlangt zunächst 
nach einer Ausgangsgröße. Fraglich ist nämlich, ob der naturschutzrechtliche 
„Idealzustand" die Ausgangsgröße bildet oder ob bereits ein vorgefundener 
Zustand (Vorbelastung) Ausgangspunkt ist. Man wird von folgendem ausgehen 
müssen: Die Vorhaben, Maßnahmen und Veränderungen sind Erscheinungs-
formen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL angeordneten Verschlechtungsverbots. 
Letzteres dient nach überwiegender Ansicht der Erhaltung des Zustandes, in 
welchem sich die von dem Schutzgebiet umfassten Lebensräume im Zeitpunkt 
der Eintragung in die Gemeinschaftsliste befinden (Gellermann, Natura 2000-
Europäisches Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepub-
lik Deutschland, 2. Aufl. 2001, S. 72). Deshalb werden etwaige Vorbelastun-

Die unionsrechtlichen Vorgaben der FFH-RL und V-RL etablieren lediglich Min-
deststandards, während es den Mitgliedstaaten nicht versagt ist, strengere 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen (Art. 193 AEUV; Art. 14 V-RL). Davon abgese-
hen begrenzt das Verschlechterungsverbot nicht die Regelungsmöglichkeiten 
des Verordnungsgebers. Das Verbot bezieht sich auf Handlungen und Maß-
nahmen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-
Gebietes führen können. Der Verordnungsgeber gehört daher von vornherein 
nicht zu den Adressaten des Verbots; stattdessen hat er aus Gründen des § 32 
Abs. 3 S. 3 BNatSchG durch geeignete Ge- und Verbote sicherzustellen, dass 
der Regelungsvorgabe des Art. 6 Abs. 2 (i.V.m. Art. 7) FFHRL entsprochen wird. 
§ 32 Abs. 3 S. 4 BNatSchG lässt aber keinen Zweifel daran, dass es ihm auch 
gestattet ist, weitergehende Schutzvorschriften zu erlassen. Die Vorstellung, 
dass eine zur Unterschutzstellung von FFH- und/oder Vogelschutzgebieten 
dienende nationale Schutzverordnung lediglich Verschlechterungen des Zu-
standes verhindern dürfte, findet in den einschlägigen Rechtsnormen keinen 
Rückhalt. 

Im Übrigen zur Kenntnis genommen. 
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gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken, von vornherein vom 
Verschlechterungsverbot nicht erfasst (Gel/ermann, Natura 2000-
Europäisches Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepub-
lik Deutschland, 2. Aufl. 2001, S. 72). Anders formuliert: Soweit Art. 6 Abs. 2 
FFH-RL neben dem Unterlassen beeinträchtigender Handlung ein aktives Tä-
tigwerden des Mitgliedstaats fordert, handelt es sich um eine konservierende, 
nicht um eine optimierende Maßnahme (Erbguth/Schubert, DVBI. 2006, 591, 
596).  
In Anbetracht des konservierenden Charakters müssen aber alle Maßnahmen 
der Bewirtschaftung zulässig bleiben, die zum Zeitpunkt der Unterschutzstel-
lung bereits vorgenommen wurden und die nicht dazu geführt haben, die 
Schutzbedürftigkeit und die Schutzwürdigkeit in Frage zu stellen. Es geht da-
rum, einen Zustand zu konservieren, so dass Maßstab für die Einschränkungen 
der Zustand der Ausgangsgröße ist, der zum Zeitpunkt der Unterschutzstellung 
herrschte. Deshalb sind die Einschränkungen auf die Aspekte zu begrenzen, 
die über diesen Rahmen hinausgehen und die zu einem Verstoß gegen das 
Verschlechterungsverbot führen können. Das gefundene Resultat entspricht 
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG 146, 145 ff. — 
BAB Waldkappel, erster Leitsatz). Mit Blick auf den Kammmolch hat das Ge-
richt festgestellt, eine ihn betreffende Schadensvermeidungsmaßnahme sei 
rechtlich zulässig, wenn nach Durchführung der Maßnahme mindestens der 
gleiche (oder bessere) Schutz für die Art erreicht wird. 
•Die Fläche des geplanten Naturschutzgebietes korrespondiert nicht mit der 
Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete (vgl. Übersichts-
karten/ Anlage 1.2 und 1.3). 
Die Einbeziehung der nicht als FFH-Gebiet ausgewiesenen Flächen kommt 
jedoch nur dort in Betracht, wo diese im Hinblick auf die Erhaltungsziele des 
FFH-Gebietes schutzwürdig und schutzbedürftig sind. Beides wurde vom Ver-
ordnungsgeber nicht dargelegt. 

Das Verschlechterungsverbot bezieht sich, wie oben dargestellt auf den Zeit-
punkt der Meldung des Gebietes als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung, nicht der hier vorgenommenen Überführung in nationales Recht.  

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Im Hoheitsgebiet des 
Landkreises Aurich wurden ansonsten keine weiteren Flächen als die des Na-
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•Der Standdarddatenbogen enthält veraltete Daten. Die Lebensraumtypen 
und die Arten sind weit vor 2017 das letzte Mal kartiert worden — die Biotop-
kartierung des Fehntjer Tief-Niederung für die FFH-Basiserfassung erfolgte im 
Jahr 2002. In der Begründung (S. 3) wird sich auf keine aktuellere Erfassung 
bezogen. In zeitlicher Hinsicht ist eine solche Überprüfung und Nachkartierung 
jedenfalls dann erforderlich, wenn die nationale Unterschutzstellung mehr als 
sechs Jahre nach Aufstellung der Standarddatenbögen erfolgt. Dies folgt aus 
den Vorgaben der FFH-Richtlinie und der dazu ergangenen Rechtsprechung 
(vgl. Art. 4 Abs. 4 FFH-RL, Art. 9 FFH-RL; VGH Kassel, B. v. 02.01.2009 — 11 B 
368/08.T — juris, Rn. 398). 

tura-2000 Gebietes verordnet.

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume 
in den letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung 
mit den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die 
Meldung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrecht-
lich zwingend. 

In der Begründung des Verordnungsentwurfs wird eine Basiserfassung thema-
tisiert, deren Ergebnisse im Standard-Datenbogen des NLWKN dokumentiert 
sind. Die Erstmeldung des FFH-Gebietes „Fehntjer Tief und Umgebung' erfolg-
te im Dezember 2004, indessen wurde der Meldebogen im Juli 2018 aktuali-
siert. Das Vogelschutzgebiet „Fehntjer Tief' wurde im Dezember 1999 gemel-
det, während das Update im August 2018 erfolgte.“ Daraus folgt, dass die 
Datenlage in Ansehung des vorliegenden Falles hinreichend aktuell ist. 

Die Lebensraumtypen (6230, 6410, 7140, stichprobenartig 3150, 3130) und 
Arten sind im Rahmen der Managementplanung 2019 und 2020 kartiert wor-
den. Borstgrasrasen und Pfeifengraswiesen sind stichprobenartig durch das 
Land Niedersachsen im Rahmen der Berichtspflicht kartiert worden. Seit 2009 
erfolgt im Landkreis Leer ein Monitoring im Rahmen der Umsetzung von Maß-
nahmen zur Entwicklung und Erhaltung der LRT 6230 und 6410. Die Gewässer 
des LRT 3130 werden regelmäßig durch das Land Niedersachsen (Luronium) 
untersucht. Zudem erfolgt eine jährliche Revierkartierung seit 1994 (bis auf 
2015/2016) durch die Naturschutzstation Fehntjer Tief. 

Unabhängig davon findet die These, dass nach Ablauf von sechs Jahren eine 
Neukartierung erfolgen müsste, in Art. 4 Abs. 4 FFH-RL keine Stütze. Die Vor-
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§ 2 Schutzzweck 
Einwendung: 
Absatz 3 sollte von einer „Kann“ in eine „Soll“-Bestimmung umgewandelt 
werden. 
Begründung:  
Die Umsetzung der Erhaltungsziele insbesondere auf landwirtschaftlichen 
Flächen sowie von Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen soll aufbauend auf 
die nachfolgenden Schutzbestimmungen auch durch Angebote des Vertrags-
naturschutzes unterstützt werden.  

schrift, die nur für FFH-Gebiete gilt, verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Unter-
schutzstellung der in die Gemeinschaftsliste aufgenommenen Gebiete inner-
halb einer Frist von sechs Jahren. Die Rechtsfolge, dass nach Ablauf dieser 
Frist nachkartiert werden müsste, lässt sich der Vorschrift nicht entnehmen, 
zumal dies darauf hinausliefe, die Unterschutzverpflichtung zu relativieren. 

Schließlich verfängt der Hinweis auf Rechtsprechung zur Datenaktualität bei 
Eingriffsvorhaben nicht. Eine Übertragung auf Verfahren der Unterschutzstel-
lung verbietet sich schon deshalb, weil § 26 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG keinen 
Zweifel daran lässt, dass ein LSG auch um der „Wiederherstellung der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes“ willen ausgewiesen wer-
den kann. Es ist daher nicht entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter 
im Gebiet noch vorkommen, und daher ist die Aktualität der Daten keine Vo-
raussetzung der Unterschutzstellung. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 
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Verbote in § 3 Abs. 1 
Einwendung: 
Es muss erlaubt sein, Hunde außerhalb von Hofflächen frei laufen oder 
schwimmen zu lassen (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 NSG-VO-E) 

Begründung: 
Diese Regelung ist Bedenken ausgesetzt, denn es ist nicht ersichtlich, dass hier 
ein über § 33 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b) NWaldLG hinausgehender Schutz erfor-
derlich ist. Nach diesem ist eine Leinenpflicht nur zur Brut- und Setzzeit vorge-
sehen. Diese Vorschrift trägt hinreichend dem Wald-und Artenschutz Rech-
nung. Ein hierüber hinausgehendes Verbot in Form der ganzjährigen Leinen-
pflicht ist nicht geboten. Es ist nicht ersichtlich, dass ohne Abweichen von den 
Vorgaben des NWaldLG eine Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des 
LSG oder seiner Bestandteile oder eine nachhaltige Störung zu befürchten 
wäre. In der Begründung wird angeführt, dass durch die Leinenpflicht in der 
freien Landschaft sichergestellt wird, dass es zu „keinen Störungen" kommt. 
Zu Veränderungen oder Störungen führende Handlungen aktivieren die Ver-
botswirkung des § 33 Abs. 1 S. 1 BNatSchG jedoch nicht in jedem Fall, sondern 
nur dann, wenn sie zu erheblichen Beeinträchtigungen eines Natura-2000-
Gebietes in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgebli-
chen Bestandteile führen können (erheblich sind z.B. der durch eine Auffors-
tung bedingte Flächenverlust, der die Bagatellgrenze von 100 m2 überschrei-
tet (BVerwG, U. v. 12.03.2008 — 9 A 3.06 — juris, Rn. 128; vgl. Gel/ermann, in: 
Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 84. EL Juli 2017, § 33 BNatSchG Rn. 9). Der 
fehlende explizite Bezug auf ein absolutes Verschlechterungsverbot wird 
durch eine Verhältnismäßigkeitsprüfung abgemildert, wobei in einem LSG 
sorgfältig auf die Abstimmung der Verbots- und Gebotsregelungen auf die 
Erhaltungsziele zu achten ist. In einem LSG dürfen die Schutzregelungen nicht 
weiter gehen, als dies zur Vermeidung einer Veränderung des Gebietscharak-
ters oder einer Verletzung des spezifischen Schutzzwecks erforderlich ist und 
sie müssen insoweit dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit genügen (Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 84. EL Juli 

Die folgenden Einwendungen beziehen sich auf die NSG-VO. 
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2017, § 26 BNatSchG Rn. 15). Die Schutzregelungen bedürfen folglich stets der 
Rechtfertigung anhand des Schutzzwecks. Somit müsste begründet werden ob 
und welche „erheblichen Störungen" für welches Erhaltungsziel des FFH-
Gebietes droht. Die Regelung ist daher dementsprechend anzupassen. 

Einwendung: 
Die Betretungs- und Befahrungsrechte sind 
auszuweiten (§ 3 Abs. 1 Nr. 3 NSG-VO-E)  

Drohnenflüge müssen auch zu land- und forstwirtschaftlichen Zwecken ohne 
vorherige Zustimmung der Landkreise als Naturschutzbehörde erlaubt sein (§ 
3 Abs. 1 Nr. 4 NSG-VO-E) 

Es muss erlaubt sein, organisierte Veranstaltungen auch ohne Zustimmung der 
unteren Naturschutzbehörde durchzuführen, wenn sie im Zusammenhang mit 
land- oder forstwirtschaftlichen Tätigkeiten stehen (§ 3 Abs. 1 Nr. 5 NSG-VO-E) 
Begründung: 
Der Erlaubnisvorbehalt für Veranstaltungen bestand zwar bereits in der alten 
Fassung der Schutzgebietsverordnung, allerdings ist der Begriff der Veranstal-
tung nicht legal definiert. Die Privilegierung der Land- und Forstwirtschaft ist 
zu beachten. Verstöße gegen das Verbot werden als Ordnungswidrigkeit ge-
ahndet. Eine Klarstellung ist daher erforderlich. 
Einwendung: 
Es muss zulässig sein, in den Flächen zu reiten (§ 3 Abs. 1 Nr. 7 NSG-VO-E) 

Es muss erlaubt sein, land- und forstwirtschaftliche Abfälle zu lagern, aufzu-
schütten oder einzubringen (§ 3 Abs. 1 Nr. 11 NSG-VO-E) 
Begründung: 
Es ist nicht nachvollziehbar, inwiefern natürliche 
nichtgefährliche forstwirtschaftliche Materialien wie Pflanzenreste sowie na-
türliche nicht gefährliche Hölzer aus der Landschaftspflege geeignet sind, 
durch Verwendung als Dünger oder in Form des Verbleibs und späteren Un-
terpflügens tatsächlich geeignet sind, Flora und Fauna sowie den Naturhaus-
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halt zu beeinträchtigen. Dem Verbot sind daher natürlich abbaubare und 
durch Landwirtschaft und Forstwirtschaft produziertes organisches Material 
zu entnehmen. 
Einwendung: 
Weihnachtsbaum-, Schmuckreisigkulturen und Kurzumtriebsplantagen anzu-
legen (§ 3 Abs. 1 Nr. 15 NSG-VO-E) 
Begründung: 
Das Verbot auszugestalten. Ist als Verbot mit Erlaubnisvorbehalt. 
Einwendung: 
Anpflanzungen aller Art anzulegen (§ 3 Abs. 1 Nr. 16 NSG-VO-E) 
Begründung: 
Das Verbot auszugestalten. Ist als Verbot mit Erlaubnisvorbehalt. 
Verbote in § 3 Abs. 2 
Betretungsrechte für wissenschaftliche Forschung und Lehre sowie Informati-
on und Bildung müssen bei organisierten Veranstaltungen außerhalb der We-
ge auch ohne vorherige Anzeige bei den Landkreisen als Naturschutzbehörde 
bestehen. 
Einschränkungen dr Freistellung der Landwirtschaft in §4 Abs. 3 
Einwendung: 
Die Grünland- und Narbenerneuerung muss zulässig bleiben (§ 4 Abs. 3 Nr. 1 
lit. b NSG-VO-E) 
Begründung: 
Muss vorhanden bleiben, damit wir dem fortschreitenden Binsenwachstum 
und Unkräutervemehrung 
entgegenwirken können und dem standortangepasste Gräser ansäen können. 
Einwendung: 
Es muss eine Abweichung von der vorgegebenen Saatgutmischung möglich 
sein (§ 4 Abs. 3 Nr. 1, lit. c NSG-VO-E) 
Begründung: 
Die vorgeschlagene Saatmischung für Über- und 
Nachsaaten entspricht offenbar der Vorgabe aus dem Landesumweltministe-
rium anlässlich der Genehmigung von Neuansaaten im Zusammenhang mit 
den Dürre- und Mäuseschäden im Frühjahr 2020. In der Praxis müsste, damit 
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eine solche Mischung überhaupt erst in dieser Zusammensetzung auflaufen 
kann, das Grundstück nach chemischer Beseitigung der Altnarbe, gründlicher 
Pflugfurche und Saatbettbereitung ganz neu angesät werden. Wie sich diese 
Pflanzengesellschaft dann entwickelt, hängt insbesondere von der Witterung 
und von der Nutzungsfrequenz ab. Sinn und Zweck einer Nachsaat ist jedoch, 
gerade solche Umbrüche mit ihren negativen Konsequenzen, nämlich (Zer-
)Störung des Bodenlebens und Gefüge, Nährstoffpufferfunktion, Tragfähigkeit 
des Bodens, Regenerationsfähigkeit der Grasnarbe etc. zu vermeiden. Genau 
aus diesem Grund wird die Nachsaat in 
Wasserschutzgebieten gefördert, nämlich um den 
Grünlandumbruch zu verhindern. Sie unterschätzen die Konkurrenzfähigkeit 
der Altnarbe, die sich auf mittlere Sicht immer wieder durchsetzt. Die Praxiser-
fahrungen aus dem diesjährig trockenen Frühjahr haben gezeigt, dass auch bei 
scheinbar großflächig vernichteten Grasbeständen die Nachsaat mit der ge-
ringstmöglichen Bodenbearbeitung die beste Wirkung hatte. 
Einwendung: 
Die weiteren Einschränkungen der Landwirtschaft rechtfertigen sich nicht § 4 
Abs. 3 Nr. 2 bis 11 NSG-VO-E sind zu streichen. Die Thematik der Gewässerab-
stände ist schon ausreichend durch Gesetz (NWG, WHG) geregelt und die er-
neute und erweiterte Regulierung daher überflüssig ist. Zudem ist durch den 
die gesetzlich vorgesehenen Maßnahmen in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 NAGBNatSchG 
der Gelegeschutz sichergestellt. Damit ist ein Verstoß gegen artenschutzrecht-
liche Verbotstatbestände ausgeschlossen. Zudem wird bisher nicht dargestellt, 
warum das Fachrecht, das bei der ordnungsgemäßen Landwirtschaft zu beach-
ten ist, im Hinblick auf die natur- schutzrechtlichen Belange defizitär sein soll. 
Das Liegenlassen von Mähgut muss zulässig bleiben (§ 4 Abs. 3 Nr. 1, lit. e 
NSG-VO-E). 
Begründung: 
Das Liegenlassen von Mähgut ist keine fachliche Praxis, jedoch in Einzelfällen 
auf Feuchtgrünland unvermeidlich, um bei ungünstiger Witterung Bodenschä-
den zu vermeiden. 
Absatz 3 regelt insbesondere die Gewässerabstände bei der Düngung, die 
bereits im NWG bestimmt sind. Die fachliche Notwendigkeit von Abständen, 
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die über diese gesetzlichen Vorgaben hinaus gehen, haben Sie bislang nicht 
schlüssig dargelegt. Die in der Begründung aufgeführte Auswertung von 
ZHANG et. al. von der University of California aus 2010 ist in diesem Fall nicht 
geeignet, die Wirksamkeit von Gewässerrandstreifen zu belegen. Wörtlich 
heißt es in der Ausarbeitung: „This paper aggregated many of these results 
and performed a meta-analysis to quantify the relationships between pollu-
tant removal efficacy and buffer width, buffer slope, soil type, and vegetation 
type." Die Klima- und Bodenverhältnisse in Kalifornien sind mit denen am 
Fehntjer Tief nicht im entferntesten zu vergleichen. Die Hangneigung zum 
Gewässer ist ebenfalls nicht zu berücksichtigen. Zudem haben wir es hier aus-
schließlich mit Grünland zu tun. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nach 
den jüngsten Änderungen im NAGBNatSchG in Natura 2000-Gebieten auf 
Grünland verboten. Sedimenteinträge sind auf Grünland im Gegensatz zu 
Acker ausgeschlossen. Die Zufuhr von Nährstoffen im Uferbereich dagegen 
steigert das Pflanzenwachstum, die Durchwurzelung des Bodens und damit 
die Retentionsleistung und die Filterfunktion des Gewässerrandstreifens. Die 
Eintragspfade Oberflächenwasserabfluss und Grundwasser wirken unabhängig 
von der Entfernung zum Gewässer. Hier spielen Faktoren wie Bodenart, Kul-
turzustand, Niederschlagsmenge, Hangneigung etc. eine ungleich größere 
Rolle. Direkte Nährstoffeinträge sind also wegen der überwiegend angrenzen-
den intensiven Grünlandbewirtschaftung, des ganzjährigen Graswachstums im 
atlantischen Klima, des ebenen Geländes und der inzwischen mehrfach novel-
lierten Düngeverordnung weitestgehend ausgeschlossen. Abgesehen davon, 
dass eine völlige Unterbindung von Nährstoffeinträgen aus diffusen Quellen 
illusorisch wäre, ist dieser Schutzzweck bereits umfassend in der Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) bzw. auf nationaler Ebene in der Oberflächengewässer-
verordnung (OGV) geregelt. Angesichts der letzten Verschärfung dieser Ver-
ordnung aus 2016 ist sichergestellt, dass die aktuell geltenden Grenzwerte den 
Vorsorgegrundsatz mehr als übererfüllt haben. Erfahrungsgemäß wird in die-
sem Zusammenhang die Retentionsleistung von intensivem Grasland noto-
risch unterschätzt. Extensivgrünland hat wegen seiner geringeren Entzüge 
eine wesentlich geringere Nährstoffpufferkapazität. N-min-Untersuchungen in 
den Wasserschutzgebieten in Leer haben ergeben, dass Grünland bei steigen-
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den Nutzungsfrequenzen vielfach bessere Werte aufweist als beispielsweise 
Wald. Das ist auch das Ergebnis einer Auswertung des Umweltbundesamtes 
(UBA nach Angaben LAWA/Dr. Wolter am 24.09.2014). In diesem Zusammen-
hang hat das Grünlandzentrum Niedersachsen-Bremen in einer fachgutachter-
lichen Stellungnahme vom 05.11.2019 die Vorteile von Grünland hinsichtlich 
der Speicherkapazität von Nährstoffen und Kohlenstoff umfassend belegt. 
Demnach ist bei Schnittnutzung unabhängig von der Düngung kein Unter-
schied im Nitrataustrag zwischen der Nullvariante und 480 kg N/ha festzustel-
len (PAASS et al.1991). Da der Eintrag über diffuse Quellen und nicht der 
direkte Eintrag als Hauptursache für die Gewässergefährdung gilt, stünde die 
Schutzwirkung 
ungenutzter bzw. extensiv bewirtschafteter 
Gewässerrandstreifen in keinem Verhältnis zu ihren Nachteilen für Bewirt-
schafter und Eigentümer. 

Der wiederholte Hinweis auf die Vollzugshinweise des NLWKN aus 2011 schei-
det zur Begründung ebenfalls aus, weil inzwischen die Düngeverordnung 
zweimal novelliert wurde, jedes Mal mit schärferen Auflagen zum Gewässer-
schutz. Damit nicht genug, hat der niedersächsische Landtag am 10. Novem-
ber 2020 einstimmig einer gesetzlichen Regelung zum Gewässerabstand zuge-
stimmt, die zuvor zwischen Landesregierung, Landwirtschaftskammer, Land-
wirtschaft und Naturschutzverbänden ausgehandelt wurde. Es wäre ein fata-
les Signal, wenn unverbindliche fachliche Hinweise von der Verwaltung höher 
gewichtet würden als ein 
historisch einmaliger politischer Beschluss auf Landesebene. Umweltminister 
Olaf Lies und Frau Alexandra Stück, Leiterin des Referats 27 Natura 2000, ha-
ben anlässlich eines Gesprächs am 9. Juli 2020 mit dem Ortsrat Simonswolde 
ausdrücklich bestätigt, dass es sich bei den Vollzugshinweisen des NLWKN um 
unverbindliche Hilfestellungen handelt. 

Das Argument, bei den gesetzlichen Vorgaben handele es sich um Regeln, die 
für das ganze Land gelten, geht fehl. Die Rahmenvereinbarung zum „Nieder-
sächsischen Weg" bezieht sich ausdrücklich in erster Linie auf Grünland, Natu-
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ra 2000 und gewässerreiche sowie Moorgebiete, ist also passgenau zuge-
schnitten auf diese Gebietskulisse. 
Zudem ist darzulegen, weshalb die Fortführung der 
bisherigen Bewirtschaftung gegen das habitatschutzrechtliche Verschlechte-
rungsverbot verstößt, da schließlich unter dem Einfluss der Bewirtschaftung 
die LRT entstanden sind. 
Im Hinblick auf die Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung 
fehlt bisher der Nachweis, dass die verordnungsgebenden Landkreise die An-
forderungen des Art. 2 Abs. 3 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 
1992 beachtet haben 
Ordnungsgemäße fischereiliche Nutzung §4 Abs. 7 
Einwendung:  
Die Einschränkungen der Freistellungen der ordnungsgemäßen Fischerei 
rechtfertigen sich nicht.  
Begründung: 
Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem BNatSchG bedarf es 
bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die über das BiFischG 
hinaus die ordnungsgemäße Fischerei regeln. Vielmehr ist anerkannt, dass die 
Fischerei einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des Naturschutzes leistet. 
So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG anerkannt, dass die Fische-
rei als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell invasiver Arten einge-
setzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen Vorgaben zur Fische-
rei, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restriktive Regelung der 
Fischerei rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG bleiben die Re-
geln des Fischereirechts grundsätzlich unberührt. 

Jagd, Jagdschutz - § 4 Abs. 8 
Einwendung: 
Die Einschränkungen der ordnungsgemäßen Jagdausübung rechtfertigen sich 
nicht.  
Begründung: 
Die Vorgaben sind an die Musterverordnung vom 20.02.2018 angelehnt und 
gehen teilweise sogar erheblich darüber hinaus. Diese hat aber keinerlei recht-
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liche Grundlage. Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem 
BNatSchG bedarf es bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die 
über das BJagdG hinaus die ordnungsgemäße Jagd regeln. Vielmehr ist aner-
kannt, dass Jagd und Jagdschutz einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des 
Naturschutzes leisten. So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG an-
erkannt, dass die Jagd als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell 
invasiver Arten eingesetzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen 
Vorgaben zur Jagd, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restrikti-
ve Regelung der Jagd rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG blei-
ben die Regeln des Jagdrechts grundsätzlich unberührt. Insoweit ist Festzustel-
len, dass auch der Landkreis in seiner Begründung (S. 15) die sich auf den 
Schutzzweck positiv auswirkende Hegefunktion der Ausübung der Jagd betont. 
Nach dem niedersächsischen Erlass zur Jagd in Schutzgebieten (Gem. RdErl. d. 
ML u. d. MU v. 7. 8. 2012 - 404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2012 
Nr. 29, S. 662), geändert durch Gern. RdErl. d. ML u. d. MU v. 20.11.2017 - 
404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2017 Nr. 46, S. 1549); im Fol-
genden: Jagderlass 2017) in der seit dem 20.11.2017 geltenden Fassung heißt 
es in Punkt 1.5: 
„Allein [...] die Lage im Natura-2000-Gebiet reicht nicht als Grund zur Be-
schränkung der Jagd aus. Vielmehr ist für solche Gebiete zu prüfen, ob der 
Schutzzweck jagdliche Einschränkungen u. a. zu Kirrungen, Wildäckern und 
zum Schutz besonders störanfälliger Tierarten erfordert." 
Dass eine solche einzelfallbezogene Prüfung hier erfolgte, geht aus der LNSG-
VO E sowie ihrer Begründung nicht hervor. Eine solche hätte angesichts der 
Gegebenheiten vor Ort eine Nicht-Erforderlichkeit jedweder Jagdbeschrän-
kungen ergeben. Eine Erforderlichkeit ist jedoch Voraussetzung zur Beschrän-
kung der Jagd durch Vorgaben einer Schutzgebietsverordnung. Dazu heißt es 
im Jagderlass 2017 in Punkt 1.4 ausdrücklich: „Jagdrecht und Jagdausübungs-
recht genießen den verfassungsrechtlichen Schutz des Eigentums. Beschrän-
kungen sind nur zulässig, soweit sie geeignet und erforderlich sind, den 
Schutzzweck zu erreichen. Nach dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist das 
öffentliche Interesse am Schutzzweck abzuwägen sowohl mit dem Jagdrecht 
und dem Jagdausübungsrecht als auch mit den Zielen des Bundesjagdgeset-
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zes, nämlich einer grundsätzlich flächendeckenden Jagdausübung, einer nach-
haltigen Nutzung, der Erhaltung eines artenreichen, gesunden Wildbestandes 
sowie der Wildschadensverhütung." 

Weitere Einwendungen 
Mähen im Naturschutzgebiet frei wählbar und nicht erst ab dem 15. Juli. 
Begründung: 
Wenn man erst ab dem 15 Juli mähen darf, deckt sich der Schnittzeitpunkt 
überhaupt nicht mehr mit 
dem unserer anderen Flächen und wir haben 
enorme Qualitätseinbußen. Zudem macht es 
ökologisch gesehen auch wenig Sinn, da bei 
mehrfacher Schnittnutzung viel mehr Co2 verarbeitet wird und ein artenrei-
cheres Grünland so besteht. 
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. 0-137/14) zulässig. 

Zur Kenntnis genommen. 
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47.   
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Sehr geehrte Damen und Herren,
Wir als Dienstleistungsunternehmen für die Landwirtschaft sind auf landwirt-
schaftliche Betriebe angewiesen die Ihre Flächen ordentlich und nach guter 
fachlicher Praxis bewirtschaften. 
Die in diesem derzeitigen Wandel stark wachsenden ldw. Betriebe sind auch 
auf uns als Lohnunternehmen angewiesen um Ihre Flächen in der angemesse-
nen Zeit mit moderner Technik zu bearbeiten. 
Alle Maßnahmen die zu einer Einschränkung der Bewirtschaftung der Flächen 
in dem geplanten Landschaftsschutzgebiet führen, werden früher oder später 
zu einer Einschränkung des Auftragsvolumen für unser Unternehmen führen. 
Als Beispiel möchten wir auf §4 Verbote eingehen: 

- Ein Verbot der Grünlandneuansaat führt zu einer Qualitativen und Quantita-
tiven Verschlechterung des Grundfutters 
- Die Gräsermischungen zur Nachsaat müssen für Energie- und Eiweißreiche 
Gräser und Grasnarben geeignet sein um Grundfutterqualität erzeugen zu 
können 

Zur Kenntnis genommen.

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
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- Das Liegenlassen von Mähgut kann auf Grund der Witterungsbedingungen 
vereinzelt nicht vermieden werden, da die Zerstötung der Bodenstruktur bei 
Nässe mehr Schäden verursacht als das liegengelassene Mähgut 

mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense), Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei lang-
jährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Gemäß § 40 BNatSchG ist regionales Saatgut zu verwenden, um eine Ausbrei-
tung von gebietsfremden Arten zu verhindern. Diese Regelung dient insbe-
sondere dem Schutz der innerartlichen Vielfalt gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG. 

Ziel einer Mahd ist die Gewinnung von Futter, so dass Mähgut von der Fläche 
abgefahren wird. Das Liegenlassen von Mahdgut kann zur Veränderung der 
Pflanzenzusammensetzung einer Fläche führen. Auch bei erschwerten Bedin-
gungen aufgrund ungünstiger Witterungsverhältnisse ist das Mahdgut abzu-
fahren. Bei offensichtlicher Unmöglichkeit, z. B. unvorhergesehener extremer 
Witterungseinflüsse, kann das Mahdgut ausnahmsweise auf den Flächen ver-
bleiben. Eine natur- und landschaftsverträgliche Nutzung sollte diesen Grund-
satz berücksichtigen. Nach der Beweidung überständige Futterreste auszumä-
hen und der Verbleib der Reste auf der Fläche ist gute fachliche Praxis. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
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- Zunehmende Gewässerabstände sind unnötig, da zum 1. der Gewässerab-
stand bereits in der Düngeverordnung geregelt ist und zum 2. kein Ab-
schwemmen von Dünger auf Grünland zu erwarten ist 

Des Weiteren sind wir der Meinung das es keinen Sinn macht, wenn vorhan-

ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck und die Bestim-
mung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 und Abs. 2 
WHG. Mit dieser Regelung wird in der sensiblen gewässernahen Zone eine 
dem Schutz der Gewässer dienende ökologische Maßnahme unmittelbar vor-
gegeben sowie das Gewässer vor Einträgen geschützt. Das Bundesrecht ergän-
zende Verbote der Verwendung von Düngemitteln trägt der Zweckbestim-
mungen des Gewässerrandstreifens– Verbesserung der ökologischen Funktion 
oberirdischer Gewässer, Verminderung von Stoffeinträgen aus diffusen Quel-
len und Sicherung des Wasserabflusses –Rechnung. 

Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der NSG-
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dene Schutzmaßnahmen
nochmals geregelt werden. 
Beispiel: 
- Küken ? und Gelegeschutz sind bereits im NAGBNatSchG geregelt 
- Gewässerabstände in der Düngeverordnung 

Fazit 
Wir als Lohnuntemehmen mit 3 Mitarbeitern dienen der Landwirtschaft und 
den landwirtschaftlichen Betrieben seit 6 Jahren! 
Wir möchten diese Aufgabe auch gerne weiterhin erfüllen! 
Das können wir aber nur wenn die betroffenen Betriebe nicht durch die LSG 
Ausweisung in Ihrer Existenzgefährdet werden und aufgeben müssen! 

Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.1O.291? 
Rs. C-137/14) zulässig. 

VO macht diese Vorgabe unabdingbar. 

Die Durchführung des Küken- und Gelegeschutzes ist nicht im NAGBNatSchG 
geregelt. Es findet sich lediglich eine Entschädigungsregelung für den Fall, 
wenn die zuständige Naturschutzbehörde eine Anordnung trifft, dass die be-
treffenden Flächen, auch außerhalb eines Naturschutzgebietes, zum Schutz 
der Gelege erst später befahren werden dürfen. Wie in der Begründung aus-
führlich angeführt, reichen die in der Düngeverordnung stehenden Regelun-
gen nicht aus, um dem Schutzzweck der Verordnung genüge zu tragen.  

Zur Kenntnis genommen. 
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48.   
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

als aktive Landwirtin in Schirum bin ich nicht unmittelbar als Bewirtschafterin 
von der Ausweisung der Schutzgebiete an Flumm, Fehntjer und Bagbander 
Tief betroffen, indirekt aber sehr wohl, weil die Nutzungsbeschränkungen die 
dort wirtschaftenden Betriebe zwingen, außerhalb dieser Gebiete neue Fut-
terflächen zu pachten. Das wird die Nachfrage auf einem ohnehin schon über-
strapazierten Pachtmarkt weiter steigern und damit die Pachtpreise bei uns. 
Als Eigentümerin eines verpachteten Grundstücks im Teilgebiet Fellandsweg, 
direkt am Fehntjer Tief gelegen, mindern für mich vor allem der Schutzstatus 
an sich, die Einschränkungen bei der Grünlanderneuerung und der Nachsaat 
sowie das Düngungsverbot in einem Abstand von 10 m entlang Gewässer II. 
und 5 m entlang Gewässer III. Ordnung dessen Verkehrswert enorm. Da ich im 
Tausch 7 ha in Schirum gepachtet habe, bin ich mittelbar auch als Pächterin 
benachteiligt. 

Das Verbot des Grünlandumbruchs und der Nach-/bzw. Übersaat führt auf 
Dauer zu Ertrags-, Energie- und Proteinverlusten und ist außerdem ein nicht 
gerechtfertigter Eingriff in die alltägliche Bewirtschaftungspraxis. Das ist ein 
Verstoß gegen die Berufsausübungsfreiheit gemäß Art. 12 Absatz 1 Grundge-
setz und führt außerdem dazu, dass dort auf Dauer als neuer Biotoptyp „me-
sophiles Grünland" entsteht und nach § 30 Bundesnaturschutzgesetz ge-
schützt wird. 

Zur Kenntnis genommen.

Der Pachtwert fußt neben Lage, Schnitt, Erschließung, Boden etc. auf dessen 
Nutzbarkeit, also auf der aktuell dort zu erzielenden Wertschöpfung. Die ge-
genwärtig rechtmäßig ausgeübte Nutzung wird aber durch die Schutzgebiets-
ausweisung nicht in erheblichem Maße eingeschränkt. Es besteht daher objek-
tiv kein Grund, dass sich am wirtschaftlichen Wert der Fläche und damit auch 
an der zu erzielenden Pacht etwas ändert. 
Die aufgeführten Regelungen der LSG-VO beeinflussen die Wirtschaftsweise 
der im Schutzgebiet wirtschaftenden Betriebe. Eine natur- und landschaftsver-
trägliche landwirtschaftliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis ge-
mäß § 5 Abs. 2 BNatSchG ist weiterhin möglich und auch notwendig. Die ange-
sprochene Flächenverknappung ist kein Ergebnis einer Schutzgebietsauswei-
sung, sondern von vielen weitergehenden Faktoren abhängig. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
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Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
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Die Begründung zur Abstandsregelung leuchtet mir nicht ein. Gutachten aus 
Kalifornien, variierend nach Hangneigung, Bodentyp, Bewuchs, Klima etc. 
können doch nicht auf das Niederungsgrünland am Fehntjer Tief angewandt 
werden. Dort gibt es keine Abhänge (höchsten vom Ufer weg), und ganzjähri-
ges Graswachstum, so dass die Gefahr von Nährstoffeinträgen unbegründet 
ist. Warum wird denn wohl die Wasserqualität nach den niedersächsischen 
Umweltkarten als gut bezeichnet, und warum findet sich ausgerechnet hier 
das meiste Froschkraut? Doch wohl in erster Linie wegen der Bewirtschaf-
tungspraxis der letzten Jahrzehnte. Außerdem hat mein Pächter eine schriftli-
che Zusage des Landesumweltministeriums anlässlich der Meldung dieser 
Grundstücke, dass sich der Schutzstatus nur auf den Wasserkörper bezieht 
und für die anliegenden Grundstücke keine Bewirtschaftungseinschränkungen 
befürchtet werden müssen. 

verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
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Den Verordnungen in dieser Form widerpreche ich deshalb ausdrücklich und 
behalte mir weitere Rechtsmittel und Ergänzungen dieser Eingabe vor. 

und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar. 

Zur Kenntnis genommen. 
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49.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich bin Eigentümer von Grundstücken im Gebiet des geplanten Landschafts-
schutzgebiets in der Gemeinde Großefehn, konkret: 
1.Feldblock:  
2.Feldblock:  
3.Feldblock:  

Ich betreibe einen landwirtschaftlichen Betrieb im Haupterwerb 
Die von mir bewirtschafteten Flächen stellen sich wie folgt dar: 
Acker: 21,1 ha, davo 
Grünland: 27,56 ha,davon 9,99 ha im LSG 
Gesamt: 48,66 ha, davon 9,99 ha im LSG 
Eigentum: 32,91 ha, davon 9,17 ha im LSG 
Gepachtet: 15,75 ha, davon 0,82 ha im LSG 

Der gehaltene Viehbestand gliedert sich wie folgt auf: 
Milchkühe: 60 
Kälber: 18 
Weibl. Nachzucht: 35 

Einwendungen: 
Allgemeines: 
Der Verordnungsgeber verkennt, dass die Arbeitshilfe des NLWKN zur Siche-
rung von Natura 2000-Gebieten (2018-02-20_Muster-V0_4_aktualisiert.pdf) 
für Naturschutzgebiete angefertigt 
wurde und im Rahmen von Landschaftsschutzgebieten einen unverhältnismä-
ßig hohen Schutzmaßstab statuiert. In LSGV0en sind diese stets an den beson-
deren Schutzzweck anzuknüpfen. Dem wird es nicht gerecht, wenn die für 
NSGV0en konzipierten Schutzmaßnahmen des Ministeriums „entsprechend" 
angewandt werden beziehungsweise aus der Muster-VO übernommen wer-
den. 

Die Arbeitshilfe kann auch für die LSG-VO als Orientierungshilfe/Grundlage 
dienen. Die Regelungen des LSG-VO leiten sich aus dem Schutzzweck, mit re-
pressiven und präventiven Verboten ab. 
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•Sämtliche Regelungen müssen sich am Verschlechterungsverbot messen 
lassen. Der Maßstab für die Beurteilung der Frage, ob eine Gebietsbeeinträch-
tigung vorliegt, verlangt nach einer Ausgangsgröße: Pläne, Projekte und Vor-
haben sind die adressierten Erscheinungsformen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL 
angeordneten Verschlechterungsverbots. Dies dient nach überwiegender An-
sicht der Erhaltung des Zustandes, in dem sich die von dem Schutzgebiet um-
fassten Lebensräume im Zeitpunkt der Eintragung in die Gemeinschaftsliste 
befinden. Gemäß Art. 4 Abs. 5 FFH-RL ist ein Gebiet nämlich erst ab dem Zeit-
punkt geschützt, in dem es in die Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung aufgenommen worden ist. Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken können, von vornhe-
rein vom Verschlechterungsverbot nicht erfasst. Die bereits bei Unterschutz-
stellung des Gebiets bestehenden Vorhaben wirken sich (prägend) auf die 
zeitlich nachfolgend ausgewiesenen Schutzgebiete aus und bestimmen so den 
Erhaltungszustand der Lebensräume und Arten mit (Beier, NVwZ 2016, 575, 
577). Sie sind daher in der Regel bereits im Rahmen des Prozesses der Ge-
bietsausweisung entsprechend berücksichtigt worden (VGH München, Urt. v. 
30.10.2007 — 8 A 06.40024; bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 05.12.2008 — 
9 B 28/08; VGH München, U. v. 19.02.2014 — 8 A 11.40040 u. a.; wiederum 
bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 22.06.2015 —4 B 59/14). Der Maßstab für 
die Beurteilung der Frage, ob eine Beeinträchtigung vorliegt, verlangt zunächst 
nach einer Ausgangsgröße. Fraglich ist nämlich, ob der naturschutzrechtliche 
„Idealzustand" die Ausgangsgröße bildet oder ob bereits ein vorgefundener 
Zustand (Vorbelastung) Ausgangspunkt ist. Man wird von folgendem ausgehen 
müssen: Die Vorhaben, Maßnahmen und Veränderungen sind Erscheinungs-
formen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL angeordneten Verschlechtungsverbots. 
Letzteres dient nach überwiegender Ansicht der Erhaltung des Zustandes, in 
welchem sich die von dem Schutzgebiet umfassten Lebensräume im Zeitpunkt 
der Eintragung in die Gemeinschaftsliste befinden (Gellermann, Natura 2000-
Europäisches Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepub-
lik Deutschland, 2. Aufl. 2001, S. 72). Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken, von vornherein vom 
Verschlechterungsverbot nicht erfasst (Gellermann, Natura 2000-Europäisches 

Die unionsrechtlichen Vorgaben der FFH-RL und V-RL etablieren lediglich Min-
deststandards, während es den Mitgliedstaaten nicht versagt ist, strengere 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen (Art. 193 AEUV; Art. 14 V-RL). Davon abgese-
hen begrenzt das Verschlechterungsverbot nicht die Regelungsmöglichkeiten 
des Verordnungsgebers. Das Verbot bezieht sich auf Handlungen und Maß-
nahmen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-
Gebietes führen können. Der Verordnungsgeber gehört daher von vornherein 
nicht zu den Adressaten des Verbots; stattdessen hat er aus Gründen des § 32 
Abs. 3 S. 3 BNatSchG durch geeignete Ge- und Verbote sicherzustellen, dass 
der Regelungsvorgabe des Art. 6 Abs. 2 (i.V.m. Art. 7) FFHRL entsprochen wird. 
§ 32 Abs. 3 S. 4 BNatSchG lässt aber keinen Zweifel daran, dass es ihm auch 
gestattet ist, weitergehende Schutzvorschriften zu erlassen. Die Vorstellung, 
dass eine zur Unterschutzstellung von FFH- und/oder Vogelschutzgebieten 
dienende nationale Schutzverordnung lediglich Verschlechterungen des Zu-
standes verhindern dürfte, findet in den einschlägigen Rechtsnormen keinen 
Rückhalt. 

Im Übrigen zur Kenntnis genommen. 
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Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepublik Deutsch-
land, 2. Aufl. 2001, S. 72). Anders formuliert: Soweit Art. 6 Abs. 2 FFH-RL ne-
ben dem Unterlassen beeinträchtigender Handlung ein aktives Tätigwerden 
des Mitgliedstaats fordert, handelt es sich um eine konservierende, nicht um 
eine optimierende Maßnahme (Erbguth/Schubert, DVBI. 2006, 591, 596).  

In Anbetracht des konservierenden Charakters müssen aber alle Maßnahmen 
der Bewirtschaftung zulässig bleiben, die zum Zeitpunkt der Unterschutzstel-
lung bereits vorgenommen wurden und die nicht dazu geführt haben, die 
Schutzbedürftigkeit und die Schutzwürdigkeit in Frage zu stellen. Es geht da-
rum, einen Zustand zu konservieren, so dass Maßstab für die Einschränkungen 
der Zustand der Ausgangsgröße ist, der zum Zeitpunkt der Unterschutzstellung 
herrschte. Deshalb sind die Einschränkungen auf die Aspekte zu begrenzen, 
die über diesen Rahmen hinausgehen und die 
zu einem Verstoß gegen das Verschlechterungsverbot führen können. Das 
gefundene Resultat entspricht der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts (BVerwG 146, 145 ff. — BAB Waldkappel, erster Leitsatz). Mit Blick auf 
den Kammmolch hat das Gericht festgestellt, eine ihn betreffende Schadens-
vermeidungsmaßnahme sei rechtlich zulässig, wenn nach Durchführung der 
Maßnahme mindestens der gleiche (oder bessere) Schutz für die Art erreicht 
wird. 

•Die Fläche des geplanten Landschaftsschutzgebietes korrespondiert nicht mit 
der Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete (vgl. Über-
sichtskarten/ Anlage 1.2 und 1.3). Die Einbeziehung der nicht als FFH-Gebiet 
ausgewiesenen Flächen kommt jedoch nur dort in Betracht, wo diese im Hin-
blick auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebietes schutzwürdig und schutzbedürf-
tig sind. Beides wurde vom Verordnungsgeber nicht dargelegt. 

Das Verschlechterungsverbot bezieht sich, wie oben dargestellt auf den Zeit-
punkt der Meldung des Gebietes als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung, nicht der hier vorgenommenen Überführung in nationales Recht.  

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Im Hoheitsgebiet des 
Landkreises Aurich wurden ansonsten keine weiteren Flächen als die des Na-
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•Der Standdarddatenbogen enthält veraltete Daten. Die Lebensraumtypen 
und die Arten sind weit vor 2017 das letzte Mal kartiert worden —die Biotop-
kartierung des Fehntjer Tief-Niederung für die FFH-Basiserfassung erfolgte im 
Jahr 2002. In der Begründung wird sich auf keine aktuellere Erfassung bezo-
gen. In zeitlicher Hinsicht ist eine solche Überprüfung und Nachkartierung 
jedenfalls dann erforderlich, wenn die nationale Unterschutzstellung mehr als 
sechs Jahre nach Aufstellung der Standarddatenbögen erfolgt. Dies folgt aus 
den Vorgaben der FFH-Richtlinie und der dazu ergangenen Rechtsprechung 
(vgl. Art. 4 Abs. 4 FFH-RL, Art. 9 FFH-RL; VGH Kassel, B. v. 02.01.2009 — 11 B 
368/08.T — juris, Rn. 398). 

tura-2000 Gebietes verordnet.

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume 
in den letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung 
mit den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die 
Meldung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrecht-
lich zwingend. 

In der Begründung des Verordnungsentwurfs wird eine Basiserfassung thema-
tisiert, deren Ergebnisse im Standard-Datenbogen des NLWKN dokumentiert 
sind. Die Erstmeldung des FFH-Gebietes „Fehntjer Tief und Umgebung' erfolg-
te im Dezember 2004, indessen wurde der Meldebogen im Juli 2018 aktuali-
siert. Das Vogelschutzgebiet „Fehntjer Tief' wurde im Dezember 1999 gemel-
det, während das Update im August 2018 erfolgte.“ Daraus folgt, dass die 
Datenlage in Ansehung des vorliegenden Falles hinreichend aktuell ist. 

Die Lebensraumtypen (6230, 6410, 7140, stichprobenartig 3150, 3130) und 
Arten sind im Rahmen der Managementplanung 2019 und 2020 kartiert wor-
den. Borstgrasrasen und Pfeifengraswiesen sind stichprobenartig durch das 
Land Niedersachsen im Rahmen der Berichtspflicht kartiert worden. Seit 2009 
erfolgt im Landkreis Leer ein Monitoring im Rahmen der Umsetzung von Maß-
nahmen zur Entwicklung und Erhaltung der LRT 6230 und 6410. Die Gewässer 
des LRT 3130 werden regelmäßig durch das Land Niedersachsen (Luronium) 
untersucht. Zudem erfolgt eine jährliche Revierkartierung seit 1994 (bis auf 
2015/2016) durch die Naturschutzstation Fehntjer Tief. 

Unabhängig davon findet die These, dass nach Ablauf von sechs Jahren eine 
Neukartierung erfolgen müsste, in Art. 4 Abs. 4 FFH-RL keine Stütze. Die Vor-
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Schutzzweck § 3 
Einwendung: 
Der besondere Schutzzweck gemäß § 3 Abs. 2 sollte sich auf folgende Punkte 
beschränken: 
•Die Erhaltung und Entwicklung der weitläufigen, offenen, von Grünland ge-
prägten Landschaft sowie ihrer charakteristischen Arten. 
•Die Erhaltung und Entwicklung der im Gebiet vorkommenden Gewässer als 
Lebensraum für zahlreiche Tier- und Pflanzenarten. 
•Die Erhaltung und Entwicklung beruhigter, ungestörter großflächiger Brut-, 
Rast- und Nahrungshabitate der im Gebiet vorkommenden Vogelarten. 

Der Schutz, die Pflege und die Entwicklung von Lebensräumen und Habit-
tatstrukturen wild lebender Tier-und Pflanzenarten, soweit sie europäisch 
geschützt sind und in signifikantem Umfang im Gebiet vorkommen. 

Begründung: 
Die Veränderung der aktuellen Struktur hin zu vernässten Grünland Flächen 
mit Borstengrassbestand, widerspricht dem Erhaltungsgrundsatz der FFH 

schrift, die nur für FFH-Gebiete gilt, verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Unter-
schutzstellung der in die Gemeinschaftsliste aufgenommenen Gebiete inner-
halb einer Frist von sechs Jahren. Die Rechtsfolge, dass nach Ablauf dieser 
Frist nachkartiert werden müsste, lässt sich der Vorschrift nicht entnehmen, 
zumal dies darauf hinausliefe, die Unterschutzverpflichtung zu relativieren. 

Schließlich verfängt der Hinweis auf Rechtsprechung zur Datenaktualität bei 
Eingriffsvorhaben nicht. Eine Übertragung auf Verfahren der Unterschutzstel-
lung verbietet sich schon deshalb, weil § 26 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG keinen 
Zweifel daran lässt, dass ein LSG auch um der „Wiederherstellung der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes“ willen ausgewiesen wer-
den kann. Es ist daher nicht entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter 
im Gebiet noch vorkommen, und daher ist die Aktualität der Daten keine Vo-
raussetzung der Unterschutzstellung. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 
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Richtlinie. Der als erhaltungswürdige Lebensraum war nie von Borstengrass-
wiesen geprägt. Unsere Flächen wurden als Erhaltungswürdig eingestuft, ob-
wohl sie bereits lange vor erhalt des FFH Status, intensive genutzte Grünland-
flächen waren. Eine Veränderung dieser Nutzung würde eine Veränderung der 
Lebensräume im FFH-Gebiet bedeuten. Dies ist nicht vereinbar mit der Grund-
lage der FFG Richtlinie. 
Daher würden die Einhaltung einiger Schutzzwecke die Veränderung der aktu-
ellen Habitate bedeuten und dies soll explizit verhindert werden. 

Einwendung: 
Absatz 4 sollte von einer „Kann“ in eine „Soll“-Bestimmung umgewandelt 
werden. 
Begründung: 
Die Umsetzung der Erhaltungsziele insbesondere auf landwirtschaftlichen 
Flächen sowie von Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen soll aufbauend auf 
Die nachfolgenden Schutzbestimmungen auch durch Angebote des Vertrags-
naturschutzes unterstützt werden 

Verbote §4 Abs. 1 
Einwendung:  
Die Betretungs- und Befahrungsrechte sind auszuweiten (§ 4 Abs. 1 Nr. 1, 2 
LSG-VO-E). 

Begründung: 
Gerade für die ältere Generation ist es wichtig die 
Arbeitsstätte vergangener tage zu besuchen. Ihnen dass zu nehmen ist sozial 
nicht vereinbar. 

Einwendung: 
Es muss zumindest ausnahmsweise und im Rahmen 
einer Bewirtschaftung nach § 5 BNatSchG möglich sein, den Pudde-, Hamm-, 

Wenn diese Vorschrift in eine „Soll“-Regelung umgewandelt werden würde, 
hätte die zuständige Naturschutzbehörde keinen Ermessensspielraum bei der 
Entscheidung, ob Vertragsnaturschutz durchgeführt werden muss. Diese jetzt 
geltende Regelung dient der Wahrung der Eigentumsrechte.  

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen.  

Die hier angesprochene Sperrung der Wege erfolgt auf dem Hoheitsgebiet des 
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Kielweg in der Zeit vom 15.03. bis zum 15.07. eines jeden Jahres zu betreten, 
zu befahren oder auf sonstige Art und Weise aufzusuchen (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 
LSG-VO-E). 

Begründung: 
Gerad bei Beweidung kommt es öfter vor, dass Bereiche zugeteilt werden, 
welche dann nur über solche Wege erreichbar sein. Hier muss ein befahren 
zur pflege von Weiden und zur Pflege des Tierbestandes z.B. zum Zufüttern. 
Möglich bleiben. 

Einwendung: 
§ 4 Abs. 1 Nr. 3 LSG-VO ist zu ungenau. Zudem wird vorgeschlagen, auf die 
Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erforderlichen Regelun-
gen zum Schutz wilder Tiere bereits enthält. 
Begründung: 
Ausweislich der Begründung zum Verordnungsentwurf (S. 5) bezweckt die 
Regelung insbesondere, einer Beunruhigung wild lebender Tiere vorzubeugen. 
Die Regelung lehnt sich an § 39 Abs. 1 BNatSchG an, geht jedoch über diesen 
hinaus. 
Abgesehen davon, dass § 39 BNatSchG bereits hinreichenden Schutz für wild 
lebende Tiere und Pflanzen bietet und es einer darüber hinausreichenden 
Regelung nicht bedarf, ist der weiter reichende Teil auch zu unbestimmt. Denn 
es wird für den Normadressaten nicht hinreichend deutlich umgrenzbar, ab 
wann wild lebende Tiere durch Lärm gestört sind. Diese unbestimmte 
Formulierung kann in dieser Form zu uferlosen 
Beschränkungen führen. Verwiesen sei hier auf die zahlreichen Geräuschquel-
len, die der Fremdenverkehr als Teil der Gebietsnutzung im öffentlichen Inte-
resse bietet, etwa durch Besucher mit ihren Kindern, Radfahrer auf den zuge-
lassenen Wegen oder auch nur Pilzsucher im Wald (vgl. § 39 Abs. 3 BNatSchG). 
Unklar bleibt ebenso, was „auf andere Weise" bedeutet. Es wird daher vorge-
schlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erfor-
derlichen Regelungen zum Schulz wilder Tiere bereits enthält. 

Landkreises Leer und findet sich in der Verordnung des Landkreises Aurich 
nicht wieder.  

Der 4. Senat des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg hat in seinem Urteil vom 
04.03.2020, 4 KN 390/17 u.a. festgestellt, dass diese Regelung mit höherrangi-
gem Recht vereinbar und damit nicht zu unbestimmt ist. 
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Tiere sind hinsichtlich ihrer Lärmempfindlichkeit vielfach sensibler als der 
Mensch, sodass auch insofern die Regelung des § 39 Abs. 1 BNatSchG hinrei-
chend Schutz bietet. 

Einwendung: 
Es muss zulässig sein, Pflanzstrukturen zu verändern, wenn diese nicht land-
schaftsprägend sind und keine Beeinträchtigung wertbestimmender Tier- und 
Pflanzenarten zu befürchten ist (§4 Abs.1 Nr. 4 LSG-VO-E) 
Begründung: 
Auch wenn man etwa eine Beeinträchtigung seltener Tier-und Pflanzenarten 
im Einzelfall annehmen mag, so ist damit noch keine Aussage darüber getrof-
fen, ob in Hinblick auf die besondere Bedeutung einer natur- und landschafts-
verträglichen Land- und Forstwirtschaft (§ 5 Abs. 1 BNatSchG) eine Entnahme 
jedenfalls im Einzelfall zuzulassen ist. Daher würden auch diese Erwägungen 
jedenfalls den Zustimmungsvorbehalt nicht rechtfertigen. Dies gilt umso mehr 
vor dem Hintergrund, dass das der Zustimmungsvorbehalt nach dem Verord-
nungstext gerade nicht auf wertgebende Lebensraumtypen oder besonders 
geschützte Arten beschränkt ist, sondern unter anderem auf alle im Verord-
nungsgebiet vorzufindenden Hecken, Baumreihen und Feldgehölze Anwen-
dung finden soll. 
Selbst wenn der Verordnungsgeber zudem möglicherweise davon ausgeht, 
Pflanzen vor der Beeinträchtigung oder Zerstörung durch Laien schützen zu 
müssen, so könnte dieser an sich nicht zu beanstandende Begründungsansatz 
jedoch nicht verfangen, wo es um Eingriffe der Grundeigentümer und Nut-
zungsberechtigten und ihr fachlich geschultes Personal geht. Denn diese sind 
darüber im Bilde, welche Arten besonders schützenswert sind, so dass die 
Regelung unter diesem Blickwinkel nicht gerechtfertigt ist. 
Das Verbot ist daher zumindest auf diejenigen Pflanzen zu beschränken, bei 
denen der Schutz der vorkommenden LRT oder Arten es erfordert. Zudem ist 
auch für diese ein Anspruch der Eigentümer und Nutzungsberechtigten auf 
Ausnahmeerteilung im Einzelfall vorzusehen. 
Es wird daher vorgeschlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 
BNatSchG die erforderlichen Regelungen zum Schutz von Tier- und Pflanzenar-

Die Aufnahme des Verbotes in die Verordnung stellt sicher, dass in einem 
dadurch notwendig werdenden Ausnahmeverfahren der Schutzzweck des LSG 
beachtet wird. Dieser würde bei einem Verfahren gem. § 39 BNatSchG keine 
Berücksichtigung finden. Zulässig sind gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 LSG-VO Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung des Gebietes mit vorheriger 
Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde. Eine natur- und land-
schaftsverträgliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis ist gemäß § 7 
Abs. 2 Nr. 11 LSG-VO ebenfalls möglich. 
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ten bereits enthält.

Einwendung: 
Drohnenflüge müssen auch zu land- und forstwirtschaftlichen Zwecken ohne 
vorherige. Zustimmung der Landkreise als Naturschutzbehörde erlaubt sein  
(§ 4 Abs. 1 Nr. 6 LSG-VO-E); die Anzeigepflicht bei den Freistellungen (§ 7 Abs. 
2 Nr. 7 LSG-VO) ist nicht praktikabel und ein. zudem ist die Freistellung zu eng 
gefasst; 

Begründung: 
Drohnenflüge für Jagd- und landwirtschaftliche Zwecke zu verbieten würde 
uns viele Möglichkeiten, Natur und Umwelt zu schonen, nehmen. 
Drohnen in der Landwirtschaft werden in Zukunft eine zentrale Rolle einneh-
men. Diese zu verbieten oder einen witterungsbedingten Einsatz durch lang-
wierige Beantragung unmöglich zu machen, schränkt die Landwirtschaft zu 
sehr ein. 

Einwendung: 
Es muss erlaubt sein, land- und forstwirtschaftliche Abfälle ZU lagern, aufzu-
schüt-ten oder einzubringen (§4 Abs. 1 Nr. 9 LSG-VO-E) 

Bereits zum jetzigen Zeitpunkt gilt nach § 21b Abs. 1 Nr. 6 der Verordnung zur 
Regelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten (LuftVO) ein Verbot für 
den Betrieb unbemannter Luftfahrtsysteme in FFH-Gebieten. Nach der Unter-
schutzstellung gilt dieses gesetzliche Verbot unabhängig von der Schutzge-
bietskategorie auch für Europäische Vogelschutzgebiete. Von unbemannten 
Luftfahrtsystemen/Flugmodellen/Luftfahrzeuge (z. B. Modellflugzeuge, Dra-
chen, Drohnen) oder bemannten Luftfahrzeugen gehen insbesondere auf die 
Vogelwelt erhebliche Beeinträchtigungen aus. Flugkörper verursachen unab-
hängig von ihrer Form psychischen Stress (z. B. Ducken, verstärkte Rufaktivi-
tät, unruhiges Hin- und Hergehen), der in physischen Stress münden kann (z. 
B. panikartiges Auffliegen, Verlassen des Gebietes). Darüber hinaus werden 
Drohnen mit speziellen Kameras zur Ermittlung von Schäden durch lokal be-
dingte Hagelschauer, Windhosen, Sturmböen etc. in Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft und Naturschutz eingesetzt, um eine aufwändige Begehung der be-
troffenen Schläge zu vermeiden. Nach § 6 Nr. 3 LSG-VO ist der Einsatz von 
unbemannten Luftfahrtsystemen oder unbemannten Luftfahrzeugen zur Wild-
tierrettung, Bestands- und Ertragserfassung durch qualifizierte Anwender 
nach vorheriger schriftlicher oder mündlicher Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde freigestellt. Darüber hinaus kann nach § 4 Abs. 4 der LSG-
VO die zuständige Naturschutzbehörde in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, 
soweit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. 
Darüber hinaus ist ggf. eine Erlaubnis nach der LuftVO bei der Niedersächsi-
schen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLStbV) zu beantragen. 
Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme. Die Anzeige kann sowohl mündlich als auch schriftlich erfol-
gen und stellt keine unzumutbare Beeinträchtigung dar. 

Das Einbringen von Stoffen, insbesondere die Lagerung von land- und forst-
wirtschaftlichen Abfällen oder die illegale Entsorgung von Gartenabfällen auf 
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Begründung:
Es ist nicht nachvollziehbar, inwiefern natürlichenichtgefährliche forstwirt-
schaftliche Materialien wie Pflanzenreste sowie natürliche nicht gefährliche 
Hölzer aus der Landschaftspflege geeignet sind, durch Verwendung als Dünger 
oder in Form des Verbleibs und späteren Unterpflügens tatsächlich geeignet 
sind, Flora und Fauna sowie den Naturhaushalt zu beeinträchtigen. 
Dem Verbot sind daher natürlich abbaubare und durch Landwirtschaft und 
Forstwirtschaft produ-ziertes organisches Material zu entnehmen. 

Einwendung: 
Es muss erlaubt sein, Weihnachts-baum-, Schmuckreisigkulturen und Kurzum-
triebs-plantagen anzulegen (§ 4 Abs. 1 Nr. 10 LSG-VO-E) 
Begründung:Das Verbot ist als Verbot mit Erlaub-nisvorbehalt auszugestalten. 

Einwendung: 
 Nadelhölzer und andere gebiets-fremde oder invasive Pflanzen einzubringen 
sowie gebietsfremde oder invasive Tiere auszusetzen, sollte zumindest für die 
ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft, möglich bleiben (§ 4 Abs. 1 Nr. 
11 LSG-VO-E). 
Begründung: Am stärksten wiegen jedoch die negativen Auswirkungen dieser 
Regelungen in Hinblick auf die unaufhaltsamen Klimaveränderungen. Die 
Waldumbaubeschränkungen werden den Schutzzweck in Zukunft in erhebli-
chem Maße negativ beeinflussen. Aufgrund der Klimaverschiebung und dem 
damit verbundenen Eschen- und Buchensterben ist eine gewisse genetische 
Flexibilität erforderlich. Es ist abzusehen, dass sich diese und andere Laub-

einem begrenzten Raum, führt zur lokalen Anreicherung von Nährstoffen und 
Bodenverdichtung. Es besteht zudem die Gefahr, dass sich ausgehend von 
Gartenabfällen Zier- und Gartenpflanzen im Gebiet verbreiten und etablieren. 
Hierdurch können charakteristische Tier- und Pflanzenarten verdrängt wer-
den.  

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG- VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG-VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
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bäume nicht mehr positiv entwickeln können. Die positive ökologische Ent-
wicklung der Waldflächen in dem Schutzgebiet setzen daher weiterhin eine 
ökonomische Nutzung voraus. Um angemessen auf die Klimaänderungen rea-
gieren zu können, ist es zwingend erforderlich, dass in die Verordnung eine 
Öffnungsklausel aufgenommen wird, die eine Beimischung nicht-
lebensraumtypischer Baumarten zulässt. 

Einwendung: Die Errichtung von Anlagen aller 
Art, gerade wenn hierfür keine Genehmigung erforderlich ist, muss erlaubt 
sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 
18 LSGVO-E). Zumindest muss diese Regelung im 
Erlaubnisvorbehalt verankert werden. 
Begründung: Das Bauverbot dürfte in dieser Form rechtswidrig sein. Denn ein 
solches Verbot findet keine Stütze im Gesetz. Weder unionsrechtliche noch 
nationale Vorgaben sehen ein generelles Bauverbot in Schutzgebieten vor. Ein 
generelles Bauverbot in einem Landschaftsschutzgebiet setzt danach voraus, 
dass aufgrund der Eigenart der Landschaft jeder Bau unabhängig von Zweck, 
Um-fang und Gestaltung den Gebietscharakter schlechthin verändern oder 
dem besonderen Schutzzweck der Verordnung generell zuwiderläuft (OVG 
Lüneburg, U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01— juris, Rn. 45 f.; Albrecht, in 
BeckOK Umweltrecht Giesberts/Reinhardt, 50. Edition 2019, § 26 BNatSchG 
Rn. 27). Als denkbare Landschaft, in der jeder Bau dem Schutzzweck zuwider-
läuft und in der deshalb ein absolutes Bauverbot zulässig wäre, nannte das 
Bundesver-waltungsgericht — im U. v. 12.07.1956 —1 C 91.54 — juris, Rn. 10 
— eine „Dünenlandschaft am Meeresstrand". Damit ein Verbot baulicher An-
lagen aller Art zulässig ist, muss vielmehr feststehen, dass diese gerade „in 
jedem 
Bereich des unter Schutz gestellten Gebiets" den 
Gebietscharakter schlechthin verändert (OVG Lüneburg, U. v. 24.08.2001 — 8 
KN 41/01 — juris, Rn. 47; OVG Lüneburg U. v. 04.12.2018 — 4 KN 77/16 — 
juris, Rn. 102). Vor allem bei sehr großen Landschaftsschutzgebieten kann dies 
zweifelhaft sein. Das Oberverwaltungsgericht Lüneburg hat dazu sogar in sei-
nem Leitsatz — im U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01 —juris — erklärt: 

Nebenbestimmungen versehen werden.

Gemäß § 40a BNatSchG sind die zuständigen Behörden verpflichtet Maßnah-
men zu treffen, die eine Einbringung oder Ausbreitung von invasiven Arten zu 
verhindern oder zu minimieren. 

Die Forstwirtschaft ist von der Verordnung nicht betroffen. 

Mit der Errichtung von Anlagen aller Art können Beeinträchtigungen entste-
hen, die dem Schutzzweck entgegenstehen. So können sensible Rast- und 
Brutplätze, typische Landschaftsteile und Pflanzenarten betroffen sein. Sie 
stellen eine Veränderung des betroffen Landschaftsraumes dar. Sie werden 
visuell als Fremdkörper wahrgenommen und fungieren als Störungspotential. 
Dies gilt gerade auch für Anlagen, für die keine Genehmigung erforderlich ist, 
wie Schilder oder Tafeln. Diese Maßnahmen stellen Projekte dar. 
Gemäß § 7 Abs. 3 der LSG-VO sind Pläne und Projekte, die einer behördlichen 
Entscheidung oder einer Anzeige bedürfen, freigestellt, wenn im Rahmen ei-
ner Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 26 NAGBNatSchG 
bzw. nach § 1a Abs. 4 BauGB in Verbindung mit §§ 34, 36 BNatSchG nachge-
wiesen wird, dass der in § 2 genannte Schutzzweck dieser Verordnung weder 
einzeln noch im Zusammenwirken mit anderen Plänen oder Projekten nachtei-
lig berührt werden oder die in § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG genannten Voraus-
setzungen erfüllt sind. Kommt also eine sogenannte FFH-
Verträglichkeitsprüfung zu dem Ergebnis, dass das geplante Projekt FFH-
verträglich ist, bedarf es keiner weiteren Befreiung oder sonstigen Prüfung 
durch die zuständige Naturschutzbehörde. Diese Prüfung ist, auch ohne Aus-
weisung eines LSG, bereits jetzt erforderlich. 

Es dürfen repressive Verbote ohne Erlaubnisvorbehalt nur dann erlassen wer-
den, wenn von vornherein feststeht, dass die verbotenen Maßnahmen den 
Charakter des unter Schutz gestellten Gebietes schlechthin (d. h. ungeachtet 
ihrer Art, Zweckbestimmung, Gestaltung und Größe sowie ihres Standortes) 
verändern oder dem besonderen Schutzzweck schlechthin zuwiderlaufen. Dies 
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„Ein repressives Verbot, bauliche Anlagen aller Art zu errichten, ist in Land-
schaftsschutzgebieten, die bebaute Grundstücke und Siedlungen umfassen, in 
der Regel unzulässig." 
Das Verbot ist daher zumindest abzuschwächen und mit einem entsprechen-
den Erlaubnisvorbehalt zu versehen. 

Einschränkungen der Landwirtschaft §4 Abs. 2,3  
Einwendung: 
Die Grünland- und Narbenerneuerung muss zulässig bleiben (§ 4 Abs. 2 Nr. 2 
LSG-VO-E)  

Begründung: 
Trotz guter fachlicher Praxis ist es nicht möglich, eine Einschleppung von Un-

ist hier der Fall, da der Gebietscharakter oder die Schutzgüter des Gebietes 
beeinträchtigt werden  
Der „Gebietscharakter“ besteht hierbei aus den Gesamteigenschaften und 
dem Gesamteindruck des LSG, also die natürlichen Eigenarten des gesamten 
Landschaftsensembles. Diesen Gebietscharakter verändern alle Handlungen, 
die negative Auswirkungen auf die Gesamteigenschaften und den Gesamtein-
druck des Gebietes haben und dadurch den Gesamtwert für den Landschafts-
schutz herabmindern. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 
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kräutern zu verhindern. Über organische Düngung oder Verschmutzungen an 
Maschinen werden immer wieder Samen eingebracht. Diese Samen gehören 
weder zu den etwaigen Habitaten noch haben sie etwas auf Intensiven Grün-
landflächen zu suchen. Ein verbot von Narbenerneuerung wir dazu führen, 
dass diese Unkräuter sich vermehren und die Fläche für die Landwirtschaft 
immer unbrauchbarer wird. Zusätzlich werden die ungewünschten Kräuter 
und Gräser sich auf die besonders geschützten Randstreifen und auf benach-
barte Flächen ausweiten. Hier muss es möglich sein die Narbe zu erneuern um 
dies zu bekämpfen. 
In Zukunft werden sich durch den Klimawandel immer mehr dieser Habitats 
fremden Kräuter und Gräser ansiedeln und versuchen die zu schützenden 
Kräuter und Gräser zu verdrängen. Hier das einzig adäquate Mittel generell zu 
verbieten erscheint nicht sinnvoll. Schon jetzt muss eine Erneuerung geneh-
migt werden. Die sollte auch im LSG gelten, so das nach einer Genehmigung 
gezielt eingegriffen werden kann. 
Eine Verunreinigung der Narbe mit giftigen oder schlecht Verdaulichen Pflan-
zen ohne die Möglichkeit einer Erneuerung der Narbe, wird dazu führen, dass 
die Fläche auf Dauer unbrauchbar für die Futtergewinnung und den Weide-
gang wird. Da die Fläche mehr als die Hälfte der hofnahen Grünlandflächen 
und 1/3 der Gesamten Grünlandfläche unseres Betriebes ausmacht, ist die 
akut Existenz bedrohend. Ersatzflächen sind nicht verfügbar, so dass der Be-
stand reduziert werden müsst. Die würde den Vollerwerb nicht mehr möglich 
machen. 

Einwendung: 
Es muss eine Abweichung von der vorgegebenen Saatgutmischung möglich 
sein (§ 4 Abs. 2 Nr. 3 LSG-VO-E) 
Begründung: 
Die vorgeschlagene Saatmischung für Über- und Nachsaaten entspricht offen-
bar der Vorgabe aus dem Landesumweltministerium anlässlich der Genehmi-
gung von Neuansaaten im Zusammenhang mit den Dürre- und Mäuseschäden 
im Frühjahr 2020. In der Praxis müsste, damit eine solche Mischung überhaupt 
erst in dieser Zusammensetzung auflaufen kann, das Grundstück nach chemi-

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
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scher Beseitigung der Altnarbe, gründlicher Pflugfurche und Saatbettbereitung 
ganz neu angesät werden. Wie sich diese Pflanzengesellschaft dann entwi-
ckelt, hängt insbesondere von der Witterung und von der Nutzungsfrequenz 
ab. Sinn und Zweck einer Nachsaat ist jedoch, gerade solche Umbrüche mit 
ihren negativen Konsequenzen, nämlich (Zer-)Störung des Bodenlebens und 
Gefüge, Nährstoffpufferfunktion, Tragfähigkeit des Bodens, Regenerationsfä-
higkeit der Grasnarbe etc. zu vermeiden. Genau aus diesem Grund wird die 
Nachsaat in Wasserschutzgebieten gefördert, nämlich um den Grünlandum-
bruch zu verhindern. Sie unterschätzen die Konkurrenzfähigkeit der Altnarbe, 
die sich auf mittlere Sicht immer wieder durchsetzt. Die Praxiserfahrungen aus 
dem diesjährig trockenen Frühjahr haben gezeigt, dass auch bei scheinbar 
großflächig vernichteten Grasbeständen die Nachsaat mit der geringstmögli-
chen Bodenbearbeitung die beste Wirkung hatte. 

Einwendung: 
Das Liegenlassen von Mähgut (§ 4 Abs. 2 Nr. 5 LSG-VO-E) muss möglich sein. 
Begründung: 

mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Gemäß § 40 BNatSchG ist regionales Saatgut zu verwenden, um eine Ausbrei-
tung von gebietsfremden Arten zu verhindern. Diese Regelung dient insbe-
sondere dem Schutz der innerartlichen Vielfalt gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG. 

Ziel einer Mahd ist die Gewinnung von Futter, so dass Mähgut von der Fläche 
abgefahren wird. Das Liegenlassen von Mahdgut kann zur Veränderung der 
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Das Liegenlassen von Mähgut ist keine fachliche Praxis, jedoch in Einzelfällen 
auf Feuchtgrünland unvermeidlich,um bei ungünstiger Witterung Bodenschä-
den zu vermeiden. 

Einwendung: 
Die weiteren Einschränkungen der Landwirtschaft in § 4 Abs. 3 LSGVO-E recht-
fertigen sich nicht. 
Begründung: 
Die Regelungen sind zu streichen. Die Thematik der 
Gewässerabstände ist schon ausreichend durch Gesetz (NWG, WHG) geregelt 
und die erneute und erweiterte Regulierung daher überflüssig. Zudem ist 
durch die gesetzlich vorgesehenen Maßnahmen in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 NAGB-
NatSchG der Gelegeschutz sichergestellt. Damit ist ein Verstoß gegen arten-
schutzrechtliche Verbotstatbestände ausgeschlossen. Zudem wird bisher nicht 
dargestellt, warum das Fachrecht, das bei der ordnungsgemäßen Landwirt-
schaft zu beachten ist, im Hinblick auf die naturschutzrechtlichen Belange 
defizitär sein soll. 
Im Einzelnen: 
Absatz 3 regelt insbesondere die Gewässerabstände bei der Düngung, die 
bereits im NWG bestimmt sind. Die fachliche Notwendigkeit von Abständen, 
die über diese gesetzlichen Vorgaben hinaus gehen, haben Sie bislang nicht 
schlüssig dargelegt. Die in der Begründung aufgeführte Auswertung von 
ZHANG et. al. von der University of California aus 2010 ist in diesem Fall nicht 
geeignet, die Wirksamkeit von Gewässerrandstreifen zu belegen. Wörtlich 
heißt es in der Ausarbeitung: „This paper aggregated many of these results 
and performed a meta-analysis to quantify the relationships between pollu-
tant removal efficacy and buffer width, buffer slope, soll type, and vegetation 
type." Die Klima- und Bodenverhältnisse in Kalifornien sind mit denen am 
Fehntjer Tief nicht im entferntesten zu vergleichen. Die Hangneigung zum 
Gewässer ist ebenfalls nicht zu berücksichtigen. Zudem haben wir es hier aus-

Pflanzenzusammensetzung einer Fläche führen. Auch bei erschwerten Bedin-
gungen aufgrund ungünstiger Witterungsverhältnisse ist das Mahdgut abzu-
fahren. Bei offensichtlicher Unmöglichkeit, z. B. unvorhergesehener extremer 
Witterungseinflüsse, kann das Mahdgut ausnahmsweise auf den Flächen ver-
bleiben. Eine natur- und landschaftsverträgliche Nutzung sollte diesen Grund-
satz berücksichtigen. Nach der Beweidung überständige Futterreste auszumä-
hen und der Verbleib der Reste auf der Fläche ist gute fachliche Praxis. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
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schließlich mit Grünland zu tun. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nach 
den jüngsten Änderungen im NAGBNatSchG in Natura 2000-Gebieten auf 
Grünland verboten. Sedimenteinträge sind auf Grünland im Gegensatz zu 
Acker ausgeschlossen. Die Zufuhr von Nährstoffen im Uferbereich dagegen 
steigert das Pflanzenwachstum, die Durchwurzelung des Bodens und damit 
die Retentionsleistung und die Filterfunktion des Gewässerrandstreifens. Die 
Eintragspfade Oberflächenwasserabfluss und Grundwasser wirken unabhängig 
von der Entfernung zum Gewässer. Hier spielen Faktoren wie Bodenart, Kul-
turzustand, Niederschlagsmenge, Hangneigung etc. eine ungleich größere 
Rolle. Direkte Nährstoffeinträge sind also wegen der überwiegend angrenzen-
den intensiven Grünlandbewirtschaftung, des ganzjährigen Graswachstums im 
atlantischen Klima, des ebenen Geländes und der inzwischen mehrfach novel-
lierten Düngeverordnung weitestgehend ausgeschlossen. Abgesehen davon, 
dass eine völlige Unterbindung von Nährstoffeinträgen aus diffusen Quellen 
illusorisch wäre, ist dieser Schutzzweck bereits umfassend in der Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) bzw. auf nationaler Ebene in der Oberflächengewässer-
verordnung (OGV) geregelt. Angesichts der letzten Verschärfung dieser Ver-
ordnung aus 2016 ist sichergestellt, dass die aktuell geltenden Grenzwerte den 
Vorsorgegrundsatz mehr als übererfüllt haben. Erfahrungsgemäß wird in die-
sem Zusammenhang die Retentionsleistung von intensivem Grasland noto-
risch unterschätzt. Extensivgrünland hat wegen seiner geringeren Entzüge 
eine wesentlich geringere Nährstoffpufferkapazität. N-min-Untersuchungen in 
den Wasserschutzgebieten in Leer haben ergeben, dass Grünland bei steigen-
den Nutzungsfrequenzen vielfach bessere Werte aufweist als beispielsweise 
Wald. Das ist auch das Ergebnis einer Auswertung des Umweltbundesamtes 
(UBA nach Angaben LAVINDr. Wolter am 24.09.2014). In diesem Zusammen-
hang hat das Grünlandzentrum Niedersachsen-Bremen in einer fachgutachter-
lichen Stellungnahme vom 05.11.2019 die Vorteile von Grünland hinsichtlich 
der Speicherkapazität von Nährstoffen und Kohlenstoff umfassend belegt. 
Demnach ist bei Schnittnutzung unabhängig von der Düngung kein Unter-
schied im Nitrataustrag zwischen der Nullvariante und 480 kg N/ha festzustel-
len (PAASS et al.1991). Da der Eintrag über diffuse Quellen und nicht der di-
rekte Eintrag als Hauptursache für die Gewässergefährdung gilt, stünde die 

in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar.  

Die Wirkung von Gewässerrandstreifen für den Stoffrückhalt nimmt nach Lite-
raturauswertungen mit zunehmender Breite zu. Auf die Abb. von Zhang et. al. 
wird in diesem Zusammenhang in der Begründung verwiesen. Text und Abbil-
dung sind der „Allianz für Gewässerschutz: Empfehlungen für die Einrichtung 
von breiten Gewässerrandstreifen, Herausgegeben vom Ministerium für Ener-
giewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume Schleswig-Holstein in 
Allianz mit dem Bauernverband Schleswig-Holstein e. V., Juli 2014“ entnom-
men. Mit der Abbildung von Zhang werden grundsätzliche Prinzipien darge-
stellt. 

§ 25 a NAGBNatSchG regelt die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln inner-
halb von Landschaftsschutzgebieten, soweit sie Natura-2000-Gebiete sind. In § 
25 a Abs. 4 NAGBNatSchG ist dargelegt, dass weitergehende Vorschriften in 
Naturschutzgebiets- und Landschaftsschutzgebietsverordnungen von den 
Regelungen der Absätze 1 bis 3 unberührt bleiben. Dies weist darauf hin, dass 
weitergehende Regelungen möglich sind, wie sie im Rahmen dieser Verord-
nung zur Umsetzung des Schutzzweckes festgelegt werden. 

Im Nitratbericht 2016 wird die Verteilung der Nitratgehalte im Grundwasser in 
Abhängigkeit der Landnutzung dargelegt. Das Grundwasser in als Grünland 
genutzten Bereichen hatte im Vergleich zum Wald einen höheren Anteil der 
Nitratklasse < 1 mg/l. Allerdings lag der Anteil der untersuchten Grünlandbe-
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Schutzwirkung ungenutzter bzw. extensiv bewirtschafteter Gewässerrand-
streifen in keinem Verhältnis zu ihren Nachteilen für Bewirtschafter und Ei-
gentümer. 
Der wiederholte Hinweis auf die Vollzugshinweise des NLWKN aus 2011 schei-
det zur Begründung ebenfalls aus, weil inzwischen die Düngeverordnung 
zweimal novelliert wurde, jedes Mal mit schärferen Auflagen zum Gewässer-
schutz. Damit nicht genug, hat der niedersächsische Landtag am 10. Novem-
ber 2020 einstimmig einer gesetzlichen Regelung zum Gewässerabstand zuge-
stimmt, die zuvor zwischen Landesregierung, Landwirtschaftskammer, Land-
wirtschaft und Naturschutzverbänden ausgehandelt wurde. Es wäre ein fata-
les Signal, wenn unverbindliche fachliche Hinweise von der Verwaltung höher 
gewichtet würden als ein historisch einmaliger politischer Beschluss auf Lan-
desebene. Umweltminister Olaf Lies und Frau Alexandra Stück, Leiterin des 
Referats 27 Natura 2000, haben anlässlich eines Gesprächs am 9. Juli 2020 mit 
dem Ortsrat Simonswolde ausdrücklich bestätigt, dass es sich bei den Voll-
zugshinweisen des NLWKN um unverbindliche Hilfestellungen handelt. 
Das Argument, bei den gesetzlichen Vorgaben handele es sich um Regeln, die 
für das ganze Land gelten, geht fehl. Die Rahmenvereinbarung zum „Nieder-
sächsischen Weg" bezieht sich ausdrücklich in erster Linie auf Grünland, Natu-
ra 2000 und gewässerreiche sowie Moorgebiete, ist also passgenau zuge-
schnitten auf diese Gebietskulisse. Zudem ist darzulegen, weshalb die Fortfüh-
rung der 
bisherigen Bewirtschaftung gegen das habitatschutzrechtliche Verschlechte-
rungsverbot verstößt, da schließlich unter dem Einfluss der Bewirtschaftung 
die LRT entstanden sind. 
Im Hinblick auf die Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung 
fehlt bisher der Nachweis, dass die verordnungsgebenden Landkreise die An-
forderungen des Art. 2 Abs. 3 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 
1992 beachtet haben. 

reiche mit einer Nitratklasse oberhalb 10 mg/l bei ca. 50 %, bei Wald lag der 
Anteil bei ca. 34 %. Im Bericht wird auch dargelegt, dass ein Teil des N-
Austrages in das Grundwasser und als Direkt-abfluss in die Oberflächengewäs-
ser erfolgt. Es ist in dem Bericht außerdem dargelegt, dass sich die Nitratbelas-
tung des Grundwassers in Deutschland von 2008/2011 bis 2012/14 praktisch 
nicht verändert hat, obwohl in diesem Zeitraum zahlreiche Maßnahmen zur 
Verminderung der Nitratbelastung durchgeführt worden sind. Aus dem Nit-
ratbericht 2020 geht hervor, dass die Nitratgehalte 2016-2018 im landwirt-
schaftlich beeinflussten Grundwasser nur leicht abgenommen haben, insge-
samt ist die Nitratbelastung jedoch weiterhin als zu hoch einzustufen. 

Die Fortführung der bisherigen Bewirtschaftung ist in Bezug auf die Lebens-
raumtypen, die zum Erhalt eine Bewirtschaftung benötigen, zu sehen. Die 
Kartierungen der Lebensraumtypen 2002 belegen schon einen deutlichen 
Rückgang im Vergleich zur Vegetationskarte von PREISING (1949). Auf den 
damals noch periodisch überschwemmten und nur extensiv nutzbaren Flächen 
im Bereich des Fehntjer Tiefs haben diese Lebensraumtypen/Biotope deutlich 
abgenommen. Die Erfassung der Brutvögel im Rahmen der Aufstellung des 
Pflege- und Entwicklungsplanes Flumm/Fehntjer Tief (ALAND 1992) sowie die 
regelmäßigen Revierkartierungen belegen ebenfalls einen deutlichen Rück-
gang. Die Intensität der landwirtschaftlichen Nutzung hat in den letzten Jahr-
zehnten zugenommen. Sie trägt zum Rückgang bei und lässt sich durch die 
Datenlage belegen. Dort wo eine extensive Bewirtschaftung, teilweise schon 
seit den 1970er Jahren, weiterhin sichergestellt worden ist, sind entsprechen-
de Bestände auch heute noch vorhanden.  
In Art. 2 Abs. 3 der FFH-Richtlinie heißt es, dass die getroffenen Maßnahmen 
den Anforderungen von Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur sowie regionalen 
und örtlichen Besonderheiten Rechnung tragen. Der Wirtschaft wird ausrei-
chend Rechnung getragen. In Bezug auf die landwirtschaftlichen Einschrän-
kungen in der LSG-VO sind diese entsprechend den Wertigkeiten des Gebietes 
und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erforderlich. Sie 
wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass trotz dieser 
Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nutzung bleibt.  
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Regelung in §4 Abs. 5 
Einwendung: 
Absatz 5 ist wie folgt umformulieren: 
„Die zuständige Naturschutzbehörde kann einer von den Verboten des § 4 
Abs. 2 und 3 abweichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, soweit dies 
dem Schutzzweck nicht entgegensteht.    
Begründung: 
Diese Sprachregelung wurde am 08.07.2020 im Gespräch mit den Landkreisen 
in Leer abgestimmt. 
Erlaubnisvorbehalte §5 
Einwendung: 
Die Instandhaltung, Instandsetzung und der Ausbau vorhandener, dem öffent-
lichen Verkehr gewidmeten Straßen und Wege muss ohne Erlaubnisvorbehalt 
und allein mit einem Anzeigevorbehalt möglich sein (Nr. 1). 

Begründung:  
Auf folgende Sachverhalte/Begründung: 
- Die Zuwegung zu unseren Flächen ist existenziell für die Bewirtschaftung. 
Eine Instandsetzung kann nicht auf ein langes Erlaubnisverfahren warten. 
Schäden müssen schnell beseitigt werden können um eine Verschlimmerung 

Die Vollzugshinweise für Arten und Lebensraumtypen sind Teil der Nieder-
sächsischen Strategie zum Arten- und Biotopschutz. Für Niedersachsen wur-
den die Vogelarten, weitere Tier- und Pflanzenarten sowie Lebensraumty-
pen/Biotope mit besonderem Handlungsbedarf benannt. Für viele dieser Ar-
ten wurden Steckbriefe (Vollzugshinweise) erarbeitet, die neben Angaben zur 
Lebensweise der Arten bzw. zu den Kennzeichen der Lebensraumty-
pen/Biotope auch Vorschläge für Maßnahmen und geeignete Instrumente für 
deren Erhaltung und Entwicklung umfassen. Die für das Gebiet relevanten 
Steckbriefe wurden berücksichtigt. Es ist in der Begründung nicht dargelegt, 
dass es sich um gesetzliche Vorgaben handelt. Weitergehende Regelungen 
über Bewirtschaftungsabstände zu Gewässern in einer Schutzgebietsverord-
nung stehen Regelungen zum „Niedersächsische Weg“ nicht entgegen. 

Als Ergebnis des Gespräches am 08.07.2020 wurde der Begriff „naturschutz-
fachliche Notwendigkeit“ gestrichen. Die Regelung wurde im Verordnungs-
entwurf entsprechend angepasst.  

Die Instandhaltung und Instandsetzung ist nach Überarbeitung der Verord-
nung ohne Erlaubnis- und Anzeigevorbehalt möglich. Insoweit wird dem Ein-
wand gefolgt. Der Ausbau unterliegt weiterhin einem Erlaubnisvorbehalt, da 
die Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem Schutzzweck sicherzustellen ist.  
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z.B. durch ausfahren oder ausweichen zu verhindern
- Landwirtschaftliche Maschinen werden sich immer Verändern, unter ande-
rem auf Grund etwaiger Auflagen (Bodennahe Ausbringung Gülle). Somit müs-
sen sich auch die Straßen und Wege anpassen. Dies muss weiterhin ohne Ein-
schränkung und ohne hohe Bürokratische Hürden machbar sein. 

Einwendung: 
Die Veränderung von Gewässern im Zusammenhang mit der ordnungsgemä-
ßen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft muss ohne Erlaubnisvorbehalt mög-
lich bleiben (Nr. 2) 

Begründung: 
Die von der Landwirtschaft erstellte Gewässer zu 
Entwässerung oder zum tränken der Tiere müssen ohne ein Verfahren an-
passbar bleiben. Diese Anpassungen sind meist Witterungsbeding und daher 
würde ein Erlaubnisvorbehalt die benötigte Flexibilität stöhren. 
Ordnungsgemäße fischereiliche Nutzung §6 abs. 1 Nr. 7 
Einwendung:  
Die Einschränkungen der Freistellungen der ordnungsgemäßen Fischerei 
rechtfertigen sich nicht.  
Begründung: 
Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem BNatSchG bedarf es 
bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die über das BiFischG 
hinaus die ordnungsgemäße Fischerei regeln. Vielmehr ist anerkannt, dass die 
Fischerei einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des Naturschutzes leistet. 
So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG anerkannt, dass die Fische-
rei als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell invasiver Arten einge-
setzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen Vorgaben zur Fische-
rei, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restriktive Regelung der 
Fischerei rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG bleiben die Re-
geln des Fischereirechts grundsätzlich unberührt. 

Jagd, Jagdschutz - § 6 Abs. 1 Nr. 8 

Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme 
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Einwendung:
Die Einschränkungen der ordnungsgemäßen Jagdausübung rechtfertigen sich 
nicht.  
Begründung: 
Die Vorgaben sind an die Musterverordnung vom 20.02.2018 angelehnt und 
gehen teilweise sogar erheblich darüber hinaus. Diese hat aber keinerlei recht-
liche Grundlage. Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem 
BNatSchG bedarf es bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die 
über das BJagdG hinaus die ordnungsgemäße Jagd regeln. Vielmehr ist aner-
kannt, dass Jagd und Jagdschutz einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des 
Naturschutzes leisten. So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG an-
erkannt, dass die Jagd als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell 
invasiver Arten eingesetzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen 
Vorgaben zur Jagd, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restrikti-
ve Regelung der Jagd rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG blei-
ben die Regeln des Jagdrechts grundsätzlich unberührt. Insoweit ist Festzustel-
len, dass auch der Landkreis in seiner Begründung (S. 15) die sich auf den 
Schutzzweck positiv auswirkende Hegefunktion der Ausübung der Jagd betont. 
Nach dem niedersächsischen Erlass zur Jagd in Schutzgebieten (Gem. RdErl. d. 
ML u. d. MU v. 7. 8. 2012 - 404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2012 
Nr. 29, S. 662), geändert durch Gern. RdErl. d. ML u. d. MU v. 20.11.2017 - 
404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2017 Nr. 46, S. 1549); im Fol-
genden: Jagderlass 2017) in der seit dem 20.11.2017 geltenden Fassung heißt 
es in Punkt 1.5: 
„Allein [...] die Lage im Natura-2000-Gebiet reicht nicht als Grund zur Be-
schränkung der Jagd aus. Vielmehr ist für solche Gebiete zu prüfen, ob der 
Schutzzweck jagdliche Einschränkungen u. a. zu Kirrungen, Wildäckern und 
zum Schutz besonders störanfälliger Tierarten erfordert." 
Dass eine solche einzelfallbezogene Prüfung hier erfolgte, geht aus der LNSG-
VO E sowie ihrer Begründung nicht hervor. Eine solche hätte angesichts der 
Gegebenheiten vor Ort eine Nicht-Erforderlichkeit jedweder Jagdbeschrän-
kungen ergeben. Eine Erforderlichkeit ist jedoch Voraussetzung zur Beschrän-
kung der Jagd durch Vorgaben einer Schutzgebietsverordnung. Dazu heißt es 

Die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd ist nach der LSG-VO, unter Beach-
tung von Vorgaben, freigestellt, sofern sie nicht über die Kernfunktion gemäß 
§ 1 Abs. 4 des Bundesjagdgesetzes hinausgeht. 
Diese Vorgaben ergeben sich nach § 9 Abs. 5 NJagdG i.V.m. dem Erlass „Jagd 
in Schutzgebieten“ vom 03.12.2019 (406-22220-21), wonach die Jagdbehör-
den und Naturschutzbehörden durch Verordnung die Jagdausübung in Schutz-
gebieten gemäß deren Schutzzweck für bestimmte Zeiträume beschränken 
oder teilweise verbieten können. Im Schutzgebiet kann das Jagdausübungs-
recht unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes insoweit 
eingeschränkt werden, als dies zu Verwirklichung des Schutzzweckes erforder-
lich ist. 

Die ordnungsgemäße Jagd im Landschaftsschutzgebiet „Fehntjer Tief und Um-
gebung“ wird in ihrer Kernfunktion nicht eingeschränkt. Bestimmte Maßnah-
men, die den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten Tierarten Vorteile 
bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde 
umgesetzt werden.  
Dies stellt eine Prüfung der Standorte sicher, um besonders schützenswerte 
Biotope oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigun-
gen zu bewahren. 

Es ist weiterhin die Anlage von Wildäckern, Wildäsungsflächen und Futterplät-
zen auf tatsächlich genutzten Ackerflächen gestattet. Dies ergibt sich teilweise 
auch schon aufgrund der notwendigen Bewirtschaftung Die Anlage ist nur auf 
bereits genutzten Ackerflächen gestatten, da die Umwandlung von Grünland 
in Acker oder andere Nutzungsformen mit dem Schutzzweck der Verordnung 
nicht vereinbar ist. Die Erhaltung von Grünlandflächen dient der Entwicklung 
und der Erhaltung einer extensiv geprägten und artenreichen Grünlandvegeta-
tion, welches essentielle Grundlage für Brut-, Rast und Nahrungshabitate der 
vorkommenden Tierarten ist. Die Neuanlage von Futterplätzen außerhalb von 
Ackerflächen bedarf einer Anzeige, um besonders schützenswerte Biotope 
oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigungen zu 
bewahren. Durch Futterplätze können Störungen sensibler Arten und Vegeta-
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im Jagderlass 2017 in Punkt 1.4 ausdrücklich: „Jagdrecht und Jagdausübungs-
recht genießen den verfassungsrechtlichen Schutz des Eigentums. Beschrän-
kungen sind nur zulässig, soweit sie geeignet und erforderlich sind, den 
Schutzzweck zu erreichen. Nach dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist das 
öffentliche Interesse am Schutzzweck abzuwägen sowohl mit dem Jagdrecht 
und dem Jagdausübungsrecht als auch mit den Zielen des Bundesjagdgeset-
zes, nämlich einer grundsätzlich flächendeckenden Jagdausübung, einer nach-
haltigen Nutzung, der Erhaltung eines artenreichen, gesunden Wildbestandes 
sowie der Wildschadensverhütung." 

Anordnungsbefugnis §9 
Einwendung: 
Die Wiederherstellung des bisherigen Zustands kann nur angeordnet werden, 
wenn gegen die Verbote des § 3 verstoßen oder keine Erlaubnis nach § 4 ein-
geholt und Natur oder Landschaft rechtswidrig zerstört, beschädigt oder ver-
ändert worden sind. Das alleinige Einwirken auf die Natur kann dafür nicht 
ausreichen. 

Begründung:  
Hier kann ausschließlich auf Verstöße auf gegen die §3 und §4 eingegangen 
werden. Alle anderen Verstöße können nicht in dieser Verordnung geregelt 
werden. Auch reicht ein Einwirken nicht aus um eine Wiederherstellung anzu-
ordnen. 
Eingriffe in die Natur die unwissentlich zu einem späteren Zeitpunkt zu einem 
Schaden führen. Können nicht abgeschätzt werden. 

Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen §10 Abs.1 

tionsveränderungen nicht ausgeschlossen werden. An dieser Stelle wird auf § 
8 LSG-VO hingewiesen 

Als besonders sensibel sind das Landschaftsbild und die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes hinsichtlich der Anlage von Hegebüschen einzustufen. Da 
auch kleinflächige Gehölzbestände Habitate für verschiedene Prädatoren bie-
ten, ist damit auch eine Beeinträchtigung der Funktion des Raumes als Brut-
gebiet für bodenbrütende Vogelarten verbunden. 

Im Rahmen des Verfahrens zur Erstellung des Verordnungsentwurfes hat hin-
sichtlich der jagdlichen Beschränkungen eine einzelfallbezogene Prüfung unter 
Anhörung der unteren Jagdbehörden stattgefunden. Die Prüfung erfolgte an-
hand des Schutzzwecks i.S.d. 1.3 des Erlasses „Jagd in Schutzgebieten“ vom 
03.12.2019 (406-22220-21).  
Die Erforderlichkeit wurde jedoch nicht ausreichend in der Begründung darge-
legt, daher wird die Begründung entsprechend ergänzt. 

Diese Regelung richtet sich wortgleich nach § 2 Abs. 2 NAGBNatSchG.  
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Einwendung:
Diese generalklauselartige Formulierung nimmt die gern. § 32 Abs. 5 
BNatSchG erst im Managementplan zu treffenden Maßnahmen vorweg und 
wirkt faktisch als „Ermächtigungsgesetz", das Eigentümer und Nutzer zur vo-
rauseilenden Duldung von künftig 
zu treffenden Ideen und Vorschlägen zwingt, deren Auswirkungen noch gar 
nicht abzusehen sind. Hier ist stattdessen auf den Managementplan zu ver-
weisen und falls nötig, das Procedere im Einzelnen zu beschreiben (Nr. 1). 

Begründung: 
Die Maßnahmen sollten im Managetplan langfristig dargestellt und geregelt 
werden. Auch zumutbare Maßnahmen erfordern längerfristige Planungen. So 
ist ein räumen von Flächen vor Maßnahmen sinnvoll oder eine Anpassung von 
Zäunen oder Beweidungsplänen. Dies kann nur erfolgen, wenn langfristig 
Maßnahmen geklärt werden. 

Umsetzung von Erhaltungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen § 11 Abs. 2 
Einwendung: 
Hinsichtlich der Wiederherstellung geben wir zu bedenken, dass zunächst die 
Angaben in den Standarddatenbögen das Maß aller Dinge sind. Es kann dabei 
nicht darum gehen, prähistorische Zustände wiederherzustellen, wie es bei-
spielweise derzeit seitens des NLWKN mit auen- und ästuartypischen Lebens-
räumen an der Ems versucht wird. Auch hier gilt es, zunächst aufbauend auf 
prioritären Arten und bewährten Konzepten wie dem Gelegeschutz Maßnah-
men zu entwickeln, die dort ansetzen, wo tatsächlich Arten und LRT vorhan-
den sind. 

Begründung: 
Unsere Flächen oder Teile hiervon in einen Zustand zu bringen, welcher zu 
einem beliebigen Zeitpunkt in der Vergangenheit einmal geherrscht hat, über-
steigt die Fähigkeiten der einzelnen. 
Hier muss der Zustand gelten welcher bei Feststellung des Schutzbedarfs vor-
geherscht hat. Also die Aufnahme in die FFH Kulisse. 

Diese Regelungen sind vor dem Hintergrund des Mahnschreibens der EU, der 
Klage der europäischen Kommission vor dem EuGH gegen die Bundesrepublik 
Deutschland und der daraus hervorgehenden fehlenden Verbindlichkeit der 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Erhaltungsziele unerlässlich. Des Weiteren 
wird auf § 15 NAGBNatSchG hingewiesen. Die Maßnahmen beschränken sich 
auf diejenige, die die Nutzung des Grundstücks nicht unzumutbar beeinträch-
tigen.  

§ 26 BNatSchG lässt keinen Zweifel daran, dass das LSG zur Erhaltung, Ent-
wicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushaltes, einschließlich des Schutzes von Lebensstätten und Lebens-
räumen bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten ausgewiesen ist. 
Die Angaben des Standarddatenbogens sind daher, genauso wie Vorgaben des 
Landes aus dem Netzzusammenhang zu berücksichtigen. Es ist dabei nicht 
entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter im Gebiet noch vorkommen. 
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Des Weiteren übersteigt es die Fähigkeiten der Landwirte zustände zu erhal-
ten oder zu schaffen welche durch die Veränderung der Rahmenbedingungen 
entstehen. 
In unseem konkreten Fall sorgt der geringe Niederschlag der letzten Jahre 
dafür, dass immer mehr Tränken im Sommer trockenfallen. Dies ist auf den 
Klimawandel zurück zu führen und kann nicht durch einzelne Maßnahmen 
verhindert werden. 
Weitere Einwendungen: 
Zumutbarkeit der Maßnahmen für einzelne. 
Begründung: 
Unser Betrieb ist über die Maße der Zumutbarkeit 
betroffen. 1/3 der Eigentums- und Grünlandflächen sind durch die Mahnah-
men betroffen. 
Dies bedeutet das allein der Wert der Flächen also auch das Eigenkapital des 
Betriebes stark reduziert wurde. Nimmt man die vom Flurbereinigungsver-
band aufgerufenen Summe von 21.000€ pro/ha an betragt die betroffene 
Summe 200.000€ welche stark reduziert würde. 
Zusätzlich machen Einschränkungen im Bereich Narbenerneuerung und Pflan-
zenschutz die Flächen für Milchvieh auf Dauer wertlos und ein verkauf von 
extensiv hergestelltem Futter wird durch die Sättigung des Marktes unmög-
lich. 
Ein Ersatz der Flächen ist durch die Verknappung auf Grund dieser Maßnah-
men nicht mehr möglich. So dass der Viehbestand reduziert werden muss, was 
den nicht mehr rentabel machen würde. 
Durch die einzelnen Maßnahmen wir unser Betrieb stärker eingeschränkt und 
damit geschwächt im Konkurrenzkampf nicht betroffener Betriebe. 
Einwendung: 
Aktualität der Betroffenheitsanalyse 
Begründung: 
Die erstellte Betroffenheitsanalyse beschreibt eine Betroffenheit in Abhängig-
keit zu einem stark abweichenden Entwurf. Wegfalle von Erschwerniszulage 
und Wertverlust bei Verkauf oder Verpachtung wurden nicht ausreichend 
angepasst. Das bedeutet, dass die Betroffenheit nicht abgeschätzt werden 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Zur Kenntnis genommen. 
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kann.

Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. C-137/14) zulässig. 
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50.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Einwendung zum geplanten Landschaftsschutzgebiet „Fehntjer Tief und Um-
gebung". 
Das geplante Landschaftsschutzgebiet im Bereich Fehntjer Tief und Umge-
bung. Betrifft mich als Hof Nachfolger in dem entsprechenden Bereich beson-
ders hart in den nachfolgenden Punkten werde ich noch genauer auf die ein-
zelnen Paragrafen und deren Auswirkung auf unserem Betrieb eingehen. 
Zunächst einmal erschließt sich mir die Vereinbarkeit des aktuellen Entwurfs 
mit dem Schulzweck des ausgewiesenen FFH Gebiet nicht. In der Ausweisung 
des FFH Gebietes zu damaliger Zeit wurde Habitate benannt unter anderem 
wurde die Prägung des Gebietes mit intensiven Grünland Weiden angegeben. 
Diese beiden nun in extensive Grünland Flächen umwandeln zu wollen stell für 
mich eine Veränderung des FFH Gebiete da. Entgegen des im aktuellen Wurf 
genannten Schutzzweckes einer Vernässung und Umwandlung in Borsten-
graswiesen sollte der Schutz Weg eine Erhaltung der aktuellen Struktur und 
das aktuelle Landschaftsbild lauten. Dieses sollten soweit möglich mit den 
Belangen des Naturschutzes in Einklang gebracht werden. Einzelne Maßnah-
men, die zur Erhaltung der Tier- und Pflanzenwelt in den in den FFH Richtlinie 
genannten Habitaten sollten Vorrang vor Umwandlung großer Gebiete in an-
dere Habitat Form haben. Auflagen wie Verbot von Nabenerneuerung und 
Dünger Einschränkung tragen dazu bei das hier der Erhaltungsgrundsatz miss-
achtet wird und somit In meinen Augen gegen aktuelle FFH Auflagen versto-
ßen wird. 

Auflagen zum Schutz von Natur insbesondere Tier und Pflanzenarten können 
sich meines Erachtens nur auf die Tier- und Pflanzenarten beschränken welche 
in den FFH Richtlinien als schützenswerte Pflanzen Arten in diesem Gebiet 
genannt wurden. Der Schutz anderer Arten welche Habitats fremd oder nicht 
Wert bestimmen sind, würde bedeuten das Eingriffe gegen Landschaft frem-
der Pflanzen nicht mehr möglich werden. So kann eine übermäßige Unter-

Zur Kenntnis genommen.

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 

§ 4 Abs.1 bezieht sich auf die gesetzliche Regelung nach § 26 Abs. 2 BNatSchG. 
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schutzstellung von Pflanzen wie es im Paragraf 4 Absatz 1 genannt ist dazu 
führen, dass sich das Landschaftsbild verändert, falls Pflanzen und Tiere nicht 
mehr bekämpft werden dürfen so kann zum Beispiel die Bekämpfung von 
Gehölzen in dem genannten Gebiet richtig und sinnvoll sein, auch wenn diese 
Pflanzen Arten in anderen Habitaten schützenswert sind. 
Des Weiteren werden Paragraf 4 weitere Maßnahmen verboten, welche in 
meinen Augen in Zukunft noch eine wichtige Rolle für die Landwirtschaft bie-
ten könnten. so ist die generelle Untersagung von zum Beispiel Drohnen Flü-
gen und das generelle Verbot von Bauvorhaben sehr kurzsichtig. Drohnen 
werden in Zukunft in der Landwirtschaft eine große Rolle spielen. Schon jetzt 
werden sie dafür eingesetzt Dünger und Pflanzenschutz exakt auszubringen. 
dieses in dem zu schützen Gebiet zu untersagen widerspricht dem gesunden 
Menschenverstand. hier sollte wesentlich flexibler gearbeitet werden, um 
auch in der Zukunft jede erdenkliche Möglichkeit zu nutzen, um Landwirt-
schaft und Natur in Einklang zu bringen. Der Schaden, der durch wenige über 
Flüge mit landwirtschaftlichen Drohnen Im Jahr entstehen könnte, steht in 
keinem Verhältnis zudem übergroßen nutzen. Ähnlich könnten in Zukunft 
Bauvorhaben Das Gebiet aufwerten und schützen. So könnte es in Zukunft 
Systeme oder Techniken geben, welche Standard werden aber eben einige 
geringe kleine Baumaßnahmen mit sich bringen diese generell zu verbieten 
würde bedeuten, dass man die Landwirtschaft in ihrer Zukunftsentwicklung 
weiter einschränkt ohne ein nennenswertes Nutzen für die Habitate in den 
FFH Gebieten erreichen kann. 

Auch die genannten Betretungsverbote schränken unter anderem den touris-
tischen nutzen der Gebiete sowie die Nutzung durch die eigene Bevölkerung 

Bereits zum jetzigen Zeitpunkt gilt nach § 21b Abs. 1 Nr. 6 der Verordnung zur 
Regelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten (LuftVO) ein Verbot für 
den Betrieb unbemannter Luftfahrtsysteme in FFH-Gebieten. Nach der Unter-
schutzstellung gilt dieses gesetzliche Verbot unabhängig von der Schutzge-
bietskategorie auch für Europäische Vogelschutzgebiete. Von unbemannten 
Luftfahrtsystemen/Flugmodellen/Luftfahrzeuge (z. B. Modellflugzeuge, Dra-
chen, Drohnen) oder bemannten Luftfahrzeugen gehen insbesondere auf die 
Vogelwelt erhebliche Beeinträchtigungen aus. Flugkörper verursachen unab-
hängig von ihrer Form psychischen Stress (z. B. Ducken, verstärkte Rufaktivi-
tät, unruhiges Hin- und Hergehen), der in physischen Stress münden kann (z. 
B. panikartiges Auffliegen, Verlassen des Gebietes). Darüber hinaus werden 
Drohnen mit speziellen Kameras zur Ermittlung von Schäden durch lokal be-
dingte Hagelschauer, Windhosen, Sturmböen etc. in Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft und Naturschutz eingesetzt, um eine aufwändige Begehung der be-
troffenen Schläge zu vermeiden. Nach § 6 Nr. 3 LSG-VO ist der Einsatz von 
unbemannten Luftfahrtsystemen oder unbemannten Luftfahrzeugen zur Wild-
tierrettung, Bestands- und Ertragserfassung durch qualifizierte Anwender 
nach vorheriger schriftlicher oder mündlicher Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde freigestellt. Darüber hinaus kann nach § 4 Abs. 4 der LSG-
VO die zuständige Naturschutzbehörde in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, 
soweit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. 
Darüber hinaus ist ggf. eine Erlaubnis nach der LuftVO bei der Niedersächsi-
schen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLStbV) zu beantragen. 

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
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ein. Die Erfahrung der letzten Jahre zeigt, dass eine solche Auflage nicht not-
wendig ist und die Akzeptanz in der Bevölkerung reduziert. Anstatt hier Betre-
tungsverbote auszusprechen sollten Information Im Vordergrund stehen. An-
statt die Leute aus dem Gebiet auszusperren sollten sie informiert werden, 
wie sie sich in diesem zu verhalten haben, und wie und warum die Landwirt-
schaft und die Bevölkerung dazu beitragen dieses Gebiet zu erhalten und zu 
schützen. 

Eine Einschränkung der landwirtschaftlichen Nutzung wie in Paragraf 4 Absatz 
2 und 3 genannt ist, ist weder sinnvoll noch erfüllt es den Schutzzweck. Ein 
Verbot der Narbenerneuerung wird auf Dauer zu einer Umwandlung der in-
tensiven Grünland Flächen die als Habitat aufgeführt worden sind hinzu ex-
tensiven Grünland Flächen die so in diesem Habitat nicht vorhanden waren 
führen. Was durch immer mehr aufkommen niedrige wertiger Futterpflanzen 
werden die Flächen nach und nach unbrauchbar für die intensiven Betriebe 
dieser Region. dieses wird zu einer Umnutzung führen, die das Habitat verän-
dert und zerstört. zusätzlich gibt es durch das Verbot der Narbenerneuerung 
kein adäquates Mittel gegen invasive Pflanzen, werden in Zukunft Pflanzen 
aus anderen Regionen eingeschleppt Zum Beispiel durch organische Düngung 
oder verunreinigte Maschinen bei der Mat werden diese Auf Dauer das Land-
schaftsbild und das Habitat verändern. Hier sollte das aktuelle Recht gelten in 
welchem ein Umbruch von Dauergrünland genehmigt werden muss, sollte 
dies nicht ausreichend belegt werden können kann diesem widersprochen 
werden, allerdings sollte kein allgemeines Verbot gelten.  

fahrzeugen befahren werden dürfen. Vor allem in der Brut-, Setz- und Auf-
zuchtzeit befinden sich störungsempfindliche Arten, insbesondere wertbe-
stimmende Vogelarten, im Gebiet. Die Einschränkung dient der Realisierung 
des Schutzzweckes, nämlich der Erhaltung und Entwicklung beruhigter, unge-
störter großflächiger Brut-, Rast- und Nahrungshabitate der im Gebiet vor-
kommenden Vogelarten. 
Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 16 verboten. Freigestellt 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, und Sengelsieltief. Ein Verbot besteht nur für Stehpaddel, Kites und Was-
serfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen montiert sind. Die natur-
schutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind der Begründung zur 
LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt Tourismus zu und ermöglicht die 
Wahrnehmung von Natur und Landschaft. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
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Was auch nachsagen wir können nicht wie angegeben nur mit vorgegebenen 
Nachsaatmischung durchgeführt werden. In diesem Gebiet gibt es ver-
schiedenste Boden Typen und Nutzungsarten, dem muss Rechnung getragen 
werden. So kommt es auch bei unseren Flächen vor, das benachbarte Flächen 
einmal sandig und einmal anmoorig sind, hier muss mit entsprechenden Grä-
sern gearbeitet werden. Eine Mischung welche Keine Chance hat sich durch-
zusetzen, weil sie nicht für den Bodentyp geeignet ist oder für die Nutzungsart 
geeignet ist, hat wieder für die Landwirtschaft noch für die Umwelt ein Nut-
zen. Auch hier sollte beachtet werden, dass in Zukunft durch den Klimawandel 
andere Arten zu nutzen sind. Der Klimawandel führt dazu, dass sich sowohl 
Ungräser als auch genutzte Arten verändern werden. Diese Veränderung er-
fordert eine gewisse Flexibilität daher sollten anstatt eines Verbotes im Rah-
men des Masterplans neue Konzepte mit der Landwirtschaft entwickelt wer-
den, um die Flächen auch weiterhin in dem aktuellen Zustand halten zu kön-
nen. 

Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden.

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
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Auch weitere Auflagen wie zum Beispiel Auflagen im Bereich Gewässerrand-
streifen sind nicht zielführend. Aktuell gibt es mit der Düngeverordnung Eine 
Verordnung welche gewässerrandstreifen nach aktuellen wissenschaftlichen 
Erkenntnissen regelt. dieses sollte beachtet und respektiert werden, sollten 
weitere Auflagen aus wissenschaftlicher Sicht nötig werden, werden diese in 
der Düngeverordnung erweitert. Hier Auflagen zu schaffen welche zusätzlich 
zu dem aktuell geltenden recht gelten. würde bedeuten das auch hier aktiv 
wissenschaftlich daran gearbeitet werden müsste die Auflagen aktuell zu hal-
ten. leider Kunden in der Vergangenheit und in der aktuellen Diskussion keine 
wissenschaftlich haltbaren Argumente für einen breiteren gewässerrandstrei-
fen in unserem Gebiet vorgebracht werden. Aktuell wurde mit hohem Auf-
wand der niedersächsische Weg geschaffen. dieser beschäftigt sich genau mit 
diesem Thema. Daran beteiligt waren Umweltverbände, die Landwirtschaft, 
die Wissenschaft und die Politik. Die dort gewonnenen Erkenntnisse rechtfer-
tigen keine Erhöhung der Gewässerrandstreifen über die Maße, welche im 
niedersächsischen Weg genannt werden. Daher sollte auf die komplette The-
matik Gewässerrandstreifen verzichtet werden und auf den niedersächsischen 
Weg verweisen. 

langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
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Was generell ist zum Paragrafen 4 zu nennen, dass nur die gute fachliche Pra-
xis dazu geführt hat das das Habitat Zum Zeitpunkt der Unterschutzstellung 
und auch zum jetzigen Zeitpunkt überhaupt noch erhaltenswert ist, daher 
sollte die gute fachliche Praxis gefördert und erhalten werden, anstatt diese 
durch Auflagen zu unterbinden. 

In Paragraf 5 des vorliegenden Entwurfes wird auf Erlaubnisvorbehalte einge-
gangen. Hierbei gilt generell zu beachten, dass viele Instandsetzung zum Bei-
spiel von Wegen oder von Gewässern, die der landwirtschaftlichen Nutzung 
dienen, witterungsbedingt sind. Hier würde ein langwieriges Erlaubnisverfah-
ren eine Einschränkung der Nutzung bedeuten, da eine schnelle Reaktion auf 
die Witterungsbedingungen nicht mehr möglich ist. 

In Paragraf 9 und Paragraph 11 wie die Wiederherstellung Der Natur und der 
Landschaft bei einzelnen Verstößen oder generell geregelt. Hierbei gilt zu be-
achten das nur der Zustand, der zu Zeitpunkt der Unterschutz vorgelegen hat, 
wiederhergestellt werden kann. Wiederherstellung von Zuständen, die vor der 
Unterschutzstellung existiert haben, verstößt gegen den Erhaltungsgrundsatz.  

So kann nicht gefordert werden es Landwirte ihre Flächen wieder vernässen 
oder stilllegen, wenn dieses zum Zeitpunkt der Unterschutzstellung nicht der 
Fall war. Auch kann eine Wiederherstellung nur dann gefordert werden, wenn 
gegen Auflagen der geltenden Verordnung verstoßen wir. So kann nicht ge-
fordert werden das ein Zustand wiederhergestellt wird welche nicht auf einen 
direkten Verstoß zurückzuführen. Ist wenn zum Beispiel Gewässer trockenfal-
len und dieses auf geringe Niederschläge zurückzuführen ist eine Wiederher-
stellung schlichtweg unmöglich. 

rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar. 

Zur Kenntnis genommen. 

Die Instandhaltung und Instandsetzung ist nach Überarbeitung der Verord-
nung ohne Erlaubnis- und Anzeigevorbehalt möglich. Insoweit wird dem Ein-
wand gefolgt. Der Ausbau unterliegt weiterhin einem Erlaubnisvorbehalt, da 
die Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem Schutzzweck sicherzustellen ist.  

Die Verordnung erfüllt zusammen mit dem noch zu erstellenden Manage-
mentplan oder Pflege- und Entwicklungsplan diese Kriterien. Im Rahmen des 
Managementplanes werden die Erhaltungsziele hinreichend genug konkreti-
siert. Darüber hinaus sind die Erhaltungsziele zu den Lebensraumtypen und 
Arten in den Anlagen der Verordnungen entsprechend beschrieben. 

Das Netz „Natura 2000" besteht aus den Gebieten von gemeinschaftlicher 
Bedeutung (GGB) nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL, vom 21. 
Mai 1992, 92/43/EWG) und den Europäischen Vogelschutzgebieten (VSG) 
nach der Vogelschutzrichtlinie (VSRL, vom 2. April 1979, 79/409/EWG; ersetzt 
durch kodifizierte Fassung vom 30. November 2009, 2009/147/EG). Die Vogel-
schutzgebiete (VSG) gelten unmittelbar nach ihrer Meldung durch die Mit-
gliedstaaten an die EU-Kommission als besondere Schutzgebiete (Special Pro-
tection Areas - SPA) und gehören damit dem europäischen Schutzgebietssys-
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Generell sind viele Punkte dieser Verordnung als Auflagen unnötig. entweder 
gibt es bereits ausreichende Auflagen in der Düngeverordnung, in natur-
schutzauflagen oder im niedersächsischen Weg. Wünschenswert wäre es wei-
tere Auflagen zu reduzieren und in einem maßnahmenplan gemeinsam mit 
Landwirtschaft, den umweltverbänden, Der Bevölkerung und der Politik Lö-
sung zu erarbeiten, um Die Landschaft zu erhalten und die Natur zu fördern, 
ohne einzelne zu überfordern. 

Was neben den allgemeinen Auswirkungen hat der geplante Entwurf konkrete 
Auswirkungen auf unseren Betrieb. Welche ich hier als potenzieller Hof Nach-
folger nochmal genauer darlegen möchte. aktuell wird auf unserem Betrieb 
intensive Milchvieh Haltung betrieben. Unser Betrieb besitzt insgesamt 32 
Hektar Fläche und bewirtschaftet 48 ha. davon sind 21 Hektar Acker und 27 
Hektar Grünland. Für die Futterproduktion wird das Grünland intensiv genutzt 
und nach mehrfacher Mat beweidet. Mit einem Viehbesatz von knapp 1,8 GV 

tem „Natura 2000" an. Die Auswahl der Vogelschutzgebiete erfolgt für die 
besonders bedrohten Vogelarten des Anhangs I der Vogelschutzrichtlinie. 
Nach Artikel 4, Absatz 1 der Richtlinie sind die "zahlen- und flächenmäßig ge-
eignetsten Gebiete" zu Schutzgebieten zu erklären. Nach Artikel 4, Absatz 2 
besteht zudem auch für alle nicht im Anhang I aufgeführten, regelmäßigen 
Zugvogelarten die Verpflichtung hinsichtlich ihrer Vermehrungs-, Mauser- und 
Überwinterungsgebiete sowie der Rastplätze in ihren Wanderungsgebieten 
entsprechende Schutzmaßnahmen zu ergreifen.  
Bereits basierend auf der VSRL vom 2. April 1979 wurde das Fehntjer Tief an 
die EU in den 1980er Jahren gemeldet. In den Karten für avifaunistisch wert-
volle Bereiche in Niedersachsen – Brut-/Gastvögel von 1986-1992 des Nieder-
sächsischen Landesamtes für Ökologie von 1994 ist das Fehntjer Tiefgebiet 
bereits als gemeldetes „Besonderes Schutzgebiet“ dargestellt.  
Die EU-Kommission veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Union Listen 
der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (GGB) nach der FFH-Richtlinie. 
Die Veröffentlichung erfolgt jeweils für sog. biogeografische Regionen. Eine 
Liste wurde erstmals im Dezember 2004 veröffentlicht, in der das Fehntjer Tief 
enthalten ist. 
Darauf aufbauend basiert der Schutzstatus auf dem Schutzzweck, der unter 
Hinzuziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt 
worden ist, und der allgemeinen Verpflichtung zum Erhalt und der Wiederher-
stellung eines günstigen Erhaltungszustandes. Mit der Meldung des Gebietes 
an die EU-Kommission entstand zudem die Verpflichtung geeignete Schutz-
maßnahmen zur Wahrung der ökologischen Merkmale des Gebietes zu ergrei-
fen. 

Zur Kenntnis genommen. 
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pro Hektar sind wir auf alle Flächen angewiesen. Von den 27 Hektar Grünland 
liegen zirka 10 Hektar im neu zu schaffendem Landschaftsschutzgebiet. dies 
hat extreme Auswirkungen auf die Struktur unseres Betriebes. Da die Flächen 
mit Auflagen belegt werden unter anderem dem Verbot von Neuansaaten, 
droht die Fläche auf Dauer keine nutzen für den Betrieb mehr zu bringen. Da 
wertvolle Gräser verdrängt werden und dadurch der Futterwert fällt, werden 
die Flächen für die Futter Gewinnung unbrauchbar. Dies würde bedeuten, 
dass Ersatz für die Flächen gesucht werden muss. Leider ist die Situation in 
den Dörfern schon jetzt so, dass extreme flächenknappheit herrscht. Da den 
Dörfern weitere Flächen entzogen werden wird sich diese Lage nicht verän-
dern. ein Ersatz für diese Flächen wird also schwierig und oder teuer und un-
rentabel. Ohne diese Flächen allerdings muss der Viehbestand reduziert wer-
den. Die Betriebsgröße befindet sich allerdings jetzt schon an der unteren 
Grenze für Vollerwerbsbetriebe eine weitere Reduzierung der Größe und des 
Viehbestandes würde ihn somit als vollerwerbsbetrieb ausschließen. Auch 
eine weitere Nutzung der Flächen ist eingeschränkt. So wird aufgrund der 
neuen Maßnahmen der Markt für extensives Grünland gesättigt. Weder für 
Heu aus extensiven Flächen noch für die Verpachtung jener ist ausreichend 
Bedarf dort. Für mich als Hof Nachfolger bedeutet dies das auf einen Schlag 
ein Drittel meines Grünlandes und ein Drittel meines Eigentums aus der Pro-
duktion genommen werden. Dies kann der Betrieb nicht auffangen. als Konse-
quenz wäre der Betrieb im Vollerwerb unrentabel. Auch eine alternative Nut-
zung ist in meinen Augen nicht möglich, weder ist das Gebiet touristisch nutz-
bar noch werden Einnahme Möglichkeiten wie Heu Gewinnung oder Verpach-
tung möglich gemacht. Dies bedeutet über kurz oder lang, dass ich den Be-
trieb nicht übernehmen kann und diese aufgegeben wird. 
Neben der akuten Gefahr der Hof Aufgabe wird die aktuelle Verordnung be-
reits jetzt ein hohes finanzielles Risiko für die aktuelle Generation auf dem 
Betrieb. Diese Generation ist zum ein auf pachteinnahmen als Rente angewie-
sen, zum anderen steckt ein hohes Maß an Eigenkapital in den Flächen. Beides 
wird durch die aktuelle Verordnung bedroht. So ist es kaum vorstellbar, dass 
die Flächen den gleichen Verkaufspreis erbringen wie vor Ankündigung der 
Auflage. Wurden Flächen vor der Ankündigung mit einem Verkaufspreis von 

Die aufgeführten Regelungen der LSG-VO beeinflussen die Wirtschaftsweise 
der im Schutzgebiet wirtschaftenden Betriebe. Eine natur- und landschaftsver-
trägliche landwirtschaftliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis ge-
mäß § 5 Abs. 2 BNatSchG ist weiterhin möglich und auch notwendig. Die ange-
sprochene Flächenverknappung ist kein Ergebnis einer Schutzgebietsauswei-
sung, sondern von vielen weitergehenden Faktoren abhängig. 

Betroffenheiten durch die geplante Unterschutzstellung wurden in einer durch 
die Landkreise Aurich und Leer beauftragten Betroffenheitsanalyse betrachtet. 
Diese diente der Ermittlung der wesentlichen Grundlagen. Während der Er-
stellung der landwirtschaftlichen Betroffenheitsanalysen haben sich jedoch 
bereits wesentliche Änderungen der geplanten Verordnungsinhalte ergeben, 
unter anderem aufgrund von Gesprächen mit Landwirten. Soweit möglich, 
wurden Problempunkte somit bereits im Erstellungsprozess berücksichtigt und 
die Verordnungsinhalte dementsprechend angepasst. Die Betroffenheitsana-
lysen beziehen sich auf einen überholten Stand der Verordnung und sind so-
mit nicht Gegenstand des formellen Beteiligungsverfahrens zur Ausweisung 
des geplanten Landschaftsschutzgebietes. 
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zirka 20.000€ pro Hektar (Flurbereinigung Bagband) gehandelt bedeutet dies, 
dass für unseren Betrieb eine Eigenkapitalsumme von 200.000€ einem extre-
men Risiko unterliegen ist. Dies wurde weder bei der Betroffenheitsanalyse 
noch bei dem aktuellen Verfahren ausreichend beachtet. Einzelne Familien 
mit einem Eigenkapitalverlust von bis zu 200.000€ zu belegen bedeutet in 
meinen Augen eine Belastung, welche über die Verhältnismäßigkeit hinaus-
geht. Selbst wenn die Flächen in Eigenbesitz bleiben und verpachtet werden 
bedeutet dies, dass ein Drittel des Einkommens der aktuellen Altenteiler ge-
fährdet ist. Fest eingeplante Renten, welche in der Landwirtschaft üblich 
durch Verpachtung erzielt werden, werden hier gekürzt und bedeuten eine 
Einschränkung für die älteren Landwirte. 
Viele der Punkte die unserem Betrieb betreffen hätten vorher Im Rahmen der 
Flurbereinigung durch sinnvolle Flächen tausche Umgang werden können. 
Leider ist dies nicht erfolgt trotz eines noch offenen Flurbereinigungsverfah-
rens wurde diese Möglichkeit nicht genutzt, sondern es wurden Einschränkun-
gen der Betriebe in Kauf genommen. 
Aktuell sehe ich mich und den Betrieb meiner Eltern über den Maßen betrof-
fen und unverhältnismäßig eingeschränkt durch die neue Verordnung. Diese 
sollte angepasst werden so das allen Belangen genügend Beachtung geschenkt 
wie es. Einschränkungen und Verbote sollten gestrichen und Gebote in einem 
sinnvollen Masterplan gemeinsam umgesetzt werden. sollte der aktuelle Ent-
wurf nicht angepasst werden wird in meinen Augen unser Betrieb In dieser 
Form nicht weitergeführt werden können sowohl ich als auch meine Eltern 
werden finanziell so wie in der Ausübung unseres Berufs eingeschränkt und 
dies ohne einen entsprechenden Ausgleich 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 
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51.   
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Futterfläche ist bei uns der begrenzende Faktor. Wir haben in den letzten Jah-
ren erhebliche Mittel investiert, tiergerechte Ställe gebaut, gesetzliche Vorga-
ben i. S. Futter- und Wirtschaftsdüngerlager umgesetzt, Arbeitsplätze geschaf-
fen und sind wegen der gesicherten Hofnachfolge immer noch nicht fertig. 
Aktuell planen wir einen Strohstall für Abkalbungen und brauchen weitere 
Flächen, um unsere Stallkapazitäten auszulasten. Langfristig planen wir eine 
Aufstockung von 240 auf 300 Milchkühe. In dieser Größenordnung lohnt sich 
auch schon der Betrieb einer Biogasanlage zur Verwertung des Wirtschafts-
düngers. 
Mit 30 ha Acker und 128 ha Grünland sind wir nicht sehr üppig mit Futterflä-
che ausgestattet. Wenn davon noch 11,5 ha unter Landschaftsschutz und 59,5 
ha unter Naturschutz fallen, sind das 45 % unseres Grünlands, die uns künftig 
fehlen. Schon die Einschränkungen bei der Neuansaat bzw. Übersaat sind ein 
schwerwiegender Eingriff in unsere alltägliche Wirtschaftspraxis. Da haben wir 
schon erhebliche Zweifel, ob das noch verhältnismäßig ist. Allein die Begrün-
dung, man wolle damit dichte Grasbestände verhindern, steht im völligen 
Gegensatz zu unserem Bestreben, möglichst viel Milch aus dem eigenen 
Grundfutter zu erzeugen. Eine dichte Grasnarbe ist unabdingbare Vorausset-
zung für eine hohe Grundfutterleistung, ohne die ein wirtschaftlicher Erfolg in 
der Milchviehhaltung nicht möglich ist. Im Übrigen auch naturschutzfachlich 
von Vorteil, um ein Austrocknen des Bodens zu verhindern. 

Noch gefährlicher sind für uns die Auflagen im Bereich B des NSG Fehntjer Tief 

Zur Kenntnis genommen.

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

Diese Einwendung betrifft das Hoheitsgebiet des Landkreises Leer und wird 
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Süd. Anlässlich der planfestgestellten Flurneuordnung wurde beim Auswei-
sungsverfahren 1992 dieser Teil weitgehend von den Beschränkungen ausge-
nommen. Deswegen ist eine derartige Verschärfung der Auflagen, mit Verbo-
ten von Düngung, Beweidung, Bodenbearbeitung und Ernte vor dem 1. Juni 
unverhältnismäßig und auch unbegründet. Diese Grundstücke sind bislang in 
ortsüblicher Intensität genutzt worden und brauchen deshalb keinen geson-
derten Schutz, der über das bisherige Niveau hinausgeht. 

Nicht nur in den Schutzgebieten, auch im weiten Umkreis werden die Folgen 
zu unabsehbaren Problemen führen. Beispielsweise auf dem Pachtmarkt, der 
ohnehin schon von einem Nachfrageüberhang geprägt ist. Da mit diesen Auf-
lagen kein geeignetes Futter mehr geworben werden kann, erhöht sich 
zwangsläufig die Nachfrage nach Ersatzflächen außerhalb. Wegen unserer 
überproportionalen Betroffenheit im Schutzgebiet sind wir besonders auf 
Pachtflächen angewiesen. Steigen hier die Kosten, sind wir davon überpropor-
tional benachteiligt. Hier handelt es sich deshalb um eine akut existenzbedro-
hende Gefährdung unseres Unternehmens. 

Wegen der geplanten Pufferzone nach § 3 Absatz 1 Nr. 4 des NSG-
Verordnungsentwurfs wird voraussichtlich das Genehmigungsverfahren für 
weitere Bauarbeiten schwierig und aufwendig. Ein mögliches Ausschlusskrite-
rium wird die in der Begründung zu § 3 Absatz 1 genannte Bedingung, dass die 
Verbote sich nicht nur auf Handlungen im NSG beziehen, sondern auch auf 
solche, die von außen in das Gebiet hineinwirken können. Wegen der nicht 
abschließenden Liste der Verbote fehlt es diesem Verbot an Bestimmtheit und 
Verständlichkeit. Unter diesen Voraussetzungen wird jeder zusätzliche Stall-
platz an einer Umweltverträglichkeitsprüfung scheitern. Diese Auflage muss 
deshalb aus dem Verordnungsentwurf gestrichen werden. 

Entscheidend für den Schutzstatus ist der Zustand des Gebietes zum Zeitpunkt 
der Meldung an die EU. Die landwirtschaftliche Nutzung hat schon damals das 
Gebiet geprägt und ist deshalb nicht weiter einzuschränken. Deswegen müs-
sen alle landwirtschaftlichen Tätigkeiten weiter möglich bleiben, die schon 

durch die geplante Verordnung des Landkreises Aurich nicht berührt.

Die aufgeführten Regelungen der LSG-VO beeinflussen die Wirtschaftsweise 
der im Schutzgebiet wirtschaftenden Betriebe. Eine natur- und landschaftsver-
trägliche landwirtschaftliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis ge-
mäß § 5 Abs. 2 BNatSchG ist weiterhin möglich und auch notwendig. Die ange-
sprochene Flächenverknappung ist kein Ergebnis einer Schutzgebietsauswei-
sung sondern von vielen weitergehenden Faktoren abhängig. 

Die NSG-VO hat keine über das derzeitige Beeinträchtigungsverbot hinausge-
henden Regelungen für Maßnahmen außerhalb des Gebietes getroffen. Ge-
mäß § 33 BNatSchG sind alle Veränderungen und Störungen, die zu einer er-
heblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-Gebietes in seinen für die Er-
haltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteile führen kön-
nen, unzulässig. Innerhalb der 500 m-Zone um das NSG herum, ist es lediglich 
verboten, unbemannte Luftfahrtsysteme/Flugmodelle oder unbemannte oder 
bemannte Luftfahrzeuge zu betreiben. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
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zum Zeitpunkt der Meldung üblich und zulässig waren.

Deswegen fordern wir Sie auf, die Verordnungsentwürfe, sowohl die Land-
schafts- wie auch die Naturschutzgebietsverordnung, entsprechend anzupas-
sen und die Auflagen auf das absolut notwendige Maß zu beschränken, um 
den Ansprüchen der EU-Kommission zu genügen. Weitere Einwendungen be-
halten wir uns ausdrücklich vor. 

welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 

Zur Kenntnis genommen.  
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52.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

 
 
 
 
 
 
 
 

Ich betreibe einen landwirtschaftlichen Betrieb im Haupterwerb. 
Die von mir bewirtschafteten Flächen stellen sich wie folgt dar: 
Acker: 6 ha 
Grünland: 85 ha, davon 27,9 ha im NSG 
Gesamt: 91,5 ha 
Davon Eigentum:  
Davon gepachtet: 27,9 ha im NSG 

Der gehaltene Viehbestand gliedert sich wie folgt auf: 
Milchkühe: 105 
Kälber: 5 
Weibl. Nachzucht: 48 
Mastbullen: 4  
Sonstoge: 8 
Einwendungen: 
Allgemeines: 
Der Verordnungsgeber verkennt, dass die Arbeitshilfe des NLWKN zur Siche-
rung von Natura 2000-Gebieten (2018-02-20_Muster-V0_4_aktuafisied.pdf) 
für Naturschutzgebiete angefertigt wurde und im Rahmen von Landschafts-
schutzgebieten einen unverhältnismäßig hohen Schutzmaßstab statuiert. In 
LSGV0en sind diese stets an den besonderen Schutzzweck anzuknüpfen. Dem 

Die folgenden Einwendungen betreffen das Hoheitsgebiet des Landkreises 
Leer und werden durch die geplante Verordnung des Landkreises Aurich nicht 
berührt. 

Die Arbeitshilfe kann auch für die LSG-VO als Orientierungshilfe/Grundlage 
dienen. Die Regelungen des LSG-VO leiten sich aus dem Schutzzweck, mit re-
pressiven und präventiven Verboten ab. 
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wird es nicht gerecht, wenn die für NSGV0en konzipierten Schutzmaßnahmen 
des Ministeriums „entsprechend" angewandt werden beziehungsweise aus 
der Muster-VO übernommen werden. 
•Sämtliche Regelungen müssen sich am Verschlechterungsverbot messen 
lassen. Der Maßstab für die Beurteilung der Frage, ob eine Gebietsbeeinträch-
tigung vorliegt, verlangt nach einer Ausgangsgröße: Pläne, Projekte und Vor-
haben sind die adressierten Erscheinungsformen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL 
angeordneten Verschlechterungsverbots. Dies dient nach überwiegender An-
sicht der Erhaltung des Zustandes, in dem sich die von dem Schutzgebiet um-
fassten Lebensräume im Zeitpunkt der Eintragung in die Gemeinschaftsliste 
befinden. Gemäß Art. 4 Abs. 5 FFH-RL ist ein Gebiet nämlich erst ab dem Zeit-
punkt geschützt, in dem es in die Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung aufgenommen worden ist. Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken können, von vornhe-
rein vom Verschlechterungsverbot nicht erfasst. Die bereits bei Unterschutzs-
tel)ung des Gebiets bestehenden Vorhaben wirken sich (prägend) auf die zeit-
lich nachfolgend ausgewiesenen Schutzgebiete aus und bestimmen so den 
Erhaltungszustand der Lebensräume und Arten mit (Beier, NVwZ 2016, 575, 
577). Sie sind daher in der Regel bereits im Rahmen des Prozesses der Ge-
bietsausweisung entsprechend berücksichtigt worden (VGH München, Ud. v. 
30.10.2007 —8 A 06.40024; bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 05.12.2008 —9 
B 28/08; VGH München, U. v. 19.02.2014 —8 A 11.40040 u. a.; wiederum be-
stätigt durch BVenvG, Besch). v. 22.06.2015 — 4 B 59/14). Der Maßstab für die 
Beurteilung der Frage, ob eine Beeinträchtigung vorliegt, verlangt zunächst 
nach einer Ausgangsgröße. Fraglich ist nämlich, ob der naturschutzrechtliche 
„Idealzustand" die Ausgangsgröße bildet oder ob bereits ein vorgefundener 
Zustand (Vorbelastung) Ausgangspunkt ist. Man wird von folgendem ausgehen 
müssen: Die Vorhaben, Maßnahmen und Veränderungen sind Erscheinungs-
formen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL angeordneten Verschlechtungsverbots. 
Letzteres dient nach überwiegender Ansicht der Erhaltung des Zustandes, in 
welchem sich die von dem Schutzgebiet umfassten Lebensräume im Zeitpunkt 
der Eintragung in die Gemeinschaftsliste befinden (Gellermann, Natura 2000-
Europäisches Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepub-

Die unionsrechtlichen Vorgaben der FFH-RL und V-RL etablieren lediglich Min-
deststandards, während es den Mitgliedstaaten nicht versagt ist, strengere 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen (Art. 193 AEUV; Art. 14 V-RL). Davon abgese-
hen begrenzt das Verschlechterungsverbot nicht die Regelungsmöglichkeiten 
des Verordnungsgebers. Das Verbot bezieht sich auf Handlungen und Maß-
nahmen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-
Gebietes führen können. Der Verordnungsgeber gehört daher von vornherein 
nicht zu den Adressaten des Verbots; stattdessen hat er aus Gründen des § 32 
Abs. 3 S. 3 BNatSchG durch geeignete Ge- und Verbote sicherzustellen, dass 
der Regelungsvorgabe des Art. 6 Abs. 2 (i.V.m. Art. 7) FFHRL entsprochen wird. 
§ 32 Abs. 3 S. 4 BNatSchG lässt aber keinen Zweifel daran, dass es ihm auch 
gestattet ist, weitergehende Schutzvorschriften zu erlassen. Die Vorstellung, 
dass eine zur Unterschutzstellung von FFH- und/oder Vogelschutzgebieten 
dienende nationale Schutzverordnung lediglich Verschlechterungen des Zu-
standes verhindern dürfte, findet in den einschlägigen Rechtsnormen keinen 
Rückhalt. 

Im Übrigen zur Kenntnis genommen. 
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lik Deutschland, 2. Aufl. 2001, S. 72). Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken, von vornherein vom 
Verschlechterungsverbot nicht erfasst (Gellermann. Natura 2000-Europäisches 
Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesrepublik Deutsch-
land, 2. Aufl. 2001, S. 72). Anders formuliert: Soweit Art. 6 Abs. 2 FFH-RL ne-
ben dem Unterlassen beeinträchtigender Handlung ein aktives Tätigwerden 
des Mitgliedstaats fordert, handelt es sich um eine konservierende, nicht um 
eine optimierende Maßnahme (Erbguth/Schubert, DVBI. 2006, 591, 596). 

In Anbetracht des konservierenden Charakters müssen aber alle Maßnahmen 
der Bewirtschaftung zulässig bleiben, die zum Zeitpunkt der Unterschutzstel-
lung bereits vorgenommen wurden und die nicht dazu geführt haben, die 
Schutzbedürftigkeit und die Schutzwürdigkeit in Frage zu stellen. Es geht da-
rum, einen Zustand zu konservieren, so dass Maßstab für die Einschränkungen 
der Zustand der Ausgangsgröße ist, der zum Zeitpunkt der Unterschutzstellung 
herrschte. Deshalb sind die Einschränkungen auf die Aspekte zu begrenzen, 
die über diesen Rahmen hinausgehen und die zu einem Verstoß gegen das 
Verschlechterungsverbot führen können. Das gefundene Resultat entspricht 
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG 146, 145 ff. — 
BAB Waldkappel, erster Leitsatz). Mit Blick auf den Kammmolch hat das Ge-
richt festgestellt, eine ihn betreffende Schadensvermeidungsmaßnahme sei 
rechtlich zulässig, wenn nach Durchführung der Maßnahme mindestens der 
gleiche (oder bessere) Schutz für die Art erreicht wird. 
•Die Fläche des geplanten Landschaftsschutzgebietes korrespondiert nicht mit 
der Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete (vgl. Über-
sichtskarten/ Anlage 1.2 und 1.3). Die Einbeziehung der nicht als FFH-Gebiet 
ausgewiesenen Flächen kommt jedoch nur dort in Betracht, wo diese im Hin-
blick auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebietes schutzwürdig und schutzbedürf-
tig sind. Beides wurde vom Verordnungsgeber nicht dargelegt. 

Das Verschlechterungsverbot bezieht sich, wie oben dargestellt auf den Zeit-
punkt der Meldung des Gebietes als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung, nicht der hier vorgenommenen Überführung in nationales Recht.  

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Im Hoheitsgebiet des 
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•Der Standdarddatenbogen enthält veraltete Daten. Die Lebensraumtypen 
und die Arten sind weit vor 2017 das letzte Mal kartiert worden die Biotopkar-
tierung des Fehntjer Tief-Niederung für die FFH-Basiserfassung erfolgte im 
Jahr 2002. In der Begründung wird sich auf keine aktuellere Erfassung bezo-
gen. In zeitlicher Hinsicht ist eine solche Überprüfung und Nachkartierung 
jedenfalls dann erforderlich, wenn die nationale Unterschutzstellung mehr als 
sechs Jahre nach Aufstellung der Standarddatenbögen erfolgt. Dies folgt aus 
den Vorgaben der FFH-Richtlinie und der dazu ergangenen Rechtsprechung 
(vgl. Art. 4 Abs. 4 FFH-RL, Art. 9 FFH-RL; VGH Kassel, B. v. 02.01.2009 — 11 B 
368/08.T — juris, Rn. 398). 

Landkreises Aurich wurden ansonsten keine weiteren Flächen als die des Na-
tura-2000 Gebietes verordnet. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume 
in den letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung 
mit den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die 
Meldung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrecht-
lich zwingend. 

In der Begründung des Verordnungsentwurfs wird eine Basiserfassung thema-
tisiert, deren Ergebnisse im Standard-Datenbogen des NLWKN dokumentiert 
sind. Die Erstmeldung des FFH-Gebietes „Fehntjer Tief und Umgebung' erfolg-
te im Dezember 2004, indessen wurde der Meldebogen im Juli 2018 aktuali-
siert. Das Vogelschutzgebiet „Fehntjer Tief' wurde im Dezember 1999 gemel-
det, während das Update im August 2018 erfolgte.“ Daraus folgt, dass die 
Datenlage in Ansehung des vorliegenden Falles hinreichend aktuell ist. 

Die Lebensraumtypen (6230, 6410, 7140, stichprobenartig 3150, 3130) und 
Arten sind im Rahmen der Managementplanung 2019 und 2020 kartiert wor-
den. Borstgrasrasen und Pfeifengraswiesen sind stichprobenartig durch das 
Land Niedersachsen im Rahmen der Berichtspflicht kartiert worden. Seit 2009 
erfolgt im Landkreis Leer ein Monitoring im Rahmen der Umsetzung von Maß-
nahmen zur Entwicklung und Erhaltung der LRT 6230 und 6410. Die Gewässer 
des LRT 3130 werden regelmäßig durch das Land Niedersachsen (Luronium) 
untersucht. Zudem erfolgt eine jährliche Revierkartierung seit 1994 (bis auf 
2015/2016) durch die Naturschutzstation Fehntjer Tief. 

Unabhängig davon findet die These, dass nach Ablauf von sechs Jahren eine 
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Schutzzweck § 3 
Einwendung: 
Der besondere Schutzzweck gemäß § 3 Abs. 2 sollte sich auf folgende Punkte 
beschränken: 
•Die Erhaltung und Entwicklung der weitläufigen, offenen, von Grünland ge-
prägten Landschaft sowie ihrer charakteristischen Arten. 
•Die Erhaltung und Entwicklung der im Gebiet vorkommenden Gewässer als 
Lebensraum für 
zahlreiche Tier- und Pflanzenarten. 
•Die Erhaltung und Entwicklung 
beruhigter, ungestörter großflächiger Brut-. Rast- und Nahrungshabitate der 
im Gebiet vorkommenden Vogelarten. 
Der Schutz, die Pflege und die Entwicklung von Lebensräumen und Habit-
tatstrukturen wild lebender Tier-und Pflanzenarten, soweit sie europäisch 
geschlitzt sind und in signifikantem Umfang im Gebiet vorkommen. 

Neukartierung erfolgen müsste, in Art. 4 Abs. 4 FFH-RL keine Stütze. Die Vor-
schrift, die nur für FFH-Gebiete gilt, verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Unter-
schutzstellung der in die Gemeinschaftsliste aufgenommenen Gebiete inner-
halb einer Frist von sechs Jahren. Die Rechtsfolge, dass nach Ablauf dieser 
Frist nachkartiert werden müsste, lässt sich der Vorschrift nicht entnehmen, 
zumal dies darauf hinausliefe, die Unterschutzverpflichtung zu relativieren. 

Schließlich verfängt der Hinweis auf Rechtsprechung zur Datenaktualität bei 
Eingriffsvorhaben nicht. Eine Übertragung auf Verfahren der Unterschutzstel-
lung verbietet sich schon deshalb, weil § 26 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG keinen 
Zweifel daran lässt, dass ein LSG auch um der „Wiederherstellung der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes“ willen ausgewiesen wer-
den kann. Es ist daher nicht entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter 
im Gebiet noch vorkommen, und daher ist die Aktualität der Daten keine Vo-
raussetzung der Unterschutzstellung. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 
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Einwendung: 
Absatz 4 sollte von einer „Kann" in eine „Soll"-Bestimmung umgewandelt 
werden. 
Begründung: 
Die Umsetzung der Erhaltungsziele insbesondere auf landwirtschaftlichen 
Flächen sowie von Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen soll aufbauend auf 
die nachfolgenden Schutzbestimmungen auch durch Angebote des Vertrags-
naturschutzes unterstützt werden. 

Verbote § 4 Abs. 1 
Einwendung 
Die Betretungs- und Befahrungsrechte sind 
auszuweiten (§ 4 Abs. 1 Nr. 1, 2 LSG-VO-E) 
Einwendung:  
Es muss zumindest ausnahmsweise und im Rahmen einer Bewirtschaftung 
nach § 5 BNatSchG möglich sein, den Pudde-, Hamm-, Kiel-weg in der Zeit vom 
15.03. bis zum 15.07. eines jeden Jahres zu betreten, zu befahren oder auf 
sonstige Art und Weise aufzusuchen (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 LSG-VO-E). 

§ 4 Abs. 1 Nr. 3 LSG-VO ist zu ungenau. Zudem wird vorgeschlagen, auf die 
Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erforderlichen Regelun-
gen zum Schutz wilder Tiere bereits enthält. 
Begründung: Ausweislich der Begründung zum Verordnungsentwurf (S. 5) 
bezweckt die Regelung insbesondere, einer Beunruhigung wild lebender Tiere 
vorzubeugen. Die Regelung lehnt sich an § 39 Abs. 1 BNatSchG an, geht jedoch 
über diesen hinaus. Abgesehen davon, dass § 39 BNatSchG bereits hinrei-
chenden Schutz für wild lebende Tiere und Pflanzen bietet und es einer dar-
über hinausreichenden Regelung nicht bedarf, ist der weiter reichende Teil 
auch zu unbestimmt. Denn es wird für den Normadressaten nicht hinreichend 
deutlich umgrenzbar, ab wann wild lebende Tiere durch Lärm gestört sind. 
Diese unbestimmte Formulierung kann in dieser Form zu uferlosen Beschrän-
kungen führen. Verwiesen sei hier auf die zahlreichen Geräuschquellen, die 

Wenn diese Vorschrift in eine „Soll“-Regelung umgewandelt werden würde, 
hätte die zuständige Naturschutzbehörde keinen Ermessensspielraum bei der 
Entscheidung, ob Vertragsnaturschutz durchgeführt werden muss. Diese jetzt 
geltende Regelung dient der Wahrung der Eigentumsrechte.  

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen.  

Die hier angesprochene Sperrung der Wege erfolgt auf dem Hoheitsgebiet des 
Landkreises Leer und findet sich in der Verordnung des Landkreises Aurich 
nicht wieder.  

Der 4. Senat des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg hat in seinem Urteil vom 
04.03.2020, 4 KN 390/17 u.a. festgestellt, dass diese Regelung mit höherrangi-
gem Recht vereinbar und damit nicht zu unbestimmt ist. 
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der Fremdenverkehr als Teil der Gebietsnutzung im öffentlichen Interesse 
bietet, etwa durch Besucher mit ihren Kindern, Radfahrer auf den zugelasse-
nen Wegen oder auch nur Pilzsucher im Wald (vgl. § 39 Abs. 3 BNatSchG). 
Unklar bleibt ebenso, was „auf andere Weise" bedeutet. Es wird daher vorge-
schlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erfor-
derli-chen Regelungen zum Schutz wilder Tiere bereits enthält. 
Tiere sind hinsichtlich ihrer Lärmempfindlichkeit vielfach sensibler als der 
Mensch, sodass auch insofern die Regelung des § 39 Abs. 1 BNatSchG hinrei-
chend Schutz bietet.  
Einwendung:  
Es muss zulässig sein, Pflanzstruktu-ren zu verändern, wenn diese nicht land-
schaftsprägend sind und keine Beeinträchtigung wertbestimmender Tier- und 
Pflanzenarten zu befürchten ist (§ 4 Abs. 1 Nr. 4 LSG-VO-E). 
Begründung: Auch wenn man etwa eine Beeinträchtigung seltener Tier-und 
Pflanzenarten im Einzelfall annehmen mag, so ist damit noch keine Aussage 
darüber getroffen, ob in Hinblick auf die besondere Bedeutung einer natur- 
und land-schaftsverträglichen Land- und Forstwirtschaft (§ 5 Abs. 1 BNatSchG) 
eine Entnahme jedenfalls im Einzelfall zuzulassen ist. Daher würden auch die-
se Erwägungen jedenfalls den Zustimmungsvorbehalt nicht rechtfertigen. Dies 
gilt umso mehr vor dem Hintergrund, dass das der Zustimmungsvorbehalt 
nach dem Verordnungstext gerade nicht auf wertgebende Lebensraumtypen 
oder besonders geschützte Arten beschränkt ist, sondern unter anderem auf 
alle im Verordnungsgebiet vorzufindenden Hecken, Baumreihen und Feldge-
hölze Anwendung finden soll. 
Selbst wenn der Verordnungsgeber zudem möglicherweise davon ausgeht, 
Pflanzen vor der Beeinträchtigung oder Zerstörung durch Laien schützen zu 
müssen, so könnte dieser an sich nicht zu beanstandende Begründungsansatz 
jedoch nicht verfangen, wo es um Eingriffe der Grundeigentümer und Nut-
zungsberechtigten und ihr fachlich geschultes Personal geht. Denn diese sind 
darüber im Bilde, welche Arten besonders schützenswert sind, so dass die 
Regelung unter diesem Blickwinkel nicht gerechtfertigt ist. 
Das Verbot ist daher zumindest auf diejenigen Pflanzen zu beschränken, bei 
denen der Schutz der vorkommenden LRT oder Arten es erfordert. Zudem ist 

Die Aufnahme des Verbotes in die Verordnung stellt sicher, dass in einem 
dadurch notwendig werdenden Ausnahmeverfahren der Schutzzweck des LSG 
beachtet wird. Dieser würde bei einem Verfahren gem. § 39 BNatSchG keine 
Berücksichtigung finden. Zulässig sind gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 LSG-VO Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung des Gebietes mit vorheriger 
Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde. Eine natur- und land-
schaftsverträgliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis ist gemäß § 7 
Abs. 2 Nr. 11 LSG-VO ebenfalls möglich. 
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auch für diese ein Anspruch der Eigentümer und Nutzungsberechtigten auf 
Ausnahmeerteilung im Einzelfall vorzusehen. 
Es wird daher vorgeschlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 
BNatSchG die erforderli-chen Regelungen zum Schutz von Tier- und Pflan-
zenarten bereits enthält. 
Einwendung:  
Drohnenflüge müssen auch zu land- und forstwirtschaftlichen Zwecken ohne 
vorherige Zustimmung der Landkreise als Naturschutzbehör-de erlaubt sein (§ 
4 Abs. 1 Nr. 6 LSG-VO-E); die Anzeigepflicht bei den Freistellungen (§ 7 Abs. 2 
Nr. 7 LSG-VO) ist nicht praktikabel und zudem ist die Freistellung zu eng ge-
fasst;  

Bereits zum jetzigen Zeitpunkt gilt nach § 21b Abs. 1 Nr. 6 der Verordnung zur 
Regelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten (LuftVO) ein Verbot für 
den Betrieb unbemannter Luftfahrtsysteme in FFH-Gebieten. Nach der Unter-
schutzstellung gilt dieses gesetzliche Verbot unabhängig von der Schutzge-
bietskategorie auch für Europäische Vogelschutzgebiete. Von unbemannten 
Luftfahrtsystemen/Flugmodellen/Luftfahrzeuge (z. B. Modellflugzeuge, Dra-
chen, Drohnen) oder bemannten Luftfahrzeugen gehen insbesondere auf die 
Vogelwelt erhebliche Beeinträchtigungen aus. Flugkörper verursachen unab-
hängig von ihrer Form psychischen Stress (z. B. Ducken, verstärkte Rufaktivi-
tät, unruhiges Hin- und Hergehen), der in physischen Stress münden kann (z. 
B. panikartiges Auffliegen, Verlassen des Gebietes). Darüber hinaus werden 
Drohnen mit speziellen Kameras zur Ermittlung von Schäden durch lokal be-
dingte Hagelschauer, Windhosen, Sturmböen etc. in Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft und Naturschutz eingesetzt, um eine aufwändige Begehung der be-
troffenen Schläge zu vermeiden. Nach § 6 Nr. 3 LSG-VO ist der Einsatz von 
unbemannten Luftfahrtsystemen oder unbemannten Luftfahrzeugen zur Wild-
tierrettung, Bestands- und Ertragserfassung durch qualifizierte Anwender 
nach vorheriger schriftlicher oder mündlicher Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde freigestellt. Darüber hinaus kann nach § 4 Abs. 4 der LSG-
VO die zuständige Naturschutzbehörde in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, 
soweit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. 
Darüber hinaus ist ggf. eine Erlaubnis nach der LuftVO bei der Niedersächsi-
schen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLStbV) zu beantragen. 
Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme. Die Anzeige kann sowohl mündlich als auch schriftlich erfol-
gen und stellt keine unzumutbare Beeinträchtigung dar. 
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Einwendung: Es muss erlaubt sein, land- und forstwirtschaftliche Abfälle ZU 
lagern, aufzuschüt-ten oder einzubringen (§4 Abs. 1 Nr. 9 LSG-VO-E) 
Begründung: 
Es ist nicht nachvollziehbar, inwiefern natürlichenichtgefährliche forstwirt-
schaftliche Materialien wie Pflanzenreste sowie natürliche nicht gefährliche 
Hölzer aus der Landschaftspflege geeignet sind, durch Verwendung als Dünger 
oder in Form des Verbleibs und späteren Unterpflügens tatsächlich geeignet 
sind, Flora und Fauna sowie den Naturhaushalt zu beeinträchtigen. 
Dem Verbot sind daher natürlich abbaubare und durch Landwirtschaft und 
Forstwirtschaft produ-ziertes organisches Material zu entnehmen. 

Einwendung:  
Es muss erlaubt sein, Weihnachtsbaum-, Schmuckreisigkulturen und Kurzum-
triebs-plantagen anzulegen (§ 4 Abs. 1 Nr. 10 LSG-VO-E) 
Begründung: 
Das Verbot ist als Verbot mit Erlaubnisvorbehalt auszugestalten. 

Einwendung:  
Nadelhölzer und andere gebiets-fremde oder invasive Pflanzen einzubringen 
sowie gebietsfremde oder invasive Tiere auszusetzen, sollte zumindest für die 
ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft, möglich bleiben (§ 4 Abs. 1 Nr. 
11 LSG-VO-E). 
Begründung:  
Am stärksten wiegen jedoch die negativen Auswirkungen dieser Regelungen in 
Hinblick auf die unaufhaltsamen Klimaveränderungen. Die Waldumbaube-
schränkungen werden den Schutzzweck in Zukunft in erheblichem Maße nega-

Das Einbringen von Stoffen, insbesondere die Lagerung von land- und forst-
wirtschaftlichen Abfällen oder die illegale Entsorgung von Gartenabfällen auf 
einem begrenzten Raum, führt zur lokalen Anreicherung von Nährstoffen und 
Bodenverdichtung. Es besteht zudem die Gefahr, dass sich ausgehend von 
Gartenabfällen Zier- und Gartenpflanzen im Gebiet verbreiten und etablieren. 
Hierdurch können charakteristische Tier- und Pflanzenarten verdrängt wer-
den.  

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG- VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG-VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
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tiv beeinflussen. Aufgrund der Klimaverschiebung und dem damit verbunde-
nen Eschen- und Buchensterben ist eine gewisse genetische Flexibilität erfor-
derlich. Es ist abzusehen, dass sich diese und andere Laub-bäume nicht mehr 
positiv entwickeln können. Die positive ökologische Entwicklung der Waldflä-
chen in dem Schutzgebiet setzen daher weiterhin eine ökonomische Nutzung 
voraus. Um angemessen auf die Klimaänderungen reagieren zu können, ist es 
zwingend erforderlich, dass in die Verordnung eine Öffnungsklausel aufge-
nommen wird, die eine Beimischung nicht-lebensraumtypischer Baumarten 
zulässt. 

Einwendung:  
Die Befahrung der Gewässer muss unter Würdigung des Verschlechterungs-
verbots möglich sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 17 LSGVO-E). Die Aufweichungen in den 
Freistellungen (§ 7 Abs. 2 Nr. 9 LSGVO-E) sind zu eng gefasst. 
Einwendung:  
Die Errichtung von Anlagen aller Art, gerade wenn hierfür keine Genehmigung 
erforderlich ist, muss erlaubt sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 18 LSGVO-E). Zumindest muss 
diese Regelung im Erlaubnisvorbehalt verankert werden. 
Begründung:  
Das Bauverbot dürfte in dieser Form rechtswidrig sein. Denn ein solches Ver-
bot findet keine Stütze im Gesetz. Weder unionsrechtliche noch nationale 
Vorgaben sehen ein generelles Bauverbot in Schutzgebieten vor. Ein generel-
les Bauverbot in einem Landschaftsschutzgebiet setzt danach voraus, dass 
aufgrund der Eigenart der Landschaft jeder Bau unabhängig von Zweck, Um-
fang und Gestaltung den Gebietscharakter schlechthin verändern oder dem 
besonderen Schutzzweck der Verordnung generell zuwiderläuft (OVG Lüne-
burg, U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01— juris, Rn. 45 f.; Albrecht, in BeckOK 
Umweltrecht Giesberts/Reinhardt, 50. Edition 2019, § 26 BNatSchG Rn. 27). 
Als denkbare Landschaft, in der jeder Bau dem Schutzzweck zuwiderläuft und 
in der deshalb ein absolutes Bauverbot zulässig wäre, nannte das Bundesver-
waltungsgericht — im U. v. 12.07.1956 —1 C 91.54 — juris, Rn. 10 — eine 
„Dünenlandschaft am Meeresstrand". Damit ein Verbot baulicher Anlagen 
aller Art zulässig ist, muss vielmehr feststehen, dass diese gerade „in jedem 

weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Gemäß § 40a BNatSchG sind die zuständigen Behörden verpflichtet Maßnah-
men zu treffen, die eine Einbringung oder Ausbreitung von invasiven Arten zu 
verhindern oder zu minimieren. 

Die Forstwirtschaft ist von der Verordnung nicht betroffen. 

Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 16 verboten. Freigestellt 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, und Sengelsieltief. Ein Verbot besteht nur für Stehpaddel, Kites und Was-
serfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen montiert sind. Die natur-
schutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind der Begründung zur 
LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt Tourismus zu und ermöglicht die 
Wahrnehmung von Natur und Landschaft. 

Mit der Errichtung von Anlagen aller Art können Beeinträchtigungen entste-
hen, die dem Schutzzweck entgegenstehen. So können sensible Rast- und 
Brutplätze, typische Landschaftsteile und Pflanzenarten betroffen sein. Sie 
stellen eine Veränderung des betroffen Landschaftsraumes dar. Sie werden 
visuell als Fremdkörper wahrgenommen und fungieren als Störungspotential. 
Dies gilt gerade auch für Anlagen, für die keine Genehmigung erforderlich ist, 
wie Schilder oder Tafeln. Diese Maßnahmen stellen Projekte dar. 
Gemäß § 7 Abs. 3 der LSG-VO sind Pläne und Projekte, die einer behördlichen 
Entscheidung oder einer Anzeige bedürfen, freigestellt, wenn im Rahmen ei-
ner Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 26 NAGBNatSchG 
bzw. nach § 1a Abs. 4 BauGB in Verbindung mit §§ 34, 36 BNatSchG nachge-
wiesen wird, dass der in § 2 genannte Schutzzweck dieser Verordnung weder 
einzeln noch im Zusammenwirken mit anderen Plänen oder Projekten nachtei-
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Bereich des unter Schutz gestellten Gebiets" den
Gebietscharakter schlechthin verändert (OVG Lüneburg, U. v. 24.08.2001 — 8 
KN 41/01 — juris, Rn. 47; OVG Lüneburg U. v. 04.12.2018 — 4 KN 77/16 — 
juris, Rn. 102). Vor allem bei sehr großen Landschaftsschutzgebieten kann dies 
zweifelhaft sein. Das Oberverwaltungsgericht Lüneburg hat dazu sogar in sei-
nem Leitsatz — im U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01 —juris — erklärt: 
„Ein repressives Verbot, bauliche Anlagen aller Art zu errichten, ist in Land-
schaftsschutzgebieten, die bebaute Grundstücke und Siedlungen umfassen, in 
der Regel unzulässig." 
Das Verbot ist daher zumindest abzuschwächen und mit einem entsprechen-
den Erlaubnisvorbehalt zu versehen. 

Einschränkungen der Landwirtschaft § 4 Abs. 2,3 

Einwendung:  
Die Grünland- und Narbenerneuerung muss zulässig bleiben (§ 4 Abs. 3 Nr. 1 
lit. b NSG-VO-E). 

lig berührt werden oder die in § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG genannten Voraus-
setzungen erfüllt sind. Kommt also eine sogenannte FFH-
Verträglichkeitsprüfung zu dem Ergebnis, dass das geplante Projekt FFH-
verträglich ist, bedarf es keiner weiteren Befreiung oder sonstigen Prüfung 
durch die zuständige Naturschutzbehörde. Diese Prüfung ist, auch ohne Aus-
weisung eines LSG, bereits jetzt erforderlich. 

Es dürfen repressive Verbote ohne Erlaubnisvorbehalt nur dann erlassen wer-
den, wenn von vornherein feststeht, dass die verbotenen Maßnahmen den 
Charakter des unter Schutz gestellten Gebietes schlechthin (d. h. ungeachtet 
ihrer Art, Zweckbestimmung, Gestaltung und Größe sowie ihres Standortes) 
verändern oder dem besonderen Schutzzweck schlechthin zuwiderlaufen. Dies 
ist hier der Fall, da der Gebietscharakter oder die Schutzgüter des Gebietes 
beeinträchtigt werden  
Der „Gebietscharakter“ besteht hierbei aus den Gesamteigenschaften und 
dem Gesamteindruck des LSG, also die natürlichen Eigenarten des gesamten 
Landschaftsensembles. Diesen Gebietscharakter verändern alle Handlungen, 
die negative Auswirkungen auf die Gesamteigenschaften und den Gesamtein-
druck des Gebietes haben und dadurch den Gesamtwert für den Landschafts-
schutz herabmindern. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
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Einwendung:  
Es muss eine Abweichung von der vorgegebenen Saatgutmischung möglich 
sein (§ 4 Abs. 3 Nr. 1, lit. c NSG-VO-E).  
Begründung:  
Die vorgeschlagene Saatmischung für Über- und Nachsaaten entspricht offen-
bar der Vorgabe aus dem Landesumweltministerium anlässlich der Genehmi-
gung von Neuansaaten im Zusammenhang mit den Dürre- und Mäuseschäden 
im Frühjahr 2020. In der Praxis müsste, damit eine solche Mischung überhaupt 
erst in dieser Zusammensetzung auflaufen kann, das Grundstück nach chemi-
scher Beseitigung der Altnarbe, gründlicher Pflugfurche und Saatbettbereitung 
ganz neu angesät werden. Wie sich diese Pflanzengesellschaft dann entwi-
ckelt, hängt insbesondere von der Witterung und von der Nutzungsfrequenz 
ab. Sinn und Zweck einer Nachsaat ist jedoch, gerade solche Umbrüche mit 
ihren negativen Konsequenzen, nämlich (Zer-)Störung des Bodenlebens und 
Gefüge, Nährstoffpufferfunktion, Tragfähigkeit des Bodens, Regenerationsfä-
higkeit der Grasnarbe etc. zu vermeiden. Genau aus diesem Grund wird die 
Nachsaat in Wasserschutzgebieten gefördert, nämlich um den Grünlandum-
bruch zu verhindern. Sie unterschätzen die Konkurrenzfähigkeit der Altnarbe, 
die sich auf mittlere Sicht immer wieder durchsetzt. Die Praxiserfahrungen aus 
dem diesjährig trockenen Frühjahr haben gezeigt, dass auch bei scheinbar 
großflächig vernichteten Grasbeständen die Nachsaat mit der geringstmögli-
chen Bodenbearbeitung die beste Wirkung hatte.  

Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
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Einwendung: 
Das Liegenlassen von Mähgut (§ 4 Abs. 2 Nr. 5 LSG-VO-E) muss möglich sein. 
Begründung: 
Das Liegenlassen von Mähgut ist keine fachliche Praxis, jedoch in Einzelfällen 
auf Feuchtgrünland unvermeidlich,um bei ungünstiger Witterung Bodenschä-
den zu vermeiden. 

Einwendung: 
Die weiteren Einschränkungen der Landwirtschaft in § 4 Abs. 3 LSGVO-E recht-
fertigen sich nicht. 
Begründung: 
Die Regelungen sind zu streichen. Die Thematik der 
Gewässerabstände ist schon ausreichend durch Gesetz (NWG, WHG) geregelt 
und die erneute und erweiterte Regulierung daher überflüssig. Zudem ist 
durch die gesetzlich vorgesehenen Maßnahmen in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 NAGB-
NatSchG der Gelegeschutz sichergestellt. Damit ist ein Verstoß gegen arten-

verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Gemäß § 40 BNatSchG ist regionales Saatgut zu verwenden, um eine Ausbrei-
tung von gebietsfremden Arten zu verhindern. Diese Regelung dient insbe-
sondere dem Schutz der innerartlichen Vielfalt gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG. 

Ziel einer Mahd ist die Gewinnung von Futter, so dass Mähgut von der Fläche 
abgefahren wird. Das Liegenlassen von Mahdgut kann zur Veränderung der 
Pflanzenzusammensetzung einer Fläche führen. Auch bei erschwerten Bedin-
gungen aufgrund ungünstiger Witterungsverhältnisse ist das Mahdgut abzu-
fahren. Bei offensichtlicher Unmöglichkeit, z. B. unvorhergesehener extremer 
Witterungseinflüsse, kann das Mahdgut ausnahmsweise auf den Flächen ver-
bleiben. Eine natur- und landschaftsverträgliche Nutzung sollte diesen Grund-
satz berücksichtigen. Nach der Beweidung überständige Futterreste auszumä-
hen und der Verbleib der Reste auf der Fläche ist gute fachliche Praxis. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
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schutzrechtliche Verbotstatbestände ausgeschlossen. Zudem wird bisher nicht 
dargestellt, warum das Fachrecht, das bei der ordnungsgemäßen Landwirt-
schaft zu beachten ist, im Hinblick auf die naturschutzrechtlichen Belange 
defizitär sein soll. 
Im Einzelnen: 
Absatz 3 regelt insbesondere die Gewässerabstände bei der Düngung, die 
bereits im NWG bestimmt sind. Die fachliche Notwendigkeit von Abständen, 
die über diese gesetzlichen Vorgaben hinaus gehen, haben Sie bislang nicht 
schlüssig dargelegt. Die in der Begründung aufgeführte Auswertung von 
ZHANG et. al. von der University of California aus 2010 ist in diesem Fall nicht 
geeignet, die Wirksamkeit von Gewässerrandstreifen zu belegen. Wörtlich 
heißt es in der Ausarbeitung: „This paper aggregated many of these results 
and performed a meta-analysis to quantify the relationships between pollu-
tant removal efficacy and buffer width, buffer slope, soll type, and vegetation 
type." Die Klima- und Bodenverhältnisse in Kalifornien sind mit denen am 
Fehntjer Tief nicht im entferntesten zu vergleichen. Die Hangneigung zum 
Gewässer ist ebenfalls nicht zu berücksichtigen. Zudem haben wir es hier aus-
schließlich mit Grünland zu tun. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nach 
den jüngsten Änderungen im NAGBNatSchG in Natura 2000-Gebieten auf 
Grünland verboten. Sedimenteinträge sind auf Grünland im Gegensatz zu 
Acker ausgeschlossen. Die Zufuhr von Nährstoffen im Uferbereich dagegen 
steigert das Pflanzenwachstum, die Durchwurzelung des Bodens und damit 
die Retentionsleistung und die Filterfunktion des Gewässerrandstreifens. Die 
Eintragspfade Oberflächenwasserabfluss und Grundwasser wirken unabhängig 
von der Entfernung zum Gewässer. Hier spielen Faktoren wie Bodenart, Kul-
turzustand, Niederschlagsmenge, Hangneigung etc. eine ungleich größere 
Rolle. Direkte Nährstoffeinträge sind also wegen der überwiegend angrenzen-
den intensiven Grünlandbewirtschaftung, des ganzjährigen Graswachstums im 
atlantischen Klima, des ebenen Geländes und der inzwischen mehrfach novel-
lierten Düngeverordnung weitestgehend ausgeschlossen. Abgesehen davon, 
dass eine völlige Unterbindung von Nährstoffeinträgen aus diffusen Quellen 
illusorisch wäre, ist dieser Schutzzweck bereits umfassend in der Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) bzw. auf nationaler Ebene in der Oberflächengewässer-

Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar.  

Die Wirkung von Gewässerrandstreifen für den Stoffrückhalt nimmt nach Lite-
raturauswertungen mit zunehmender Breite zu. Auf die Abb. von Zhang et. al. 
wird in diesem Zusammenhang in der Begründung verwiesen. Text und Abbil-
dung sind der „Allianz für Gewässerschutz: Empfehlungen für die Einrichtung 
von breiten Gewässerrandstreifen, Herausgegeben vom Ministerium für Ener-
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verordnung (OGV) geregelt. Angesichts der letzten Verschärfung dieser Ver-
ordnung aus 2016 ist sichergestellt, dass die aktuell geltenden Grenzwerte den 
Vorsorgegrundsatz mehr als übererfüllt haben. Erfahrungsgemäß wird in die-
sem Zusammenhang die Retentionsleistung von intensivem Grasland noto-
risch unterschätzt. Extensivgrünland hat wegen seiner geringeren Entzüge 
eine wesentlich geringere Nährstoffpufferkapazität. N-min-Untersuchungen in 
den Wasserschutzgebieten in Leer haben ergeben, dass Grünland bei steigen-
den Nutzungsfrequenzen vielfach bessere Werte aufweist als beispielsweise 
Wald. Das ist auch das Ergebnis einer Auswertung des Umweltbundesamtes 
(UBA nach Angaben LAVINDr. Wolter am 24.09.2014). In diesem Zusammen-
hang hat das Grünlandzentrum Niedersachsen-Bremen in einer fachgutachter-
lichen Stellungnahme vom 05.11.2019 die Vorteile von Grünland hinsichtlich 
der Speicherkapazität von Nährstoffen und Kohlenstoff umfassend belegt. 
Demnach ist bei Schnittnutzung unabhängig von der Düngung kein Unter-
schied im Nitrataustrag zwischen der Nullvariante und 480 kg N/ha festzustel-
len (PAASS et al.1991). Da der Eintrag über diffuse Quellen und nicht der di-
rekte Eintrag als Hauptursache für die Gewässergefährdung gilt, stünde die 
Schutzwirkung ungenutzter bzw. extensiv bewirtschafteter Gewässerrand-
streifen in keinem Verhältnis zu ihren Nachteilen für Bewirtschafter und Ei-
gentümer. 
Der wiederholte Hinweis auf die Vollzugshinweise des NLWKN aus 2011 schei-
det zur Begründung ebenfalls aus, weil inzwischen die Düngeverordnung 
zweimal novelliert wurde, jedes Mal mit schärferen Auflagen zum Gewässer-
schutz. Damit nicht genug, hat der niedersächsische Landtag am 10. Novem-
ber 2020 einstimmig einer gesetzlichen Regelung zum Gewässerabstand zuge-
stimmt, die zuvor zwischen Landesregierung, Landwirtschaftskammer, Land-
wirtschaft und Naturschutzverbänden ausgehandelt wurde. Es wäre ein fata-
les Signal, wenn unverbindliche fachliche Hinweise von der Verwaltung höher 
gewichtet würden als ein historisch einmaliger politischer Beschluss auf Lan-
desebene. Umweltminister Olaf Lies und Frau Alexandra Stück, Leiterin des 
Referats 27 Natura 2000, haben anlässlich eines Gesprächs am 9. Juli 2020 mit 
dem Ortsrat Simonswolde ausdrücklich bestätigt, dass es sich bei den Voll-
zugshinweisen des NLWKN um unverbindliche Hilfestellungen handelt. 

giewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume Schleswig-Holstein in 
Allianz mit dem Bauernverband Schleswig-Holstein e. V., Juli 2014“ entnom-
men. Mit der Abbildung von Zhang werden grundsätzliche Prinzipien darge-
stellt. 

§ 25 a NAGBNatSchG regelt die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln inner-
halb von Landschaftsschutzgebieten, soweit sie Natura-2000-Gebiete sind. In § 
25 a Abs. 4 NAGBNatSchG ist dargelegt, dass weitergehende Vorschriften in 
Naturschutzgebiets- und Landschaftsschutzgebietsverordnungen von den 
Regelungen der Absätze 1 bis 3 unberührt bleiben. Dies weist darauf hin, dass 
weitergehende Regelungen möglich sind, wie sie im Rahmen dieser Verord-
nung zur Umsetzung des Schutzzweckes festgelegt werden. 

Im Nitratbericht 2016 wird die Verteilung der Nitratgehalte im Grundwasser in 
Abhängigkeit der Landnutzung dargelegt. Das Grundwasser in als Grünland 
genutzten Bereichen hatte im Vergleich zum Wald einen höheren Anteil der 
Nitratklasse < 1 mg/l. Allerdings lag der Anteil der untersuchten Grünlandbe-
reiche mit einer Nitratklasse oberhalb 10 mg/l bei ca. 50 %, bei Wald lag der 
Anteil bei ca. 34 %. Im Bericht wird auch dargelegt, dass ein Teil des N-
Austrages in das Grundwasser und als Direkt-abfluss in die Oberflächengewäs-
ser erfolgt. Es ist in dem Bericht außerdem dargelegt, dass sich die Nitratbelas-
tung des Grundwassers in Deutschland von 2008/2011 bis 2012/14 praktisch 
nicht verändert hat, obwohl in diesem Zeitraum zahlreiche Maßnahmen zur 
Verminderung der Nitratbelastung durchgeführt worden sind. Aus dem Nit-
ratbericht 2020 geht hervor, dass die Nitratgehalte 2016-2018 im landwirt-
schaftlich beeinflussten Grundwasser nur leicht abgenommen haben, insge-
samt ist die Nitratbelastung jedoch weiterhin als zu hoch einzustufen. 

Die Fortführung der bisherigen Bewirtschaftung ist in Bezug auf die Lebens-
raumtypen, die zum Erhalt eine Bewirtschaftung benötigen, zu sehen. Die 
Kartierungen der Lebensraumtypen 2002 belegen schon einen deutlichen 
Rückgang im Vergleich zur Vegetationskarte von PREISING (1949). Auf den 
damals noch periodisch überschwemmten und nur extensiv nutzbaren Flächen 
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Das Argument, bei den gesetzlichen Vorgaben handele es sich um Regeln, die 
für das ganze Land gelten, geht fehl. Die Rahmenvereinbarung zum „Nieder-
sächsischen Weg" bezieht sich ausdrücklich in erster Linie auf Grünland, Natu-
ra 2000 und gewässerreiche sowie Moorgebiete, ist also passgenau zuge-
schnitten auf diese Gebietskulisse. Zudem ist darzulegen, weshalb die Fortfüh-
rung der 
bisherigen Bewirtschaftung gegen das habitatschutzrechtliche Verschlechte-
rungsverbot verstößt, da schließlich unter dem Einfluss der Bewirtschaftung 
die LRT entstanden sind. 
Im Hinblick auf die Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung 
fehlt bisher der Nachweis, dass die verordnungsgebenden Landkreise die An-
forderungen des Art. 2 Abs. 3 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 
1992 beachtet haben. 

Regelung in §4 Abs. 5 
Einwendung: 
Absatz 5 ist wie folgt umformulieren: 
„Die zuständige Naturschutzbehörde kann einer von den Verboten des § 4 

im Bereich des Fehntjer Tiefs haben diese Lebensraumtypen/Biotope deutlich 
abgenommen. Die Erfassung der Brutvögel im Rahmen der Aufstellung des 
Pflege- und Entwicklungsplanes Flumm/Fehntjer Tief (ALAND 1992) sowie die 
regelmäßigen Revierkartierungen belegen ebenfalls einen deutlichen Rück-
gang. Die Intensität der landwirtschaftlichen Nutzung hat in den letzten Jahr-
zehnten zugenommen. Sie trägt zum Rückgang bei und lässt sich durch die 
Datenlage belegen. Dort wo eine extensive Bewirtschaftung, teilweise schon 
seit den 1970er Jahren, weiterhin sichergestellt worden ist, sind entsprechen-
de Bestände auch heute noch vorhanden.  
In Art. 2 Abs. 3 der FFH-Richtlinie heißt es, dass die getroffenen Maßnahmen 
den Anforderungen von Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur sowie regionalen 
und örtlichen Besonderheiten Rechnung tragen. Der Wirtschaft wird ausrei-
chend Rechnung getragen. In Bezug auf die landwirtschaftlichen Einschrän-
kungen in der LSG-VO sind diese entsprechend den Wertigkeiten des Gebietes 
und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erforderlich. Sie 
wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass trotz dieser 
Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nutzung bleibt.  

Die Vollzugshinweise für Arten und Lebensraumtypen sind Teil der Nieder-
sächsischen Strategie zum Arten- und Biotopschutz. Für Niedersachsen wur-
den die Vogelarten, weitere Tier- und Pflanzenarten sowie Lebensraumty-
pen/Biotope mit besonderem Handlungsbedarf benannt. Für viele dieser Ar-
ten wurden Steckbriefe (Vollzugshinweise) erarbeitet, die neben Angaben zur 
Lebensweise der Arten bzw. zu den Kennzeichen der Lebensraumty-
pen/Biotope auch Vorschläge für Maßnahmen und geeignete Instrumente für 
deren Erhaltung und Entwicklung umfassen. Die für das Gebiet relevanten 
Steckbriefe wurden berücksichtigt. Es ist in der Begründung nicht dargelegt, 
dass es sich um gesetzliche Vorgaben handelt. Weitergehende Regelungen 
über Bewirtschaftungsabstände zu Gewässern in einer Schutzgebietsverord-
nung stehen Regelungen zum „Niedersächsische Weg“ nicht entgegen. 

Als Ergebnis des Gespräches am 08.07.2020 wurde der Begriff „naturschutz-
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Abs. 2 und 3 abweichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, soweit dies 
dem Schutzzweck nicht entgegensteht.    
Begründung: 
Diese Sprachregelung wurde am 08.07.2020 im Gespräch mit den Landkreisen 
in Leer abgestimmt. 

Erlaubnisvorbehalte §5 
Einwendung: 
Die Instandhaltung, Instandsetzung und der Ausbau vorhandener, dem öffent-
lichen Verkehr gewidmeten Straßen und Wege muss ohne Erlaubnisvorbehalt 
und allein mit einem Anzeigevorbehalt möglich sein (Nr. 1). 

Die Veränderung von Gewässern im Zusammenhang mit der ordnungsgemä-
ßen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft muss ohne Erlaubnisvorbehalt mög-
lich bleiben (Nr. 2) 

Ordnungsgemäße fischereiliche Nutzung §6 abs. 1 Nr. 7 
Einwendung:  
Die Einschränkungen der Freistellungen der ordnungsgemäßen Fischerei 
rechtfertigen sich nicht.  
Begründung: 
Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem BNatSchG bedarf es 
bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die über das BiFischG 
hinaus die ordnungsgemäße Fischerei regeln. Vielmehr ist anerkannt, dass die 
Fischerei einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des Naturschutzes leistet. 
So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG anerkannt, dass die Fische-

fachliche Notwendigkeit“ gestrichen. Die Regelung wurde im Verordnungs-
entwurf entsprechend angepasst.  

Die Instandhaltung und Instandsetzung ist nach Überarbeitung der Verord-
nung ohne Erlaubnis- und Anzeigevorbehalt möglich. Insoweit wird dem Ein-
wand gefolgt. Der Ausbau unterliegt weiterhin einem Erlaubnisvorbehalt, da 
die Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem Schutzzweck sicherzustellen ist.  

Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme 

Die Röhrichtbereiche sowie die Wasser- und Uferpflanzenvegetation sind Le-
bensraum vieler Tierarten und sind deshalb bei der zulässigen ordnungsgemä-
ßen fischereilichen Nutzung zu schonen. Zudem sollen keine festen Angelplät-
ze wie beispielweise durch zusätzliche Befestigungen oder Steganlagen einge-
richtet werden. Durch das Niedersächsische Fischereigesetz (NFischG) ist ge-
regelt, dass die Fischerei auf die natürlichen Lebensgemeinschaften im Ge-
wässer und an seinen Ufern, insbesondere auf seltene Pflanzen- und Tierar-
ten, angemessen Rücksicht zu nehmen hat. Durch die Nennung konkreter 
Vorgaben werden die gesetzlich geforderten Fischereipflichten, u. a. der Ver-
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rei als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell invasiver Arten einge-
setzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen Vorgaben zur Fische-
rei, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restriktive Regelung der 
Fischerei rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG bleiben die Re-
geln des Fischereirechts grundsätzlich unberührt. 

Jagd, Jagdschutz - § 6 Abs.1 Nr. 8 
Einwendung: 
Die Einschränkungen der ordnungsgemäßen Jagdausübung rechtfertigen sich 
nicht.  
Begründung: 
Die Vorgaben sind an die Musterverordnung vom 20.02.2018 angelehnt und 
gehen teilweise sogar erheblich darüber hinaus. Diese hat aber keinerlei recht-
liche Grundlage. Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem 
BNatSchG bedarf es bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die 
über das BJagdG hinaus die ordnungsgemäße Jagd regeln. Vielmehr ist aner-
kannt, dass Jagd und Jagdschutz einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des 
Naturschutzes leisten. So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG an-
erkannt, dass die Jagd als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell 
invasiver Arten eingesetzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen 
Vorgaben zur Jagd, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restrikti-
ve Regelung der Jagd rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG blei-
ben die Regeln des Jagdrechts grundsätzlich unberührt. Insoweit ist Festzustel-
len, dass auch der Landkreis in seiner Begründung (S. 15) die sich auf den 
Schutzzweck positiv auswirkende Hegefunktion der Ausübung der Jagd betont. 
Nach dem niedersächsischen Erlass zur Jagd in Schutzgebieten (Gem. RdErl. d. 
ML u. d. MU v. 7. 8. 2012 - 404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2012 
Nr. 29, S. 662), geändert durch Gern. RdErl. d. ML u. d. MU v. 20.11.2017 - 
404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2017 Nr. 46, S. 1549); im Fol-
genden: Jagderlass 2017) in der seit dem 20.11.2017 geltenden Fassung heißt 
es in Punkt 1.5: 
„Allein [...] die Lage im Natura-2000-Gebiet reicht nicht als Grund zur Be-
schränkung der Jagd aus. Vielmehr ist für solche Gebiete zu prüfen, ob der 

ordnung über die Fischerei in Binnengewässern (Binnenfischereiordnung), 
beispielhaft nachgezeichnet. Eine Störung im Vorfeld des Angeltermins ohne 
Angelabsicht hat aufgrund der Präsenz störungsempfindlicher Tierarten zu 
unterbleiben. Maßnahmen, die zu einer naturschutzfachlichen Aufwertung 
des Gebietes beitragen und den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten 
Tierarten Vorteile bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Na-
turschutzbehörde umgesetzt werden.  

Die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd ist nach der LSG-VO, unter Beach-
tung von Vorgaben, freigestellt, sofern sie nicht über die Kernfunktion gemäß 
§ 1 Abs. 4 des Bundesjagdgesetzes hinausgeht. 
Diese Vorgaben ergeben sich nach § 9 Abs. 5 NJagdG i.V.m. dem Erlass „Jagd 
in Schutzgebieten“ vom 03.12.2019 (406-22220-21), wonach die Jagdbehör-
den und Naturschutzbehörden durch Verordnung die Jagdausübung in Schutz-
gebieten gemäß deren Schutzzweck für bestimmte Zeiträume beschränken 
oder teilweise verbieten können. Im Schutzgebiet kann das Jagdausübungs-
recht unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes insoweit 
eingeschränkt werden, als dies zu Verwirklichung des Schutzzweckes erforder-
lich ist. 

Die ordnungsgemäße Jagd im Landschaftsschutzgebiet „Fehntjer Tief und Um-
gebung“ wird in ihrer Kernfunktion nicht eingeschränkt. Bestimmte Maßnah-
men, die den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten Tierarten Vorteile 
bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde 
umgesetzt werden.  
Dies stellt eine Prüfung der Standorte sicher, um besonders schützenswerte 
Biotope oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigun-
gen zu bewahren. 

Es ist weiterhin die Anlage von Wildäckern, Wildäsungsflächen und Futterplät-
zen auf tatsächlich genutzten Ackerflächen gestattet. Dies ergibt sich teilweise 
auch schon aufgrund der notwendigen Bewirtschaftung Die Anlage ist nur auf 
bereits genutzten Ackerflächen gestatten, da die Umwandlung von Grünland 
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Schutzzweck jagdliche Einschränkungen u. a. zu Kirrungen, Wildäckern und 
zum Schutz besonders störanfälliger Tierarten erfordert." 
Dass eine solche einzelfallbezogene Prüfung hier erfolgte, geht aus der LNSG-
VO E sowie ihrer Begründung nicht hervor. Eine solche hätte angesichts der 
Gegebenheiten vor Ort eine Nicht-Erforderlichkeit jedweder Jagdbeschrän-
kungen ergeben. Eine Erforderlichkeit ist jedoch Voraussetzung zur Beschrän-
kung der Jagd durch Vorgaben einer Schutzgebietsverordnung. Dazu heißt es 
im Jagderlass 2017 in Punkt 1.4 ausdrücklich: „Jagdrecht und Jagdausübungs-
recht genießen den verfassungsrechtlichen Schutz des Eigentums. Beschrän-
kungen sind nur zulässig, soweit sie geeignet und erforderlich sind, den 
Schutzzweck zu erreichen. Nach dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist das 
öffentliche Interesse am Schutzzweck abzuwägen sowohl mit dem Jagdrecht 
und dem Jagdausübungsrecht als auch mit den Zielen des Bundesjagdgeset-
zes, nämlich einer grundsätzlich flächendeckenden Jagdausübung, einer nach-
haltigen Nutzung, der Erhaltung eines artenreichen, gesunden Wildbestandes 
sowie der Wildschadensverhütung." 

Anordnungsbefugnis §9 
Einwendung: 
Die Wiederherstellung des bisherigen Zustands kann nur angeordnet werden, 
wenn gegen die Verbote des § 3 verstoßen oder keine Erlaubnis nach § 4 ein-
geholt und Natur oder Landschaft rechtswidrig zerstört, beschädigt oder ver-
ändert worden sind. Das alleinige Einwirken auf die Natur kann dafür nicht 
ausreichen. 

in Acker oder andere Nutzungsformen mit dem Schutzzweck der Verordnung 
nicht vereinbar ist. Die Erhaltung von Grünlandflächen dient der Entwicklung 
und der Erhaltung einer extensiv geprägten und artenreichen Grünlandvegeta-
tion, welches essentielle Grundlage für Brut-, Rast und Nahrungshabitate der 
vorkommenden Tierarten ist. Die Neuanlage von Futterplätzen außerhalb von 
Ackerflächen bedarf einer Anzeige, um besonders schützenswerte Biotope 
oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigungen zu 
bewahren. Durch Futterplätze können Störungen sensibler Arten und Vegeta-
tionsveränderungen nicht ausgeschlossen werden. An dieser Stelle wird auf § 
8 LSG-VO hingewiesen 

Als besonders sensibel sind das Landschaftsbild und die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes hinsichtlich der Anlage von Hegebüschen einzustufen. Da 
auch kleinflächige Gehölzbestände Habitate für verschiedene Prädatoren bie-
ten, ist damit auch eine Beeinträchtigung der Funktion des Raumes als Brut-
gebiet für bodenbrütende Vogelarten verbunden. 

Im Rahmen des Verfahrens zur Erstellung des Verordnungsentwurfes hat hin-
sichtlich der jagdlichen Beschränkungen eine einzelfallbezogene Prüfung unter 
Anhörung der unteren Jagdbehörden stattgefunden. Die Prüfung erfolgte an-
hand des Schutzzwecks i.S.d. 1.3 des Erlasses „Jagd in Schutzgebieten“ vom 
03.12.2019 (406-22220-21).  
Die Erforderlichkeit wurde jedoch nicht ausreichend in der Begründung darge-
legt, daher wird die Begründung entsprechend ergänzt. 

Diese Regelung richtet sich wortgleich nach § 2 Abs. 2 NAGBNatSchG.  
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Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen §10 Abs.1 
Einwendung: 
Diese generalklauselartige Formulierung nimmt die gern. § 32 Abs. 5 
BNatSchG erst im Managementplan zu treffenden Maßnahmen vorweg und 
wirkt faktisch als „Ermächtigungsgesetz", das Eigentümer und Nutzer zur vo-
rauseilenden Duldung von künftig 
zu treffenden Ideen und Vorschlägen zwingt, deren Auswirkungen noch gar 
nicht abzusehen sind. Hier ist stattdessen auf den Managementplan zu ver-
weisen und falls nötig, das Procedere im Einzelnen zu beschreiben (Nr. 1).  

Gelege- und Kükenschutz ist inzwischen umfassend in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 
NAGBNatSchG geregelt (Nr. 2). 

Umsetzung von Erhaltungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen - § 11 Abs. 
2 
Einwendung: 
Hinsichtlich der Wiederherstellung geben wir zu bedenken, dass zunächst die 
Angaben in den Standarddatenbögen das Maß aller Dinge sind. Es kann dabei 
nicht darum gehen, prähistorische Zustände wiederherzustellen, wie es bei-
spielweise derzeit seitens des NLWKN mit auen- und ästuartypischen Lebens-
räumen an der Ems versucht wird. Auch hier gilt es, zunächst aufbauend auf 
prioritären Arten und bewährten Konzepten wie dem Gelegeschutz Maßnah-
men zu entwickeln, die dort ansetzen, wo tatsächtich Arten und LRT vorhan-
den sind. 

Weitere Einwendungen: 

Diese Regelungen sind vor dem Hintergrund des Mahnschreibens der EU, der 
Klage der europäischen Kommission vor dem EuGH gegen die Bundesrepublik 
Deutschland und der daraus hervorgehenden fehlenden Verbindlichkeit der 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Erhaltungsziele unerlässlich. Des Weiteren 
wird auf § 15 NAGBNatSchG hingewiesen. Die Maßnahmen beschränken sich 
auf diejenige, die die Nutzung des Grundstücks nicht unzumutbar beeinträch-
tigen.  

Die Durchführung des Küken- und Gelegeschutzes ist nicht im NAGBNatSchG 
geregelt. Es findet sich lediglich eine Entschädigungsregelung für den Fall, 
wenn die zuständige Naturschutzbehörde eine Anordnung trifft, dass die be-
treffenden Flächen, auch außerhalb eines Naturschutzgebietes, zum Schutz 
der Gelege erst später befahren werden dürfen. 

§ 26 BNatSchG lässt keinen Zweifel daran, dass das LSG zur Erhaltung, Ent-
wicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushaltes, einschließlich des Schutzes von Lebensstätten und Lebens-
räumen bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten ausgewiesen ist. 
Die Angaben des Standarddatenbogens sind daher, genauso wie Vorgaben des 
Landes aus dem Netzzusammenhang zu berücksichtigen. Es ist dabei nicht 
entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter im Gebiet noch vorkommen. 
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Gezwungene Entlassungen
Begründung: 
Aufgrund des erzwungenen Niedergangs unseres landwirtschaftlichen Betrieb 
mussten wir Personal entlassen! 
Einwendung: 
Verlust von essentielle Lebensmitteln 
Begründung: 
Aufgrund des erzwungenen Niedergangs unseres landwirtschaftlichen betrieb 
werden weniger essentielle lebensmittel hergestellt und das bei einem bereits 
stark wachsenden Landesund Weltbevölkerung! 

Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 1510.2015 — 
Rs. C-137/14) zulässig. 

Zur Kenntnis genommen.
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53.  
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich bin Eigentümer von Grundstücken im Gebiet des LSGs in der Gemeinde 
Großefehn, konkret: 

 
 

 
 

Ich betreibe einen landwirtschaftlichen Betrieb im Nebenerwerb. 
Die von mir bewirtschafteten Flächen stellen sich wie folgt dar: 
Acker: 16 ha 
Grünland: 33 ha, davon 7,7793 im NSG 
Gesamt: 49 ha 
Davon Eigentum: 3 ha 
Davon gepachtet: 46 ha 
Der gehaltene Viehbestand gliedert sich wie folgt auf: 
Weibl. Nachzucht: 110 (Pensionsvieh) 

Einwendungen: 
Allgemeines 
Der Verordnungsgeber verkennt, dass die Arbeitshilfe des NLWKN zur Siche-
rung von Natura 
2000-Gebieten (2018-02-20_Muster-V0_4_aktualisiert.pdf) für Naturschutz-
gebiete angefertigt wurde und im Rahmen von Landschaftsschutzgebieten 
einen unverhältnismäßig . hohen Schutzmaßstab statuiert. In LSGV0en sind 
diese stets an den besonderen Schutzzweck anzuknüpfen. Dem wird es nicht 
gerecht, wenn die für NSGV0en konzipierten Schutzmaßnahmen des Ministe-
riums „entsprechend" angewandt werden beziehungsweise aus der Muster-
VO übernommen werden. 

•Sämtliche Regelungen müssen sich am Verschlechterungsverbot messen 
lassen. Der Maßstab für die Beurteilung der Frage, ob eine Gebietsbeeinträch-

Dieses Flurstücke liegen außerhalb der geplanten Schutzgebietskulisse. 

Die Arbeitshilfe kann auch für die LSG-VO als Orientierungshilfe/Grundlage 
dienen. Die Regelungen des LSG-VO leiten sich aus dem Schutzzweck, mit re-
pressiven und präventiven Verboten ab. 

Die unionsrechtlichen Vorgaben der FFH-RL und V-RL etablieren lediglich Min-
deststandards, während es den Mitgliedstaaten nicht versagt ist, strengere 
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tigung vorliegt, verlangt nach einer Ausgangsgröße: Pläne, Projekte und Vor-
haben sind die adressierten Erscheinungsformen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL 
angeordneten Verschlechterungsverbots. Dies dient nach überwiegender An-
sicht der Erhaltung des Zustandes, in dem sich die von dem Schutzgebiet um-
fassten Lebensräume im Zeitpunkt der Eintragung in die Gemeinschaftsliste 
befinden. Gemäß Art. 4 Abs. 5 FFH-RL ist ein Gebiet nämlich eist ab dem Zeit-
punkt geschützt, in dem es in die Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher 
BecPutung aufgenommen worden ist. Deshalb werden etwaige Vorbelastun-
gen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken können, von vornhe-
rein vom Verschlechterungsverbit nicht erfasst. Die bereits bei Unterschutz-
stellung des Gebiets bestehenden Vorhaben wirker sich (prägend) auf die zeit-
lich nachfolgend ausgewiesenen Schutzgebiete aus und bestimmen so den 
Erhaltungszustand der Lebensräume und Arten mit (Beier, NVwZ 2016, 575, 
577). Sie sind daher in der Regel bereits im Rahmen des Prozesses der Ge-
bietsausweisung entsprechend berücksichtigt worden (VGH München, Urt. v. 
30.10.2007 — 8 A 06.40024; bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 05.12.2008 — 
9 B 28/08; VGH München, U. v. 19.02.2014 — 8 A 11.40040 u. a.; wiederum 
bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 22.06.2015 — 4 B 59/14). Der Maßstab für 
die Beurteilung der Frage, ob. eine Beeinträchtigung vorliegt, verlangt zu-
nächst nach eincr Ausgangsgröße. Fraglich ist nämlich, ob der naturschutz-
rechtliche „Idealzustand" die Ausgangsgröße bildet oder ob bereits ein vorge-
fundener Zustand (Vorbelastung) Ausgangspunkt ist. Man wird Von folgendem 
ausgehen müssen: Die Vorhaben, Maßnahmen und Veränderungen sind Er-
scheinungsformen des in Art. 6 Abs. 2 FFH-RL angeordneten Verschlechtungs-
verbots. Letzteres dient nach überwiegender Ansicht der Erhaltung des Zu-
standes, in welchem sich die von dem Schutzgebiet umfassten Lebensräume 
im Zeitpunkt der Eintragung in die Gemeinschaftsliste befinden (Gellermann, 
Natura 2000-Europäisches Habitatschourecht in seiner Durchführung in der 
Bundesrepublik Deutschland, 2. Aufl. 2001, S. 72). Deshalb werden etwaige 
Vorbelastungen, die sich ungünstig auf die Lebensräume auswirken, von vorn-
herein vom Verschlechterungsverbot nicht erfasst (Gellermann, Natura 2000-
Europäisches Habitatschutzrecht in seiner Durchführung in der Bundesre-
pub;ik Deutschland, 2. Aufl. 2001, S. 72). Anders formuliert: Soweit Art. 6 Abs. 

Schutzmaßnahmen zu ergreifen (Art. 193 AEUV; Art. 14 V-RL). Davon abgese-
hen begrenzt das Verschlechterungsverbot nicht die Regelungsmöglichkeiten 
des Verordnungsgebers. Das Verbot bezieht sich auf Handlungen und Maß-
nahmen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-
Gebietes führen können. Der Verordnungsgeber gehört daher von vornherein 
nicht zu den Adressaten des Verbots; stattdessen hat er aus Gründen des § 32 
Abs. 3 S. 3 BNatSchG durch geeignete Ge- und Verbote sicherzustellen, dass 
der Regelungsvorgabe des Art. 6 Abs. 2 (i.V.m. Art. 7) FFHRL entsprochen wird. 
§ 32 Abs. 3 S. 4 BNatSchG lässt aber keinen Zweifel daran, dass es ihm auch 
gestattet ist, weitergehende Schutzvorschriften zu erlassen. Die Vorstellung, 
dass eine zur Unterschutzstellung von FFH- und/oder Vogelschutzgebieten 
dienende nationale Schutzverordnung lediglich Verschlechterungen des Zu-
standes verhindern dürfte, findet in den einschlägigen Rechtsnormen keinen 
Rückhalt. 

Im Übrigen zur Kenntnis genommen. 
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2 FFH-RL neben dem Unterlassen beeinträchtigender Handlung ein aktives 
Tätigwerden des Miti!iedstaats fordert, handelt es sich um eine konservieren-
de, nicht um eine optimierende Maßnahme (Erbguth/Schubert, DVB1. 2006, 
591, 596).  

In. Anbetracht .des konservierenden Charakters müssen aber alle Maßnahmen 
der Bewirtschaftung zulässig bleiben, die zum Zeitpunkt der Unterschutzstel-
lung bereits vorgenommen wurden und die nicht dazu geführt haben, die 
Schutzbedürftigkeit und die Schutzwürdigkeit in Frage zu stellen. Es geht da-
rum, eine Zustand zu konservieren, so dass Maßstab für die Einschränkungen 
der Zustand der Ausgangsgröße ist, der zum Zeitpunkt der Unterschutzstellung 
herrschte. Deshalb sind die Einschi-änkungen auf die Aspekte zu begrenzen, 
die über diesen Rahmen hinausgehen und die einem Verstoß gegen das Ver-
schlechterungsverbot führen können. Das gefundene Resultat entspricht der 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG 146. 145 ff. — BAB 
Waldkappel, erster Leitsatz). Mit Blick auf den Kammmolch hat das Gericht 
festgestellt, eine ihn betreffende Schadensvermeidungsmaßnahme sei recht-
lich zulässig, wenn nach Durchführung der Maßnahme mindestens der gleiche 
(oder bessere) Schutz für die Art erreicht wird. 

•Die Fläche des geplanten Landschaftsschutzgebietes korrespoindiert nicht 
mit der Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete (vgl. 
Übzer3ichtskarten/ Anlage 1.2 und 1.3). Die Einbeziehung der nicht als FFH-
Gebiet ausgewiesenn Flächen kommt jedoch nur dort in Betracht, wo diese im 
Hinblick auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebietes schutzwürdig und schutzbe-
dürftig sind. Beides wurde vom Verordnungsgeber nicht dargelegt. 

Das Verschlechterungsverbot bezieht sich, wie oben dargestellt auf den Zeit-
punkt der Meldung des Gebietes als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung, nicht der hier vorgenommenen Überführung in nationales Recht.  

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Im Hoheitsgebiet des 
Landkreises Aurich wurden ansonsten keine weiteren Flächen als die des Na-
tura-2000 Gebietes verordnet. 
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•Der Standdarddatenbogen enthält veraltete Daten. Die Lebensraumtypen 
und die Arten sind weit vor 2017 das letzte Mal kartiert worden — die Biotop-
kartierung des Fehntjer Tief-Niederung für die FFH-Basiserfassung erfolgte im 
Jahr 2002. In der Begründung wird sich auf keine aktuellere Erfassung bezo-
gen. In zeitlicher Hinsicht ist eine solche Überprüfung und Nachkartierung 
jedenfalls dann erforderlich, wenn die nationale Unterschutzstellung mehr als 
sechs Jahre nach Aufstellung der Standarddatenbögen erfolgt. Dies folgt aus 
den Vorgaben der FFH-Richtlinie und der dazu ergangenen Rechtsprechung 
(vgl. Art. 4 Abs. 4 FFH-RL, Art. 9 FFH-RL; VGH Kassel, B. v. 02.01.2009 — 11 B 
368/08.T — juri 3, Rn. 398). 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume 
in den letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung 
mit den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die 
Meldung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrecht-
lich zwingend. 

In der Begründung des Verordnungsentwurfs wird eine Basiserfassung thema-
tisiert, deren Ergebnisse im Standard-Datenbogen des NLWKN dokumentiert 
sind. Die Erstmeldung des FFH-Gebietes „Fehntjer Tief und Umgebung' erfolg-
te im Dezember 2004, indessen wurde der Meldebogen im Juli 2018 aktuali-
siert. Das Vogelschutzgebiet „Fehntjer Tief' wurde im Dezember 1999 gemel-
det, während das Update im August 2018 erfolgte.“ Daraus folgt, dass die 
Datenlage in Ansehung des vorliegenden Falles hinreichend aktuell ist. 

Die Lebensraumtypen (6230, 6410, 7140, stichprobenartig 3150, 3130) und 
Arten sind im Rahmen der Managementplanung 2019 und 2020 kartiert wor-
den. Borstgrasrasen und Pfeifengraswiesen sind stichprobenartig durch das 
Land Niedersachsen im Rahmen der Berichtspflicht kartiert worden. Seit 2009 
erfolgt im Landkreis Leer ein Monitoring im Rahmen der Umsetzung von Maß-
nahmen zur Entwicklung und Erhaltung der LRT 6230 und 6410. Die Gewässer 
des LRT 3130 werden regelmäßig durch das Land Niedersachsen (Luronium) 
untersucht. Zudem erfolgt eine jährliche Revierkartierung seit 1994 (bis auf 
2015/2016) durch die Naturschutzstation Fehntjer Tief. 

Unabhängig davon findet die These, dass nach Ablauf von sechs Jahren eine 
Neukartierung erfolgen müsste, in Art. 4 Abs. 4 FFH-RL keine Stütze. Die Vor-
schrift, die nur für FFH-Gebiete gilt, verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Unter-
schutzstellung der in die Gemeinschaftsliste aufgenommenen Gebiete inner-
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Schutzzweck § 3 
Einwendung: 
Der besondere Schutzzweck gemäß § 3 Abs. 2 sollte sich auf folgende Punkte 
beschränken: 
•Die Erhaltung und Entwicklung der weitläufigen, offenen, • von Grünland 
geprägten Landschaft sowie ihrer charakteristischen Arten. 
•Die Erhaltung und Entwicklung der im Gebiet vorkommenden Gewässer als 
Lebensraum für zahlreiche Tier- und Pflanzenarten. 
•Die Erhaltung und Entwicklung beruhigter, ungestörter großflächiger Brut-, 
Rast- und Nahrungshabitate der im Gebiet vorkommenden Vogelarten. 
Der Schutz, die Pflege und die Entwicklung von Lebensräumen und Habit-
tatstrukturen wild lebender Tier-und Pflanzenarten, soweit sie ieuropäisch 
geschützt sind und in signifikantem Umfang im Gebiet vorkommen. 

Verbote § 4 Abs. 1 
Einwendung 
Die Betretungs- und Befahrungsrechte sind 
auszuweiten (§ 4 Abs. 1 Nr. 1, 2 LSG-VO-E) 

halb einer Frist von sechs Jahren. Die Rechtsfolge, dass nach Ablauf dieser 
Frist nachkartiert werden müsste, lässt sich der Vorschrift nicht entnehmen, 
zumal dies darauf hinausliefe, die Unterschutzverpflichtung zu relativieren. 

Schließlich verfängt der Hinweis auf Rechtsprechung zur Datenaktualität bei 
Eingriffsvorhaben nicht. Eine Übertragung auf Verfahren der Unterschutzstel-
lung verbietet sich schon deshalb, weil § 26 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG keinen 
Zweifel daran lässt, dass ein LSG auch um der „Wiederherstellung der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes“ willen ausgewiesen wer-
den kann. Es ist daher nicht entscheidend, ob die maßgeblichen Schutzgüter 
im Gebiet noch vorkommen, und daher ist die Aktualität der Daten keine Vo-
raussetzung der Unterschutzstellung. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen.  
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Einwendung:  
Es muss zumindest ausnahmsweise und im Rahmen einer Bewirtschaftung 
nach § 5 BNatSchG möglich sein, den Pudde-, Hamm-, Kiel-weg in der Zeit vom 
15.03. bis zum 15.07. eines jeden Jahres zu betreten, zu befahren oder auf 
sonstige Art und Weise aufzusuchen (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 LSG-VO-E). 

§ 4 Abs. 1 Nr. 3 LSG-VO ist zu ungenau. Zudem wird vorgeschlagen, auf die 
Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erforderlichen Regelun-
gen zum Schutz wilder Tiere bereits enthält. 
Begründung: Ausweislich der Begründung zum Verordnungsentwurf (S. 5) 
bezweckt die Regelung insbesondere, einer Beunruhigung wild lebender Tiere 
vorzubeugen. Die Regelung lehnt sich an § 39 Abs. 1 BNatSchG an, geht jedoch 
über diesen hinaus. Abgesehen davon, dass § 39 BNatSchG bereits hinrei-
chenden Schutz für wild lebende Tiere und Pflanzen bietet und es einer dar-
über hinausreichenden Regelung nicht bedarf, ist der weiter reichende Teil 
auch zu unbestimmt. Denn es wird für den Normadressaten nicht hinreichend 
deutlich umgrenzbar, ab wann wild lebende Tiere durch Lärm gestört sind. 
Diese unbestimmte Formulierung kann in dieser Form zu uferlosen Beschrän-
kungen führen. Verwiesen sei hier auf die zahlreichen Geräuschquellen, die 
der Fremdenverkehr als Teil der Gebietsnutzung im öffentlichen Interesse 
bietet, etwa durch Besucher mit ihren Kindern, Radfahrer auf den zugelasse-
nen Wegen oder auch nur Pilzsucher im Wald (vgl. § 39 Abs. 3 BNatSchG). 
Unklar bleibt ebenso, was „auf andere Weise" bedeutet. Es wird daher vorge-
schlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 BNatSchG die erfor-
derli-chen Regelungen zum Schutz wilder Tiere bereits enthält. 
Tiere sind hinsichtlich ihrer Lärmempfindlichkeit vielfach sensibler als der 
Mensch, sodass auch insofern die Regelung des § 39 Abs. 1 BNatSchG hinrei-
chend Schutz bietet.  

Einwendung:  
Es muss zulässig sein, Pflanzstruktu-ren zu verändern, wenn diese nicht land-
schaftsprägend sind und keine Beeinträchtigung wertbestimmender Tier- und 

Die hier angesprochene Sperrung der Wege erfolgt auf dem Hoheitsgebiet des 
Landkreises Leer und findet sich in der Verordnung des Landkreises Aurich 
nicht wieder.  

Der 4. Senat des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg hat in seinem Urteil vom 
04.03.2020, 4 KN 390/17 u.a. festgestellt, dass diese Regelung mit höherrangi-
gem Recht vereinbar und damit nicht zu unbestimmt ist. 

Die Aufnahme des Verbotes in die Verordnung stellt sicher, dass in einem 
dadurch notwendig werdenden Ausnahmeverfahren der Schutzzweck des LSG 
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Pflanzenarten zu befürchten ist (§ 4 Abs. 1 Nr. 4 LSG-VO-E).
Begründung:  
Auch wenn man etwa eine Beeinträchtigung seltener Tier-und Pflanzenarten 
im Einzelfall annehmen mag, so ist damit noch keine Aussage darüber getrof-
fen, ob in Hinblick auf die besondere Bedeutung einer natur- und land-
schaftsverträglichen Land- und Forstwirtschaft (§ 5 Abs. 1 BNatSchG) eine 
Entnahme jedenfalls im Einzelfall zuzulassen ist. Daher würden auch diese 
Erwägungen jedenfalls den Zustimmungsvorbehalt nicht rechtfertigen. Dies 
gilt umso mehr vor dem Hintergrund, dass das der Zustimmungsvorbehalt 
nach dem Verordnungstext gerade nicht auf wertgebende Lebensraumtypen 
oder besonders geschützte Arten beschränkt ist, sondern unter anderem auf 
alle im Verordnungsgebiet vorzufindenden Hecken, Baumreihen und Feldge-
hölze Anwendung finden soll. 
Selbst wenn der Verordnungsgeber zudem möglicherweise davon ausgeht, 
Pflanzen vor der Beeinträchtigung oder Zerstörung durch Laien schützen zu 
müssen, so könnte dieser an sich nicht zu beanstandende Begründungsansatz 
jedoch nicht verfangen, wo es um Eingriffe der Grundeigentümer und Nut-
zungsberechtigten und ihr fachlich geschultes Personal geht. Denn diese sind 
darüber im Bilde, welche Arten besonders schützenswert sind, so dass die 
Regelung unter diesem Blickwinkel nicht gerechtfertigt ist. 
Das Verbot ist daher zumindest auf diejenigen Pflanzen zu beschränken, bei 
denen der Schutz der vorkommenden LRT oder Arten es erfordert. Zudem ist 
auch für diese ein Anspruch der Eigentümer und Nutzungsberechtigten auf 
Ausnahmeerteilung im Einzelfall vorzusehen. 
Es wird daher vorgeschlagen, auf die Norm ganz zu verzichten, da § 39 Abs. 1 
BNatSchG die erforderli-chen Regelungen zum Schutz von Tier- und Pflan-
zenarten bereits enthält. 

Einwendung:  
Drohnenflüge müssen auch zu land- und forstwirtschaftlichen Zwecken ohne 
vorherige Zustimmung der Landkreise als Naturschutzbehör-de erlaubt sein (§ 
4 Abs. 1 Nr. 6 LSG-VO-E); die Anzeigepflicht bei den Freistellungen (§ 7 Abs. 2 
Nr. 7 LSG-VO) ist nicht praktikabel und zudem ist die Freistellung zu eng ge-

beachtet wird. Dieser würde bei einem Verfahren gem. § 39 BNatSchG keine 
Berücksichtigung finden. Zulässig sind gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 LSG-VO Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung des Gebietes mit vorheriger 
Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde. Eine natur- und land-
schaftsverträgliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis ist gemäß § 7 
Abs. 2 Nr. 11 LSG-VO ebenfalls möglich. 

Bereits zum jetzigen Zeitpunkt gilt nach § 21b Abs. 1 Nr. 6 der Verordnung zur 
Regelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten (LuftVO) ein Verbot für 
den Betrieb unbemannter Luftfahrtsysteme in FFH-Gebieten. Nach der Unter-
schutzstellung gilt dieses gesetzliche Verbot unabhängig von der Schutzge-
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fasst; 

Einwendung: Es muss erlaubt sein, land- und forstwirtschaftliche Abfälle ZU 
lagern, aufzuschüt-ten oder einzubringen (§4 Abs. 1 Nr. 9 LSG-VO-E) 
Begründung: 
Es ist nicht nachvollziehbar, inwiefern natürlichenichtgefährliche forstwirt-
schaftliche Materialien wie Pflanzenreste sowie natürliche nicht gefährliche 
Hölzer aus der Landschaftspflege geeignet sind, durch Verwendung als Dünger 
oder in Form des Verbleibs und späteren Unterpflügens tatsächlich geeignet 
sind, Flora und Fauna sowie den Naturhaushalt zu beeinträchtigen. 
Dem Verbot sind daher natürlich abbaubare und durch Landwirtschaft und 

bietskategorie auch für Europäische Vogelschutzgebiete. Von unbemannten 
Luftfahrtsystemen/Flugmodellen/Luftfahrzeuge (z. B. Modellflugzeuge, Dra-
chen, Drohnen) oder bemannten Luftfahrzeugen gehen insbesondere auf die 
Vogelwelt erhebliche Beeinträchtigungen aus. Flugkörper verursachen unab-
hängig von ihrer Form psychischen Stress (z. B. Ducken, verstärkte Rufaktivi-
tät, unruhiges Hin- und Hergehen), der in physischen Stress münden kann (z. 
B. panikartiges Auffliegen, Verlassen des Gebietes). Darüber hinaus werden 
Drohnen mit speziellen Kameras zur Ermittlung von Schäden durch lokal be-
dingte Hagelschauer, Windhosen, Sturmböen etc. in Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft und Naturschutz eingesetzt, um eine aufwändige Begehung der be-
troffenen Schläge zu vermeiden. Nach § 6 Nr. 3 LSG-VO ist der Einsatz von 
unbemannten Luftfahrtsystemen oder unbemannten Luftfahrzeugen zur Wild-
tierrettung, Bestands- und Ertragserfassung durch qualifizierte Anwender 
nach vorheriger schriftlicher oder mündlicher Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde freigestellt. Darüber hinaus kann nach § 4 Abs. 4 der LSG-
VO die zuständige Naturschutzbehörde in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, 
soweit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. 
Darüber hinaus ist ggf. eine Erlaubnis nach der LuftVO bei der Niedersächsi-
schen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLStbV) zu beantragen. 
Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme. Die Anzeige kann sowohl mündlich als auch schriftlich erfol-
gen und stellt keine unzumutbare Beeinträchtigung dar. 

Das Einbringen von Stoffen, insbesondere die Lagerung von land- und forst-
wirtschaftlichen Abfällen oder die illegale Entsorgung von Gartenabfällen auf 
einem begrenzten Raum, führt zur lokalen Anreicherung von Nährstoffen und 
Bodenverdichtung. Es besteht zudem die Gefahr, dass sich ausgehend von 
Gartenabfällen Zier- und Gartenpflanzen im Gebiet verbreiten und etablieren. 
Hierdurch können charakteristische Tier- und Pflanzenarten verdrängt wer-
den.  
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Forstwirtschaft produ-ziertes organisches Material zu entnehmen.

Einwendung:  
Es muss erlaubt sein, Weihnachts-baum-, Schmuckreisigkulturen und Kurzum-
triebs-plantagen anzulegen (§ 4 Abs. 1 Nr. 10 LSG-VO-E) 
Begründung: 
Das Verbot ist als Verbot mit Erlaub-nisvorbehalt auszugestalten. 

Einwendung:  
Nadelhölzer und andere gebiets-fremde oder invasive Pflanzen einzubringen 
sowie gebietsfremde oder invasive Tiere auszusetzen, sollte zumindest für die 
ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft, möglich bleiben (§ 4 Abs. 1 Nr. 
11 LSG-VO-E). 
Begründung:  
Am stärksten wiegen jedoch die negativen Auswirkungen dieser Regelungen in 
Hinblick auf die unaufhaltsamen Klimaveränderungen. Die Waldumbaube-
schränkungen werden den Schutzzweck in Zukunft in erheblichem Maße nega-
tiv beeinflussen. Aufgrund der Klimaverschiebung und dem damit verbunde-
nen Eschen- und Buchensterben ist eine gewisse genetische Flexibilität erfor-
derlich. Es ist abzusehen, dass sich diese und andere Laub-bäume nicht mehr 
positiv entwickeln können. Die positive ökologische Entwicklung der Waldflä-
chen in dem Schutzgebiet setzen daher weiterhin eine ökonomische Nutzung 
voraus. Um angemessen auf die Klimaänderungen reagieren zu können, ist es 
zwingend erforderlich, dass in die Verordnung eine Öffnungsklausel aufge-
nommen wird, die eine Beimischung nicht-lebensraumtypischer Baumarten 
zulässt. 

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG- VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Im LSG sind Wälder und größere Gehölzbestände nicht landschaftsbildprä-
gend. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen, Feldgehölze und 
andere Gehölzanpflanzungen passen sich nicht in das weithin offene Land-
schaftsbild ein. Vertikale Störfaktoren beeinflussen die in der Verordnung 
genannten Vogelarten erheblich. 
Hinsichtlich dieses Verbots besteht die Möglichkeit einen Antrag nach § 4 Abs. 
4 der LSG-VO zu stellen. Danach kann die zuständige Naturschutzbehörde von 
den Verboten des § 4 Abs.1 LSG-VO in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, so-
weit dies dem Schutzzweck gemäß § 3 nicht entgegensteht. Bei der Erteilung 
von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. 

Gemäß § 40a BNatSchG sind die zuständigen Behörden verpflichtet Maßnah-
men zu treffen, die eine Einbringung oder Ausbreitung von invasiven Arten zu 
verhindern oder zu minimieren. 

Die Forstwirtschaft ist von der Verordnung nicht betroffen. 
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Einwendung:  
Die Befahrung der Gewässer muss unter Würdigung des Verschlechterungs-
verbots möglich sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 17 LSGVO-E). Die Aufweichungen in den 
Freistellungen (§ 7 Abs. 2 Nr. 9 LSGVO-E) sind zu eng gefasst. 

Einwendung:  
Die Errichtung von Anlagen aller Art, gerade wenn hierfür keine Genehmigung 
erforderlich ist, muss erlaubt sein (§ 4 Abs. 1 Nr. 18 LSGVO-E). Zumindest muss 
diese Regelung im Erlaubnisvorbehalt verankert werden. 
Begründung:  
Das Bauverbot dürfte in dieser Form rechtswidrig sein. Denn ein solches Ver-
bot findet keine Stütze im Gesetz. Weder unionsrechtliche noch nationale 
Vorgaben sehen ein generelles Bauverbot in Schutzgebieten vor. Ein generel-
les Bauverbot in einem Landschaftsschutzgebiet setzt danach voraus, dass 
aufgrund der Eigenart der Landschaft jeder Bau unabhängig von Zweck, Um-
fang und Gestaltung den Gebietscharakter schlechthin verändern oder dem 
besonderen Schutzzweck der Verordnung generell zuwiderläuft (OVG Lüne-
burg, U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01— juris, Rn. 45 f.; Albrecht, in BeckOK 
Umweltrecht Giesberts/Reinhardt, 50. Edition 2019, § 26 BNatSchG Rn. 27). 
Als denkbare Landschaft, in der jeder Bau dem Schutzzweck zuwiderläuft und 
in der deshalb ein absolutes Bauverbot zulässig wäre, nannte das Bundesver-
waltungsgericht — im U. v. 12.07.1956 —1 C 91.54 — juris, Rn. 10 — eine 
„Dünenlandschaft am Meeresstrand". Damit ein Verbot baulicher Anlagen 
aller Art zulässig ist, muss vielmehr feststehen, dass diese gerade „in jedem 
Bereich des unter Schutz gestellten Gebiets" den 
Gebietscharakter schlechthin verändert (OVG Lüneburg, U. v. 24.08.2001 — 8 
KN 41/01 — juris, Rn. 47; OVG Lüneburg U. v. 04.12.2018 — 4 KN 77/16 — 
juris, Rn. 102). Vor allem bei sehr großen Landschaftsschutzgebieten kann dies 

Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 16 verboten. Freigestellt 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, und Sengelsieltief. Ein Verbot besteht nur für Stehpaddel, Kites und Was-
serfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen montiert sind. Die natur-
schutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind der Begründung zur 
LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt Tourismus zu und ermöglicht die 
Wahrnehmung von Natur und Landschaft. 

Mit der Errichtung von Anlagen aller Art können Beeinträchtigungen entste-
hen, die dem Schutzzweck entgegenstehen. So können sensible Rast- und 
Brutplätze, typische Landschaftsteile und Pflanzenarten betroffen sein. Sie 
stellen eine Veränderung des betroffen Landschaftsraumes dar. Sie werden 
visuell als Fremdkörper wahrgenommen und fungieren als Störungspotential. 
Dies gilt gerade auch für Anlagen, für die keine Genehmigung erforderlich ist, 
wie Schilder oder Tafeln. Diese Maßnahmen stellen Projekte dar. 
Gemäß § 7 Abs. 3 der LSG-VO sind Pläne und Projekte, die einer behördlichen 
Entscheidung oder einer Anzeige bedürfen, freigestellt, wenn im Rahmen ei-
ner Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 26 NAGBNatSchG 
bzw. nach § 1a Abs. 4 BauGB in Verbindung mit §§ 34, 36 BNatSchG nachge-
wiesen wird, dass der in § 2 genannte Schutzzweck dieser Verordnung weder 
einzeln noch im Zusammenwirken mit anderen Plänen oder Projekten nachtei-
lig berührt werden oder die in § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG genannten Voraus-
setzungen erfüllt sind. Kommt also eine sogenannte FFH-
Verträglichkeitsprüfung zu dem Ergebnis, dass das geplante Projekt FFH-
verträglich ist, bedarf es keiner weiteren Befreiung oder sonstigen Prüfung 
durch die zuständige Naturschutzbehörde. Diese Prüfung ist, auch ohne Aus-
weisung eines LSG, bereits jetzt erforderlich. 

Es dürfen repressive Verbote ohne Erlaubnisvorbehalt nur dann erlassen wer-
den, wenn von vornherein feststeht, dass die verbotenen Maßnahmen den 
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zweifelhaft sein. Das Oberverwaltungsgericht Lüneburg hat dazu sogar in sei-
nem Leitsatz — im U. v. 24.08.2001 — 8 KN 41/01 —juris — erklärt: 
„Ein repressives Verbot, bauliche Anlagen aller Art zu errichten, ist in Land-
schaftsschutzgebieten, die bebaute Grundstücke und Siedlungen umfassen, in 
der Regel unzulässig." 
Das Verbot ist daher zumindest abzuschwächen und mit einem entsprechen-
den Erlaubnisvorbehalt zu versehen. 

Einschränkungen der Landwirtschaft § 4 Abs. 2,3 

Einwendung:  
Die Grünland- und Narbenerneuerung muss zulässig bleiben (§ 4 Abs. 3 Nr. 1 
lit. b NSG-VO-E). 

Einwendung:  

Charakter des unter Schutz gestellten Gebietes schlechthin (d. h. ungeachtet 
ihrer Art, Zweckbestimmung, Gestaltung und Größe sowie ihres Standortes) 
verändern oder dem besonderen Schutzzweck schlechthin zuwiderlaufen. Dies 
ist hier der Fall, da der Gebietscharakter oder die Schutzgüter des Gebietes 
beeinträchtigt werden  
Der „Gebietscharakter“ besteht hierbei aus den Gesamteigenschaften und 
dem Gesamteindruck des LSG, also die natürlichen Eigenarten des gesamten 
Landschaftsensembles. Diesen Gebietscharakter verändern alle Handlungen, 
die negative Auswirkungen auf die Gesamteigenschaften und den Gesamtein-
druck des Gebietes haben und dadurch den Gesamtwert für den Landschafts-
schutz herabmindern. 

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Artenreiches Grünland ist heute einer der ge-
fährdetsten Biotoptypen in Deutschland. Eine regelmäßige Grünlanderneue-
rung mittels Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert 
die Entwicklung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die 
Wiesenbrüter (Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe u. a.) sind jedoch 
auf artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten 
Lebenswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünlän-
dern mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr 
wenige Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und 
Nahrungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. 
Die zuständige Naturschutzbehörde kann zur Erhaltung des Schutzgebietes 
oder einzelner seiner Bestandteile einer von den Bestimmungen des § 4 ab-
weichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, mithin auch von dem Erneu-
erungsverbot. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Grasnarbe durch 
Problempflanzen (z. B. Ampfer) eine wirtschaftliche Nutzung der Fläche nicht 
mehr gewährleistet und der Wert aus naturschutzfachlicher Sicht gering ist. 
Die Landwirtschaftskammer sollte beratend hinzugezogen werden. 
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Es muss eine Abweichung von der vorgegebenen Saatgutmischung möglich 
sein (§ 4 Abs. 3 Nr. 1, lit. c NSG-VO-E).  
Begründung:  
Die vorgeschlagene Saatmischung für Über- und Nachsaaten entspricht offen-
bar der Vorgabe aus dem Landesumweltministerium anlässlich der Genehmi-
gung von Neuansaaten im Zusammenhang mit den Dürre- und Mäuseschäden 
im Frühjahr 2020. In der Praxis müsste, damit eine solche Mischung überhaupt 
erst in dieser Zusammensetzung auflaufen kann, das Grundstück nach chemi-
scher Beseitigung der Altnarbe, gründlicher Pflugfurche und Saatbettbereitung 
ganz neu angesät werden. Wie sich diese Pflanzengesellschaft dann entwi-
ckelt, hängt insbesondere von der Witterung und von der Nutzungsfrequenz 
ab. Sinn und Zweck einer Nachsaat ist jedoch, gerade solche Umbrüche mit 
ihren negativen Konsequenzen, nämlich (Zer-)Störung des Bodenlebens und 
Gefüge, Nährstoffpufferfunktion, Tragfähigkeit des Bodens, Regenerationsfä-
higkeit der Grasnarbe etc. zu vermeiden. Genau aus diesem Grund wird die 
Nachsaat in Wasserschutzgebieten gefördert, nämlich um den Grünlandum-
bruch zu verhindern. Sie unterschätzen die Konkurrenzfähigkeit der Altnarbe, 
die sich auf mittlere Sicht immer wieder durchsetzt. Die Praxiserfahrungen aus 
dem diesjährig trockenen Frühjahr haben gezeigt, dass auch bei scheinbar 
großflächig vernichteten Grasbeständen die Nachsaat mit der geringstmögli-
chen Bodenbearbeitung die beste Wirkung hatte.  

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense) und Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei 
langjährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 
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Einwendung: 
Das Liegenlassen von Mähgut (§ 4 Abs. 2 Nr. 5 LSG-VO-E) muss möglich sein. 
Begründung: 
Das Liegenlassen von Mähgut ist keine fachliche Praxis, jedoch in Einzelfällen 
auf Feuchtgrünland unvermeidlich,um bei ungünstiger Witterung Bodenschä-
den zu vermeiden. 

Einwendung: 
Die weiteren Einschränkungen der Landwirtschaft in § 4 Abs. 3 LSGVO-E recht-
fertigen sich nicht. 
Begründung: 
Die Regelungen sind zu streichen. Die Thematik der 
Gewässerabstände ist schon ausreichend durch Gesetz (NWG, WHG) geregelt 
und die erneute und erweiterte Regulierung daher überflüssig. Zudem ist 
durch die gesetzlich vorgesehenen Maßnahmen in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 NAGB-
NatSchG der Gelegeschutz sichergestellt. Damit ist ein Verstoß gegen arten-
schutzrechtliche Verbotstatbestände ausgeschlossen. Zudem wird bisher nicht 
dargestellt, warum das Fachrecht, das bei der ordnungsgemäßen Landwirt-
schaft zu beachten ist, im Hinblick auf die naturschutzrechtlichen Belange 
defizitär sein soll. 
Im Einzelnen: 
Absatz 3 regelt insbesondere die Gewässerabstände bei der Düngung, die 
bereits im NWG bestimmt sind. Die fachliche Notwendigkeit von Abständen, 
die über diese gesetzlichen Vorgaben hinaus gehen, haben Sie bislang nicht 

Gemäß § 40 BNatSchG ist regionales Saatgut zu verwenden, um eine Ausbrei-
tung von gebietsfremden Arten zu verhindern. Diese Regelung dient insbe-
sondere dem Schutz der innerartlichen Vielfalt gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG. 

Ziel einer Mahd ist die Gewinnung von Futter, so dass Mähgut von der Fläche 
abgefahren wird. Das Liegenlassen von Mahdgut kann zur Veränderung der 
Pflanzenzusammensetzung einer Fläche führen. Auch bei erschwerten Bedin-
gungen aufgrund ungünstiger Witterungsverhältnisse ist das Mahdgut abzu-
fahren. Bei offensichtlicher Unmöglichkeit, z. B. unvorhergesehener extremer 
Witterungseinflüsse, kann das Mahdgut ausnahmsweise auf den Flächen ver-
bleiben. Eine natur- und landschaftsverträgliche Nutzung sollte diesen Grund-
satz berücksichtigen. Nach der Beweidung überständige Futterreste auszumä-
hen und der Verbleib der Reste auf der Fläche ist gute fachliche Praxis. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-



510 

schlüssig dargelegt. Die in der Begründung aufgeführte Auswertung von 
ZHANG et. al. von der University of California aus 2010 ist in diesem Fall nicht 
geeignet, die Wirksamkeit von Gewässerrandstreifen zu belegen. Wörtlich 
heißt es in der Ausarbeitung: „This paper aggregated many of these results 
and performed a meta-analysis to quantify the relationships between pollu-
tant removal efficacy and buffer width, buffer slope, soll type, and vegetation 
type." Die Klima- und Bodenverhältnisse in Kalifornien sind mit denen am 
Fehntjer Tief nicht im entferntesten zu vergleichen. Die Hangneigung zum 
Gewässer ist ebenfalls nicht zu berücksichtigen. Zudem haben wir es hier aus-
schließlich mit Grünland zu tun. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nach 
den jüngsten Änderungen im NAGBNatSchG in Natura 2000-Gebieten auf 
Grünland verboten. Sedimenteinträge sind auf Grünland im Gegensatz zu 
Acker ausgeschlossen. Die Zufuhr von Nährstoffen im Uferbereich dagegen 
steigert das Pflanzenwachstum, die Durchwurzelung des Bodens und damit 
die Retentionsleistung und die Filterfunktion des Gewässerrandstreifens. Die 
Eintragspfade Oberflächenwasserabfluss und Grundwasser wirken unabhängig 
von der Entfernung zum Gewässer. Hier spielen Faktoren wie Bodenart, Kul-
turzustand, Niederschlagsmenge, Hangneigung etc. eine ungleich größere 
Rolle. Direkte Nährstoffeinträge sind also wegen der überwiegend angrenzen-
den intensiven Grünlandbewirtschaftung, des ganzjährigen Graswachstums im 
atlantischen Klima, des ebenen Geländes und der inzwischen mehrfach novel-
lierten Düngeverordnung weitestgehend ausgeschlossen. Abgesehen davon, 
dass eine völlige Unterbindung von Nährstoffeinträgen aus diffusen Quellen 
illusorisch wäre, ist dieser Schutzzweck bereits umfassend in der Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) bzw. auf nationaler Ebene in der Oberflächengewässer-
verordnung (OGV) geregelt. Angesichts der letzten Verschärfung dieser Ver-
ordnung aus 2016 ist sichergestellt, dass die aktuell geltenden Grenzwerte den 
Vorsorgegrundsatz mehr als übererfüllt haben. Erfahrungsgemäß wird in die-
sem Zusammenhang die Retentionsleistung von intensivem Grasland noto-
risch unterschätzt. Extensivgrünland hat wegen seiner geringeren Entzüge 
eine wesentlich geringere Nährstoffpufferkapazität. N-min-Untersuchungen in 
den Wasserschutzgebieten in Leer haben ergeben, dass Grünland bei steigen-
den Nutzungsfrequenzen vielfach bessere Werte aufweist als beispielsweise 

stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck, die Bestimmung 
und Ausgestaltung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 
und Abs. 2 WHG und § 58 Nds. Wassergesetz (NWG). Mit dieser Regelung wird 
in der sensiblen gewässernahen Zone eine dem Schutz der Gewässer dienende 
ökologische Maßnahme unmittelbar vorgegeben sowie das Gewässer vor Ein-
trägen geschützt. Das Bundesrecht ergänzende Verbote der Verwendung von 
Düngemitteln trägt der Zweckbestimmungen des Gewässerrandstreifens– 
Verbesserung der ökologischen Funktion oberirdischer Gewässer, Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen und Sicherung des Wasserabflus-
ses –Rechnung. 
Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der LSG-VO 
macht diese Vorgabe unabdingbar.  

Die Wirkung von Gewässerrandstreifen für den Stoffrückhalt nimmt nach Lite-
raturauswertungen mit zunehmender Breite zu. Auf die Abb. von Zhang et. al. 
wird in diesem Zusammenhang in der Begründung verwiesen. Text und Abbil-
dung sind der „Allianz für Gewässerschutz: Empfehlungen für die Einrichtung 
von breiten Gewässerrandstreifen, Herausgegeben vom Ministerium für Ener-
giewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume Schleswig-Holstein in 
Allianz mit dem Bauernverband Schleswig-Holstein e. V., Juli 2014“ entnom-
men. Mit der Abbildung von Zhang werden grundsätzliche Prinzipien darge-
stellt. 

§ 25 a NAGBNatSchG regelt die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln inner-
halb von Landschaftsschutzgebieten, soweit sie Natura-2000-Gebiete sind. In § 
25 a Abs. 4 NAGBNatSchG ist dargelegt, dass weitergehende Vorschriften in 
Naturschutzgebiets- und Landschaftsschutzgebietsverordnungen von den 
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Wald. Das ist auch das Ergebnis einer Auswertung des Umweltbundesamtes 
(UBA nach Angaben LAVINDr. Wolter am 24.09.2014). In diesem Zusammen-
hang hat das Grünlandzentrum Niedersachsen-Bremen in einer fachgutachter-
lichen Stellungnahme vom 05.11.2019 die Vorteile von Grünland hinsichtlich 
der Speicherkapazität von Nährstoffen und Kohlenstoff umfassend belegt. 
Demnach ist bei Schnittnutzung unabhängig von der Düngung kein Unter-
schied im Nitrataustrag zwischen der Nullvariante und 480 kg N/ha festzustel-
len (PAASS et al.1991). Da der Eintrag über diffuse Quellen und nicht der di-
rekte Eintrag als Hauptursache für die Gewässergefährdung gilt, stünde die 
Schutzwirkung ungenutzter bzw. extensiv bewirtschafteter Gewässerrand-
streifen in keinem Verhältnis zu ihren Nachteilen für Bewirtschafter und Ei-
gentümer. 
Der wiederholte Hinweis auf die Vollzugshinweise des NLWKN aus 2011 schei-
det zur Begründung ebenfalls aus, weil inzwischen die Düngeverordnung 
zweimal novelliert wurde, jedes Mal mit schärferen Auflagen zum Gewässer-
schutz. Damit nicht genug, hat der niedersächsische Landtag am 10. Novem-
ber 2020 einstimmig einer gesetzlichen Regelung zum Gewässerabstand zuge-
stimmt, die zuvor zwischen Landesregierung, Landwirtschaftskammer, Land-
wirtschaft und Naturschutzverbänden ausgehandelt wurde. Es wäre ein fata-
les Signal, wenn unverbindliche fachliche Hinweise von der Verwaltung höher 
gewichtet würden als ein historisch einmaliger politischer Beschluss auf Lan-
desebene. Umweltminister Olaf Lies und Frau Alexandra Stück, Leiterin des 
Referats 27 Natura 2000, haben anlässlich eines Gesprächs am 9. Juli 2020 mit 
dem Ortsrat Simonswolde ausdrücklich bestätigt, dass es sich bei den Voll-
zugshinweisen des NLWKN um unverbindliche Hilfestellungen handelt. 
Das Argument, bei den gesetzlichen Vorgaben handele es sich um Regeln, die 
für das ganze Land gelten, geht fehl. Die Rahmenvereinbarung zum „Nieder-
sächsischen Weg" bezieht sich ausdrücklich in erster Linie auf Grünland, Natu-
ra 2000 und gewässerreiche sowie Moorgebiete, ist also passgenau zuge-
schnitten auf diese Gebietskulisse. Zudem ist darzulegen, weshalb die Fortfüh-
rung der 
bisherigen Bewirtschaftung gegen das habitatschutzrechtliche Verschlechte-
rungsverbot verstößt, da schließlich unter dem Einfluss der Bewirtschaftung 

Regelungen der Absätze 1 bis 3 unberührt bleiben. Dies weist darauf hin, dass 
weitergehende Regelungen möglich sind, wie sie im Rahmen dieser Verord-
nung zur Umsetzung des Schutzzweckes festgelegt werden. 

Im Nitratbericht 2016 wird die Verteilung der Nitratgehalte im Grundwasser in 
Abhängigkeit der Landnutzung dargelegt. Das Grundwasser in als Grünland 
genutzten Bereichen hatte im Vergleich zum Wald einen höheren Anteil der 
Nitratklasse < 1 mg/l. Allerdings lag der Anteil der untersuchten Grünlandbe-
reiche mit einer Nitratklasse oberhalb 10 mg/l bei ca. 50 %, bei Wald lag der 
Anteil bei ca. 34 %. Im Bericht wird auch dargelegt, dass ein Teil des N-
Austrages in das Grundwasser und als Direkt-abfluss in die Oberflächengewäs-
ser erfolgt. Es ist in dem Bericht außerdem dargelegt, dass sich die Nitratbelas-
tung des Grundwassers in Deutschland von 2008/2011 bis 2012/14 praktisch 
nicht verändert hat, obwohl in diesem Zeitraum zahlreiche Maßnahmen zur 
Verminderung der Nitratbelastung durchgeführt worden sind. Aus dem Nit-
ratbericht 2020 geht hervor, dass die Nitratgehalte 2016-2018 im landwirt-
schaftlich beeinflussten Grundwasser nur leicht abgenommen haben, insge-
samt ist die Nitratbelastung jedoch weiterhin als zu hoch einzustufen. 

Die Fortführung der bisherigen Bewirtschaftung ist in Bezug auf die Lebens-
raumtypen, die zum Erhalt eine Bewirtschaftung benötigen, zu sehen. Die 
Kartierungen der Lebensraumtypen 2002 belegen schon einen deutlichen 
Rückgang im Vergleich zur Vegetationskarte von PREISING (1949). Auf den 
damals noch periodisch überschwemmten und nur extensiv nutzbaren Flächen 
im Bereich des Fehntjer Tiefs haben diese Lebensraumtypen/Biotope deutlich 
abgenommen. Die Erfassung der Brutvögel im Rahmen der Aufstellung des 
Pflege- und Entwicklungsplanes Flumm/Fehntjer Tief (ALAND 1992) sowie die 
regelmäßigen Revierkartierungen belegen ebenfalls einen deutlichen Rück-
gang. Die Intensität der landwirtschaftlichen Nutzung hat in den letzten Jahr-
zehnten zugenommen. Sie trägt zum Rückgang bei und lässt sich durch die 
Datenlage belegen. Dort wo eine extensive Bewirtschaftung, teilweise schon 
seit den 1970er Jahren, weiterhin sichergestellt worden ist, sind entsprechen-
de Bestände auch heute noch vorhanden.  
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die LRT entstanden sind.
Im Hinblick auf die Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung 
fehlt bisher der Nachweis, dass die verordnungsgebenden Landkreise die An-
forderungen des Art. 2 Abs. 3 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 
1992 beachtet haben. 

Regelung in §4 Abs. 5 
Einwendung: 
Absatz 5 ist wie folgt umformulieren: 
„Die zuständige Naturschutzbehörde kann einer von den Verboten des § 4 
Abs. 2 und 3 abweichenden Flächenbewirtschaftung zustimmen, soweit dies 
dem Schutzzweck nicht entgegensteht. 
Begründung: 
Diese Sprachregelung wurde am 08.07.2020 im Gespräch mit den Landkreisen 
in Leer abgestimmt. 

Erlaubnisvorbehalte §5 

In Art. 2 Abs. 3 der FFH-Richtlinie heißt es, dass die getroffenen Maßnahmen 
den Anforderungen von Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur sowie regionalen 
und örtlichen Besonderheiten Rechnung tragen. Der Wirtschaft wird ausrei-
chend Rechnung getragen. In Bezug auf die landwirtschaftlichen Einschrän-
kungen in der LSG-VO sind diese entsprechend den Wertigkeiten des Gebietes 
und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erforderlich. Sie 
wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass trotz dieser 
Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nutzung bleibt.  

Die Vollzugshinweise für Arten und Lebensraumtypen sind Teil der Nieder-
sächsischen Strategie zum Arten- und Biotopschutz. Für Niedersachsen wur-
den die Vogelarten, weitere Tier- und Pflanzenarten sowie Lebensraumty-
pen/Biotope mit besonderem Handlungsbedarf benannt. Für viele dieser Ar-
ten wurden Steckbriefe (Vollzugshinweise) erarbeitet, die neben Angaben zur 
Lebensweise der Arten bzw. zu den Kennzeichen der Lebensraumty-
pen/Biotope auch Vorschläge für Maßnahmen und geeignete Instrumente für 
deren Erhaltung und Entwicklung umfassen. Die für das Gebiet relevanten 
Steckbriefe wurden berücksichtigt. Es ist in der Begründung nicht dargelegt, 
dass es sich um gesetzliche Vorgaben handelt. Weitergehende Regelungen 
über Bewirtschaftungsabstände zu Gewässern in einer Schutzgebietsverord-
nung stehen Regelungen zum „Niedersächsische Weg“ nicht entgegen. 

Als Ergebnis des Gespräches am 08.07.2020 wurde der Begriff „naturschutz-
fachliche Notwendigkeit“ gestrichen. Die Regelung wurde im Verordnungs-
entwurf entsprechend angepasst.  

Die Instandhaltung und Instandsetzung ist nach Überarbeitung der Verord-
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Einwendung:
Die Instandhaltung, Instandsetzung und der Ausbau vorhandener, dem öffent-
lichen Verkehr gewidmeten Straßen und Wege muss ohne Erlaubnisvorbehalt 
und allein mit einem Anzeigevorbehalt möglich sein (Nr. 1). 

Die Veränderung von Gewässern im Zusammenhang mit der ordnungsgemä-
ßen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft muss ohne Erlaubnisvorbehalt mög-
lich bleiben (Nr. 2 

Ordnungsgemäße fischereiliche Nutzung §6 abs. 1 Nr. 7 
Einwendung:  
Die Einschränkungen der Freistellungen der ordnungsgemäßen Fischerei 
rechtfertigen sich nicht.  
Begründung: 
Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem BNatSchG bedarf es 
bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die über das BiFischG 
hinaus die ordnungsgemäße Fischerei regeln. Vielmehr ist anerkannt, dass die 
Fischerei einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des Naturschutzes leistet. 
So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG anerkannt, dass die Fische-
rei als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell invasiver Arten einge-
setzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen Vorgaben zur Fische-
rei, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restriktive Regelung der 
Fischerei rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG bleiben die Re-
geln des Fischereirechts grundsätzlich unberührt. 

Jagd, Jagdschutz - § 6 Abs.1 Nr. 8 
Einwendung: 
Die Einschränkungen der ordnungsgemäßen Jagdausübung rechtfertigen sich 
nicht.  
Begründung: 
Die Vorgaben sind an die Musterverordnung vom 20.02.2018 angelehnt und 

nung ohne Erlaubnis- und Anzeigevorbehalt möglich. Insoweit wird dem Ein-
wand gefolgt. Der Ausbau unterliegt weiterhin einem Erlaubnisvorbehalt, da 
die Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem Schutzzweck sicherzustellen ist.  

Die vorherige Abstimmung der Maßnahme mit der zuständigen Naturschutz-
behörde gewährleistet eine mit dem Schutzzweck vereinbare Durchführung 
der Maßnahme 

Die Röhrichtbereiche sowie die Wasser- und Uferpflanzenvegetation sind Le-
bensraum vieler Tierarten und sind deshalb bei der zulässigen ordnungsgemä-
ßen fischereilichen Nutzung zu schonen. Zudem sollen keine festen Angelplät-
ze wie beispielweise durch zusätzliche Befestigungen oder Steganlagen einge-
richtet werden. Durch das Niedersächsische Fischereigesetz (NFischG) ist ge-
regelt, dass die Fischerei auf die natürlichen Lebensgemeinschaften im Ge-
wässer und an seinen Ufern, insbesondere auf seltene Pflanzen- und Tierar-
ten, angemessen Rücksicht zu nehmen hat. Durch die Nennung konkreter 
Vorgaben werden die gesetzlich geforderten Fischereipflichten, u. a. der Ver-
ordnung über die Fischerei in Binnengewässern (Binnenfischereiordnung), 
beispielhaft nachgezeichnet. Eine Störung im Vorfeld des Angeltermins ohne 
Angelabsicht hat aufgrund der Präsenz störungsempfindlicher Tierarten zu 
unterbleiben. Maßnahmen, die zu einer naturschutzfachlichen Aufwertung 
des Gebietes beitragen und den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten 
Tierarten Vorteile bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Na-
turschutzbehörde umgesetzt werden.  

Die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd ist nach der LSG-VO, unter Beach-
tung von Vorgaben, freigestellt, sofern sie nicht über die Kernfunktion gemäß 
§ 1 Abs. 4 des Bundesjagdgesetzes hinausgeht. 
Diese Vorgaben ergeben sich nach § 9 Abs. 5 NJagdG i.V.m. dem Erlass „Jagd 
in Schutzgebieten“ vom 03.12.2019 (406-22220-21), wonach die Jagdbehör-
den und Naturschutzbehörden durch Verordnung die Jagdausübung in Schutz-
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gehen teilweise sogar erheblich darüber hinaus. Diese hat aber keinerlei recht-
liche Grundlage. Weder nach europarechtlichen Vorgaben, noch nach dem 
BNatSchG bedarf es bei der Ausweisung von Schutzgebieten Regelungen, die 
über das BJagdG hinaus die ordnungsgemäße Jagd regeln. Vielmehr ist aner-
kannt, dass Jagd und Jagdschutz einen wesentlichen Beitrag zur Wahrung des 
Naturschutzes leisten. So ist etwa im Rahmen der §§ 40 a, 40 e BNatSchG an-
erkannt, dass die Jagd als Unterstützung gegen die Ausbreitung potentiell 
invasiver Arten eingesetzt werden kann. Auch gibt es keine landesrechtlichen 
Vorgaben zur Jagd, dem Tier- Arten- oder Landschaftsschutz, die eine restrikti-
ve Regelung der Jagd rechtfertigen würde. Gemäß § 37 Abs. 2 BNatSchG blei-
ben die Regeln des Jagdrechts grundsätzlich unberührt. Insoweit ist Festzustel-
len, dass auch der Landkreis in seiner Begründung (S. 15) die sich auf den 
Schutzzweck positiv auswirkende Hegefunktion der Ausübung der Jagd betont. 
Nach dem niedersächsischen Erlass zur Jagd in Schutzgebieten (Gem. RdErl. d. 
ML u. d. MU v. 7. 8. 2012 - 404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2012 
Nr. 29, S. 662), geändert durch Gern. RdErl. d. ML u. d. MU v. 20.11.2017 - 
404/406-22220-21 - VORIS 79200- (Nds. MBI. 2017 Nr. 46, S. 1549); im Fol-
genden: Jagderlass 2017) in der seit dem 20.11.2017 geltenden Fassung heißt 
es in Punkt 1.5: 
„Allein [...] die Lage im Natura-2000-Gebiet reicht nicht als Grund zur Be-
schränkung der Jagd aus. Vielmehr ist für solche Gebiete zu prüfen, ob der 
Schutzzweck jagdliche Einschränkungen u. a. zu Kirrungen, Wildäckern und 
zum Schutz besonders störanfälliger Tierarten erfordert." 
Dass eine solche einzelfallbezogene Prüfung hier erfolgte, geht aus der LNSG-
VO E sowie ihrer Begründung nicht hervor. Eine solche hätte angesichts der 
Gegebenheiten vor Ort eine Nicht-Erforderlichkeit jedweder Jagdbeschrän-
kungen ergeben. Eine Erforderlichkeit ist jedoch Voraussetzung zur Beschrän-
kung der Jagd durch Vorgaben einer Schutzgebietsverordnung. Dazu heißt es 
im Jagderlass 2017 in Punkt 1.4 ausdrücklich: „Jagdrecht und Jagdausübungs-
recht genießen den verfassungsrechtlichen Schutz des Eigentums. Beschrän-
kungen sind nur zulässig, soweit sie geeignet und erforderlich sind, den 
Schutzzweck zu erreichen. Nach dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist das 
öffentliche Interesse am Schutzzweck abzuwägen sowohl mit dem Jagdrecht 

gebieten gemäß deren Schutzzweck für bestimmte Zeiträume beschränken 
oder teilweise verbieten können. Im Schutzgebiet kann das Jagdausübungs-
recht unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes insoweit 
eingeschränkt werden, als dies zu Verwirklichung des Schutzzweckes erforder-
lich ist. 

Die ordnungsgemäße Jagd im Landschaftsschutzgebiet „Fehntjer Tief und Um-
gebung“ wird in ihrer Kernfunktion nicht eingeschränkt. Bestimmte Maßnah-
men, die den Erhaltungszielen dienen oder bestimmten Tierarten Vorteile 
bieten, können nach Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde 
umgesetzt werden.  
Dies stellt eine Prüfung der Standorte sicher, um besonders schützenswerte 
Biotope oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigun-
gen zu bewahren. 

Es ist weiterhin die Anlage von Wildäckern, Wildäsungsflächen und Futterplät-
zen auf tatsächlich genutzten Ackerflächen gestattet. Dies ergibt sich teilweise 
auch schon aufgrund der notwendigen Bewirtschaftung Die Anlage ist nur auf 
bereits genutzten Ackerflächen gestatten, da die Umwandlung von Grünland 
in Acker oder andere Nutzungsformen mit dem Schutzzweck der Verordnung 
nicht vereinbar ist. Die Erhaltung von Grünlandflächen dient der Entwicklung 
und der Erhaltung einer extensiv geprägten und artenreichen Grünlandvegeta-
tion, welches essentielle Grundlage für Brut-, Rast und Nahrungshabitate der 
vorkommenden Tierarten ist. Die Neuanlage von Futterplätzen außerhalb von 
Ackerflächen bedarf einer Anzeige, um besonders schützenswerte Biotope 
oder Lebensräume geschützter Arten vor möglichen Beeinträchtigungen zu 
bewahren. Durch Futterplätze können Störungen sensibler Arten und Vegeta-
tionsveränderungen nicht ausgeschlossen werden. An dieser Stelle wird auf § 
8 LSG-VO hingewiesen 

Als besonders sensibel sind das Landschaftsbild und die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes hinsichtlich der Anlage von Hegebüschen einzustufen. Da 
auch kleinflächige Gehölzbestände Habitate für verschiedene Prädatoren bie-
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und dem Jagdausübungsrecht als auch mit den Zielen des Bundesjagdgeset-
zes, nämlich einer grundsätzlich flächendeckenden Jagdausübung, einer nach-
haltigen Nutzung, der Erhaltung eines artenreichen, gesunden Wildbestandes 
sowie der Wildschadensverhütung." 

Anordnungsbefugnis §9 
Einwendung: 
Die Wiederherstellung des bisherigen Zustands kann nur angeordnet werden, 
wenn gegen die Verbote des § 3 verstoßen oder keine Erlaubnis nach § 4 ein-
geholt und Natur oder Landschaft rechtswidrig zerstört, beschädigt oder ver-
ändert worden sind. Das alleinige Einwirken auf die Natur kann dafür nicht 
ausreichen. 

Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen §10 Abs.1 
Einwendung: 
Diese generalklauselartige Formulierung nimmt die gern. § 32 Abs. 5 
BNatSchG erst im Managementplan zu treffenden Maßnahmen vorweg und 
wirkt faktisch als „Ermächtigungsgesetz", das Eigentümer und Nutzer zur vo-
rauseilenden Duldung von künftig 
zu treffenden Ideen und Vorschlägen zwingt, deren Auswirkungen noch gar 
nicht abzusehen sind. Hier ist stattdessen auf den Managementplan zu ver-
weisen und falls nötig, das Procedere im Einzelnen zu beschreiben (Nr. 1).  

Gelege- und Kükenschutz ist inzwischen umfassend in § 42 Abs. 4 a Nr. 5 
NAGBNatSchG geregelt (Nr. 2). 

ten, ist damit auch eine Beeinträchtigung der Funktion des Raumes als Brut-
gebiet für bodenbrütende Vogelarten verbunden. 

Im Rahmen des Verfahrens zur Erstellung des Verordnungsentwurfes hat hin-
sichtlich der jagdlichen Beschränkungen eine einzelfallbezogene Prüfung unter 
Anhörung der unteren Jagdbehörden stattgefunden. Die Prüfung erfolgte an-
hand des Schutzzwecks i.S.d. 1.3 des Erlasses „Jagd in Schutzgebieten“ vom 
03.12.2019 (406-22220-21).  
Die Erforderlichkeit wurde jedoch nicht ausreichend in der Begründung darge-
legt, daher wird die Begründung entsprechend ergänzt. 

Diese Regelung richtet sich wortgleich nach § 2 Abs. 2 NAGBNatSchG.  

Diese Regelungen sind vor dem Hintergrund des Mahnschreibens der EU, der 
Klage der europäischen Kommission vor dem EuGH gegen die Bundesrepublik 
Deutschland und der daraus hervorgehenden fehlenden Verbindlichkeit der 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Erhaltungsziele unerlässlich. Des Weiteren 
wird auf § 15 NAGBNatSchG hingewiesen. Die Maßnahmen beschränken sich 
auf diejenige, die die Nutzung des Grundstücks nicht unzumutbar beeinträch-
tigen.  

Die Durchführung des Küken- und Gelegeschutzes ist nicht im NAGBNatSchG 
geregelt. Es findet sich lediglich eine Entschädigungsregelung für den Fall, 
wenn die zuständige Naturschutzbehörde eine Anordnung trifft, dass die be-
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Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 —Rs. C-
137/14) zulässig. 

treffenden Flächen, auch außerhalb eines Naturschutzgebietes, zum Schutz 
der Gelege erst später befahren werden dürfen. 

Zur Kenntnis genommen. 
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54.  
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

gegen die Ausweisung weiterer neuer Flächen im Gebiet „Fehntjer Tief und 
Umgebung" erhebe ich auch als Nichtlandwirt Einwendungen! 
Seit mehr als vierzig Jahren bin ich Einwohner der Gemeinde lhlow, Ortsteil 
Westersander. Aufgrund familiärer Bindungen war ich seit dieser Zeit regel-
mäßig in den Hüllener- und Wiesener Meeden bei landwirtschaftlichen Arbei-
ten beschäftigt. Bis zur Unterschutzstellung dieses Gebietes lebten trotz mehr 
oder weniger intensiver Bewirtschaftung der Flächen als Grün- oder Weide-
land der Kiebitz, der Mensch und das Rind einträchtig nebeneinander. Der 
Kiebitz und viele andere Vogelarten hatten freie Nist- und Ruheplätze, die vom 
Menschen regelmäßig aber mäßig gedüngt und gemäht bzw. von Rindern als 
Nachweide kahl gefressen wurden. Es erfolgte hier keine Überdüngung, die 
Mähnutzung orientierte sich am Graswuchs und an der immer wieder einset-
zenden Nässe, die Rinder hielten das Gras bis zum späten Herbst kahl. Bootje-
fahrer und Angler störten kein Tier, ganz im Gegenteil, durch ihre Anwesen-
heit verhinderten sie die Möglichkeiten zum illegalen Müllabladen usw. 

Dann kam die Unterschutzstellung und mit ihr die Versteppung und Verrot-

Zur Kenntnis genommen.

Betretungs- und Befahrungsrechte sind im LSG nur insoweit eingeschränkt, 
dass die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen, nicht mit Kraft-
fahrzeugen befahren werden dürfen. Vor allem in der Brut-, Setz- und Auf-
zuchtzeit befinden sich störungsempfindliche Arten, insbesondere wertbe-
stimmende Vogelarten, im Gebiet. Die Einschränkung dient der Realisierung 
des Schutzzweckes, nämlich der Erhaltung und Entwicklung beruhigter, unge-
störter großflächiger Brut-, Rast- und Nahrungshabitate der im Gebiet vor-
kommenden Vogelarten. 
Das Befahren der Gewässer ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 16 verboten. Freigestellt 
ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 9 das Befahren mit einer Geschwindigkeit von 5 km/h 
vom kalendarischen Sonnenauf- bis –untergang. auf den Gewässern Fehntjer 
Tief, und Sengelsieltief. Ein Verbot besteht nur für Stehpaddel, Kites und Was-
serfahrzeuge, an denen Unterwassertragflächen montiert sind. Die natur-
schutzfachlichen Gründe für die Beschränkungen sind der Begründung zur 
LSG-VO zu entnehmen. Die Verordnung lässt Tourismus zu und ermöglicht die 
Wahrnehmung von Natur und Landschaft. 

Das Netz „Natura 2000" besteht aus den Gebieten von gemeinschaftlicher 
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tung weiter Flächen. Nur auf den wenigen noch von Landwirten genutzten 
Flächen sieht man heute noch Vögel. Auf den Flächen, auf denen das gemähr-
te Gras einfach liegen bleibt und verrottet, fühlt sich auch ein Vogel nicht 
wohl. Die früher hier so vielfältige Vogel- uind Tierwelt ist durch die Unter-
schutzstellung und die damit erfolgte fehlende Pflege der Flächen verschwun-
den. Es wäre schade um unsere schöne Landschaft, wenn diese Flächen nun 
ausgeweitet würden und noch mehr ehemals grüne Wiesen den Binsen über-
lassen würden. Ich hoffe darauf, dass die offensichtlich schweren rechtlichen 
Fehler in den Verordnungen von Gerichten erkannt werden und die weitere 
Zerstörung bislang natürlich bewirtschafteter Flächen dadurch verhindert 
wird! 

Bedeutung (GGB) nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL, vom 21. 
Mai 1992, 92/43/EWG) und den Europäischen Vogelschutzgebieten (VSG) 
nach der Vogelschutzrichtlinie (VSRL, vom 2. April 1979, 79/409/EWG; ersetzt 
durch kodifizierte Fassung vom 30. November 2009, 2009/147/EG). Die Vogel-
schutzgebiete (VSG) gelten unmittelbar nach ihrer Meldung durch die Mit-
gliedstaaten an die EU-Kommission als besondere Schutzgebiete (Special Pro-
tection Areas - SPA) und gehören damit dem europäischen Schutzgebietssys-
tem „Natura 2000" an. Die Auswahl der Vogelschutzgebiete erfolgt für die 
besonders bedrohten Vogelarten des Anhangs I der Vogelschutzrichtlinie. 
Nach Artikel 4, Absatz 1 der Richtlinie sind die "zahlen- und flächenmäßig ge-
eignetsten Gebiete" zu Schutzgebieten zu erklären. Nach Artikel 4, Absatz 2 
besteht zudem auch für alle nicht im Anhang I aufgeführten, regelmäßigen 
Zugvogelarten die Verpflichtung hinsichtlich ihrer Vermehrungs-, Mauser- und 
Überwinterungsgebiete sowie der Rastplätze in ihren Wanderungsgebieten 
entsprechende Schutzmaßnahmen zu ergreifen.  
Bereits basierend auf der VSRL vom 2. April 1979 wurde das Fehntjer Tief an 
die EU in den 1980er Jahren gemeldet. In den Karten für avifaunistisch wert-
volle Bereiche in Niedersachsen – Brut-/Gastvögel von 1986-1992 des Nieder-
sächsischen Landesamtes für Ökologie von 1994 ist das Fehntjer Tiefgebiet 
bereits als gemeldetes „Besonderes Schutzgebiet“ dargestellt.  
Die EU-Kommission veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Union Listen 
der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (GGB) nach der FFH-Richtlinie. 
Die Veröffentlichung erfolgt jeweils für sog. biogeografische Regionen. Eine 
Liste wurde erstmals im Dezember 2004 veröffentlicht, in der das Fehntjer Tief 
enthalten ist. 
Darauf aufbauend basiert der Schutzstatus auf dem Schutzzweck, der unter 
Hinzuziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt 
worden ist, und der allgemeinen Verpflichtung zum Erhalt und der Wiederher-
stellung eines günstigen Erhaltungszustandes. Mit der Meldung des Gebietes 
an die EU-Kommission entstand zudem die Verpflichtung geeignete Schutz-
maßnahmen zur Wahrung der ökologischen Merkmale des Gebietes zu ergrei-
fen. 
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55.  
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Sehr geehrte Damen und Herren,
ich habe folgende Einwendungen gegen den o. g. Entwurf einzubringen: 
Die Verordnung ist ein Maßnahmenkatalog, der zu stark in die Grundrechte 
der Grundstückseigentümer und der Bewirtschafter und Nutzer eingreift. 

Die Verordnung verkennt, dass sich das o. g. Gebiet über Jahrhunderte zu ei-
ner Natur- und Kulturlandschaft entwickelt hat, wie wir sie heute vorfinden. 
Die offene, von Grünland geprägte Landschaft ist erhaltenswert. Sie ist touris-
tischer Faktor und wie die Verordnung in ihrer Einleitung richtigerweise be-
schreibt, ein Erholungsfaktor. Die Strukturen von kleinen bäuerlichen Fami-
lienbetrieben, erholungssuchenden Einheimischen und Touristen, Jägem, Rei-
tern etc. eingebunden in die Wallhecken-und Flusslandschaft funktionieren 
gut. Viele Dinge haben sich entwickelt (so z. B. der Bestand diverser Pflanzen- 
und Tierarten, die die Verordnung auflistet) ohne, dass es ein großes Dazutun 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Das Netz „Natura 2000" besteht aus den Gebieten von gemeinschaftlicher 
Bedeutung (GGB) nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL, vom 21. 
Mai 1992, 92/43/EWG) und den Europäischen Vogelschutzgebieten (VSG) 
nach der Vogelschutzrichtlinie (VSRL, vom 2. April 1979, 79/409/EWG; ersetzt 
durch kodifizierte Fassung vom 30. November 2009, 2009/147/EG). Die Vogel-
schutzgebiete (VSG) gelten unmittelbar nach ihrer Meldung durch die Mit-
gliedstaaten an die EU-Kommission als besondere Schutzgebiete (Special Pro-
tection Areas - SPA) und gehören damit dem europäischen Schutzgebietssys-
tem „Natura 2000" an. Die Auswahl der Vogelschutzgebiete erfolgt für die 
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brauchte. Die ansässigen Familien sind teilweise seit Generationen an ein und 
demselben Ort ansässig. Viele Bewohner empfinden eine tiefe Verbundenheit 
zu diesem Gebiet. Ich denke nicht, dass den unterschiedlich betroffenen Men-
schen derart beeinträchtigender Maßnahmenkatalog an Verboten, Einschrän-
kungen, Freistellungen auf Antrag, Duldungen und Unterlassungen auferlegt 
werden muss, um dem in der Verordnung verankerten Schutzzweck zu dienen.

 Der Schutzzweck muss überarbeitet und weniger streng gefasst werden. 
Ich bin bestürzt zu lesen, dass eine Verordnung derart in die Rechte der Eigen-
tümer eingreift, dass diese von negativen wirtschaftlichen Folgen betroffen 
sein werden!  

besonders bedrohten Vogelarten des Anhangs I der Vogelschutzrichtlinie. 
Nach Artikel 4, Absatz 1 der Richtlinie sind die "zahlen- und flächenmäßig ge-
eignetsten Gebiete" zu Schutzgebieten zu erklären. Nach Artikel 4, Absatz 2 
besteht zudem auch für alle nicht im Anhang I aufgeführten, regelmäßigen 
Zugvogelarten die Verpflichtung hinsichtlich ihrer Vermehrungs-, Mauser- und 
Überwinterungsgebiete sowie der Rastplätze in ihren Wanderungsgebieten 
entsprechende Schutzmaßnahmen zu ergreifen.  
Bereits basierend auf der VSRL vom 2. April 1979 wurde das Fehntjer Tief an 
die EU in den 1980er Jahren gemeldet. In den Karten für avifaunistisch wert-
volle Bereiche in Niedersachsen – Brut-/Gastvögel von 1986-1992 des Nieder-
sächsischen Landesamtes für Ökologie von 1994 ist das Fehntjer Tiefgebiet 
bereits als gemeldetes „Besonderes Schutzgebiet“ dargestellt.  
Die EU-Kommission veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Union Listen 
der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (GGB) nach der FFH-Richtlinie. 
Die Veröffentlichung erfolgt jeweils für sog. biogeografische Regionen. Eine 
Liste wurde erstmals im Dezember 2004 veröffentlicht, in der das Fehntjer Tief 
enthalten ist. 
Darauf aufbauend basiert der Schutzstatus auf dem Schutzzweck, der unter 
Hinzuziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt 
worden ist, und der allgemeinen Verpflichtung zum Erhalt und der Wiederher-
stellung eines günstigen Erhaltungszustandes. Mit der Meldung des Gebietes 
an die EU-Kommission entstand zudem die Verpflichtung geeignete Schutz-
maßnahmen zur Wahrung der ökologischen Merkmale des Gebietes zu ergrei-
fen. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck entspricht der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 
welche insbesondere der Sicherung der biologischen Vielfalt dienen. Ein güns-
tiger Zustand der Lebensräume und Arten, die in den entsprechenden Stan-
darddatenbögen für das Gebiet dargestellt sind, muss angestrebt bzw. erhal-
ten werden. Auf einen Vermerk der EU-Kommission über die Ausweisung be-
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Die Flächen im geplanten LSG werden an Wert verlieren, da sie nur noch unter 
verschärften Auflagen bewirtschaftet werden dürften. Pachteinnahmen wer-
den sinken, Verkaufserlöse wären nur noch zu wesentlich geringerem Wert zu 
erzielen sein, wenn überhaupt, da das Grundstück für landwirtschaftliche 
Zwecke kaum noch wirtschaftlichen Ertrag bringen wird, Finanzierungslücken 
werden entstehen. Für viele Personen in der Landwirtschaft sind die Flächen-
verpachtungen das Altersvorsorgemodell. Der Einbruch der Einnahmen kann 
nicht kompensiert werden. 

sonderer Schutzgebiete vom 14. Mai 2012 – und die nach Auffassung der EU-
Kommission sinngemäße Anwendung für EU-Vogelschutzgebiete– wird ver-
wiesen. Danach sind alle im Standarddatenbogen zum Gebiet benannten signi-
fikanten Arten zum Schutzgegenstand der Sicherung zu machen und in dieser 
LSG-Verordnung zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus sind aber auch andere Arten, z. B. Schmetterlinge, Heuschre-
cken oder Pflanzen, für die die Flächen eine Bedeutung als Lebensstätte oder 
Lebensraum haben, zu erhalten und zu entwickeln. 

Die aufgeführten Regelungen der Verordnung beeinflussen die Wirtschafts-
weise der im Schutzgebiet wirtschaftenden Betriebe. Eine natur- und land-
schaftsverträgliche landwirtschaftliche Bodennutzung nach guter fachlicher 
Praxis gemäß § 5 Abs. 2 BNatSchG ist weiterhin möglich und auch notwendig. 
Eine mögliche Wertminderung ist vom jeweiligen Betrieb und der Betriebs-
struktur abhängig.  
Betroffenheiten durch die geplante Unterschutzstellung wurden in einer durch 
die Landkreise Aurich und Leer beauftragten Betroffenheitsanalyse betrachtet. 
Diese diente der Ermittlung der wesentlichen Grundlagen. Während der Er-
stellung der landwirtschaftlichen Betroffenheitsanalysen haben sich jedoch 
bereits wesentliche Änderungen der geplanten Verordnungsinhalte ergeben, 
unter anderem aufgrund von Gesprächen mit Landwirten. Soweit möglich, 
wurden Problempunkte somit bereits im Erstellungsprozess berücksichtigt und 
die Verordnungsinhalte dementsprechend angepasst. Die Betroffenheitsana-
lysen beziehen sich auf einen überholten Stand der Verordnung und sind so-
mit nicht Gegenstand des formellen Beteiligungsverfahrens zur Ausweisung 
des geplanten Landschaftsschutzgebietes. 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
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das geplante Landschaftsschutzgebiet deckt sich nicht mit der Fläche der zu 
Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete, das ist rechtswidrig und ohne 
jegliche rechtliche oder sachliche Grundlage. 

Die Verordnung darf daher in dieser Form nicht erlassen werden, da sie sach-
lich falsch ist und rechtlich keinen Bestand haben wird! 
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. C-137/14) zulässig. 

eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Übrige Flächen wurden 
nicht hinzugefügt. 

Zur Kenntnis genommen. 
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56.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich habe folgende Einwendungen gegen den o. g. Entwurf einzubringen:
Die Verordnung ist ein Maßnahmenkatalog, der meines Erachtens zu stark in 
die Grundrechte der Grundstückseigentümer und/oder Bewirtschafter/Nutzer 
eingreift. 

Die Verordnung verkennt, dass sich das o. g. Gebiet über Jahrhunderte zu ei-
ner Natur-/Kultur-landschaft entwickelt hat, wie wir sie heute vorfinden. Die 
offene, von Grünland geprägte Landschaft ist erhaltenswert. Sie ist touristi-
scher Faktor und wie die Verordnung in ihrer Einleitung richtigerweise be-
schreibt: ein Erholungsfaktor. Die Strukturen von kleinen bäuerlichen Fami-
lienbetrieben, erholungssuchenden Einheimischen und Touristen, Jägern, Rei-
tern etc. eingebunden in die Wallhecken- und Flusslandschaft funktionieren 
gut. Viele Dinge haben sich entwickelt (so z. B. der Bestand diverser Pflanzen- 
und Tierarten, die die Verordnung auflistet) ohne, dass es ein großes Dazutun 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzuziehung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. Die Daten 
belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume in den 
letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung mit den 
hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Meldung 
des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich zwin-
gend. 
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brauchte. Die ansässigen Familien sind teilweise seit Generationen an ein und 
demselben Ort ansässig. Viele Bewohner empfinden eine tiefe Verbundenheit 
zu diesem Gebiet. Ich denke nicht, dass dem/den Bürger(-innen) / Bewirt-
schafter(-innen) / Nutzer(-innen) / Eigentümer(innen) etc. ein derart beein-
trächtigender Maßnahmenkatalog an Verboten, Einschränkungen, Freistellun-
gen auf Antrag, Duldungen und Unterlassungen auferlegt werden sollte, um 
dem in der Verordnung verankerten Schutzzweck zu dienen. Der Schutzzweck 
sollte meiner Meinung nach überarbeitet und weniger streng gefasst werden. 

Ich bin bestürzt zu lesen, dass eine Verordnung derart in die Rechte der Eigen-
tümer eingreift, dass diese von negativen wirtschaftlichen Folgen betroffen 
sein werden: Die Flächen im geplanten LSG werden an Wert verlieren, da die 
betreffenden Flächen nur noch unter verschärften Auflagen bewirtschaftet 
werden dürften. Pachteinnahmen werden sinken, Verkaufserlöse wären nur 
noch unter (jetzigem) Wert zu erzielen (wenn überhaupt, da das Grundstück 
für landwirtschaftliche Zwecke kaum noch wirtschaftlichen Ertrag bringen 
wird), Finanzierungslücken können entstehen. Für viele Personen in der Land-
wirtschaft sind die Flächenverpachtungen das Altersvorsorgemodell. Der Ein-
bruch der Einnahmen kann nicht kompensiert werden. 

Berichtigt werden muss, das geplante Landschaftsschutzgebiet nicht mit der 
Fläche der zu Grunde liegenden FFH-und Vogelschutzgebiete deckt. Das ist 
unakzeptabel, da ohne jegliche Grundlage. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG.  

Der Verkehrswert /der Pachtwert eines Grundstücks fußt neben Lage, Schnitt, 
Erschließung, Boden etc. auf dessen Nutzbarkeit, also auf der aktuell dort zu 
erzielenden Wertschöpfung. Die gegenwärtig rechtmäßig ausgeübte Flächen-
nutzung wird aber durch die Schutzgebietsausweisung nicht verhindert oder in 
erheblichem Maße eingeschränkt. Es besteht daher objektiv kein Grund, dass 
sich am wirtschaftlichen Wert der Fläche und damit auch am zu erzielenden 
Verkaufserlös bzw. an der zu erzielenden Pacht etwas ändert. Es gilt ein Ver-
schlechterungsverbot seit Meldung des FFH- und/oder Vogelschutzgebietes. 

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Übrige Flächen wurden 
nicht hinzugefügt. 
Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
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Ich rege aus o. g. Gründen eine Nachbesserung der Verordnung an. 
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen er Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 — 
Rs. C-137/14) zulässig. 

auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass die schützenswerten Arten in den letz-
ten 20 Jahren stark beeinträchtigt worden sind. Eine Unterschutzstellung mit 
den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Mel-
dung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich 
zwingend. 

Zur Kenntnis genommen. 
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57.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Sehr geehrte Damen und Herren,
Wir als Dienstleistungsunternehmen für die Landwirtschaft sind auf landwirt-
schaftliche Betriebe angewiesen die Ihre Flächen ordentlich und nach guter 
fachlicher Praxis bewirtschaften. 
Die in diesem derzeitigen Wandel stark wachsenden ldw. Betriebe sind auch 
auf uns als Lohnunternehmen angewiesen um Ihre Flächen in der angemesse-
nen Zeit mit moderner Technik zu bearbeiten. 
Alle Maßnahmen die zu einer Einschränkung der Bewirtschaftung der Flächen 
in dem geplanten Naturschutzgebiet führen, werden früher oder später zu 
einer Einschränkung des Auftragsvolumen für unser Unternehmen führen 
Als Beispiel möchten wir auf §4 Verbote eingehen: 

-Ein Verbot der Grünlandneuansaat führt zu einer Qualitativen und Quantita-
tiven Verschlechterung des Grundfutters 
Die Gräsermischungen zur Nachsaat müssen für Energie- und Eiweißreiche 
Gräser und Grasnarben geeignet sein um Grundfutterqualität erzeugen zu 
können 

Zur Kenntnis genommen.

Der Erhalt einer Grünlandnarbe mit einem Anteil von krautigen Blütenpflan-
zen ist für die Artenvielfalt der Flora aber auch der Fauna, besonders der In-
sekten, von großer Bedeutung. Eine regelmäßige Grünlanderneuerung mittels 
Umbruch und Neuansaat mit Intensivgrasmischungen verhindert die Entwick-
lung einer solchen Grünlandnarbe. Alle Brutvögel, vor allem die Wiesenbrüter 
(Großer Brachvogel, Kiebitz und Uferschnepfe und andere) sind jedoch auf 
artenreiches Grünland angewiesen. Ihre Jungvögel nutzen in den ersten Le-
benswochen ausschließlich Insekten als Nahrungsgrundlage. Auf Grünländern 
mit nahezu flächendeckendem Grasbewuchs kommen jedoch nur sehr wenige 
Insekten vor, so dass die Energiebilanz zwischen Nahrungssuche und Nah-
rungsaufnahme negativ ist. Die Jungvögel würden verhungern. Gemäß der EU-
Agrarreform 2015 ist zudem eine mechanische Zerstörung der Grasnarbe auf 
umweltsensiblen Dauergrünland (Grünland in FFH-Gebieten) verboten. Der 
Anteil an Weidelgras ist insgesamt beschränkt, um eine Dominanz desselben 
zu verhindern und die Konkurrenzfähigkeit der anderen Gras- und Kräuterar-
ten zu fördern. Eine sehr dichte Grasnarbe, wie sie bei der Verwendung von 
Weidelgräsern im Allgemeinen entsteht, führt zudem zu einer verstärkten 
Beschattung des Bodens. Dies wiederum hat eine Veränderung des Kleinkli-
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-Das Liegenlassen von Mähgut kann auf Grund der Witterungsbedingungen 
vereinzelt nicht vermieden werden, da die Zerstötung der Bodenstruktur bei 
Nässe mehr Schäden verursacht als das liegengelassene Mähgut 

mas, u. a. ein Absinken der Temperaturen in dem Bereich zur Folge, der von 
Insekten zur Reproduktion (Entwicklung der Larvenstadien) genutzt wird. 
Dadurch wird die Entwicklung verschiedener Insektenarten (z. B. bodennis-
tende Wildbienen, Käfer) beeinträchtigt, was sich in der Folge auch negativ auf 
insektenfressende Vogelarten und Fledermäuse auswirkt. Der Kräuteranteil 
von mindestens 15 % sowie die Diversifizierung der Gräser (mindestens fünf 
verschiedene Arten) dienen dem Ziel, die Nahrungsgrundlage für Insekten zu 
verbessern. Einige Schmetterlingsarten z. B., nutzen Gräser als Futterpflanzen 
oder zur Eiablage, blühende Kräuter sind für viele Insekten eine wertvolle Nek-
tarquelle. Geeignete Kräuter sind z. B.: Wilde Möhre (Daucus carota), Horn-
klee (Lotus corniculatus), Schafsgarbe (Achillea millefolium), Sauerampfer 
(Rumex acetosa), Vogelwicke (Vicia cracca), Spitzwegerich (Plantago lanceola-
ta), Rotklee (Trifolium pratense), Wiesen-Labkraut (Galium album). Bei lang-
jährigem Dauergrünland ist zudem der gespeicherte Kohlenstoff höher, so 
dass dies auch dem Klimaschutz dient. Gleiches gilt für die Neuansaat. 

Gemäß § 40 BNatSchG ist regionales Saatgut zu verwenden, um eine Ausbrei-
tung von gebietsfremden Arten zu verhindern. Diese Regelung dient insbe-
sondere dem Schutz der innerartlichen Vielfalt gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG. 

Ziel einer Mahd ist die Gewinnung von Futter, so dass Mähgut von der Fläche 
abgefahren wird. Das Liegenlassen von Mahdgut kann zur Veränderung der 
Pflanzenzusammensetzung einer Fläche führen. Auch bei erschwerten Bedin-
gungen aufgrund ungünstiger Witterungsverhältnisse ist das Mahdgut abzu-
fahren. Bei offensichtlicher Unmöglichkeit, z. B. unvorhergesehener extremer 
Witterungseinflüsse, kann das Mahdgut ausnahmsweise auf den Flächen ver-
bleiben. Eine natur- und landschaftsverträgliche Nutzung sollte diesen Grund-
satz berücksichtigen. Nach der Beweidung überständige Futterreste auszumä-
hen und der Verbleib der Reste auf der Fläche ist gute fachliche Praxis. 

Mit Implementierung der „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
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-Zunehmende Gewässerabstände sind unnötig, da zum 1. der Gewässerab-
stand bereits in der Düngeverordnung geregelt ist und zum 2. kein Ab-
schwemmen von Dünger auf Grünland zu erwarten ist 

Des Weiteren sind wir der Meinung das es keinen Sinn macht, wenn vorhan-
dene Schutzmaßnahmen nochmals geregelt werden. 

ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ 
(Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) wird angestrebt, alle vorhandenen Flüsse, 
Seen, Grundwasser und Küstengewässer in einen qualitativ guten Zustand zu 
überführen. In dem Entwurf des niedersächsischen Beitrags zu den Maßnah-
menprogrammen 2021 bis 2027 der Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Rhein 
nach § 117 des Niedersächsischen Wassergesetzes bzw. nach Art. 11 der EG-
Wasserrahmenrichtlinie vom Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz mit dem Stand vom Dezember 2020 ist die 
Gesamtbewertung des ökologischen Zustandes der Gewässer Bagbander Tief 
mit Bietze, Oldersumer Stieltief/Fehntjer Tief, Fehntjer Tief (südlicher Arm), 
Rorichumer Tief und Fehntjer Tief (westl. Arm) als unbefriedigend, mäßig und 
schlecht bewertet. Als Belastungen sind hier unter anderem diffuse Quellen 
aus der Landwirtschaft angegeben. Von einer Belastung mit Nährstoffen ist 
auszugehen. Bei einer Bewertung hinsichtlich der Nähstoffbelastung für den 
Parameter Gesamtstickstoff sind alle genannten Gewässer als belastet einge-
stuft, dabei ist die Landwirtschaft als signifikante Belastungsquelle angegeben. 
Es ergibt sich eine unabdingbare Reduzierung der Nährstoffeinträge, um den 
ökologischen Zustand der Gewässer zu verbessern.  
Dabei wird mit dem Schutz des durch den Gewässerrandstreifen bestimmten 
räumlichen Bereichs ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele der WRRL und des § 27 WHG geleistet. Der Zweck und die Bestim-
mung des Gewässerrandstreifens ergeben sich aus § 38 Abs. 1 und Abs. 2 
WHG. Mit dieser Regelung wird in der sensiblen gewässernahen Zone eine 
dem Schutz der Gewässer dienende ökologische Maßnahme unmittelbar vor-
gegeben sowie das Gewässer vor Einträgen geschützt. Das Bundesrecht ergän-
zende Verbote der Verwendung von Düngemitteln trägt der Zweckbestim-
mungen des Gewässerrandstreifens– Verbesserung der ökologischen Funktion 
oberirdischer Gewässer, Verminderung von Stoffeinträgen aus diffusen Quel-
len und Sicherung des Wasserabflusses –Rechnung. 

Der Gewässerrandstreifen sorgt dafür, dass Nährstoffeinträge in die betref-
fenden Gewässer wirksam unterbunden werden. Der Schutzzweck der NSG-



529 

Beispiel:
-Küken — und Gelegeschutz sind bereits im NAGBNatSchG geregelt 
-Gewässerabstände in der Düngeverordnung 

Fazit 
Wir als Lohnunternehmen mit 18 Mitarbeitern dienen der Landwirtschaft und 
den landwirtschaftlichen Betrieben seit 43 Jahren! 
Wir möchten diese Aufgabe auch gerne weiterhin erfüllen! 
Das können wir aber nur wenn die betroffenen Betriebe nicht durch die NSG 
Ausweisung in Ihrer Existenz gefährdet werden und aufgeben müssen! 

Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 
— Rs. C-137/14) zulässig. 

VO macht diese Vorgabe unabdingbar. 

Die Durchführung des Küken- und Gelegeschutzes ist nicht im NAGBNatSchG 
geregelt. Es findet sich lediglich eine Entschädigungsregelung für den Fall, 
wenn die zuständige Naturschutzbehörde eine Anordnung trifft, dass die be-
treffenden Flächen, auch außerhalb eines Naturschutzgebietes, zum Schutz 
der Gelege erst später befahren werden dürfen. Wie in der Begründung aus-
führlich angeführt, reichen die in der Düngeverordnung stehenden Regelun-
gen nicht aus, um dem Schutzzweck der Verordnung genüge zu tragen.  

Zur Kenntnis genommen. 
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58.   
Eingang LK Aurich:28.01.2021  

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich habe folgende Einwendungen gegen den o. g. Entwurf einzubringen:
Die Verordnung ist ein Maßnahmenkatalog, der meines Erachtens zu stark in 
die Grundrechte der Grundstückseigentümer und/oder Bewirtschafter/Nutzer 
eingreift. 

Die Verordnung verkennt, dass sich das o. g. Gebiet über Jahrhunderte zu ei-
ner Natur-/Kultur-landschaft entwickelt hat, wie wir sie heute vorfinden. Die 
offene, von Grünland geprägte Landschaft ist erhaltenswert. Sie ist touristi-
scher Faktor und wie die Verordnung in ihrer Einleitung richtigerweise be-
schreibt: ein Erholungsfaktor. Die Strukturen von kleinen bäuerlichen Fami-
lienbetrieben, erholungssuchenden Einheimischen und Touristen, Jägern, Rei-
tern etc. eingebunden in die Wallhecken- und Flusslandschaft funktionieren 
gut. Viele Dinge haben sich entwickelt (so z. B. der Bestand diverser Pflanzen- 
und Tierarten, die die Verordnung auflistet) ohne, dass es ein großes Dazutun 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzuziehung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. Die Daten 
belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume in den 
letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung mit den 
hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Meldung 
des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich zwin-
gend. 
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brauchte. Die ansässigen Familien sind teilweise seit Generationen an ein und 
demselben Ort ansässig. Viele Bewohner empfinden eine tiefe Verbundenheit 
zu diesem Gebiet. Ich denke nicht, dass dem/den Bürger(-innen) / Bewirt-
schafter(-innen) / Nutzer(-innen) / Eigentümer(innen) etc. ein derart beein-
trächtigender Maßnahmenkatalog an Verboten, Einschränkungen, Freistellun-
gen auf Antrag, Duldungen und Unterlassungen auferlegt werden sollte, um 
dem in der Verordnung verankerten Schutzzweck zu dienen, Der Schutzzweck 
sollte meiner Meinung nach überarbeitet und weniger streng gefasst werden. 

Ich bin bestürzt zu lesen, dass eine Verordnung derart in die Rechte der Eigen-
tümer eingreift, dass diese von negativen wirtschaftlichen Folgen betroffen 
sein werden: Die Flächen im geplanten LSG werden an Wert verlieren, da die 
betreffenden Flächen nur noch unter verschärften Auflagen bewirtschaftet 
werden dürften. Pachteinnahmen werden sinken, Verkaufserlöse wären nur 
noch unter (jetzigem) Wert zu erzielen (wenn überhaupt, da das Grundstück 
für landwirtschaftliche Zwecke kaum noch wirtschaftlichen Ertrag bringen 
wird), Finanzierungslücken können entstehen. Für viele Personen in der Land-
wirtschaft sind die Flächenverpachtungen das Altersvorsorgemodell. Der Ein-
bruch der Einnahmen kann nicht kompensiert werden. 

Berichtigt werden muss, das geplante Landschaftsschutzgebiet nicht mit der 
Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete deckt. Das ist 
unakzeptabel, da ohne jegliche Grundlage. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG.  

Der Verkehrswert /der Pachtwert eines Grundstücks fußt neben Lage, Schnitt, 
Erschließung, Boden etc. auf dessen Nutzbarkeit, also auf der aktuell dort zu 
erzielenden Wertschöpfung. Die gegenwärtig rechtmäßig ausgeübte Flächen-
nutzung wird aber durch die Schutzgebietsausweisung nicht verhindert oder in 
erheblichem Maße eingeschränkt. Es besteht daher objektiv kein Grund, dass 
sich am wirtschaftlichen Wert der Fläche und damit auch am zu erzielenden 
Verkaufserlös bzw. an der zu erzielenden Pacht etwas ändert. Es gilt ein Ver-
schlechterungsverbot seit Meldung des FFH- und/oder Vogelschutzgebietes. 

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Übrige Flächen wurden 
nicht hinzugefügt. 
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Ich rege aus o. g. Gründen eine Nachbesserung der Verordnung an.
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 - 
Rs. C-137/14) zulässig. 

Zur Kenntnis genommen.
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59.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich habe folgende Einwendungen gegen den o. g. Entwurf einzubringen:
Die Verordnung ist ein Maßnahmenkatalog, der meines Erachtens zu stark in 
die Grundrechte der Grundstückseigentümer und/oder Bewirtschafter/Nutzer 
eingreift. 

Die Verordnung verkennt, dass sich das o. g. Gebiet über Jahrhunderte zu ei-
ner Natur-/Kultur-landschaft entwickelt hat, wie wir sie heute vorfinden. Die 
offene, von Grünland geprägte Landschaft ist erhaltenswert. Sie ist touristi-
scher Faktor und wie die Verordnung in ihrer Einleitung richtigerweise be-
schreibt: ein Erholungsfaktor. Die Strukturen von kleinen bäuerlichen Fami-
lienbetrieben, erholungssuchenden Einheimischen und Touristen, Jägern, Rei-
tern etc. eingebunden in die Wallhecken- und Flusslandschaft funktionieren 
gut. Viele Dinge haben sich entwickelt (so z. B. der Bestand diverser Pflanzen- 
und Tierarten, die die Verordnung auflistet) ohne, dass es ein großes Dazutun 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzuziehung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. Die Daten 
belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume in den 
letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung mit den 
hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Meldung 
des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich zwin-
gend. 
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brauchte. Die ansässigen Familien sind teilweise seit Generationen an ein und 
demselben Ort ansässig. Viele Bewohner empfinden eine tiefe Verbundenheit 
zu diesem Gebiet. Ich denke nicht, dass dem/den Bürger(-innen) / Bewirt-
schafter(-innen) Nutzer(-innen) / Eigentümer(innen) etc. ein derart beein-
trächtigender Maßnahmenkatalog an Verboten, Einschränkungen, Freistellun-
gen auf Antrag, Duldungen und Unterlassungen auferlegt werden sollte, um 
dem in der Verordnung verankerten Schutzzweck zu dienen. Der Schutzzweck 
sollte meiner Meinung nach überarbeitet und weniger streng gefasst werden. 

Ich bin bestürzt zu lesen, dass eine Verordnung derart in die Rechte der Eigen-
tümer eingreift, dass diese von negativen wirtschaftlichen Folgen betroffen 
sein werden: Die Flächen im geplanten LSG werden an Wert verlieren, da die 
betreffenden Flächen nur noch unter verschärften Auflagen bewirtschaftet 
werden dürften. Pachteinnahmen werden sinken, Verkaufserlöse wären nur 
noch unter (jetzigem) Wert zu erzielen (wenn überhaupt, da das Grundstück 
für landwirtschaftliche Zwecke kaum noch wirtschaftlichen Ertrag bringen 
wird), Finanzierungslücken können entstehen. Für viele Personen in der Land-
wirtschaft sind die Flächenverpachtungen das Altersvorsorgemodell. Der Ein-
bruch der Einnahmen kann nicht kompensiert werden. 

Berichtigt werden muss, das geplante Landschaftsschutzgebiet nicht mit der 
Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete deckt. Das ist 
unakzeptabel, da ohne jegliche Grundlage. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG.  

Der Verkehrswert /der Pachtwert eines Grundstücks fußt neben Lage, Schnitt, 
Erschließung, Boden etc. auf dessen Nutzbarkeit, also auf der aktuell dort zu 
erzielenden Wertschöpfung. Die gegenwärtig rechtmäßig ausgeübte Flächen-
nutzung wird aber durch die Schutzgebietsausweisung nicht verhindert oder in 
erheblichem Maße eingeschränkt. Es besteht daher objektiv kein Grund, dass 
sich am wirtschaftlichen Wert der Fläche und damit auch am zu erzielenden 
Verkaufserlös bzw. an der zu erzielenden Pacht etwas ändert. Es gilt ein Ver-
schlechterungsverbot seit Meldung des FFH- und/oder Vogelschutzgebietes. 

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Übrige Flächen wurden 
nicht hinzugefügt. 
Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
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Ich rege aus o. g. Gründen eine Nachbesserung der Verordnung an. 
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 - 
Rs. C-137/14) zulässig. 

auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass die schützenswerten Arten in den letz-
ten 20 Jahren stark beeinträchtigt worden sind. Eine Unterschutzstellung mit 
den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Mel-
dung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich 
zwingend. 

Zur Kenntnis genommen. 
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60.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich habe folgende Einwendungen gegen den o. g. Entwurf einzubringen:
Die Verordnung ist ein Maßnahmenkatalog, der meines Erachtens zu stark in 
die Grundrechte der Grundstückseigentümer und/oder Bewirtschafter/Nutzer 
eingreift. 

Die Verordnung verkennt, dass sich das o. g. Gebiet über Jahrhunderte zu ei-
ner Natur-/Kultur-landschaft entwickelt hat, wie wir sie heute vorfinden. Die 
offene, von Grünland geprägte Landschaft ist erhaltenswert. Sie ist touristi-
scher Faktor und wie die Verordnung in ihrer Einleitung richtigerweise be-
schreibt: ein Erholungsfaktor. Die Strukturen von kleinen bäuerlichen Fami-
lienbetrieben, erholungssuchenden Einheimischen und Touristen, Jägern, Rei-
tern etc. eingebunden in die Wallhecken- und Flusslandschaft funktionieren 
gut. Viele Dinge haben sich entwickelt (so z. El der Bestand diverser Pflanzen- 
und Tierarten, die die Verordnung auflistet) ohne, dass es ein großes Dazutun 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzuziehung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. Die Daten 
belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume in den 
letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung mit den 
hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Meldung 
des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich zwin-
gend. 
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brauchte. Die ansässigen Familien sind teilweise seit Generationen an ein und 
demselben Ort ansässig. Viele Bewohner empfinden eine tiefe Verbundenheit 
zu diesem Gebiet. Ich denke nicht, dass dem/den Bürger(-innen) / Bewirt-
schafter(-innen) / Nutzer(-innen) / Eigentümer(innen) etc. ein derart beein-
trächtigender Maßnahmenkatalog an Verboten, Einschränkungen, Freistellun-
gen auf Antrag, Duldungen und Unterlassungen auferlegt werden sollte, um 
dem in der Verordnung verankerten Schutzzweck zu dienen. Der Schutzzweck 
sollte meiner Meinung nach überarbeitet und weniger streng gefasst werden. 

Ich bin bestürzt zu lesen, dass eine Verordnung derart in die Rechte der Eigen-
tümer eingreift, dass diese von negativen wirtschaftlichen Folgen betroffen 
sein werden: Die Flächen im geplanten LSG werden an Wert verlieren, da die 
betreffenden Flächen nur noch unter verschärften Auflagen bewirtschaftet 
werden dürften. Pachteinnahmen werden sinken, Verkaufserlöse wären nur 
noch unter (jetzigem) Wert zu erzielen (wenn überhaupt, da das Grundstück 
für landwirtschaftliche Zwecke kaum noch wirtschaftlichen Ertrag bringen 
wird), Finanzierungslücken können entstehen. Für viele Personen in der Land-
wirtschaft sind die Flächenverpachtungen das Altersvorsorgemodell. Der Ein-
bruch der Einnahmen kann nicht kompensiert werden. 

Berichtigt werden muss, das geplante Landschaftsschutzgebiet nicht mit der 
Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete deckt. Das ist 
unakzeptabel, da ohne jegliche Grundlage. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG.  

Der Verkehrswert /der Pachtwert eines Grundstücks fußt neben Lage, Schnitt, 
Erschließung, Boden etc. auf dessen Nutzbarkeit, also auf der aktuell dort zu 
erzielenden Wertschöpfung. Die gegenwärtig rechtmäßig ausgeübte Flächen-
nutzung wird aber durch die Schutzgebietsausweisung nicht verhindert oder in 
erheblichem Maße eingeschränkt. Es besteht daher objektiv kein Grund, dass 
sich am wirtschaftlichen Wert der Fläche und damit auch am zu erzielenden 
Verkaufserlös bzw. an der zu erzielenden Pacht etwas ändert. Es gilt ein Ver-
schlechterungsverbot seit Meldung des FFH- und/oder Vogelschutzgebietes. 

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Übrige Flächen wurden 
nicht hinzugefügt. 
Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 



538 

Ich rege aus o. g. Gründen eine Nachbesserung der Verordnung an. 
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 - 
Rs. C-137/14) zulässig. 

auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass die schützenswerten Arten in den letz-
ten 20 Jahren stark beeinträchtigt worden sind. Eine Unterschutzstellung mit 
den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Mel-
dung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich 
zwingend. 

Zur Kenntnis genommen. 
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61.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich habe folgende Einwendungen gegen den o. g. Entwurf einzubringen:
Die Verordnung ist ein Maßnahmenkatalog, der meines Erachtens zu stark in 
die Grundrechte der Grundstückseigentümer und/oder Bewirtschafter/Nutzer 
eingreift. 

Die Verordnung verkennt, dass sich das o. g. Gebiet über Jahrhunderte zu ei-
ner Natur-/Kultur-landschaft entwickelt hat, wie wir sie heute vorfinden. Die 
offene, von Grünland geprägte Landschaft ist erhaltenswert. Sie ist touristi-
scher Faktor und wie die Verordnung in ihrer Einleitung richtigerweise be-
schreibt: ein Erholungsfaktor. Die Strukturen von kleinen bäuerlichen Fami-
lienbetrieben, erholungssuchenden Einheimischen und Touristen, Jägern, Rei-
tern etc. eingebunden in die Wallhecken- und Flusslandschaft funktionieren 
gut. Viele Dinge haben sich entwickelt (so z. B. der Bestand diverser Pflanzen- 
und Tierarten, die die Verordnung auflistet) ohne, dass es ein großes Dazutun 
brauchte. Die ansässigen Familien sind teilweise seit Generationen an ein und 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzuziehung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. Die Daten 
belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume in den 
letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung mit den 
hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Meldung 
des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich zwin-
gend. 
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demselben Ort ansässig. Viele Bewohner empfinden eine tiefe Verbundenheit 
zu diesem Gebiet. Ich denke nicht, dass dem/den Bürger(-innen) / Bewirt-
schafter(-innen) Nutzer(-innen) / Eigentümer(innen) etc, ein derart beein-
trächtigender Maßnahmenkatalog an Verboten, Einschränkungen, Freistellun-
gen auf Antrag, Duldungen und Unterlassungen auferlegt werden sollte, um 
dem in der Verordnung verankerten Schutzzweck zu dienen. Der Schutzzweck 
sollte meiner Meinung nach überarbeitet und weniger streng gefasst werden. 

Ich bin bestürzt zu lesen, dass eine Verordnung derart in die Rechte der Eigen-
tümer eingreift, dass diese von negativen wirtschaftlichen Folgen betroffen 
sein werden: Die Flächen im geplanten LSG werden an Wert verlieren, da die 
betreffenden Flächen nur 
noch unter verschärften Auflagen bewirtschaftet werden dürften. Pachtein-
nahmen werden sinken. Verkaufserlöse wären nur noch unter (jetzigem) Wert 
zu erzielen (wenn überhaupt, da das Grundstück für landwirtschaftliche Zwe-
cke kaum noch wirtschaftlichen 
Ertrag bringen wird), Finanzierungslücken können entstehen. Für viele Perso-
nen in der Landwirtschaft sind die Flächenverpachtungen das Altersvorsorge-
modell. Der Einbruch der Einnahmen kann nicht kompensiert werden. 

Berichtigt werden muss, das geplante Landschaftsschutzgebiet nicht mit der 
Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete deckt. Das ist 
unakzeptabel, da ohne jegliche Grundlage. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG.  

Der Verkehrswert /der Pachtwert eines Grundstücks fußt neben Lage, Schnitt, 
Erschließung, Boden etc. auf dessen Nutzbarkeit, also auf der aktuell dort zu 
erzielenden Wertschöpfung. Die gegenwärtig rechtmäßig ausgeübte Flächen-
nutzung wird aber durch die Schutzgebietsausweisung nicht verhindert oder in 
erheblichem Maße eingeschränkt. Es besteht daher objektiv kein Grund, dass 
sich am wirtschaftlichen Wert der Fläche und damit auch am zu erzielenden 
Verkaufserlös bzw. an der zu erzielenden Pacht etwas ändert. Es gilt ein Ver-
schlechterungsverbot seit Meldung des FFH- und/oder Vogelschutzgebietes. 

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Übrige Flächen wurden 
nicht hinzugefügt. 
Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
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Ich rege aus o. g. Gründen eine Nachbesserung der Verordnung an. 
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 - 
Rs. C-137/14) zulässig. 

auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass die schützenswerten Arten in den letz-
ten 20 Jahren stark beeinträchtigt worden sind. Eine Unterschutzstellung mit 
den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Mel-
dung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich 
zwingend. 

Zur Kenntnis genommen. 
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62.   
Eingang LK Aurich: 28.01.2021 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag LK Aurich

Ich habe folgende Einwendungen gegen den o. g. Entwurf einzubringen:
Die Verordnung ist ein Maßnahmenkatalog, der meines Erachtens zu stark in 
die Grundrechte der Grundstückseigentümer und/oder Bewirtschafter/Nutzer 
eingreift. 

Die Verordnung verkennt, dass sich das o. g. Gebiet über Jahrhunderte zu ei-
ner Natur-/Kultur-landschaft entwickelt hat, wie wir sie heute vorfinden. Die 
offene, von Grünland geprägte Landschaft ist erhaltenswert. Sie ist touristi-
scher Faktor und wie die Verordnung in ihrer Einleitung richtigerweise be-
schreibt: ein Erholungsfaktor. Die Strukturen von kleinen bäuerlichen Fami-
lienbetrieben, erholungssuchenden Einheimischen und Touristen, Jägern, Rei-
tern etc. eingebunden in die Wallhecken- und Flusslandschaft funktionieren 
gut. Viele Dinge haben sich entwickelt (so z. B. der Bestand diverser Pflanzen- 
und Tierarten, die die Verordnung auflistet) ohne, dass es ein großes Dazutun 

Die Einschränkungen in der LSG-VO sind entsprechend den Wertigkeiten des 
Gebietes und der erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfor-
derlich. Sie wurden auf das mindestens notwendige Maß begrenzt, so dass 
trotz dieser Einschränkungen noch Freiraum für eine landwirtschaftliche Nut-
zung bleibt. Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich weiterhin hieraus eine Art immanente, d. h., 
dem Grundstück selbst anhaftende Beschränkung der Eigentümerbefugnisse, 
die durch natur- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachge-
zeichnet wird (BVerwG, Urteil vom 24.06.1993, Az. 7 C 26/92). Naturschutz-
rechtliche Regelungen, jedenfalls soweit sie die Erhaltung im Wesentlichen 
bereits vorhandener naturnaher Verhältnisse bezwecken oder lediglich die Art 
und Weise der Nutzung näher bestimmen, aktualisieren regelmäßig nur die 
Sozialbindung des Eigentums (vgl. BGH, Urteil vom 18.02.1993, Az. III ZR 
20/92). Wegen des hohen Ranges des Naturschutzes muss der Eigentümer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihm möglicherweise eine rentablere Grund-
stücksnutzung verwehrt wird, denn Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht die einträg-
lichste Nutzung des Eigentums. 

Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzuziehung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. Die Daten 
belegen ohne Zweifel, dass vorkommende Arten und Lebensräume in den 
letzten 20 Jahren stark zurückgegangen sind. Eine Unterschutzstellung mit den 
hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Meldung 
des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich zwin-
gend. 
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brauchte. Die ansässigen Familien sind teilweise seit Generationen an ein und 
demselben Ort ansässig, Viele Bewohner empfinden eine tiefe Verbundenheit 
zu diesem Gebiet. Ich denke nicht, dass dem/den Bürger(-innen) / Bewirt-
schafter(-innen) / Nutzer(-innen) / Eigentümer(innen) etc, ein derart beein-
trächtigender Maßnahmenkatalog an Verboten, Einschränkungen, Freistellun-
gen auf Antrag, Duldungen und Unterlassungen auferlegt werden sollte, um 
dem in der Verordnung verankerten Schutzzweck zu dienen. Der Schutzzweck 
sollte meiner Meinung nach überarbeitet und weniger streng gefasst werden. 

Ich bin bestürzt zu lesen, dass eine Verordnung derart in die Rechte der Eigen-
tümer eingreift, dass diese von negativen wirtschaftlichen Folgen betroffen 
sein werden; Die Flächen im geplanten LSG werden an Wert verlieren, da die 
betreffenden Flächen nur noch unter verschärften Auflagen bewirtschaftet 
werden dürften. Pachteinnahmen werden sinken, Verkaufserlöse wären nur 
noch unter (jetzigem) Wert zu erzielen (wenn überhaupt, da das Grundstück 
für landwirtschaftliche Zwecke kaum noch wirtschaftlichen Ertrag bringen 
wird), Finanzierungslücken können entstehen. Für viele Personen in der Land-
wirtschaft sind die Flächenverpachtungen das Altersvorsorgemodell. Der Ein-
bruch der Einnahmen kann nicht kompensiert werden, 

Berichtigt werden muss, das geplante Landschaftsschutzgebiet nicht mit der 
Fläche der zu Grunde liegenden FFH- und Vogelschutzgebiete deckt. Das ist 
unakzeptabel, da ohne jegliche Grundlage. 

Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG.  

Der Verkehrswert /der Pachtwert eines Grundstücks fußt neben Lage, Schnitt, 
Erschließung, Boden etc. auf dessen Nutzbarkeit, also auf der aktuell dort zu 
erzielenden Wertschöpfung. Die gegenwärtig rechtmäßig ausgeübte Flächen-
nutzung wird aber durch die Schutzgebietsausweisung nicht verhindert oder in 
erheblichem Maße eingeschränkt. Es besteht daher objektiv kein Grund, dass 
sich am wirtschaftlichen Wert der Fläche und damit auch am zu erzielenden 
Verkaufserlös bzw. an der zu erzielenden Pacht etwas ändert. Es gilt ein Ver-
schlechterungsverbot seit Meldung des FFH- und/oder Vogelschutzgebietes. 

Die Grenzziehung des LSG resultiert aus einer Präzisierung der FFH-
Gebietskulisse „Fehntjer Tief und Umgebung“ (FFH 005) und des Vogelschutz-
gebietes „Fehntjer Tief“ (V07).  
Die Karten zur Meldung der FFH/Vogelschutzgebiete wurden im Maßstab 
1:50.000 erstellt. Für die Schutzgebietsausweisung ist durch Erlass des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz die 
zuständige Behörde angewiesen, die Grenze an bestehenden Flurstücks- oder 
im Gelände erkennbaren Grenzen auszurichten (Präzisierung). Gleichzeitig 
darf das FFH-/Vogelschutzgebiet durch die Grenzziehung nur in einem Puffer 
von 50 Meter verändert und nicht verkleinert werden. Übrige Flächen wurden 
nicht hinzugefügt. 
Der Schutzzweck dieses LSG ist auf den Naturhaushalt, die Naturgüter ein-
schließlich der Lebensstätten und Lebensräume von Pflanzen und Tieren und 
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Ich rege aus o. g. Gründen eine Nachbesserung der Verordnung an. 
Ich weise darauf hin, dass ich mir weitere Einwendungen vorbehalte. Dies ist 
wegen der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (U. v. 15.10.2015 - 
Rs. C-137/14) zulässig. 

auf Qualitäten des Landschaftsbildes ausgerichtet. Dies entspricht § 26 Abs. 1 
BNatSchG. Der Schutzzweck sowie die gesamte Verordnung sind unter Hinzu-
ziehung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Untersuchungen erstellt worden. 
Die Daten belegen ohne Zweifel, dass die schützenswerten Arten in den letz-
ten 20 Jahren stark beeinträchtigt worden sind. Eine Unterschutzstellung mit 
den hier vorliegenden Einschränkungen ist unumgänglich und durch die Mel-
dung des Gebietes als Teil des Netzes „Natura 2000“ gemeinschaftsrechtlich 
zwingend. 

Zur Kenntnis genommen. 


